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Einleitung. 



SUike Staaten haben es nicht allzu schwer, gute Politik zu 
machen. Sie verfügen über eine große Macht, die sie im Ernst- 
fälle in die Wagschale werfen können. Oft erreichen sie schon 
dadurch ihr Ziel, daß sie mit der Anwendung der Macht nur 
drohen. Anders liegen die Dinge bei schwachen Staaten, wie 
dem Deutschen Reich. Seine Militärmacht ist vfillig vernichtet, 
seine Wirtschaftskraft ist erheblich geschwächt, und das Volk 
ist uneinig. Hier ist also die Politik eine denkbar schwierige 
Kunst, zumal Deutschland es nicht bloß mit einem einzigen 
Feind, sondern mit zahlreichen Gegnern zu tun hat. Wenn 
daher unsere Staatsmänner in ihrem Wirken für die Zukunft 
des Deutschen Reiches und des deutschen Volkes Erfolg haben 
sollen, müssen es auserlesene Kdpfe sein. Wirtschaftlicher 
Weitblick und politische Voraussicht müssen ihnen eigen sein. 
Sie müssen Menschenkenner und Kenner fremder Völker sein, 
Sie müssen aber auch mit einem so festen Willen gewappnet 
sein, daß sie sich von ihrem Weg zum Ziel nicht abdrängen 
lassen. 

Seit drei Jahren sucht Deutschland nach solchen Führern. 
Das deutsche Volk braucht dringend starke und unbeugsame 
Staatsmänner. Einen solchen glaubten zahlreiche deutsche 
Männer und Frauen in Dr. Walther Rathenau gefunden zu 
haben. Er stand mit an der Spitze eines weltbekannten Grofi- 
betriebes unserer Wirtschaft und hatte einen angesehenen 
Namen als Denker und Schriftsteller. Ihm wurde viel Ver- 
trauen entgegengebracht. Große Taten wurden von ihm 
erwartet Rathenau hat nicht gezögert, seine Kräfte mit dem 
französischen Minister Loucheur zu messen. Neuerdings hat 
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L Eifllcitont 
er &uch in London sein GlQck Tersocht. über seine Verfaaiul- 
hingen oiit den Franzosen ist die Öffentlichkeit unterrichtet. 
Ober der Rolle, die er in London gespielt hat, ist noch ein 
gebetmnisvoUer Schleier gebreitet. 

Wenn nuui Rathenaus Spuren folgt, merkt man bald, wohin 
üe führen. Die Wiesbadener Verhandlungen haben fflr Frank* 
reich neue Vorteile, für Deutschland neue Nachteile gebracht 
Auch die Verbfindeten Frankreichs, England, Bellen und 
Italien, fühlen sich benachteiligt Das Wiesbadenet Abkommen 
ist keine Lösung, ja noch nicht einmal eine Teiltdsung des 
Reparationsproblems. Die in den Machtsprüchen von Versailles, 
Spa und London gestellten maßlosen Feindforderungen 
sind für Deutschland nicht wie man in weiten Kreisen erhofft 
hatte, auf das Maß des Erträglichen und Erfüllbaren herab- 
gesetzt, sondern im Gegenteil uobegreifUcherwetsc noch 
erschwert worden. Daher kann das Wiesbadener Abkommen 
nicht zum Vorbild und Muster für wettere derartige Ver- 
einbarungen dienen. Auch von der Londoner T&tigkeit 
Rathenaus ist kaum etwas Gutes zu erwarten, denn ihn hat 
der Geist des „Kabinetts der Erfüllung" geleitet, das erst spSt, 
gegen Ende des Jahres 1921, vielleicht zu spXt, erkannte, dafi 
das deutsche Volk den Leidensweg des Londoner Mai-Ulti- 
matums nicht zu gehen vermag. Wie konnte Rathenau trotz 
des weiteren Zerfalb unserer WShrung infolge der Zaiilung der 
ersten Goldmtlliarde und infolge des Raubes von Obersctilesien 
an seiner alten Reparattonspolitik noch Im November 1921 
festhallen? 

Rathenaus Reparationspolitik, auf die man so große StQcke 
gesetzt hatte, ist unfruchtbar geblieben. Die EnttSuschang 
darüber teilen die weitesten Kreise. Rathenau kann diesen 
Eindruck im deutschen Volk trotz lebhaftester Bemühungen 
nicht verwischen. Er ist sicherlich aus wohlerwogenen Grün- 
den, bei der Umbildung des Kabinetts Wirth nicht wieder in 
die Reichsregierung eingetreten. Das deutsche Volk h&tte es 
nicht zu bedauern, wenn Rathenau auch fflrderhin dem Kabinett 
fernbliebe. Jedenfalb müssen die Gnmds&tze Rathenanscher 
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' I. Einleitung 

Repantionspolitik wie die Leitgedanken der unentwegten Poli- 
tik der Erfüllung Qberbaupt aufgegeben werden. 

Ohne Voreingenommenheit soll in diesen Blättern, zurück- 
gehend bis auf das Diktat von Versailles, ein Bild der Ent- 
wicklung der Reparationspolitik entworfen werden. Der Leser 
soll vor allem an Rathenaus eigenen Äußerungen sehen, worauf . 
es ihm ankam und wie er die Dinge betrachtete und führte. 
In der Erörterung wird versucht, zu den wichtigsten Fragen 
Stellung zu nehmen und den Leser mit den Gegenwarta- und 
Zukunftsaufgaben unserer Politik und Wirtschaft vertraut zu 
machen. Die Wiedergabe des Urteils der Welt soll zeigen, daS 
einseitige Kritik bei der Abfassung dieser Studie nicht die 
Feder fOIirte. Schließlich soll der Leser die Überzeugung ge- 
winnen, daß nicht Kritik an sich, sondern das Bestreben, für 
eine ertrSgUche LSsung des Reparationsproblems praktische 
Fingerze^e zu geben, Absicht und Zweck des Buches ist 
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n. 
RAthenaus BegrOnduns. 

Et war un 7, Oktober 1921, <Us zu Wietbaden der deutsche 
Wiedcruifbaummister Dr. Walther Ratheoau und Loucbenr, der 
franzfitücbe Minister der zerstSrten Gebiete, das Hauptab- 
kommen ffir die deutschen Sachleistungen oebst einer Anzahl 
sofeiuuiater Nebcnabkonunen absctibssen. Kaum war von 
beiden Unterhändlern die Unterschrift unter den Pakt 
gesetzt, da gab Ratbenau den aufborcbenden Vertretern der 
deutschen, dann auch der französischen, englischen und sonsti- 
gen Auslandspresse folgende Erklärnng ab: 



Die Wictbadencr Erklinng. 

„Seit Jahren fand zum ersten Male eine Verhandlung statt, 
bei der jeder Teil auf die Interessen des andern Rücksicht ge- 
nommen hat und bei der ein freies, nicht diktiertes Abkommen 
das Ergebnis war, ein Ergebnis, das ausschlieBlicb auf dem 
Wege der Verhandlung erzielt wurde. 

Was beide Partelen zusammengebracht hat, war das ge- 
meinsam erkannte Bedfirfnis der beschleunigten Wiederherstel- 
lung der zerstfirten französischen Gebiete. Es ist von franzö- 
sischer Seite viel ffir den Wiederaufbau geleistet worden, viel 
bleibt aber noch zu leisten fibrig. Es ist nötig, nicht nur im 
fransftiiichen, sondern im Weltinteresse, daß diese schmerz- 
lichste wie zugleich gef&hrlichste Spur des Krieges ver- 
schwindet. Vielleicht liegt eine symbolische Bedeutung darin, 
10 
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Die WiesbadeDer Erklärung 
daß sich die beiden Nationen, die steh in vielen aufeinander 
folgenden Kriegen bitter bekämpft haben, sich zum ersten Male 
zu einem wirklichen Friedenswerke vereinigten. 

Deutschland bringt, um dieses Werk zu ermöglichen, ein 
schweres Opfer, und gerade dieses Opfer wird ihm von jedem, 
der die Vereinbarungen, ohne tieier in sie einzudringen, be- 
urteilt, zum schweren Vorwurf gemacht Es ist wahr, daß 
Deutsclilands Lage nicht derartig ist, daß es sich dazu drängen 
soll, den Bankier zu spielen; am wenigsten denjenigen Ländern 
gegenüber, die von Deutschland große Leistungen zu erwarten 
haben. Aber wenn man berücksichtigt, daß die Goldleistungen 
schwerer auf Deutschland lasten als jede andere Bürde, und 
daß mit der Fortdauer der Goldleistungen die Entwertung der 
Mark und damit die Unordnung der Staatsfinanzen unabwend- 
bar verknüpft ist, so kommt mau zu dem Ergebais, daß die 
teilweise Vorleistung von vier Jahren, auch finanziell betrach- 
tet, weitaus das kleinere Übel ist. Es wird durch das Ab- 
kommen nicht nur der Wiederaufbau gefördert, sondern es 
wird auch ein erheblicher Teil der deutschen Lasten aus Gold 
io Sachgüter verwandelt, das heißt, es werden ausländische 
Verptliditungen durch inländische ersetzt; es wird femer aber 
auch für die deutsche Produktion ein Absatzgebiet erscUossen, 
das vermutlich niemals wieder der deutschen Werktätigkeit 
entzogen wird. 

Das Interesse an dem Abkommen ist aber nicht nur auf 
Deutschland und Frankreich beschränkt, es ist nicht nur eine 
Frage der europäischen Wiederherstellung, sondern es kommt 
mittelbar auch allen anderen Nationen zugute. Denn die Waren, 
die zur französischen Wiederherstellung gebraucht werden, 
drücken nicht auf den Weltmarkt. Abgesehen hiervon aber 
besteht die Möglichkeit, ähnliche Vereinbarungen auch mit 
anderen alliierten Ländern zu treffen, und solche Abmachungen 
werden deshalb leichter sein als die ersteren, weil sie nicht, wie 
die mit Frankreich, auf einer Vorleistungsbasis beruhen müssen. 

Die Opfer der Kreditgewährung waren erforderlich, um den 
französischen Aufbau in einem kurzen Zeitraum zustande zu 

11 
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n. R&tlienani Be^fiaduiijt 
bringen. Ähnliche Ahmachusjea mit anderen Staaten werden 
gleiche Notwendigkeiten nicht mit sich bringen. Es besteht 
die Hoffminj, daB durch diese erste grundsätzliche, auf fried- 
licher Basis erfolgte Verständigung eine Periode der europäischen 
Gemeinschaftsarbeit und des Wiedererwachens der Weltwirt- 
schattssolidarität eingeleitet wird." 

So bat Rathenau in Wiesbaden gesprochen. Aas einer sol- 
chen erstmaligen und aus naheliegenden Gründen nur ober- 
flächlichen Unterrichtung der Presse vermag sich die Öffent- 
lichkeit kein Bild (iber die Absichten and Verhandlungen Rathe- 
natis zu machen. 



Der Mflndwaer Vortrag. 

Eine bessere Einführung bot der Vortrag, den der Wieder- 
aufbauminister Dr. Ratbenau am 27. September 1921 vor der 
Mitgliederversammlung des Reichsverbands der deutschen In- 
dustrie in München gehalten hat Dort wandte er sich zunächst 
gegen die Legende, die ihm die Worte ..Wir kSonen zahlen, 
wenn vrir nur wollen" zu Unrecht in den Mund gelegt habe, ohne 
die Grenze der Leistungsfähigkeit zu erwähnen, die er in der 
sittlichen Notwendigkeit anerkannt habe, ein Volk nicht in Not 
geraten zu lassen. Andererseits aber werde die Gegenseite das 
beständige Wiederholen des Wortes „Wir kfinnen nicht" not- 
wendig umdeuten in ein „Wir wollen nicht". Erst die Welt- 
wirtschaft werde eines Tages das „non possumus" auszu- 
sprechen haben. 

Zur Begründung des Abkommens fibergehend, betonte dann 
Rathenau, indem er auf die ungeheure Arbeitslosigkeit in Eng- 
land und besonders in Amerika hinwies, mit der Notwendigkeit, 
in die Deutschland versetzt werde, in einem unerhörten MaBe 
Güter zu produzieren und auf den Markt zu werfen, würden die 
Mengen der Arbeitdosen drauSen im Auslande sich nicht ver- 
mindern, sondern vermehren. Es gebe Völker, die das Rentner- 
tum ins Herz geschlossen hätten. Das Rentnertum eines 
12 
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Der Mfinchener Vor traft 
Staates aber, der von aoderen Staaten die Mittel beziehe) um 
davon zu leben, also ein Rentnertum von Land zu Lande, se) 
nicht m&^ch. 

Alsdann iuhr Rathenau fort: „Wir werden sehr bald die Er- 
kenntnis auch draußen aufdämmeni sehen, daß, wenn man unsere 
Lasten noch so hoch schrauben kSnnte, man nichts weiter er- 
reichen würde als die Ernährung eines jeden fünften Arbeitslosen 
auf unsere Kosten. Was hat ein Land damit gewonnen, wenn es 
fünf Millionen Arbeitslose hat und sich damit zu trösten sucht, dafi 
eine Million dieser Arbeitslosen von Deutschland ernährt wird? 
Viel besser ist es, wenn an Stelle der Arbeitslosen der Rentner- 
staaten und des Generalschuldners, wenn an Stelle dieses ver- 
worrenen, ungerechten und unniSglichen Systems eine inter- 
nationale wirtschaftliche Verstfindigung entsteht." 

Rathenau bezog sich weiter auf die Aufsehen erregende 
Rede, die Winston Churchill einige Tage vorher gehalten hatte, 
in der er zur Wiederherstellung der Welt einen Kongreß der 
Wirtschaft verlangt hatte, um über die MiBverhältnisse der Welt- 
wirtschaft zu beraten. Im gleichen Sinne meinte Rathenaa, 
von einem großen Uhrwerk, das mit der Axt zerschlagen sei. 
könne man nicht erwarten, daß jeder seiner Teile die Zeit richtig 
anzeige; man müsse es als Ganzes wiederherstellen. Gerade 
so sei der einheitliche Organismus der Weltwirtschaft zer- 
schlagen. Von den geschlossenen Sonderwirtschaften, die an 
ihre Stelle getreten seien, versagten einige Tollkommen. 

„Der einzige Weg, der beschritten werden kann, um aus d«- 
europäischen Verwirrung herauszukommen, um die Wege der 
Reparation innerhalb der Grenzen der Möglichkeit zu beschrei- 
ten, ist der der verständigen Aussprache und der gesch&ftlichen 
Verhandlungen. Diese Dinge müssen aus dem Kreis der Politik 
herausgehoben werden; sie müssen so behandelt werden, 
wie wir im Kreise der Industriellen große Fragen und 
Projekte verhandeln. Wir sind gewohnt, solche Dinge ohne 
Leidenschaft zu besprechen, die Interessen unserer Gegenpartei 
richtig einzuschätzen, unsere Interessen offen darzulegen und 
dann zu sehen, ob ein gemeinschaftlicher Weg zu finden ist, der 

13 



icvGooi^Ic 



n. Rathenaui Be^runduoK 
die beiderseitigen Interessen zusammenführt So habe ich denn 
versucht, diesen Verhandlungsweg mit Frankreich zu be- 
schreiten, und ich glaube, daß es nicht ganz vergebens war. 
Es wiure falsch, diese Verhandlungen mit irgendwelchen politi- 
schen Transaktionen zu verquicken. Geschäftliche Dinge müssen 
gesondert behandelt werden. In dem Augenblick, in dem sie 
mit anderen Elementen vermischt werden, verlieren sie ihre 
Wirksamkeit." 

Über diese Verhandlungen und die für sie maBgebenden Ten- 
denzen auf beiden Seiten sagte Rathenau in der Hauptsache 
folgendes: „Auf beiden Seiten war man sich darüber klar, 
welche Tendenzen zu verfolgen waren. Frankreich hat für 
seinen Wiederaufbau vieles getan, und doch ist sein Wieder- 
aufbau in vielen Punkten weit zurück. Die Schwierigkeit ist 
nicht sowohl eine technische wie eine finanzielle. Eine große 
Anzahl von Wiederaufbaugesellschaften arbeitet in Frankreich. 
Aber sie haben sehr schwere finanzielle Lasten zu tragen, und 
der französische Staat, der vor allen darauf ausgeht, keine In- 
flationspolitik zu betreiben, ist in seinen Mitteln nicht unbe- 
schrSnkt, um diese Gesellschaften zu ffirdem. AuE der anderen 
Seite besteht das berechtigte Interesse der Bewohner jener 
Gebiete, wieder in ihre Behausungen zu kommen, um in ge- 
ordnete Erwerbs Verhältnisse einzutreten. Diese Bewohner 
üben heute schon einen gewissen Druck auf die Regierung 
aus. Die Regierung ihrerseits ist gern bereit, ihren Wünschen 
entgegenzukommen. Das sind die Wünsche auf französischer 
Seite. Sie lassen sich aussprechen in den Worten: Beschleuni- 
gung des Wiederaufbaus. 

Aber auch auf anderer Seite besteht der Wunsch nach der 
Beschleunigung des Wiederaufbaus; denn auch wir sind uns 
darüber klar, daB diese zerstörten Gebiete wiederhergestellt 
werden müssen, je früher je besser. Solange sie nicht her- 
gestellt sind, bilden sie einen gewaltigen Agitationsstoff in der 
Welt gegen uns. Es ist dringend nötig, daß nach einem Krieg 
auch seine Spuren verschwinden. Auf der anderen Seite liegt 
für uns die Frage so, daß wir von allen Wiederherstellungs- 
14 
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Der Mnocheoer Vorlraii 
leistungen am schwersten leiden unter der Beschaffung der 
Zahlunlsmittel. 

Wir haben gesehen. daB das, was eine adderthalbjährige 
Inflationswirtschaft nicht durchsetzen konnte, nämlich eine 
erneute Entwertung der Mark, in wenigen Monaten bewirkt 
worden ist durch das Anschaffen von Gold und Devisen in 
einem Umiange, der für unsere Wirtschaft untragbar war. Wir 
haben eine Entwertung der Mark gesehen, wie sie nur mit der 
nacbrevolutionärea zu vergleichen ist. Wir haben abo unserer- 
seits das Interesse daran, nicht in diesem Umfange weiter Gold- 
werte beschaffen zu müssen, sondern dafür Sachwerte herzu- 
geben, wenn auch diese Sachwerte im Lande bezahlt werden 
müssen, und zwar durch Papier. Es bandelt sich also, kurz 
gesagt, um das Problem des Ersatzes von Goldleistungen durch 
Sachleistungen. Wir dürfen nicht im Zweifel darüber sein, 
dafi ein einzelner Vertrag mit Frankreich das Problem nicht 
in seiner ganzen Breite löst, daß er aber einen Anfang dazu 
macht und dafi er immerhin eine Umwandlung von Gold, in 
Sachleistungen in nicht unerheblichem Umfange voltbringt. Aui 
der anderen Seite kann es uns auch nicht gleichgültig sein, von 
den sehr großen Arbeiten, die der französische Wiederaufbau 
erfordert, ausgeschlossen zu werden. Selbstverständlich wird 
die französische Industrie sich selbst einen erheblichen Anteil 
dabei sichern. Aber ihre Leistungsfähigkeit ist nicht un- 
begrenzt. Der französische Minister der befreiten Gebiete hat 
mit Recht der französischen Industrie gegenüber geltend ge- 
macht, daß sie sich selbst schadet, wenn sie ihre ganze Kraft 
allein auf den Wiederaufbau richtet; denn dann werde sie vom 
Weltmarkt verschwinden. Es scheint, daß die französische 
Industrie die Richtigkeit dieser Erwägungen eingesehen hat, 
daß sie dementsprechend die Absicht hat, uns einen erheblichen 
Anteil an dem französischen Wiederaufbau einzuräumen. 

Für uns aber ist diese Frage nicht nur wichtig, weil es sich 
dabei um ein benachbartes Wirtschaftsgebiet von großer Be- 
deutung handelt, weil durch solche Lieferungen auch für später 
wirtschaftliche Beziehungen eingeleitet und erleichtert werden, 
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n. Rathenau« Be^ründuotf 
«mdeni lie hat auch deswegen eine erhebliche Bedetitung fOr 
uns, weil wir schwer Qbersehen können, wie der Beschftf- 
tigungs£rad der Weltindustrie in den nächsten Jahren sein wird. 
In dem Augenblick haben wir wenij Arbeitslose. Einzehie 
Fabriken sind nicht imstande, den Anforderungen zu ent- 
sprechen, die man an sie stellt. Aber woher kommt das? Es 
kommt daher, daß wir gerade ein Stürzen der Mark hinter uns 
haben. Es wird aber eins der wichtigsten Probleme tür alle 
Linder sein, zu prüfen, welche Besch&ftUgung sich für die 
nichsten Jahre erwarten läßt. Ich glaube, daß im Hinblick auf 
die Friedensvertragsbestimmungen und auf das Ultimatum die 
Beschäftigung des Auslandes gering bleiben wird. Um so 
wesentlicher ist es für uns, auf deren Schultern die alleinige 
Last der Reparation einstweilen ruht, und ich glaube, nicht 
für alle Zeiten ruht, wenigstens das zu erreichen, daß unsere 
Arbeiter einigermaßen beschäftigt sind, daß aus dieser Beschäf- 
tigung die technischen Fortschritte erwachsen, die sich eben 
nur bei einer zureichenden Beschäftigung der Industrie ergeben 
Ic6nnen. Das ist einer der Gesichtspunkte, die es für mich 
wünschenswert erscheinen lassen, daß man auch eine Verstfio' 
dignng auf geschäftlichem Wege mit den Nachbarstaaten, wie 
sie gegenwärtig in dem Vertragsentwurf von Wiesbaden präli- 
miniert sind, anstrebt 

Der Gedanke ist der, daß auf dem Gebiete der Spezial- 
waren. z. B, der Maschinen, Transportanlagea und einiger Indi- 
vidualisierter Güter, ein Anrechnungssystem geschaffen werden 
soK, das es ermSglicht,. daß die franz5sischen Industriellen in 
freier Vereinbarung von deutschen Industriellen einkaufen und 
das Produkt, das sie erworben haben, auf die Reparationsfor- 
derungen anrechnen lassen. Etwas anderes ist es mit den 
fungiblen Waren, die die Franzosen als marcbandises banales 
bezeichnen, das heißt denjenigen Waren, die regelmäßig in 
großen Mengen und in gleichartigen Qualitäten gehandelt 
werden. Da hat es sich darum gehandelt, ein System zu finden, 
das rasch und sicher arbeitet, das auf der einen Seite baldige 
Lieferung, auf der anderen Seite baldige Abnahme gewährt 
Ifl 
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Der Mflncb«D«r Vortrag 
(ud das zu gerechten Preisen führt Diese Abmachungen sind 
getroffen in einem Memorandum und in einem Annex, die heute 
noch nicht veröffentlicht werden können, die aber in dem 
Augenblick der Öffentlichkeit übergeben werden, wenn die 
Ratifizierung durch die Kabinette stattgefunden hat. Bevor 
aber diese Ratifizierungen erfolgt sind, wird, glaube ich, hier 
eine nochmalige Besprechung mit den französischen Unterhänd- 
lern notwendig werden. 

Der Umfang der gesamten Leistungen ist begrenzt auf einen 
MaziiiiAlbetrag von 7 Milliarden Goldmark, die Dauer der 
Lieferungen wird sicli auf etwa 4H Jahre erstrecken. Private 
Organisationen werden auf beiden Seiten entstehen. Es ist 
also nicht mehr ein reines Verhältnis von Staat zu Staat, 
sondern es ist ein Verhältnis zwischen Organisation und Organi- 
sation, von denen die eine bestellt und die andere liefert. 

Schwierigkeiten waren zn überwinden bei der Bemessung 
der Preise. Diese Preisbemessungeo sind geknGpft worden an 
«ine Indexziffer, indem man ausgeht von den Friedenswerten 
des Jahres 1914, von den französischen Friedenspreisen, wobei 
man auf jedem Wirtschaftsgebiete auf wissenschaftlichem Wege 
feststellt, in welcher Weise die seitherige Verteuerung gewirkt 
bat Der eigenartige Punkt der Abmachung ist die Frage der 
Finanzierung. Hier drückt es sich aus, daß Frankreich in 
diesem Augenblick mit seinen Mitteln sparsam umzugehen ge- 
zwungen ist, daß es nicht in der Lage ist, den ganzen Anteil 
der Reparationsleistungen, den es von uns in jedem Jahre zu 
empfangen hat, sich anrechnen zu lassen. 

Hiernach ergibt aich finanziell der Anreiz für Frankreich, 
in diese Vereinbarung einzutreten. Der Anreiz besteht darin, 
da& wir, es klingt paradox, bis zu einem gewissen Grade der 
Bankier unserer Gläubiger werden. Wir treten in diese Vor- 
leistungen freilich nur für eine Reihe von Jahren ein, und diese 
Vorleistungen sind nicht Gold, sondern Papier. Über diesen 
Punkt wird am meisten diskutiert werden. Er ist deshalb, 
weil er eine gewisse Paradoxie enthält, nicht ohne weiteres 
einleuchtend, denn man wird sagen: Wie sollen wir diese Papier- 
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«ci^ca «afiniatcn? leb ttcBc die GeftntraLfe^ Wu |e*cUcht. 
wem vir Bidit «"»■♦»'"tfr nad, Gtdd ia Sa ch w ert « naravaB- 
dch? Dans eatiteht fBr mn die dutemde Notweadi^dt, 
DoUus, PfoDde imd Franken zn kaufen. Die steifeadc Knnre 
der Marii (toQ faeiflen: der MaikentwertuD^ geht weiter in 
dl« Höhe, Mit dieser steigenden Kurve setzt sich der roQende 
Kreis von nenem in Bewegung, der schlechteres Gdd, bShere 
Gehilter und Lfthne, höhere Staatikfisten, höhere Stenem, 
höhere Inflation und abennals schlechteres Geld zur Folge haL 
Zwischen diesen beiden Alternativen stehen wir. Vir haben 
nicht so sehr zn fragen: Ist es richtig, die Vorieistnngen von 
einigen PapieniilUarden Mr einen solchen Zweck aof ans m 
nehmen? Wir haben zu fragen; Was ist besser oder weniger 
schidlich, entweder eine Vorietstting von soundsoviel Papier- 
milliarden zn fibemehmen, die aber in der eigenen Wirtschaft 
vcrbncht wird, oder das fiI>erteoertc Kanfen des Dollars, wobei 
wir Amerika bezahlen, was es fordert, wobei die Kosten des 
Staatahansbaltes faemmongslos nnd dauernd wachsen? Ich 
^ube, bei dieser Betrachtang der Sachlage hat der Wider- 
spruch zurfickzntreten, daß wir in der Lage des armen Schuld- 
ners, in der wir ans befinden, gegenüber Frankreich, dem 
reicheren Gl&ubiger, eine solche Leistung auf uns nehmen. 

Mindestens ebenso schwierig wie die Frage einer VerstSn- 
dignng mit Frankreich, der hoffentlich auch Verstindigungen 
mit anderen Staaten folgen, ist die Frage der Schaffung einer 
Organisation zur Abwicklung der Verträge. Vorausgesetzt, daß 
sie zn Ende kommen, müssen wir der Frage ins Auge sehen; 
Wie soUen wir uns verhalten gegenüber einem Zustrom von 
Aufträgen, der uns zuflieBen wird? In welcher Weise sollen 
wir eine solche Einrichtung schaffen, daB sie tatsächlich auch 
den beiden Staaten gegenüber die volle Garantie leistet, daß 
das erfüllt wird, was wir versprochen haben? 

An sich wäre es mir das liebste gewesen, wenn wir die ganze 

Abwicklung des französisch-deutschen Warenverkehrs der voD- 

kommen freien Wirtschaft hätten überlassen können. Es wäre 

erwünscht gewesen, das System, das auf die marchandises »p6- 
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Dar Hflacb«ii«r Moritat 
dalet uijewendet werden soll, auf den ganzen Warenzustrom 
anzuwenden. Aber die MSglicbkcit besteht nicht; denn wir 
mnfiten uns darüber klar sein, daB an einer einzigen Stelle die 
sämtlichen Bestellungen einlaufen, und so mufi auch der 
Empfänger eine einheitliche Stelle sein. Von dieser einheit- 
lichen Stelle aus mufi eine Verteilung itattÜnden. In dem 
Augenblicke aber, wo wir zur Verteilung fibergehen, stellen sich 
die vetschiedeneo Interessen der Parteien ein. Es melden sich 
mit Recht zunächst die Länder und sagen: Wir müssen einen 
Anteil an denjenigen Arbeiten haben, die nicht Ton irgendwel- 
chen Friedenswirtschaften ausgehen, sondern die vom Gelde 
des Steuerzahlers geschaffen werden. Das ganze Land Ist an 
der Aufbringung beteiligt; infolgedessen mufi auch das ganze 
Land an der Lieferung beteiligt sein. Es melden sich weiter die 
verschiedenen Erwerbsstände, in erster Linie berechtigterweiae 
die Industrie, dann aber auch das Handwerk, die Kleinindustrie. 
Es meldet sich bis zu einem gewusen Grade auch die Landwirt- 
schaft. Es muB und wird ein Ausgleich gefunden werden. Es 
mufl unter allen Unutinden verhindert werden, daB Repara- 
tionsgewinne gemacht werden. Es bleibt uns also nichts anderes 
flbrig, wir müssen einen Weg beschreiten, der organisch den 
Wünschen entspricht, der die drohenden Schwierigkeiten be- 
seitigt Was wir aber unter keinen Umständen wollen, das 
ist erstens eine Kriegsgesellschaft, zweitens eine Kriegswirt- 
schaft und drittens, eine Reparationsgewinnwirtschaft. 

Wie sind diese Schwierigkeiten zu beseitigen? Als Stelle für 
den Organismus, der entstehen soll, bat der Reichstag in seiner 
9. Kommission durch Verordnung die Leistnngsver- 
bände geschaffen. Der Leistungsverband soll nichts weiter 
sein als eine Umwandlung des Fachverbandes in eine liefer- 
fähige, vertragsfähige, juristische Körperschaft Wir wollen, 
daS dieser Übergang ein freiwilliger seL Es sind gewisse kom- 
pnlsorische MaBnabmen*) in die Hände der Regierung gelegt. 
An sich bedeutet das nicht vleL Die Abneigung gegen jede 
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kompulsorlsebi Maßiuüune lit tUak, und wir wsnleii kanm in 
die Lag« koounen, davon Gsbraucli xa machco. Im wesent- 
lichen wird «■ also eine freiwillige Vereiaijan^ von solchen 
Fachverbinden sein, die nach ihrer Eigenschaft liefermüj und 
verpflichtungsBUiig sind. Sind solche Stellen geschaffen, so 
besteht die Absicht, sie xa einer reinen Selbstverwaltungs- 
organisatlon zo verbinden. Eine freiere Form als die der 
Selbstverwaltung gibt es nicht, sofern nun nicht absolute Be- 
wegungsfreiheit schaffen kann, und die k&nnen wir deswegen 
nicht schaffen, weil wir erstens an zentralen Stellen unsere Aul- 
trXge bekommen, und weil wir xweitens einem fremden Staate 
gegenüber die absolute Verpflichtung der Leistungen fiber- 
nommen haben, die der Eigenschaft unserer Wirtschaft an- 
gepaßt sind. Da aber die absolute Verpflichtung von 
uns Qbemommen wurde, ist eine absolute Bewegungsfreiheit 
nicht mBgUcL Alsdann aber ist die größtmögliche Bewegungs- 
freiheit, die man scbaffen kann, die der Selbstverwaltung. 
Dementsprechend sollen sich die Leistungsverb&nde zum 
„Verband derVerbändc" zusammenscblieBen, der aber, 
wie ich glaube, eine fibergroBe Personalorganisation nicht nötig 
haben wird; denn die Arbeit sollen im wesentlichen die Lci- 
stnngs verbände verwalten. Von diesem und mit diesem Ver- 
bände der Verbände sollen lediglich die Verteilungen und Be- 
rechnungen vorgenommen werden. Wir sind gegenwKrtig dabei, 
die Statuten dieser Verbände aussuarbeiten. Wa werden sie 
mit den Vertretern des Reichsverbandes besprechen. In den 
Grundzügen sind sie bereits mit einigen Präsidiatmltgliedem 
erörtert worden. In gleicher Weise werden wir die Statuten 
mit den Gewerkschaften und den Vertretern der Lfinder be- 
raten, und Ich hoffe, daß gleichzeitig zur Vollziehung der fran- 
zSsischen Verträge, wenn es zu solchen kommt, die Organi- 
sation bereitstehen vrird." 

Rathenau schloß seine MOnchener Rede mit dem Ausdruck 
der Überzeugung, daß das Abkommen auf dem langen und 
steilen Weg der Reparation einen Anfang mache in der Rich- 
tung der Abkehr von dem Londoner Ultimatum, welches den 
20 
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Aufbau auf ciscm munS^chcn und verdcHilichcn Wege her- 
bfizutühren suche. Er hoffe, daS diese Erkeimtiiia, die sich in 
den intellektuellen Schichten des Auslandes mehr und mehr 
verbreite, auch zu dem Mann auf der Straße gelangen werde. 
Auf die Dauer sei die Vernunft nicht aofzuhalteo. 



Gtgeakritlk In MBncbm. 

Da die ICritik, die ich am ofichsten Tage an Rathenaus Dar- 
legungen geübt habe, nicht nur bei den anwesenden Industriel- 
len, sondern in der deutschen Presse ein gewisses Aufsehen er- 
regt hat, will ich meine Rede hier in den Hauptpunkten nach 
dem Bericht des Reichsverbandes der deutschen Industrie folgen 
lassen. Ich bezog mich zun&chst ai:f die genauere Kenntnis des 
Abkommens, die ich als Abgeordneter vertraulichen Ausfüh- 
rungen des Ministers verdankte und die mir, ohne daß ich ein- 
gehend darauf zurückkommen durfte, eine kritische Betrach- 
tung der Lage gestatte. Ich fuhr dann fort: 

,Jch stimme dem Rathenauschen Grundgedanken zu, n&mlich 
dem, Goldleistungen in Sachleistungen umzuwandeln, also statt 
daS man die offene Wunde unserer Valuta weiterfließen l&ßt, 
möglichst für eine gewisse Beruhigung zu sorgen und aus der 
deutschen Arbeitskraft heraus die unendlichen Leistungen zu 
schaffen. Der Zweck ist klar; die Devisenlast zu verringern, 
die Markvaluta in ihrer Entwertung zu hemmen und zugleich 
unsere Beschäftigung zu heben. Aber der Grundgedanke ist 
nicht durchgeführL 

Wir wissen, daß Franlireich von dra großen Reparations- 
leistungen, die in diesem Jahre über 3 Milliarden Goldmark aus- 
machen werden, einen Anspruch von 52 Prozent hat, und wir 
haben gehört, daß, selbst wenn wir diese 1,6 Milliarden Gold 
an Frankreich in Waren ausliefern würden, uns das eben nicht 
voll angerechnet wird, sondern nur zu einem kleinen Bruchteil. 
Dann kommen wir auf die Rechnung, daß nur für einige hundert 
Millionen — hSchstena sch&tze ich den Betrag auf eine Gold- 
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miUlarde — eine solche Deckuoj durch Sachlebtungcn erreich- 
bar wSre, diB ivir aber weit .Aber 2 Milliarden ungedeckt haben, 
ja, dafi wir darüber hinaus noch ffir gewisse Leistungeui sei es 
aiu dem Ausgleich der Forderungen und der Gegenforderungen 
aus der Vorkriegszeit, sei es aus der Belastung durch dieBesatzon- 
gen usw., insgesamt in diesem Jahre nach sachverstindigem Urteil 
etwa 4 Goldmilliarden zu rechnen haben. Selbst wenn wir in 
Sachleistungen sehr hoch kommen sollten, mfiSten wir immer 
noch über 3 Milliarden Gold decken, und zwar durch Devisen. 

Darin liegt also das Bedauerliche, dafi es nicht gelungen 
ist, sowohl Frankreich gegenüber, als erst recht den anderen 
Ententelfindern gegenüber, dieses an sich richtige Prinzip durch- 
zuführeo. Es ist tats&chlicb ein Widerspruch, ein ungeheurer 
Widerspruch, daß, wie es Dr, Rathenau nannte, das arme, tfig- 
lich mehr verarmende Deutschland zum „Bankier" des Geg- 
ners, nfimlich Frankreichs, wird, eines Landes, das in seiner 
Finanzkraft, wie die Valuta ja zeigt, tatsfichlich ganz erheblich 
besser dasteht als wir. 

Nun aber scheint mir noch ein bedenkliches Moment darin 
ni liegen, dafi damit ein vSllig neuer Grundsatz in 
das Verh&ltnis zwischen einem Glfiubigerland und einem Schuld- 
neriand hineingetragen wird, ja, daß damit überhaupt ein neuer 
Grundsatz in die Behandlung der Reparationsfrage hineinge- 
bracht wird. Sie wissen, wie stark die franzSsische Propaganda 
ist, die Frist für die Besatzung der rheinischen Lande erst dann 
beginnen zu lassen, wenn unsere Leistung voll eingesetzt hat. 
Hier kommt man sehr leicht auf den Gedanken, dafi eine gewisse 
Farallelit&t zwischen diesen Bestrebungen und der Nichtanrech- 
mmg unserer Leistungen im Wiesbadener Abkommen besteht 
Daß das, was wir leisten, gar nicht voll angerechnet werden 
soll, ist meines Erachtens für ein Land wie das unsrige ein ganz 
bedauerlicher Vorgang. Wenn der Schuldner leistet, mag es 
sich um ein Privatverhiltnis zwischen einzelnen Individuen oder 
um den Verkehr von Völkern handeln, muB der Grundsatz unbe- 
dingt hoch und heilig gehalten werden, daO seine Leistungen 
auch voll angerechnet werden. Alles andere widerspricht einem 
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veniönfU{cii Grundsatz von Recht und Billigkeit, von Treu uod 
Glauben. Es ist also ein unmoralischer Grundsatz, in den wir 
uns aul diese Weise hineinwirtschaften. 

Ich meine, die Verringerung der Devisenlast 
durch das Abkommen ist fast unmerklich. Man kann kaum 
erwarten, daß die einmal so stark in die sinkende Bewegung 
geratene deutsche Valuta üch auch nur irgendwie hemmen lS2t. 
Die ReparatioDsverpflichtung geht eben über unsere Wirt- 
schaftskraft schon in diesem Jahre; darüber sind wir uns klar, 
nachdem wir erst vor kurzem bei der ersten Milliarde erlebt 
haben, daB unsere Valuta um 50 Prozent sank und dafi wir die 
erste Milliarde doch nur mit ausländischer Hilfe voll geleistet 
haben. Und so kommen wir zu dem Paradozon, d&B wir unsere 
Feinde dauernd anpumpen müssen, um für sie Reparations- 
leistungen zu vollbringen. Also eine Stabilisierung der deut- 
schen Mark kfinnen wir nicht erwarten. Und damit glaube ich, 
daß der Rathenausche Gedanke, eine Hemmung für unsere In- 
flation zu bringen, auch nicht so weit führt, daS irgendwie et- 
was von einer wirUIchen Hemmung oder von einer Bremsung 
sichtbar wird. 

Und da ist mir erstaunlich, daß in dem Vortrage gestern 
viel stärker von der Rücksicht auf die Hemmung der franzö- 
üschen Inflation die Rede gewesen ist als von einer Hemmung 
auf deutscher Seite. Ich meine, wir müßten viel entschiedener 
noch betonen, daß wir in einer unendlich viel schlechteren finan- 
ziellen Lage sind und daß wir deswegen Rücksicht, so gern wir 
«s t&ten, auf eine Inflation Frankreichs nicht nehmen können. 

Was nun die Frage der Besch&ftigung der deut- 
schen Industrie und des deutschen Gewerbes anlangt, 
so habe ich doch die Feststellung zu machen, daß gestern der 
Herr Minister sich viel optimistischer geäußert hat, als es 
angebracht erscheint, viel optimistischer, als es noch in den 
letzten Tagen der Fall gewesen ist Ich glaube, daß wir uns 
k^en überspannten Erwartungen hingeben dürfen. Und wenn 
ich mich nicht irre, v«r3eichnen wir bereits bei den deutschen 
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Kohleiiliefenio|[en, dofi die Dringlichkeit der franzötiscfaen Nach- 
frage etwas nachgelasiea hat 

Kurzum, ich glaube, daß hier ein Punkt gegeben ist, wo 
eine Abinilerang des Wiesbadener Abkom- 
mens, bevor es in Kraft tritt, notwendig wiire. Ich wSre dem 
Herrn Minister dankbar, wenn er die nächste Begegnung mit 
Loncheur benutzen wfirde. um das zu tun." 

Ich sprach dann von der Kreditpolitik, die der Reicbsver- 
band einzuleiten im Begriffe sei. und kam hierauf zur Organisa- 
tionsfrage: ,J)er Herr Minister erklärte — und wir wollen ihm 
gern dauben schenken — ^i er wolle keine Z.E.G., er wolle kein 
Wumba. Ja, wir haben gesehen, daß wirtschaftliche VerhUt- 
nisse oft stfirker sind als einzelne Menschen, selbst wenn üe 
eine so weitgehende Exekutivkraft haben wie der Minister 
des Wiederaufbaus. Nun erklärte Dr. Rathenan, die Lei- 
stungsverbände, die wir schaffen, sind weiter nichts anderes als 
umgewandelte Verbände, nämlich Facbverbände, die geschäfts- 
fähig gemacht werden sollen. Und, meinte Dr. Rathenau, dann 
schaffen wir durch deren Zusammenschluß einen „Verband der 
Verbände". Dieser ZusaromenschluB soll angeblich auf der 
Grundlage „reiner" Selbstverwaltung erfolgen. Diese Organi- 
sation, die Privatorganisation genannt worden ist, soll tätig sein 
für die sogenannten „marchandises banales" — ich würde das 
ins Deutsche fibersetzen mit „gewöhnliche Massenhandelsware" 
— , während für Spezialartikel, wie große elektrische Anlagen 
z. B. — das Beispiel wurde öfters vom Herrn Minister im Reichs- 
tag erwähnt — die eine spezielle Herstellung eriordem, ein 
freier Handel eingeräumt werden soll. Die auf deutscher Seite 
gedachte einheitliche Organisation ist nach den Worten des 
Ministers nfitig, weil auf französischer Seite eine entsprechende 
einheitliche Bestellerorganisation vorhanden sei; daraus ergebe 
sich die Notwendigkeit der Verteilung, weil sich bei uns auf der 
einen Seite die Fachverbände, auf der anderen Seite auch die 
einzelnen Länder um die Aufträge reißen. Ohne behördliche 
Eingriffe, so wurde weiter gefolgert, gehe das nicht an. Aber 
der „Verband der Verbände" solle doch ohne behördliche Ein- 
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grifft nututde kommen. Die Satzung sei im Entwurf fertig uod 
aollc deo Gewerkschalten vorgelegt werden. Er sehe wohl den 
freien Handel am liebsten — aberl 

Auch hier ist leider ein Widenpnich, ja ich möchte sagen: 
Die Gedankengänge Rathenaus sind voller Widersprüche, 

Zunächst: Vtfo einer Private) rganisation, wie hier 
die Männer der Wirtschaft sie verstehen, kann tatsächlich keine 
Rede sein. Privatorganisationen sind tatsächlich auf dem 
reinen Prinzip der Freiwilligkeit aufgebaut. Hier haben wir 
aber doch eine so weitgehende Einmischung des Wiederaufbau- 
ministeriums, die in der Reichs tags Verordnung offenkundig ist. 
Femer ist sie offenkundig auch durch die bisherigen Reden des 
Herrn Ministers geworden. Die Zwangsvorschrifien sind außer- 
ordentlich zahlreich, und sie sind wohl bisher zugegeben wor- 
den. Aber gestern habe ich tatsächlich vergeblich meine Ohren 
gespitzt, ich konnte nichts hSren, wieweit die Eingriffe, die Zu- 
mischungen des Ministers gehen. 

Wenn dann von „reiner" Selbstverwaltung die 
Rede gewesen isti so brauche ich nur das Beispiel des Eisen- 
wirtschaftsbundes zu erwähnen, um Ihnen deutlich zu zeigen, 
wie weit in solchen Fällen die Einmischung des Ministers, in 
jenem Falle des Reichswirtschaftsministers, gehen kann. 

Und dann, meine Herren, ich habe es gestern vermißt, daß 
der Grundsatz der freien Vereinbarung auch für 
gewöhnliche Massenhandelsware anerkannt worden wäre. Dieser 
Grundsatz ist durch die Verordnung, ako durch Gesetzeskraft 
festgelegt. Ich wundere mich, daß der Herr Minister mit keinem 
Worte davon gesprochen hat. Ich nehme an, es handelt sich 
da um ein gewisses Versehen, denn ich nehme nicht an, daß die 
Leistungsverbände nun zwangsweise fGr alle Wirtschaftszweige 
aufgezogen werden sollen, während der Grundsatz der freien 
Vereinbarung auch für die VerbiLnde gilt, die keinen Zwang 
brauchen, um die Aufgaben zu erfüllen, die von dem Wieder- 
aofbauministerium den Verbänden gestellt werden. 

Bei den Reichs tags Verhandlungen erklärte Herr Dr. Ratbe- 
nau, er habe das Gefühl, daß höchstens 25 bis 30 solcher 
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Ltistttnfnrefbiodc in Betracht kommea. Nim beden- 
kea Sie, meine Herren: du deatache Wirtschaftsleben ist 
erffiUt TOD Tausenden von Fachverbänden. Wie denkt man 
rieh das ZosammcnschmeiBen oder das ZnsammenschweiBen 
diecer Verbinde, nm 25, hddutens 30 solcher LeistangsTer- 
bind« za schaffen? Es ist tatsichlich nicht mit einer Hand- 
bewefuntf abgetan, nicht damit, daS man sagt: Es ist fa nichts 
anderes slt die „Umwandlung der vorhandenen Verbände in 
geschiftsf&hige Verbände". FOr mich ist es die Revoln- 
tioniernnj des gesamten indns tr iellen Ver- 
bandawesens. Meine Herren, keine Obertreibtmj nnd 
keine Schla^ortel Nennen Sie mir einen indostrieDen 
Verband, der in der Form eines Syndikates oder eines 
KarteBs so anffebant wäre, da8 die Pflichten der Mit- 
^eder im Vordergründe stSjiden nnd von den Rechten nur 
in untergeordneter Weise die Rede wäre! Meise Herren, das 
haben wir nicht Vielleicht ^bt es die eine oder die andere 
Ausnahm*. Ich habe vergebens gesockt und nichts gefunden. 
Es handelt sich also bei Lcistungsverbänden tatsächlich nm 
eine Tonkommen neue Organisationsform. Und es ist das Be- 
denkliche, daB zur selben Zeit solche Organisationsfonnen 
erfunden werden vom Wiederaufbauministerium, während man 
sich Im Reichsfinanzministerium manchen Kopf darfiber zer- 
brechen soll, ob man die Indtutrieverbäade auch zu Stcuer- 
gemelnschaften machen soIL Zu derselben Zelt berät femer 
unter sich das Reichswirtschattsministerium, wie man ganz 
allgemein eine Kartellgeietzgebung machen kann. Meine 
Herren, ich glaube wirklich, dafi es vericehrt ist, an so empfind- 
liche Gebilde wie die schnell kommenden und schnell vergehen- 
den Kartelle und Syndikate und Konventionen von drei ver- 
acUedenen Seiten her heranzugehen und von denselben Gebil- 
den zu verlangen, daS sie bald für den Wiederaufbau, bald ffir 
die Steneraufbringung, statt doch letzten Endes für die deutsche 
Wirtschaftsordnung im Innern tätig sein sollen. Sie sehen 
daran, wie gefährlich es ist, Hand anzulegen an die Freiwillig- 
keit, die das Wesen der Verbände ist Wenn die 
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deutsche Industrie in der Vergan jenheii 
Groß«! geleistet hat, wenn die WirtscbaftB- 
ordnung seit der Revolution einigermaBen 
wieder in Gang gebracht ist, dann verdan- 
lien wir das größtenteils unseren Verbän- 
den, weil das die wichtigsten Stützen unse- 
rer inneren Wirtschaftsordnung gewesen 
sind. (Lebhafter Beifall.) 

Meine Herren, ich glaube, der freie Handel, die 
freie industrielle Tätigkeit sind denn doch zu 
wichtig, als daß man ohne weiteres daran vorübergehen könnte. 
Vir haben es früher schon betont, daß der Handel sich nicht 
ausschließen läßt und nicht ausgeschlossen werden kann. Aber 
auch da erstrebt man wieder Verschiedenes. Man will erstens 
Rücksicht nehmen auf die Länder, zweitens Rücksicht nehmen 
aof die Verbände; man will nicht zuletzt Rücksicht nelmien auf 
den Fiskus. Warum macht man es dann nicht so wie die 
Reichseisenbahnverwaltung? Dort sind doch auch Milliarden- 
aufträge zn vergeben und vergeben worden. Dort hat man 
Erfahrungen, und dort besteht der Grundsatz der freien Ver- 
gebung, sei es an die Verbände, sei es auf dem Wege der 6ffent- 
liclien Ausschreibung. Und wir haben nicht gehört, daß man 
der Reichseisenbahnverwalttmg den Vorwurf machen kann, als 
ob sie viel zu teuer eingekauft hätte. Hier scheint mir aber 
auch der Widerstreit, nämlich der Widerspruch, der von vorn- 
herein in die Organisation hineingetragen wird, dahin zu führen, 
daß diese Organisation nicht laufen kann. Denn jeder von uns 
ist so viel Geschäftsmann und so viel verpflichtet, für die 
Interessen seines Werkes zu sorgen, daß er selbstverständlich 
seine Ansprüche nicht nur beim Leistungsverband, sondern, um 
sicher zn gehen, auch beim Landesverband anmelden dari So 
wird von zwei Seiten an den Aufträgen gerissen, und nur die 
Elfersacht und der Neid der einzelnen wird dadurch erregt. 
Ich ^abe, das ist eine ganz b&se Geschichte. 

Aber noch etwas anderesi Es ist mir aufgefallen, daß von 
einer Einmischung der Gewerkschaften die Rede 
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war. Mchie Hcfreii, wohin kommen wir, wenn die Seß>slver' 
waltun^ to aussiebt, daB in das industrielle Verbandtwesen 
Einflfiise der Gewerluchafteo hereingebracht werden? I 
Vir haben «a gesehen: das ist keine Sache wirtschaft- 
lich-organisatorischer MaBnahmen mehr, soDdem das ut Partei- 
politik. Ja, manchmal riecht es ein biScben auch nach Klassen- 
kampf — manchmall Gott sei Dank nicht immer. Aber ich 
meine, wenn wir bisher für rein kanfminnische Angelegenheiten 
unter uns geblieben sind und unter uns bleiben mufiteo, so erfor- 
dert Utsächlich die Geheimhaltung vieler Ge- 
schiftsvorgKnge, daB wit auch künftig unter uns bleiben 
kSnneo. Aach da scheint mir die Reichseisenbahn gewtsser- 
maBen vorbildlich zu sein, und zwar imofem, als sie wohl die 
Gewerkschaften und ihre Vertreter heranzieht zur Beratung 
der zu beachtenden allgemcinea CnindsStze, aber die tatsäch- 
liche Vergebung und die darin ruhende Verantwortung der 
Ministerien nicht im mindesten berührt wird. Hier ist die 
Grenze, die einst die Arbeitsgemeinschaft schon in den enten 
Wochen der Revolution gezogen hat, alt seinerzeit der damalige 
Arbeitsminister Bauer und Unterstaatssekretär Mfillendortf 
kamen und erklärten, die Arbeitsgemeinschaft sei ein so ideales 
Gebilde f&r die Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik, daher solle 
sie auch die Organisation der Wirtschaft übernehmen «nd in 
derselben paritätischen Weise die Wirtschaft besorgen. Das 
war gegen das Wesen der Arbeitsgemeinschaft und wurde von 
ihr abgelehnt Und genau so' muB es auch hier gehalten werden. 
Wir können uns sehr gut mit der Arbeiterschaft und ihren 
Organisationen verständigen, wenn wir auf dieser Scheidelinie, 
die die Arbeitsgemeintcbalt gezogen hat, bestehen bleiben. 

Ich kann leider über die Preisfrage nicht eingehend 
sprechen. Der Minister bt schnell darüber hinweggehuschf. 
Hier liegen die grSBten Bedenken, die ich habe. Es wird wohl 
mit einem wissenschaftlichen Index gearbeitet Sehr schSn, 
meine Hcrrenl Das ist aber eine L5sung, die Theorie ist, eine 
praktische Lüsnttg kann ich darin nicht änden." 
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Solange R&thenaa Wiederaufbauminister war, ist di« KriUk 
fSr Um ertriglich gewesen, da die Unterzeichnung des Wies- 
badener Abkommens erat kurz tot seinem Ausscheiden ans 
dem Ministerium erfolgt bt und die Öffentlichkeit nur einseitig 
unterrichtet war. W&re die deutsche Presse von Tomhereia 
ausreichend mit den erforderlichen Berichten versorgt worden 
und wäre nicht die Entscheidung über das Schickaal Obcr- 
schleiiens in den Vordergrund der Sffentlichen Aufmerksamkeit 
getreten, dann hätte wahrscheinlich das UrteU der Welt Ra- 
thenaus Ministertätigkeit ein Ende gemacht. Der Leser wird 
finden, daß ich mit meiser Kritik keineswegs allein stehe, son- 
dern in allen mSglichen Kreisen auf dieselben oder ähnliche, 
teilweise sogar ganz ablehnende Urteile stoOe. Daher sah sich 
Rathenau YeranlaBt, am 9. November 1921 im Reparationsau»- 
schuß des Reichswirtschaftsrats sein Wiesbadener Abkommen 
In Schutz zu nehmen. 



Die R«d« im RelchfwlrtKlMttmiL 

Im Rcichswirtschaftsrat hat Rathenau sein Werk mit mtbe 
Geschick und Glfick als in München verteidigt 

Rathenau sprach zunächst von den Msglichkeiten grunds&tz- 
lieher Ablehnung jeder Reparation oder einer passiven Resistenz. 
Beides lehnte er ab. Die dritte MSglichkeit sei die, daß man 
sage: „Unsere ErfüIlnngsrnSglicbkeiten sind begrenzt, inner- 
halb dieser Begrenzung aber haben wir die Absicht, uns gegen- 
fiber den Mächten, mit denen wir nun einmal zu tun haben und 
die gegenwärtig politisch die Welt beherrschen, in ein Ver- 
hältnis der Erträglichkeit zu bringen. Diese Erfüllung innerhalb 
gewisser Grenzen erfordert eine praktische Mitarbeit Sie 
kann nicht darin besteben, daß man beständig sagt: Wir sind 
aoBeratande, irgend etwas vorzuschlagen, macht ihr um Vor- 
schläge, wir verhalten uns passiv; sondern diese MSglichkeit 
verlangt, daß wir uns unsererseits ebenfalls darüber schlüssig 
machen, was wir leisten können, daß wir unsererseits Vorschläge 
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ijen tutd such Uts&chlich bU ui die Grvnzc der{cni|[en MSg- 
ikeit geben, die wir veruitworten kfinnen, im Intereue unte- 
Exiatenz und im Intereis* der Erbaltut^ unicrer gcumton 
•tachaft." 

Diese MSgUchkeit hat lUtheosu veranlaßt, „Weje zu suchen, 
fflr die Zukunft eine Öffnung ina Freie gestaiten". Et sei 
■chwerea Unrecht, wenn man dauernd denjenigen, die an 
Arbeit sind, die Schuld an Dingen aulhalse, die sie nicht 
schuldet haben. Es sei eine Verschiebung der Fragestellung, 
in man dem Wiesbadener Abkommen Vorwürfe mache, die 
[glich Vorwürfe gegen Versailles seien. Maa aolle dafOr 
ten, daß dieser nnglfickliche Vertrag von Versailles dem Volke 
:annt werde, und aufhören, diesen Vertrag denen in die 
luhe zu schieben, die versuchea, ihn zu verbessern. 
In Prüfung der Frage, in welcher Form überhaupt ffir 
itschland eine Reparation möglich ist, sagte Rathenau: „Sie 
zweifellos nicht mSglich in der Form von Zalilungen in Gold, 
ist möglich in der Form von Zahlungen in Waren. Es Ist 
:unehmen, daS Deutschland heute in der Größenordnung von 
Milliarden Güter produziert. Daß wir von diesen Gütern 
ras abgeben können, scheint mir möglich. Daß diese Abgabe 
' eine begrenzte sein kann, ist klar, denn unsere Lebenabal- 
g ist heute nicht eine solche, daß wir sie erheblich ein- 
rSnken können, und alle Güter, die wir von den Gütern, die 
' produzieren, abgeben, werden entweder zu Lasten unserer 
Jenshaltung gehen oder durch eine Vergrößerung unserer 
■duktion geschaffen werden müssen. Die Zeit bt nicht da- 
:h — das bedaore ich sehr — daß es möglich iräre, durch eine 
lamte Zusammenfassung unserer Wirtschaft, wie ich dies in 
oretischen Schriften dargelegt habe, unsere Produktioa er- 
>lich zu steigen) ... Es bleibt somit nur die Möglichkeit, 
) wir von den Erzeugnissen, die wir produzieren, einen ge- 
nen Teil der Entente zur Verfügung stellen, d, h. also, daß 
' Sachleistungen machen. Nun entsteht dabei eine Anzahl 
1 Streitfragen. Zun&cfast hat man gesagt: Wenn wir Güter 
■dozieren, so wollen wir sie lieber selber verkaufen und den 
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Gejeowert ui Devisen der Entente zur Vertügunfl stellen. Du 
klingt Tonkommen äberzengend." 

Dann fuhr Rathenau abo fort: „Aber wir bekommen fOr 
luueren Export dnrcbana nicht in vollem Umfange Devisen, 
sondern etwa nur 30 od^ 40 Prozent. Es ist also ein Irrtum, 
wenn num darauf besteht: Wir zahlen nicht in Gütern, sondern 
wir exportieren diese Güter und zahlen nachher in den daraus 
entstehenden Devisen, denn diese Devisen sind nicht da, wenn 
man sie snchL Femer wird gesagt: Venn wir in Gütern zahkn. 
so müssen wir diese Güter im Inland aufbringen, das faeiBt, wir 
vcrgröBem die Inflation. Das ist durchaus richtig. Daraus fol- 
gert man nun: Es ist viel tchliouner, Güter im Ausland aufzu- 
bringen und sie nach außen zu bezahlen, als etwa die Devisen 
rieh auf irgendeine noch so künstliche Weise zu beschaffen. 
Wie falsch diese Auffassung ist, das ergibt sich ans den Er«g- 
nissen der letzten Monate. In den letzten Monaten haben wir 
ganz deutlich gesehen, daB nicht die Inflation uns rainicrt hat, 
Sonden das Angebot der Mark, Wenn Sie eine Marie mehr 
verkaufen müssen, als der Weltmarkt aufnimmt, so gibt es fttr 
die Mark keinen Preis. Das haben wir jetzt erlebt Das Aus- 
land bat schlechterdings keine Mark mehr anfgentnamen; im 
Gegenteil, es hat uns die Markbestände, die es selber besitzt, 
vor die FäBe geworfen, und infolgedessen ist unsere Valuta 
ia dieser furchtbaren Weise verfallen. Im Gegensatz dazu hat 
es während einer langen Periode von starker Inflation durchaus 
keine Schwierigkeit gehabt, die Mark auf den doppelten Wert 
zu heben. Wir halten zu Beginn des Jahres 1920 einen Dollar- 
preis von 100 Mark, und dieser Dollarpreis ist im Laufe von 
sechs Monaten, trotzdem die Inflation um gar nichts nach- 
lieS, bis auf 35 Mark heruntergegangen. Auf der anderen Seite 
hat sich in einer Periode, in der ^e Inflation ihren Weg weiter- 
ging, der Preis der Mark katastrophal gesenkt, weil KSufer ffii 
die Mark nicht mehr da waren, das heifit, weil der Anslanda- 
markt sie zerrüttet hat. Das bt aber immer «neder eins der 
hervortretenden Argumente gewesen, daß man gesagt hat: Ja, 
wenn wir Güter, wenn wir Sachleistungen nach außen cffektu- 
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ieren, ao müssen wir diese SscUeistiuijen im Inlande luufra. 
und dadurch, daß wir sie kaufen, verjrÖOem wir die Inflation. 
Das Gettenarfument ist; Wenn wir diese Güter nicht im In- 
land aufbrinjten, sondern wenn wir Devisen aufzubringen haben, 
so kommen wir dem Auslande jegenüber in die Lage eines Ver- 
käufers, der keinen Käufer mehr findet und dessen Ware somit 
ins unjtemesseae entwertet wird. 

Eine wirkliche Gefahr besteht freilich bei jeder Leistung in 
Gütern, daB nämlich, wenn diese Leistung in Gfilem wahllos ge- 
schieht, der Fall eintreten kann, daß die Güter, die wir an 
fremde Nationen liefern, unseren eigenen Gütern auf dem Welt- 
märkte Konkurrenz machen. Dagegen mBssea die entschieden- 
sten Vorkehrungen getroffen werden. Das war einer der Ge- 
danken, die mich unablässig in den Wiesbadener Verhandlungen 
beschäftigten: In welcher Weise ist es mfiglich, dafür zu sorgeo, 
daB Güter, die wir als Zahlungen geben, uns diese Konkurrenz 
nicht machen? 

Mit diesem Gedanken ist die Tatsache zn vcibinden, daS die 
Belastung des Weltmarktes selbst durch einen Mehrexport nur 
dann erträglich wird, wenn gewissermaBen Ablagerungsstfitten 
für Güter gefunden werden, d. h. solche Stellen, bei denen die 
Güter, ich mächte sagen, im Abgrunde verschwinden, nicht 
wieder hervorkommen und den Weltmarkt nicht behelligen. Es 
wird also eines der Grundprinzipien sein, für alle Lieferungen, 
die in Sachleistungen gemacht werden, Ablagcrungsstätten zu 
finden, d. h. diese Güter nicht auf den Weltmarkt zu bringen, 
sondern an solche Stellen, wo sie tatsächlich investiert werden 
und weder unseren eigenen Gütern noch auch den Gütern der 
Welt eine zu schwere Konkurrenz machen können. 

Das war einer der Hauptgründe, die dazu führten, daB mit 
den Franzosen ein Abkommen getroffen werden konnte, weil 
sich in Frankreich eine solche Ablagerungsslätte befindet In 
Frankreich absorbiert das wiederherzustellende Gebiet die 
Güter, so daB sie nicht wieder in die Zirkulation der Welt liin- 
•inkommen. Und noch mehr als das: der Aufbau Frankreichs 
stellt einen Markt dar, der gegenüber dem absolut vcrschloss»- 
82 
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neu Weltmarkt geöffnet werden kann, wenn man ihn 6Efnea 
will, und der verschlossea bleibt, wenn man ihn nicht öffnet. 
Der franzAstsche Wiederaufbau kann ohne unsere Mitwirkung 
schlechterdings nicht geschehen. Die 20 oder 30 Milliarden 
Güter, die in dieses zerstörte Gebiet bineinjeführt werden 
können, werden nur dann hineingeführt, wenn wir dazu helfen. 
Französische Politiker sagten mir: „Wir werden, wenn wir 
keine Hilfe von außen bekonunen, den Wiederaufbau -auch 
nicht in einem Menschenalter leisten können." Das ist richtig. 

Wir sind zu dem Ergebnis gekommen: einzelne Länder sind 
Töllig ausgeschaltet für den deutschen Export; Schweden, Nor- 
wegen, Dänemark sind als Konsumenten so gut wie ausge- 
schieden; in anderen Ländern haben sich die Zollmauern derart 
erhöht, daß sie für uns ausgeschieden sind. Infolgedessen 
brauchen wir nicht nur die Ablagerungsstätte, die uns die Waren 
abnimmt, ohne sie wieder herzugeben, sondern brauchen auch 
die Erweiterung des Weltmarktes, denn ohne die werden wir 
den Mehrexport nicht haben, aus dem die Devisen kommen 
sollen, mit denen die Herren Devisenerfüller die Absicht haben 
zu zahlen. 

Das sind die Grundprinzipien, von denen die Wiesbadener 
Erwägungen ausgegangen sind: Wir können nichts anderes tun, 
alt mit Sachleistungen bezahlen. Wir können Sachleistungen 
innerhalb gegebener Grenzen liefern. Für diese Sachleistungen 
müssen wir Ablagerungsstätten haben. Die Möglichkeit, im 
freien Handel Sachgüter zu exportieren und dafür Devisen ver- 
wendbar zu machen, gelingt nur in gewissem Grade. Infolge- 
dessen gab es kein anderes Mittel, wenn man zu einer aktiven 
ErfQllungspolitik kommen wollte, als sich mit den Franzosen 
in irgendeiner Weise zusammenzufinden. 

Nun hätte Ich sehr gewünscht, daB es möglich gewesen wäre, 
die Franzosen dazu zu veranlassen, diese Sachleistungen, die 
wir ihnen geben, sofort in vollem Umfange gutzuschreiben. Das 
war der Punkt, bei dem wir eine Konzession haben machen 
müssen. Sie sagten: Wenn wir den Wiederaufbau such zur 
1 BapukUoiupoIlUk gg 
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Verfügung stelUn, so mOssen wir von euch als Gegenleistung 
eine gewisse Stundung verlangen. 

Alle fibrigen Punkte samt und sonders sind Verbesserungea 
gegenüber dem Vertrage von VersaUles. Abänderungen sind in 
ziemlich großer ZaU gemacht worden gegenüber meinem 
ursprünglichen Programm, aber nicht eine einzige, die nicht 
eine Verbesserung war. Die dritte Entrevue in Wiesbaden hat 
kauni eine nene Konzession von unserer Seite gebracht, aber 
eine wesentliche der Franzosen, nämlich hinsichtlich der Preis- 
bemessung. In Ihrem Kreise habe ich seinerzeit gesagt: Mög- 
licherweise wird das Reich Verluste erleiden, indem es h&her 
entschädigen muß, weil wir nicht die deutschen Preise bezahlt 
bekommen. Es war eine der Emmgenschaften der letzten Koa- 
ferenz von Wiesbaden, daß diese Schwierigkeit ausgerSumt 
worden ist. 

Das Abkommen ist ein Interpretatlonsabkommen gewisser 
Teile der Versailler BeatimmungeD; es kann also nur im Zu- 
sammenhange mit Versailles gelesen werden. - Es bedeutet nicht 
ein freies Abkommen zwischen freien Kaufleuten, sondern es 
bedeutet ein Interpretationaabkommen zwischen Leuten, die 
sich über gewisse Leistungen verständigt haben und diese Lei- 
stungen zu erleichtem wünschen. Das Quantum, das Versailles 
und das Londoner Ultimatum uns auferlegt, ist unbegrenzt Sie 
werden immer wieder in den Zeitungen lesen: Wie konnte 
dieser Mann für 7 Milliarden Waren an Frankreich gebenl Ja, 
nach Versailles und in dem Londoner Ultimatum ist überhaupt 
nicht begrenzt, wieviel wir zu liefern haben. Hier ist zum 
ersten Male eine Begrenzung gegeben. Was die Preise betrifft, 
so bleiben sie unter den Versailler Preisen. In Versailles ist 
festgesetzt, daß diese Preise nicht von einem Schiedsgericht 
bestimmt werden, sondern schlechthin von der Reparations- 
kommission. Sie ist dabei anscheinend an gar nichts gebunden, 
weder an Recht und Billigkeit, noch an irgendwelches Prinzip. 
Demgegenüber haben wir es erreicht, daß diese Preise fest- 
gelegt sind auf Grund eines Index Verhältnisses and daß sie 
minimalisiert sind im Vergleich zu den deutschen Preisen: Sie 
S4 
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dfirfen trotz oOer Frachten, ZAUe usw. niclit £er{ii|er sein als 
die deutsches Inlandspreise. Ein Schiedsgericht tritt an die 
Stelle der Reparationskommission, in kaufmännischer Weise 
uuammengesetzt: ein Franzose und ein Deutscher nehmen 
daran teil; die sollen sich über einen Obmann verstSndigen, 
und können sie das nicht, so wird dieser Obmann nicht von 
der Reparationskommission, wie es sonst mehrfach hieß, 
sondern vom Bundespräsidenten der Schweiz ernannt. 

Versailles schreibt vor, daß wir Waren zu liefern haben 
— und London bestätigt das — in jedem beliebigen Ausmaße, 
soweit die Länder es für ihren Wiederaufbau oder ffir ihre 
wirtschaftlichen BeduHnisse nötig haben. Das heißt nicht nur 
in ganz belielngem Umfange, sondern auch zu ganz beliebiger 
Verwendung. Wir haben es erreicht, daß diejenigän Waren, 
die wir liefern, nur ffir den französbchen Wiederaufbau ver- 
wendet werden dfirfen, sie können uns also in irgendwelcheo 
anderen Gebieten nicht mehr Konkurrenz machen. Das war 
SD in Versailles, und das ist leider Gottes noch so gegenüber 
England, gegenüber einigen anderen Ländern, aber Frankreich 
gegenüber hat es aufgehört." 

Rathenau beklagte sich dann, wie wiederholt in seiner Rede, 
über die Unehrlichkeit setner Kritiker und ffihrte weiter aus; „Ich 
sehe in Wiesbaden die Perspektive für künftige mögliche Ab- 
wicklungen, und deshalb lege ich großen Wert darauf, daß diese 
Dinge verstanden werden; dies politische Geschäft der 
Abwicklung muß betrachtet werden als ein Glied in einer 
großen kommenden Kette. Hier handelt es sich darum, für die 
Zukunft den Weg zu ebnen, der ans aus unserer Lage heraus- 
führt 

Als weiteres Argument hat man angeführt: Was Sie ttm, 
das heißt ja, daß Sie den Franzosen die Option auf unsere 
nächste Konjunktur gebenl Das gebe ich zu, (Qr Katastrophen- 
konjunkturen wie die jetzige wird das Wiesbadener Abkommen 
vielleicht nicht ganz bequem sein; aber wenn eine solche Kon- 
junktur in zwei, drei Jahren noch einmal wiederkommen wflrdc, 
wäre Wiesbaden ja abgelaufen. Wiesbaden ist auch für uns 
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eine Option. Der Wiesbadener V«rtr*| lioft hn ganzen 
29 Monate. Nach 29 Monaten k&mcn wir an* dem Vertrage 
heraus lein. Alu aal Tide Konjnnktaren £tbt da« keine Option, 
«mdem et handelt sich einfach dämm, daß et vieOeicbt im 
gegenwärtigen Moment unangenehm ist, die großen Preise, die 
man belcommt, nicht in vollem Umfange autgeicbSpft zu wissen. 
Ich mficble nur die Möglichkeit der entgegengesetzten Entwick- 
lung streifen. Wer von Ihnen, meine Herren, kann daf&r die 
Garantie fibemehmen, daS nicht etwa im niclisten Jahre die 
Konfunktur &berhaupt aufhSrt? Gegenwärtig kaufen die Leute, 
was sie kriegen können, und das nennen rie Konjunktur. Es 
ist keine Konjunktur, es sind Angstkäufe von Waren. Wer 
garantiert uns dafür, da3 diese Konjunktur noch während des 
ganzen Wiesbadener Abkommens anhält? Wer garantiert uns, 
daß nicht etwa der entgegengesetzte Fall eintritt, wo wir vrieder 
mit Arbeitslosigkeit zu tun haben, und wo man froh sein wird, 
wenn man fOr 400 000 bis 500 000 Menschen, wie es aua dem 
Abkommen m&glich ist, die Arbeit luben wird? 

Ein weiterer Vorwurf ist der, daß gesagt wird: Wir machen 
uns mit unseren eigenen Waren in Franlireich Konkurrenz, wir 
TcrUeinem den Weltmarkt. Nach dem Wiesbadener Abkom- 
men wird die Ware nicht wietjer freL Aber: die französische 
Ware hätte dadurch Platz A\ä dem Weltmarktl Das wäre 
richtig, wenn die französische Ware jetzt in großem Umfange 
mm Wiederaufbau verwendet würde. Aber ich habe Ihnen 
ja gerade gesagt, der Wiederaufbau im weitesten Sinne wäre 
tAnt unsere Ware nicht beschleunigt worden. Die französi- 
sche Ware, soweit sie heute auf dem Weitmarkt ist, wäre vom 
Wiederaufbau nicht verscUuckt worden. Unsere Lieferungen 
machen keine französische Ware frei. Man hat femer gesagt, 
wir hätten unsere Leistungen freiwillig erhöht Abgesehen da- 
von, daß dies Versailles gegenüber nicht der Fall ist, sind wir 
ans doch alle darüber Idar, daß die Leistungen in der Höhe, 
wie sie Versailles theoretisch vorschreibt, überhaupt niemals 
geleistet werden. Ich habe auf den g 234 des Vertrages, die 
einzige Handhabe, die wir besitzen, um auf Versailles (soll wohl 
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Dl« R«da Im Raiehswlriichaftirat 
heifien: von VersalUes) zuräckzukonunen, nicht verzichtet 
Weno die Reparationskommission entscheidet) daB das Wies- 
badener Abkommen Wirklichkeit wird, so rangiert es innerhalb 
der Grenzen von Versailles, und dieser Vertrag kann nur von 
derselben Reparationskommission eingeschränkt werden. 

Sodann ist uns vorgehalten worden, daB die Franzosen ge- 
rade diejenigen Waren von uns nehmen werden, die herzugeben 
ffir uns am unbequemsten ist. Im Gegenteil, man wird uns viel- 
fach solche Stoffe abnehmen, die wir im freien Export schwerer 
los werden. Der Wiesbadener Vertrag sagt ausdrücklich: Die 
Leistungen, die wir zu machen haben, müssen mit unserem eige- 
nen volkswirtschaftlichen Programm, mit unseren Produktions- 
mSglichkeiten und Konsumnotwendigkeiten vereinbar sein. 

Weiter hat man gesagt: Was haben Sie denn schließlich 
umgewandelt, das ist ja so wenigl Erat hat es geheiBen: Es 
ist so viel, jetzt heiQt es auf einmal: Es ist so wenig. 14 Mil- 
liarden soll unsere Leistung sein. Was ist denn davon in den 
nächsten vier Jaltren umgewandelt? Nun stammt seltsamerweise 
das Argument gerade von denen, die eine Leistung von 14 Milli- 
arden schlechterdings für unmSglich halten: für die Vergleichs- 
rcchnung ist sie dann auf einmal mfiglichl Auch ich glaube 
nicht, daß wir in vier Jahren 14 Milliarden geleistet tiaben 
werden; von dem aber, was wir leisten, wird der weitaus grSBte 
Teil in Sachgüter umgewandelt sein: teils Frankreich gegen- 
über, teils anderen. 

Jetzt komme ich zu demjenigen Punkte, der tatsiclilich unsere 
eigene Gegenleistung enthält; das ist die Stundung. Ober diese 
Stundung sind die phantastischsten Vorstellungen im Umlaut. 
El wird gesagt, daS es sich um Dutzende von Goldmilliardea 
handelt, und daB wir daran zugrunde gehen." Rathenan be- 
rechnet unter Ansatz der Kohlenleistungen usw. das theore- 
tische Maximum unserer Vorleistung auf etwa 850 Millionen 
Gold, das Minimum der Stundung dagegen auf 250 Millionen. 
Nach seiner Überzeugung werden die Summen niher bei 250 
liegen, weil 1921 noch gar nicht und 1922 vermutlich nur Im 
Frühjahr für die Bauperiode im Sommer einiges geliefert werden 
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wird. Erst im Jahre 1923 köntite eine normale Liefemnj kom- 
men, aber im Mai 1923 ist schon der KOndigunifstermin. „Sehen 
wir also, daß diese Leistungen wider mein Erwarten von 
Deutschland nicht zu tragen sind, daB ich mich in diesen Dingen 
schwer geirrt habe, dann werden Sie eben am 1. Mai 1923 die 
Kündigung aussprechen. Bis dahin werden wir nach meiner 
Schätzung den Franzosen nicht eine Milliarde Gold gestundet 
haben. Das tot viel Geld — das gebe ich zu — , und es ist anE 
der anderen Seite wenig Geld. Denn wenn Sie davon ausgehen, 
dafi wir alle sechs Monate Lohn- und GehaltserhShungen nnd 
Erhöhungen unseres Staatsbudgets in einer gleichen CröBen- . 
Ordnung nötig haben und daß gar kein Mensch danach fragt, 
wie wird das finanziert, so möchte ich wissen, warum immer 
bei dieser halben oder einen Milliarde getragt wird; Wie wird 
die finanziert? Wenn es sich darum handelt, von der einzigen 
Gegenleistung eines Vertrages ta sprechen, von einer Gegen- 
leistung, von der im ganzen Lande agitatorisch henimerzählt 
wird, daB sie die Ursache unserer Finanzlage ist, das größte 
Unglück, das uns getrolKen hat, daß sie ein solcher Schaden ist, 
daß jetzt die Industrie keine KredithiUe mehr ausüben könnte, 
dann mnß ich allerdings sagen, daß diese Vorieistung doch in 
einer Weise im Lande agitatorisch verwertet worden ist, daß 
man davor erschrecken muß," 

Rathenau wandte sich weiter gegen die nach seinen An- 
gaben unzutreffende Verbindung des Wiesbadener Abkommens 
mit der <^erschleftischen Frage und verwies auf die Notwendig- 
keit, das Geschäft in dem Augenblick abzuschließen, wo es reif 
war. „Es war reif in dem Augenblick, wo für Frankreich die 
Möglichkeit, vielleicht die Neigung bestand, sich von einem Teil 
des Geschäftes zurückzuziehen, nämlich von den Nebenabkom- 
men, auf die wir großen Wert legen mußten. Die Nebenabkom- 
men waren uns in Option gegeben. Diese Option war nicht 
genfigend verlingerbar." Von diesen Nebenabkommen rechtfer- 
tigte Rathenau besonders das sogenannte Fob-Abkommen, die 
Gewährung der Inlandspreise für Kohlen, die über Antwerpen 
nnd Rotterdam gehen. Dies Abkommen sei mit beamteten und 
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Die R«d« im ReichtwirttcbaiUrat 
nicht beamteten Sachverständigen, insbesondere mit dem Koh- 
Unsyndikat aufs eiajehendste beraten worden, „Wie liegt nun 
das Fob-Abkommen? Vers&illes sa^ti dsfi wir den Anspruch 
haben auf den Weltmarktpreis für diejeo^e Kohle, die fiber 
See geht, d, h. über deutsche HSfen. Unsere Kohlen gingen 
bis zu einem gewissen MaBe fiber See, aber Qber Antwerpen 
und Rotterdam; über deutsche Häfen so gut wie nicht. Die 
Kohlen, die über Antwerpen und Rotterdam gingen, betrachten 
unsere Gegner nicht als Fob-Kohlen. Für das Vergangene han- 
delte es sich um eine sehr bedeutende Summe, nämlich 130 
Millionen Mark. Leider wäre diese nur auf die 132. Milliarde 
gutgeschrieben worden, brachte uns somit keinen Vorteil. Für 
die Zukunft lag die Sache so: Angenommeu, die Reparations- 
kommission hätte für uns entschieden und hätte Rotterdam 
und Antwerpen den dsutschen Häfen gleichwertig erklärt, so 
wäre fiber Rotterdam und Antwerpen so gut wie keine Kohle 
mehr transportiert worden; die Franzosen hätten, um den ver- 
teuerten Preis nicht zu bezahlen, verlangt, dafi die Kohle zu 
Land transportiert wird, und die Stfirung unserer Verkehrs- 
wege wäre noch schlimmer geworden, als sie es heute ist. So 
sagten wir uns: da hier wenig zu verlieren ist, so wollen wir 
dieses Fob-Abkommen so gfinstig in Zahlung geben, wie wir 
kCnnen, und wir haben es den Franzosen verkauft, indem wir 
die Vorkriegsverträge dagegen aufgerechnet haben und femer 
verlangt haben die Freiheit unseres eigenen Kohlenexports in- 
nerhalb gewisser Grenzen, Freiheit von gewissen Sorteabestim- 
mnngen und eine ganze Reihe weiterer Erleichterungen. Wir 
haben dieses Fob-Abkommen auch noch auf die Vieh-Abliefe- 
rangen wirken lassen, die bei den Verpflichtungen, die uns ob- 
lagen, sehr gefährlich waren. Diese Verpflichtungen sind er- 
heblich gemildert. Gegenstand unserer Nebenabkommen ist 
gewesen: die Sicherung des kleinen Industriellen dagegen, daß 
er nicht weiß, ob sein Motor noch sein Motor, seine Halle noch 
seine Halle ist, und die Beseitigung der Kommissionen, die unser 
Eisenbahnmaterial durchsuchen. Auf diese Nebenabkommeo 
hätten wir verzichten müssen, wenn wir das gewagte Experiment 
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kitten machen wollen, die Verbandlungen so lange hinzodehm, 
bü die oberschlesische Frage entschieden war." 

Ratbenau machte am SchluB geltend, er habe die Industrie und 
den Reichswirtscbaf tsrat fiber das Abkommen stets auf dem lan- 
ienden gehalten, und gab der Ueberzeugung Ausdruck, daß es 
keinen anderen Weg als den der Reparation und für die Repara- 
tion nur die hier gew&hlte Form gebe, die auch anderen L&ndem 
gegenüber von Land zu Land werde gesucht werden müssen. 
Der Vertrag, der ungekündigt nur 17 Monate laufe, werde das 
Modell aller künftigen Reparationsabmachungen sein. Ob die 
hohe Auffassung, die Rathenau selbst von seinem Werk hat, 
berechtigt ist, will ich in den Hauptabmachungen untersuchen, 
mich dabei aber keineswegs allein von meinen eigenen An- 
schauungen leiten, sondern auch die Welt ihr Urteil sprechen 
lassen. 
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m. 
Der Kampf um die Sachleistungen. 

Die IHktate Ton Venaillcs, Sp« vnd LoBd<m. 

Dr. Rathenau will die Gold- oder Devisenverpflicbtuntfen 
nadi M5glichkeit in Warenlielerungeii oder Werkleistungen 
umwandeln. Den Vorteil dieser Umwandlung erblickt er in 
einer Entlastung unserer Valuta und in einer besseren Be- 
■chSftigung unserer Industrie. 

Der Gedanke der Umwandlung ist nicht neu. Um die Ver- 
tretung des Gedankens der Umwandlung der Gold- in eine 
Sacfaschuld hat sich der ehemalige Reichsminister Dr. Simons 
stiodig und lebhaft bemüht. Nicht nur in Brüssel, Spa und 
London ist darüber verhandelt, vieknehr sind grund- 
legende Bestimmungen bereits im Versailler Diktat getroffen 
worden. Das ist kein Wunder. Der deutschnationale Führer 
H e r g t hat einmal im Reichstag mit ToUem Recht gesagt; ..Von 
alters her ist es in der ganzen Welt ein fundamentaler Grund- 
salz, Schaden durch Naturalleistungen zu ersetzen." Verwun- 
derlich und unerträglich ist aber, dafi Deutschland im Versailler 
Vertrag zum angeblichen Urheber des Weltkrieges gestempelt 
worden ist und daß auf dieser Lüge Schadenersatzansprüche 
der Alliierten aufgebaut worden sind, denen unsere Volkswirt- 
schaft erliegen moB. Der ehemalige Außenminister 
Dr. Simons hat einmal mit Recht gesagt; „Die Reparations- 
leistungen kdanen nicht nach Schuld oder Unschuld, sondern 
nur nach Leistungsfähigkeit verteilt werden." Es ist bekannt, 
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aS unsere Feinde uns die Verpflichtungen auferlegt haben, alle 
>ch£den wiederherzustellen, die der Zivilbevölkerung der alli- 
erten und assoziierten Michte und ihrem Eigentum infolge des 
^eges entstanden sind. In der Auslegung dieser Bestimmung 
eben die Feinde denkbar weit Der grÖBte Teil der Schaden 
esteht in den Sachschäden, die In den Kriegsgebieten, nament- 
ich in Nordfrankreich hervorgerufen worden sind. 

Welch lebhafter Kampf am die Wiederherstellung dieser 
Gebiete in Natur statt in Form von Goldzahlungen und Devisen- 
ieferungen bisher getobt hat, ist von Dr. HelfferIcK im 
Industrie •Kurier" im Juni d. J. dargestellt worden. Aus Helffe- 
icbs geschichtlicher Betrachtung, der ich hier folgen will, geht 
leutlicb hervor, daB Deutschland von vornherein die Aufgabe 
es Wiederaufbaus Nordfrankreidis als eine wirtschaftliche und 
ndustrietechnische Frage angesehen hat, während im Gegen- 
atz hierzu der Versailler Vertrag eine finaazielle Verpflichtung 
ar Deutschland daraus gemacht bat In dieser grundverschie- 
lenen Auffassung und den aaseinanderstrebeoden Wünschen 
legt die Ursache der späten und schwerlich befriedigenden 
.fisung. 

Nadi Artikel 236 des Versailler Vertrages muB 
ich Deutschland damit einverstanden erklären, seine wlrt- 
chaftlichen Quellen der Wiederherstellung zu widmen. In den 
Anlagen UI, IV, V und VI des TeUes VIII des Versailler Dik- 
ats sind die näheren Bestimmungen über die Wiederherstellung 
B Natur, femer über die Lieferung von Handelsschiffen, Kohlen 
ind deren Nebenprodukten, Farbstoffen und chemischen Erzeug- 
lissen anderer Art enthalten. Die uns auferlegten Lasten sind 
linsichtlich der Auslieferung von Handelsschiffen, femer der 
.ieferung von Kohlen, Koks, Benzol, Steinkohlenteer, schwefel- 
aurem Ammoniak, auBerdem von Farbstoffen und chemischen 
Erzeugnissen anderer Art der Menge nach genau bestimmt, 
licht genannt im Versailler Vertrag ist dagegen, was alles zum 
Wiederaufbau der zerstörten Gebiete geleistet werden soll, 
n §§ 2 bis 4 der Anlage IV des TeUes VIII findet man (olgende 
lestimmungen: 
42 



),.vGoo<^Ic 



Die Diktat« ron Vanklllw, Spa und London 
§ Z „Die Regierungen der alliierten und assoziierten Mächte 
behändigen dem Wledergutmacfaungsausscfauß Verzeichnisse, 
enthaltend! 

a) die Tiere, Maschinen, Montierungsteüe, Maschinenspiele*) 
und alle ähnlichen im Handel erhältlichen Gegenstände, die 
von Deutschland beschlagnahmt, verbraucht oder zerstSrt 
worden sind oder die unmittelbar durch mÜit&riscbe Maß- 
nahmen zerstSrt worden sind und die die genannten Regierun- 
gen zur Befriedigung unmittelbarer und dringender Bedfixfnisse 
durch gleichartige Tiere oder Gegenstände ersetzt zu sehen 
wfinschen, die auf deutschem Gebiete bei Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags vorhanden sind; 

b] die Stoffe zum Wiederaufbau (Steine, Backsteine, feuer- 
feste Steine, Dachziegel, Bauhob, Fensterglas, Stahl, Kalk. 
Zement usw.), Maschinen, Heizeinrichtungen, MSbel und alle im 
Handel erhältlichen Gegenstände, die die genannten Regierun- 
gen in Deutschland erzeugt nnd hergestellt und an sie zur 
Wiederherstelhing der mit Krieg Aberzogenen Gebietsteile ge- 
liefert zu sehen wfinschen. 

§ 3. Die Verzeichnisse der in S 2a oben erwähnten Gegen- 
stände werden binnen 50 Tagen nach Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Vertrags zugestellt. 

Die Verzeichnisse der oben in § 2b erwähnten Gegenstände 
werden spätestens bis zum 31. Dezember 1919 zugestellt. 

Die Verzeichnisse enthalten alle in den Verträgen des Handels 
ablieben Einzelheiten über die betreffenden Gegenstände ein- 
schließlich genauer Beschreibung, Lieferfrist (hSchstens 4 Jahre) 
and Deferungsort, aber weder Preise noch veranschlagten Wert; 
diese werden, wie weiter unten ausgeführt, vom Ausschuß fest- 
gesetzt. 

S 4. Unmittelbar nach Eingang des Verzeichnisses prüft der 
Ausschuß, inwieweit die Liefenmg der in ihnen aufgeführten 
Stoffe und Tiere von Deutschland gefordert werden kann. 

Bei seiner Entscheidung trägt der Ausschuß den inneren Be- 

•) Im eneliulira Text; „W«riutD(*". 
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dfirfnissn Dentschlaods »o weit Recbnuog, wie *■ cur Auf- 
rechterhaltunl dct sozialen und wirtschaftlichen Lebens 
Deutschlands notwendig Ist; er berücksichtigt ferner die Preise 
und die Zeiten, zu denen gleiche Gegenstände in den alliierten 
und assoziierten Lindem erh&lllicb sind, und vergleicht sie mit 
denen, die für die deutschen Gegenst&nde gelten sollen; er be- 
rflcksicbtigt schließlich das allgemeine Interesse der alliierten 
und assoziierten Rcgieruiigen daran, daß das gewerbliche Leben 
Deutschlands nicht so weit zerrQttet wird, daß seine Fähigkeit, 
seinen andern WiedergutmachungsverpQicbtungen zu genfigen, in 
Frage gestellt winL 

Jedoch dürfen Ton Deutschland Maschinen, Montierungs- 
teUe, Maschinenspiele und ähnliche im Handel erhältliche 
Gegenstände, sofern sie augenblicklich in gewerblichen Betrie- 
ben verwendet werden, nur gefordert werden, wenn kein Vor- 
rat von diesen Gegenständen verfügbar und verkäuflich Ist; 
zudem dürfen Forderungen dieser Art 30 v. H. der Mengen 
jeden Gegenstandes nicht überschreiten, die In einem deutschen 
Unternehmen oder Betrieb verwendet werden. 

Der Ausschuß gibt den Vertretern der deutschen Regierung 
Gelegenheit, sich binnen bestimmter Frist darüber zu äußern, 
wieweit CS ihr mSgtich ist, die genannten Stoffe, Tiere und 
Gegenstände zu liefern. 

Die Entscheidung des Ausschusses wird dann m&glicltst 
schnell der deutschen Regierung und den verschiedenen betei- 
ligten alliierten und assoziierten Regierungen bekanntgegeben. 

Die deutsche Regierung sagt zu, die In dieser Mitteilung 
näher bestimmten Materialien, Gegenstände und Tiere zu 
liefern, und die beteiligten alliierten und assoziierten Regie- 
rungen sagen, }ede für ihr Teil, zu, diese Lieferungen anzu- 
nehmen, sofern sie der gegebenen näheren Beschreibung ent- 
sprechen und, nach Ansicht des Ausschusses, zur Verwendung 
beim Wiederaufbau nicht ungeeignet sind." 

Dadurch war für umfangreiche deutsche Sachleistungen die 
erforderliche Grundlage gegeben. Deutschland gab sofort bei 
den Verhandlungen in Versailles semen Willen kund, am Wieder- 
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aufbaa der zcrstörtan Gebiet« durdi Stellung von Arbettikrilften 
tmd durch Lteierung tob Waren mitzuarbeiten. Die deutachen 
Unterhändler verlangten nljnlich, daB Deutschland znr Beschleu- 
nigung der Leistungen innerhalb weniger Monate einen Aufbau- 
[dan vorlegen könne. Allein die Regierung Erzberger — Bauer 
bat bis zum Frühjahr 1920 keinen solchen Vorschlag an die 
Entente gelangen lassen. Diese Zurückhaltung der deutschen 
Regierung wird in einer Denkschrilt des Ausw&rtigen Amtes 
über „Die Erffillung des Vertrages von Ver- 
sailles bis zum 1. April 1921" mit dem Hinweis begrün- 
det, die Konferenz in Spa habe die Erörterung der Reparation!- 
b'age auf die Tagesordnung gesetzt. 
In Spa hat die deutsche Regierung 

1. einen Finanzvorschlag, 

2. einen Plan für Sachleistungen, und 

3. einen Vorschlag für den Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete den Vertretern der feindlichen Mächte vorgelegt. 

Im Finanzvorschlag betonte die deutsche Regierung 
zonäcfast, die deutschen Finanzen seien in einem so achwachen 
Zustand, daß in der ersten Zeit keine Aussicht bestehe, den 
Verpflichtungen aus der Reparationsschuld überhaupt gerecht 
zu werden. Daher mfiBtcn die Reparationsleistungen zum Teil 
in Sachleistungen bewirkt werden, AuSerdem hat die deutsche 
Regierung daraui hingewiesen, daB der nach dem VersaiUer 
Vertrag bis zum 1, Mai 1921 zu zahlende Betrag von 20 Mil- 
liarden Goldmark bereits abgetragen, Ja bereits überschritten 
seL Zum Beweise dieser Behauptung überreichte die deutsche 
Regierung folgende 

Znsunmenstellimg der getitigtea Udenngen tntd LefstmigeB, 
die DentMUnnd nof seine Wiedergatmacltnngtachtild 



L Saargmben. 

Goldmark 
Der Gesamtwert der abgetretenen Saargruben 
ist nach vorsichtigster Schätzung anzusetzen mit 1 000 000 000 
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n. Rsids- und StaatielgMitiim fa d«B 
AbtrctimiigcUeteii. 

Goldmub 
Nach dem bisher vorliefenden Material be- 
tritt der Wert des anrechnungsfähigeii Reichs- 
und StaaUei£entums etwa 6800000000 

HL ^ncdergntnuchnngeB. 
i) Hasdelsflotte, Der Friedenswert der 
ausgelielerten Handelsflotte vom Juli 1914 betrug 
nach ziemlich genauer Feststellung 1,5 Milliarden 
Goldmark. Bezaglicb des jetzigen Wertes 
schwanken die Schätzungen zwischen 4 und 
8 Milliarden Goldmark. Eingesetzt wird als 
Mindeatbetrag 4000000000 

b) Tiere. Die in der Ablieferung begriffenen 

Tiere haben einen Wert von mindestens ... 180 000 000 

Diese Zahl wird sich voraussichtlich nach Ein- 
gang der genauen Berechnung des Wertes der 
Tiere nach den Weltmarktpreisen noch bedeu- 
tend erhSben. 

c) Land wirtsebaftltche Maschi- 
nen. [Poena-Lieferung] abgeliefert bis 1. April 

1920 im Werte von 12000000 

d) K o h 1 e n. Bis 1. Juni 1920 sind 5 650 000 t 
Kohlen geliefert worden, die Tonne zu 50 Gold- 

mark gerechnet, gibt rund 280000000 

e) Farbstoffe. Bis Ende Juni 1920 sind 
Farbstoffe geliefert im Werte von rund ... S 000 000 

f) K a b e 1. Der Zeitwert der deutschen Kabel 
bei Kriegsausbruch betrug 66 260 000 Goldmark, 
davon gehen ab die Regierungskabel, Art. 156, 
Abs. 3, Tsingtau — Schanghai, Tsiogtau — Tschifu. 
Emden — ^Brest. von der Hohe von Cherbourg bis 

Brest, im Werte von 1 610 000, bleiben . ... 64650000 
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Di« Diktate von VctmIUci, Spa und Londoo 
g)£t8tobahnmaterial. Der Wert des 
sb^cUeierten Materials: 

GoldmoriE 
5000 Lokomotiven, 
10000 Personenwafen, 
3300 Gepäckwagen, 
136700 Güterwagen und Ersatzteile beträgt 
achätzungsweiBe mnd 1250000000 

IV. Kosten der TerscUedenen Interalliierten 



Et sind bisher gezahlt worden rund , . . . 9 000 000 

V. RficklaBgStcr. 

Nach den Berechnungen der Reichs entschädi- 
gtingskommission ist der Wert des zurückgelasse- 
nen Materials anzusetzen mit rund 6 500 000000 



Summe: 20103 650 000 

KtMtMi, di« gemlS Artikel 235 des Fricdensverttagn ans den 
ersten 20 Milliarden bezahlt werden kSnnen. 

L IbAstoff- nnd LebenimIHelbexfigc, 

Goidmark 
Fest steht bisher nur die Einfuhr auf Grund des 
Brüsseler Abkommens in Höhe von 1 055 000 000 
Goidmark. Die übrigen vom Reichswirtschafts- 
ministerium ffir Lebensmittel usw. aufgewandten 
Beträge werden demnächst genau angegeben 
werden kSnnea Der insgesamt aufgewandte Be- 
trag kann mit einiger Sicherheit geschätzt werden 
auf mindestens 3000000000 

n, Kosten der Unterhaltung der Besatznogsarmee. 

Die bisher von Deutschland gemachten Aus- 
gaben betragen nach sehr vorsichtiger Schätzung 

mindestens 500 000 000 

Summe: 3500000000 
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HL Dar.Kunpl tun die Sachl<i*tuiig«n 

Im Plan für Sachleistuafea hat die deutsche Re- 
£ieruiig auf der Koniereoz zu S p a einea Organisationa- 
vorschlag gemacht, wonach auf deutscher wie auf gegnerischer 
Seite sofort die nötigen Anstalten getroffen werden sollten. 
Der deutsche Antrag sah die Unterscheidung von Spezial- 
material und Massenartikeln, sogenannten Katalogwaren, vor. 
Für alle Sachleistungen verlangte die deutsche Regierung 
Weltmarktpreise, damit die deutschen Lieferanten den 
gestellten Anforderungen gerecht werden könnten. 

Der Vorschlag f&r den Wiederaufbau der zer- 
störten Gebiete enthielt die Anregung zu einem internatio- 
nalen Siedelungsuntemehmen, dessen Aufgabe es sein sollte, 
die Aufräumung der Kriegsgebiete, die Wiederherstellung der 
industriellen, landwirtschaftlichen imd Verkebrsanlagen und 
die Schaffung neuer Heimstätten zu Cbernehmen. Allein 
unsere Bemühungen in Spa blieben erfolglos. Der damalige 
Außenminister Dr, Simons gab später die Erklärung dafür, in- 
dem er darlegte, die Gegner hätten die deutschen Vertreter 
mißverstanden; die Franzosen hätten sich eingebildet, wir 
wollten ganze Arbeiterkolonien in Frankreich schaffen. Außer- 
dem hatten aber auch die französischen Industriellen große 
Furcht vor dem Wettbewerb der deutschen Waren, 

Bekanntlich hielten es die Ententevertreter in Spa für drin- 
gender, an Deutschland den Befehl zur Entwaffnung zu richten 
und von den Sachleistungen lediglich die Kohlenlieferungen zu 
regeln. Auf Grund des Spadiktats mußte Deutschland zu- 
nächst für 6 Monate je 2 Millionen Tonnen Kohle liefern. 

Alle anderen Fragen der Sachleistungen sollten kurz da- 
nach in einer Sachverständigenkonferenz in Genf zur Erörte- 
rung gestellt werden Aber erst sieben Monate nach den 
Spa-Verhandlungen trat der Sachverständigenrat in Brüssel 
zusammmen. Auf deutscher Seite hatte mau neue Hoffnungen 
gehegt, daß nunmehr die große Frage der Arbeitsleistungen 
und Werklieferungen für den Wiederaufbau gelöst werden 
würde; hatte doch inzwischen der deutsche Unterhändler Berg- 
mann mit dem französischen -Sachverständigen S e 7 d o u z die 
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Ke Diktate von Versaille«, Spa uod Loadon 
Aufgabeo eingehend besprochen. Der Franzose dachte daran, 
sowohl deutsche Erzeugnisse für den. Wiederaufbau heranzu- 
holen, als auch unter der Leitung franzSsisdier Unternehmer 
deutsche Arbeiter am Wiederaufbau mitwirken zu lassen. Ihre 
Entlohnung sollte hauptsächlich in deutschem Gelde vorgenom- 
men werden. Bergmann nahm den Gedanken gern auf, da er 
ihn als eise willkommene Gelegenheit für Deutschland ansah, 
leinen guten Willen zur Erfüllung zu bezeigen. Das war mit 
Sachleistungen eher möglich als mit Goldzahhingen. Berg- 
mann betonte allerdings zwei Schwierigkelten, nämlich die Be- 
rücksichtigung der Leistungsfähigkeit Deutachlands imd eine 
angemessene Regelung der Preisfrage. 

Allein auch in Brüssel erlebte Deutschland eine Ent- 
täuschung. Der Sachverständigenrat hatte sich fast drei 
Wochen lang mit Finanz- und Valutafragen beschäftigt, aber 
keine Zeit für eine ErSrterung der Sachleistungen gefunden. 
Die darauf folgenden Besprechungen der unmittelbar beteiKgten 
Sachverständigen führten zu keinem Ergebnis und wurden ab- 
gebrochen. 

Da kamen Ende Januar 1921 die überraschen dcu Pariser 
Forderungen, die das Reparatioasproblem wieder auf 
das rein finanzielle Gebiet zurückwarfen. Eine Erklärung hier- 
für bietet wohl eine Äußerung Loucheurs gelegentlich der Zu- 
sammenkunft der feindlichen Ministerpräsideaten in Paris. Er 
meinte n&mlich, für die französische Industrie sei es höchst be- 
denklich, wenn sich Frankreich von Deutschland die Repara- 
tionsschuld durch -Sachleistungen tilgen ließe, denn dann sei sie 
schwerer Konkurrenz ausgesetzt. Daß dieses Wort auf di« 
führenden Politiker anderer Länder der Verbündeten nicht 
ohne Eindruck geblieben ist, geht aus einer Rede des eng- 
tischen Handelsministers Home hervor, der im Februar in 
Sheffield erklärt hat, wenn man Deutschlaad erlaube, seine 
Schuld durch Lieferung von Fertigfabrikaten abzutragen, wür- 
den in Wirklichkeit die Verbündeten die Kosten der Wieder- 
herstellung tragen. 

Die darauf folgende Märzkonferenz zu London 

4 Ratheunt BepanttaiupoUUk jg 
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QL Der Kampf uro die SacUeklmiiteii 
brachte kein anderes Ergebnis sli die Verhinfung der „Sank- 
tionen" genannten Stra£maSnafamen, weil DeutsoUand sich xur 
Annahme der rein finanziellen Forderungen nidit hatte ent- 
schließen können. 

Allein der AuSenminister Dr. Simons machte erneute 
Anstrengungeoi zu einer Regelung der Sachleistungen zu kom- 
men. Er richtete im April 1921 an die Reparationskommission 
der Alliierten von neuem den Antrag für eine Mitwirkung 
Deutschlands am Wiederaufbau Nordfrankreichs. Dabei stellt« 
Dr. Simons folgende drei Vorschläge zur Wahl; 

1. DeutscUand übernimmt den Wiederaufbau bestimmter 
zusammenhing ender Ortschaften mit sämtlichen Kosten 
in eigener Regie oder durch Vennittelung eines inter- 
nationalen Siedlungsuntemehmens; 

2. Deutschland stellt unabhängig davon alle Hilfsmittel zum 
Wiederaufbau zur Verfügung; hierbei wurde darauf Un- 
gewiesen, dafi £e deutschen Gewerkschaften u. a. fol- 
gende Leistungen angeboten hatten; Aufräumungs- und 
Aufforstungsarbeitea. Errichtung und Instandsetzung von 
Ziegeleien, Kalk- und Zementwerken. Heranführung von 
Baugeräten und Maschinen sowie Baustoffen, Anferti- 
gung von Behelfsbauten [mindestens 25 000 HolzhSuser]^ 

3. Außerdem könnten den Geschädigten von der deutschen 
Regierung sofort leistungsfähige und vertrauenswürdige 
Unternehmer genannt werden, damit unverzüglich die 
erforderlichen Bauten in Angriff genommen werden 
könnten; die gesamten Kosten solcher Reparationsbauten 
sollten, soweit sie in Papiermark gezahlt werden können, 
von Deutschland gegen Gutschrift auf Reparationskonto 
übernommen werden. 

Auch diese Wiederanfbauvorschläge würdigte die Repara- 
tionskommission überhaupt keiner Antwort. 

Eine völlig neue Lage ist durch das Londoner Ulti- 
matum vom 5. Mai 1921 geschaffen worden. Mit Dr. Helffe- 
rich kann man das Ultimatum als die Aufeilegung des unge- 
heuerUchstea Geldtributs bezeichnen, der jemals in der Ge- 
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Die Diktate von Vertaillet, Spa und London 
schichte eioem Volk aufgezwungen worden isL Kraft dieses 
neuen Diktats hat Deutschland vorerst jährlich 2 Milliarden 
Gotdmark fester Jahresleistungen, und aufierdem 26 Prozent 
des Wertes seiner Ausfuhr zu zahlen. Es ist sogar vorgesehen, 
daß diese Verpflichtungen jährlich bis auf den Gesamtbetrag von 
8 Milliarden Goldmark herauigeschraubt werden können, wenn 
die Lei*tungsfäbigkeit Deutschlands später hShet eingeschätzt 
werden sollte. Zur Frage deutscher Sach- und Arbeitsleistungen 
beHadet sich in Ziffer VTII des Londoner Ultimatums folgende 
Bestimmung: 

„Deutschland soll auf Verlangen, vorbehaltlich der vorheri- 
gen Zustimmung der Kommission, solches Material und solche 
Arbeit beschaffen, wie sie jede der alliierten Mächte zwecks 
Wiederherstellung der zerstörten Gebiete für den Fortgang der 
Wiederherstellung oder die Entwicklung ihres industriellen oder 
wirtschaftlichen Lebens bedarf. 

Der Wert solchen Materials und solcher Arbeit soll durch 
einen von Deutschland und einen von der beteiligten Macht 
ernannten Schätzer und , mangels einer Vereinbarung, durch 
einen von der Kommission ernannten Schiedsrichter bestimmt 
werden. Diese Bestimraung hinsichtlich der Abschätzung findet 
auf Lieferungen nach den Anlagen III, IV, V und VI zu Teil VIII 
des Vertrages keine Anwendung." 

Zweifellos haben wir es liier gegenüber dem Versailler Ver- 
trag mit einer erheblichen Verschärfung der Ver- 
pflichtungen, hinsichtlich der Preisbewegung jedoch mit 
einer gewissen Milderung zu tun. Nach dem Londoner Ultitna- 
ttKD können alle möglichen Erzeugnisse der deutschen Volks- 
wirtschalt, und zwar nicht nur für den Wiederaufbau der zer- 
störten Gehtete, sondern auch fSr die Entwickelung der feind- 
lichen Wirtschaft in Anspruch genommen werden. Außerdem 
können, was bisher nicht ausdrücklich vorgesehen war, auch 
Arbeitsleistungen von Deutschland verlangt werden. Be- 
merkenswert ist, daß die im Versailler Vertrag enthaltenen Vor- 
schriften über SachlebtuDgen nicht aufgehoben worden sind, 
sondern ausdrücklich beibehalten werden. Es besteht also 
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Die Diktate von Veriaillet, Spa nud London 
10 MilÜarden Gold mark betragenden Schadensacineldunjen 
nur Angebote im Werte von etws 11 Milliarden Papiermark zu 
machen gewesen sein, die aber, wie bereits erwäbnti nur SU 
Bestellungen im Umfang von 500 Millionen Papiermark geführt 
haben. 

Mit solch mageren SacUeistungen hätten wir bisher keine 
fetten Goldverpflichtungen umwandeln können, wenn nicht 
nach dem Versailler Vertrag die ersten 20 Gold- 
milliarden größtenteils durch Sachwerte 
hatten abgedeckt werden können, und wenn nicht die Kohlen- 
lieferungen, wenigstens zeitweue, einen bedeutendea Teil unse- 
rer Leistungen ausgemacht bitten. Allein, obwohl die Ki^en* 
mengen nicht zurackgegangen sind, sinkt doch dauernd ihr 
Wert und damit die Gutschrift auf Reparatiooskonto. 
Innerhalb eines Jahres hat sich der Weltmarktpreis der Kohle 
etwa auf den fünften Teil gesenkt, so daß die auf dem Seeweg 
gelieferten Kohlen nicht mehr so stark zu Buch schlagen. Aber 
auch für die zu Inlandpreisen berechneten Koblenmengea er- 
halten wir bei weitem nicht mehr soviel wie früher, weil die 
inländische Preiserhöhung weit hinter der Eotwertung der 
Papiermark zurückgeblieben Ist und bei der Uiorechoung der 
Papierpreise zum Goldwert nicht mehr soviel wie vor einem 
Jahr herauskommt. Infolgedessen zeigt sich in Deutschland 
noch mehr Neigung als früher, auch industrielle Fertigerseug- 
Bisse in größerer Menge zu liefern. Im Hausbau Nordfrank- 
reidu schien sich ein großes Arbeitsfeld zu erchließen, da von 
den insgesamt zerstörten 600000 Häusem nur wenige Prozent 
aufgebaut sein aolleo. Allein die anfänglich mit 60 000 Stück 
in Aussicht genommene Zahl ist, je länger man verhandelt hat, 
desto mehr eusammeitgesclirumpft. Gegenwärtig handelt es 
sich nur nodi um die lieferung voa 5000 Holzhäusern. 

Soviel Verhandlungen, soviel Enttäuschungen, möchte man 
sagen. Da dieses Ergebnis des bisherigen Kampfe« um die Sach- 
leistungen für uns unerträglich ist, ist es begreiflich, daß das 
Kabinett Wirth-Rathenau von neuem dieser Lebensfrage zu 
Leibe gehen wollte. 
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ni. Der Kompl um iie Sachleistun)(en 

Der Stsnd der SscUeistui^eB im Frfil^abr 1921. 

Welches war nun der Stand der Sachleistungea zu Anfang 
Mai 1921, als das Kabinett Fehrenbach-Simons dem Kabinett 
Wirth-Ratfaenau Platz machte? — Hierüber unterrichtet am 
besten das erwähnte Weißbuch des Auswärtigen Amtes, betitelt 
„Die Erfüllung des Vertrages vonVersailles 
durch Deutschland bis zum 1. April 1921." 

Auf Grund der Verpflichtung von Artikel 235 des VersaiUcr 
Vertrages hatte Deutschland, wie bereits erwähnt, bis zum 
1. Mai folgende Leistungen bewirkt: 

1. Sachliefe Hinge n verschiedener Art, darunter Eisenbahn- 
material, Maschinen, Schiffe, Tiere, Kohlen, Farbstoffe, 
Chemikalien u, dergL 

2. Die Abtretung der Saargruben, des Reichs- und Staats- 
eigentums in den vormals deutschen Gebieten, femer von 
5 Eisenbahnbrücken, der Ueberseekabel und der Rück- 
laOgüter. 

Diese Lieferungen und Leistungen hatten nach deutscher 
Rechnung schon den Betrag von 20 Milliarden Goldmark um 
etwa 103 Millionen Gtddmark überschritten. In Aarechnung 
sollten auf diese Summe von 20 Milliarden Goldmark auch die 
Kosten für die Einfuhr von Lebensmitteln und Rohstoffen und 
die Kosten der Besetzung sowie der interaUiierteD Kommissionen 
kommen. -Bis zum !■ Mai 1,921 erreichten die erwähnten Ein- 
fuhrkosten den Betrag von mehr als 5,425 Goldmilliarden, wäh- 
rend zur Zeit der.Spa-Konferenz hierfür 3 Milliarden angegeben 
worden waren. Die Kosten der interalliierten Kommissionen 
bezifferten sich bis zum FrChjabre auf 660 Millionen Pairier- 
mark. 

Als Kosten der Unterhaltung der Besatzungsheere hatte man 
im Sommer 1920 zu Spa den Feinden <ne Summe von 500 Mil- 
lionen Goldmark genannt; am Anfang Mai 1921 sprach jedoch 
das WeiSbuch des Auswärtigen Amtes die Erwartung aus, dafi 
man mit insgesamt 16 Milliarden Papiermark auskommen durfte. 
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Der Stutd der Sachleistunlen im FrühjaliT 1921 
-Neuerdings aber ist festgestellt worden, daß nicht nur der zu 
Spa aageDommeae Betrag, sondern auch die im Mat dieses 
Jahres noch geschätzte Summe weit hinter den tatsächlichen 
Ausgaben zurückblei1>en wird. Die Kosten der feindlichen Be- 
satzung ia den Rheinlanden fOr die Zeit vom November 1918 bis 
31. März 1921 beliefen sich tatsächlich «uf 3,9 Milliarden Gold- 
mark; außerdem noch auf 7,3 Milliarden Papiermark. 

Ersteren Betrag haben die Feinde für die Unterhaltung ihrer 
Heere verauslagt und uns nun belastet, letztere Summe aber 
hat Deutsdiland unmittelbar aufwenden müssen. 

Die ungeheuren Sachleistungen und Eigeotumsüberlassungen, 
wie sie aus der erwähnten Zusammenstellung ersichtlich sind, 
weiten uns die Gegner nicht mit 20 Milliardett Goldmark, son- 
dern nur mit 8 Milliarden gutbringen. Man suchte nämlich einen 
Grund, äie widerrechtlich verhängten StrafmaBnahmen, die soge- 
nannten „Sanktionen", wenigstens nachträglich mit einem 
Rechtsgrund zu versehen, und erklärte ohne nähere Unter- 
suchung, daB die groSen Sachleistungen Deutschlands um 
12 Milliarden hinter den feindlichen Ansprächen zurückge- 
blieben «eien. Diese restlichen 12 Milliarden sollten in wenigen 
Wochen bis' zum 1. Mai 1921 getilgt werden. Der Hauptstreit 
in der Berechnung drehte sich um die Bewertung der RücklaB- 
gfiter, der Handelsschiffe, der Saargruben sowie des Reichs- und 
Staatseigentums. Eine Einigung war bis zum Londoner Ultima- 
tum nicht zustandegekommen. 

Aus den sonstigen Lieferungen Deu.tscb.' 
lands an seine Feinde bebe ich mit Rücksicht auf da« Wies- 
badener Abkommen folgendes hervor: 

. An K o h 1 e n waren in 11 Monaten rund 8 807 OOOt bis zur 
Spa-Konferenz geliefert worden. In den auf das Spa-Diktat 
folgenden 6 Monaten erreichten die deutschen Lieferungen 
11 299000 t Für die folgende Zeit, nämlich vom Februar 1921 
ab, hatte die Reparationskommission die monatliche Lieferungs- 
menge auf 2.2 Millionen Tonnen festgesetzt und besonders hoch- 
wertige Sorten angefordert Die AbUeferung wurde jedoch infolge 
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m. Der Kiicipf um die Sacblebtnnjten 
de* KoUeniiberflusses auf seilen der Feinde beeintiüchtijt, da 
BUnmebr die Abnehmer ihre Ansprüche hinsichtlich der Güte 
rücksicbtsloi in die Hdbe setzten und massenweise Kohlen 
wegen angeblicher Mängel zurückwiesen. 

Was nun die Rücklieferung von Werten, Maschinen 
und sonstigen Gegenständen nach Artikel 238 des Versailler 
Vertrages anlangt, so waren bis zum 1. April 1921 von Deutsch- 
land an Frankreich industrielle Maschinen und Material im 
Gesamtgewicht von 165 000 Tonnen zurückgegeben. Mit dieser 
Lieferung waren 25 OOO von insgesamt 46 000 Positionen des 
aus Frankreich weggeführten Materials erledigt Wie hoch das 
Gewi^t der noch unerledigten 21 000 Positionen einzusetzen 
ist, sagt das Weißbuch des Auswärtigen Amtes nicht. Leider 
fehlen hierüber auch die Wertangaben. Von der Lieferung von 
5000 Lokomotiven und 150000 Eisenbahnwagen war noch ein 
kleiner Rest von 1172 Eisenbahnwagen Übrig geblieben. 

Auch die Lieferung von Vieh war im April 1921 nicht ab- 
geschlossen, Frankreich hatte 
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Vergebens hatte Deutschland darauf hingewiesen, daß infolge 
des Krieges die deutsche Viehzucht berahgekommen sei. Die 
Feind« ließen an der ungeheuren Gesamtforderung nichts nach, 
sondern erklärten sich nach zahllosen deutschen Protesten 
gegen die Abgabe von Hundertlauseaden von Mikhkflhen nur mit 
der zeitlichen Zurückstellung eines Teiles der Lieferungen ein- 
verstanden. 
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Der Slaad der Sacbleti tunken im Frühialir IUI 
Voa den Rücklieferungen und den KoUenliefenin^en ab- 
gesehen, schwebten im Frühjahr dieses Jahres VerhaDdliio£ea 
über deutsche Lieferungen zur Wiederherstellung in Natur, und 
zwar kamen groBe Lieferungen an Holz und Forstpflan- 
zen, Sämereien, Alleebäumen und sonstigen 
laadwirtschaftlicben Erzeugnissen in Be- 
trachL 

Außerdem hatte der freieHandelsverkehr zwisdteo 
Deutschland und Frankreich dahin gefäirl, daß zahlreiche Ver- 
bindungen zwischen französischen Besteuern und deutschen 
Lieferanten angeknüpft waren. Der Umfang der BesteÜungea, 
leider auch der Lieferungen auf Grund freiwilliger Geschälts- 
abschJüsse, entzieht steh der statistischen Ermittelung. Zweifel- 
los liandelt es sich hier aber um Lieferungen von Milliarden- 
werten. Es liegt ja auch nahe, daß die bureaukra tische Be- 
handlung der zahlreichen Wir tschafts tragen den Wiederaufbau 
hemmt, und zwar um so mehr, als auf beiden Seiten, in Frank- 
reich wie in Deutschland, eine starke Bureaukratie an der 
Arbeit war. Der gewöhnliche Franzose, der wohl Ansprüche 
an die Regierung, aber noch keine Unters tfitztüig hatte, 
mußte ^ch monate- und jahrelang mit den einfachsten Unter' 
kunftsverh&ltnissen abfinden. Er schickte sich darein, daß er 
auch seine Arbeit noch nicht voll aufnehmen konnte, wenn er 
nur sein Leben zu fristen vermochte. Aber zahlreiche ver- 
mögende Franzosen. Privatleute und Industriefirmen, sahen 
bald ein. daß die Selbsthilfe sie am weitesten voranbringen 
wfirdc Sie fanden Mittel und Wege, teils mit, teils ohne Re- 
gierungsunterstützung, den Wiederaufbau selbst in die Hasd 
zn neiimen. Billige deutsche Angebote, die bei der Entwer- 
tung unserer Mark immer verlockender erscheinen mußten, be- 
stimmten daher viele Franzosen dazu, in Deutschland eiszu- 
kauien, um so mehr, als sie bei uns nicht nur billiger, sondern 
auch schneller und besser bedient wurden als in anderen In- 
dostrieländem. Besonders groß war bisher der Bezug Frank- 
reichs an Maschinen und Apparaten sowie an Fahrzeugen. 
Holz-, Ton-, Glas- und Papierwaren. 
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DL Der Kanpi um die SachlaialtmiftB 
Ein jcwicsesi w«an auch kcta v&Hig zutrc&endei Bild bieten 
die monatlichen Nachweise des auswärtigen Handels, die vom 
Stalittischen Reichsamt herausgegeben werden. Diese Zahlen 
umfassen nicht die als ReparatioosUefeningen bekannten Aus- 
(nhnnengML Daher wird z. B. im Jahre 1920 an fossilen Brenn- 
stoffen (K(^en] nur eise Ausfuhr nach Frankreich in H^e von 
13900 Tonnea ^meldet Bei manchen anderen Sendungen läflt . 
sich leider nicht feststellen, ob sie auf Grund freiwilligen Ab- 
sdihisses oder als Reparationsleistungen ausgeführt wurden. 
Dem steht jedoch gegenüber, daB während der Zeit des offenen 
Lodis im Westen manche Sendung frerwilligen Abschlusses 
ohne Aoschreibung über die Grenze gegangen sein dnrfte. So 
gleichen steh hier vielleicht das „zu viel" und das .^ wenig" 
aus. Interessant ist nun der Vergleich der Lieferungen im 
Jahre 1920 mit denen im Jahre 1921. Leider sind fOr das 
laufende Jahr 1921 noch nicht alle Monats ergebnisse verdffenl- 
licht. lounerhin läßt sich ein Vergleich anstellen. Beispids- 
weise wurde an Eisen- und Metallerzeugnissen aller Art im 
Jahre 1920 eine Gesamtmenge von 86 500 Tonnen nach Frank- 
reich ausgeführt, vierteljährlich durchscbnittlit^ also etwa 
21 600 Tonned. Dagegen ist im Vierteljalir Mai, Juni, JnlL 1921 
an Erzeugnissen gleicher Art nur eine Ausfuhr von etwa 
10 300 Tonnen festzustellen. Es liegt also ein groBer. Rück- 
gang ün freien Ausfuhrgeschäft nach Frankreich vor. . SoUte 
das nur damit zusammenhängen, daB die Waren. beim Eingang 
ins franzSsische Zollgebiet erhöhte Zölle zu tragen haben, oder 
auch dMuit, daß auf französischer Seite durch die im MaL be- 
goonenoD Wiesbadener Verhandlungen die Hoffnung entstand«! 
uitd genährt worden ist, daB es nicht mehr lange dauern werde, 
bis- man in Deutschland noch bÜUger beziehen könne? — . Eine 
solche Auffassung liegt hü der ausführlichen Unterrichtung der 
französischen Öffentlichkeit durch die französische Presse nahe. 
Wenn das zutreffen sollte, dann hätten wir auf deutscher Seite 
iofdge des Wiesbadener Abkommens schon einen Na^teil zu 
buchen, bevor das Abkommen überhaupt in Kraft getreten ist. 
So stand die Frage der Sachleistungen, die. für Rücklielc- 
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Der Ratbtnaa-Louchciir-Pakt 
Tuagcn und lür Reparationszwecke angefordert waren, als 
Dr. Walthcr Rathenau zum Wiederaufbauminister ernannt 
wurde. 

Der Rathenan-Londietir-PakL 

In den Wiesbadener Verhandlungen mit dem französischen 
Wiederaufbauminister Loucheur, die im Mai begännen, im 
August fortgesetzt wurden tmd im Oktober zum Abachlufi führ- 
ten, kam es zu einem Hauptabkommen und vier sogenannten 
Nebenabkonunen. In den Nebenabkommen wurden die weite- 
ren Lieferungen von K<^en und Industrie material sowie die 
Rücklielenmg von Eisenbahnmaterial, Eisenbahnwagen und 
Vieh geregelt. Alle anderen SacMeistuagen sind dagegen im 
Hauptabkommen behandelt. Dieses umfaQt die im Versailler 
Vertrag ausdrücklich genannten Defeningen von See- und 
Binnenschiffen sowie Fischereifahrzeugen, ferner von Farb- 
stoffen, chemisch-pharmazeutischen Produkten und Kohlen - 
itebenprodukten, außerdem die besonders anzufordernden 
Waren für Wiederherstellung in Natur, 

Bevor ich mich mit den Nachteilen des Wiesbadener Ab- 
kommens beschäftige, halte ich es für angebracht, nach den 
Vorteilen Umschau zu halten. 

Zunächst erscheint es mir vrertvoü, ikß die Bestrebungea 
der deuts^en Regierung, einen Teil der Reparationsschulden 
in Sachleistungen abzudecken, weiterjef&hrt worden sind, 
denn der Grundgedanke ist richtig, Warenleistongen und Sacb* 
lieferuogen an die Stelle von Gold- und Devisenzablucgen treten 
zu lassen, und «s liegt durchaus im Bereich der MSglichkeil, 
daß gewisse Leistungen aus unserer Binnenwirtechaft hervor- 
gebracht werden, ohne den Notenumlauf und unseren Auslands- 
kredit in gleichein Maße zu belasten wie der Ankauf von 
Devisen. Es gibt MS^ichkeiten, die keine so starke Geldent- 
wertung und keine so große neue Teuerung herbeizufahren 
brauchen wie die Reperationsleistungeo, die anl den Aufkauf 
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HL Dar Kampt um die S&eUektunilca 
von goldwertigen Devisen mit Hille unserer papierenen Reichs- 
mark aufgebaut sind. Solche Fälle lassen sich namentlich bei 
schlechterem Beschäftigungsgrade denken, und zwar ebenso- 
wohl in der Forstwirtschait wie im Bergbau, Hier handelt es 
sich um Naturschätze, deren Gewinnung allein auf deutscher 
Geistes-. Hand- und Maschioenaibeit beruht. Ausländische 
Eizengnisse werden dabei fast gar nicht oder in verschwinden- 
dem MaBc benfitigt. Eise Belastung unserer Einfuhr tritt nicht 
ein, auch nicht ein Druck auf unsere Vahita. vorausgesetzt, dafl 
eine Steigerung des Notenumlaufs oder des Fehlbetrages im 
Reichshausbalt zu vermeiden ist. Diese Voraussetzung läfit 
sich aber leider nicht erfüllen, da auch diese rein auf der 
bixuenländischen Wirtschaft beruhenden Sachleistungen von 
der Regierung den deutschen Lieferanten gegenüber nur durch 
vermehrten Notendruck, durch eine Anleihe oder durch neue 
Steuern abgedeckt werden k6nnen. 

Wenn jedoch zu den Sachleistungen aus dem heimischen 
Waldreichtain und den Bodenschätzen noch Industrieerzeug- 
nisse hinzutreten, so kommt man zu noch größeren Schwie- 
rigkeiten der Finanzierung, Die wenigsten Zweige 
unserer Industrie können nämlich ausländische Roh-, Halb- 
uad Hilfsstoffe entbehren, sie sind mehr oder minder von der 
ausländischen Zufuhr abhängig. Je stärker daher die Anforde- 
rungen der Gläubigerläader an solchen Erzeugnissen werden, 
desto stärker wird der Druck auf unsere Valuta sein. Diese 
Entwicklung läuft in derselben Richtung wie der Ankauf von 
Devisen und die Hereinnähme ausländischer Kredite, führt also 
zu einer weiteren Entwertung unserer Reichsmark. Der Ersatz 
von Devisenzahlungen durch Warenlieferungen mag in gewissen 
Fällen einige Erleichterungen bieten, ein Druck auf die Kauf- 
kraft der Mark und auf die Reicbsfinanzea läßt sich jedoch nie- 
mals verhindern. 

Können nun wenigstens deutsche Erzeugnisse ihrem Wert 

nach stets den Devisen gleichgestellt werden? Sind sie also 

insofern ein voller Ersatz? Das hängt von dem Wert ab, den man 

den deutschen Erzeugnissen beimiSt, Je schlechter die Be- 
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Der Ratbenau-Loucheur-Pakt 
wertunj ist, desto nachfeiliger ist es, Erzeugnisse statt Devuen 
KU liefern. Nur wenn ein über den Iidandspreis weit hinaus- 
gehender Wert erzielt wird, kann man es billigen, daB gold- 
wertige deutsche Waren an die Stelle von Devisen treten. 
Sonst tut man zweifellos besser daran, die Waren im Wege 
der freien Ausfuhr teurer zu verkaufen und dafür wertvolle 
Devisen zu erwerben. 

Noch eine weitere V(»-aus9etzuag ist zu machen, wenn man 
in der Ware einen vollwertigen Ersatz der^Devisen erkennen 
will: Es ist nSmlich nicht gleichgültig, zu welchem Zeitpunkt 
die Herstellung und Lieferung, und zu welchem Zeitpunkt die 
Abnahme und BezaMung erfolgt. Je länger die Bezahlung 
oder Gutschrift für die deutschen Erzeugnisse auf sich warten 
Ififit, desto mehr verliert sie im Vergleich zur Devise, die uns 
sofort gutgeschrieben wird, an Wert. 

Die Zweckmäßigkeit der Umwandlung von Gold- und De- 
visenzahluogen in Warenlieferungen und Werkleistungen hängt 
also ganz uod gar von den einzelnen Bedingnngen ab.. Man 
kann daher keineswegs behaupten, daß jede Art von Sach- 
leistungen den Vorzug vor den Goldzahlungen verdient. 

Trotzdem will ich einmal amiehmen, jede Warenlieferung 
bedeute gegenüber der Devisenzahlung für uns einen Vorfeil. 
Dann erhebt sich die Frage: Worin besteht das Verdienst Rathe- 
naus hinsichtlich des UmtangesderSachleistungeo?! 

Nach dem Wiesbadener Abkommen ist der Ge s a m t - 
wert der Lieferungen, die Deutschland in den niclisten 
4>i Jahren an Frankreich auszuführen hat, auf 7 Milliarden 
Goldmark festgelegt. Unter dieser Summe werden nicht nur 
die gemäß Anlage IV des VersaiUer Vertrages zu liefernden 
Baustoffe, Einrichtungs- und Betriebsgegenstände verrechnet, 
sondern auch die in Ausführung der Anlage III zu liefernden 
See- und Binnenschiffe sowie Fischereifahrzeuge, femer die 
laut Anlage V zu liefernden Kohlen und Kohlennebenprodukte 
und die nach Anlage VI zu liefernden Farbstoffe und chemisch- 
pharmazeutischen Produkte, Dagegen fallen die Werfe der 
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III. Der Kunpl um die SachleittunjieQ 
auBerhalb des Londoner Ultimatums stehenden RückUeferung 
von IndustriemateriaJ, Eisedbahmnaterial sowie von Tieren 
nicht in die erwähnten 7 Milliarden Goldmark. 



Die RackUdernntea tind PfllcIitleislnogeiL 

Wenn ich zunächst auf den Umfang der Rückliefe- 
rungen, die Ton Rathenau zugesagt sind, eingehe, so ist 
zwecks Erfüllung, des Artikels 238 des VersaiUer Vertrages 
über das Industriematerial folgende Vereinbarung ge- 
troffen: Deutschland behält das in seinem Besitz befindlicbe 
Industriematerial, soweit es von Frankreich bis zum 6. Dezem- 
ber 1921 nicht abgerufen worden ist. Als Ersatz dafür aber 
eriiSlt Frankreich 120000 t Material, und zwar neu oder ge- 
braucht, mindestens aber ia vollkommen gebrauchsfähigem Zu- 
stande, Auf diese Gesamtmenge wird ein Betrag von 20 000 t 
abKndungs weise in Abzug gebracht, und zwar für das seiner- 
zeit aus Frankreich nach ElsaB- Lothringen verbrachte und dort 
verbliebene Material. Femer wird ein Abzug für das Gewicht 
aller in der Zeit vom 1. Mai 1920 bis 5. Dezember 1921 abge- 
rufenen Materialien gemacht. 

Leider läOt sich nocfa nicht übersehen, um welche endgülti- 
gen Gesamtmengen und -summen es sich handelt. Daher kann 
man vorläufig über Vorteile und Nachteile einer solchen Ab- 
machung kein Urteil abgeben. 

Auffällig ist iedoch, daß als weiterer Ersatz für das in 
Deutschland verbleibende Material Frankreich einen neuen An- 
spruch in Höhe von 158 MilUtmcn Goldmark erhält. Worauf 
gründet sich dieser französische Anspruch? Ist dieser Anspruch 
nicht schon durch die neuen Maschinenlieferungen ausreichend 
gedeckt? Hierüber weiB man nur im Wiederaufbauminislerium 
Bescheid, denn Rathenau hat bisher in der Öffentlichkeit wie 
im Auswärtigen Ausschuß des Reichstages darüber geschwiegen- 

Was die Lieferung von rollendem Eisenbahn- 
m&terial anlangt, so umfaßt die neue Wiesbadener Verein- 
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Die RückUcfeinageD und PfÜchlleUtimgeD 
banin^ außer dem bereits bis 1. Juli 1921 zurückgelielerten 
Material die Ueferung von 6200 franzdsiscben Güter- uad Per- 
soneDwajen. gut wiederiier£estellt, ferner von 4500 neuen 
Güterwagen, also von zusammen 10 700 Wagen. Diese hohe 
Zahl f&llt auf, wenn man sich erinnert, daß nach dem wieder- 
holt erwähnten Weißbuch des Auswärtigen Amtes im April d, J. 
nur noch 1172 Wagen zurückzuliefeni waren. Womit ist jetzt 
von den Franzosen dieser neue erheblich große Anspruch be- 
gründet worden? Auch hierüber weiß man nur im Wiederaul- 
banministcrium Bescheid, denn Rathenau hat im AuswSrtigen 
Ausschuß und in der Öffentlichkeit darüber geschwiegen. 

Die Rücklieferung von Tieren steht außer dem 
Anspruch auf Lieferung aller unter namentlicher Angabe von 
Frankreich listenmSßtg geforderten Tiere folgende Stückzahlen 
vor: 

1. Pferde 62 000, 

2. Rinder 25 000, 

3. Schafe 25000, 

4. BieneflTfilker 40000. 

Diese Lieferungen soücn eine Abßndong außer den bereits vor- 
genommenen Rücklieferungen darstdlen. Nach Aasführung 
dieser Lieferuitgen soll der Artikel 23S des VersaUler Vertrages 
über die Rücklieferungspflicht von Tieren erfüllt sein. 

Hier allem habe ich den Eindruck, daß wir in Wiesbaden 
auch einmal eine Ermäßigung feindlicher Ansprüche erfahren 
haben; denn Frankreich hat sich von seinen bisherigen Forde- 
rungen an Rindern und Kühen etwas abhandeln lassen. Dieser 
Kuhhandel ist allerdings nicht billig für uns abgelaufen. Frank- 
reich hat dafür nicht nur mehr Pferde verlangt, sondern sich 
einen hohen Anteil am KohlentransportgeschSft auf dem Rhein 
und einen billigeren Kofalenpreis zu sichern gewußt. Das fran- 
zösische Bureau der zerstörten Kohlengruben, „l'office des 
houilliires sinistries", kann verlangen, daß seinen Rbeinschiffen 
folgende Kohlenmengen zugeteilt werden: 1. rheinaufwärts 
60 v, H., 2. nach Rotterdam 30 v. H., 3. nach den belgischen 
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in. Der Kampf um die SacUeiitiui|[ea 
H&fen 35 v. H. Das bedeutet eine SchXdifung der alten deut- 
schen Rheinschiffahrt. 

Die früher lebhaft erBrterte Entsendung von Hand- und 
Kopfarbeiiem in die zerst6rtea Gebiete Frankreichs ist in Wies- 
baden nicht vereinbart worden. 

Gutschriften auf sein Reparatiooskonto schafft sich Deutsch- 
land nur durch Reparalionsleistuiigen. Hierbei muS man 
Pflichtlieferunfen auf Grund des Versailler Vertrags 
und freiwillige Leistungen auf Grund des Wies- 
badener Abkommens unterscheiden. Bestimmte PflichÜiefe- 
rungen sind in Versailles für Kohlen und Kohlennebenprodukte, 
femer für Schiffe sowie für Farbstoffe und chemisch-i^arma- 
zeutische Erzeugnisse vorgeschrieben. Daran konnte in Wies- 
baden schweriich etwas geändert werden. Da aber diese Liefe- 
rungen in ihrem Wert auf die erwähnten 7 Milliarden ange- 
rechnet werden, so bleiben die freiwilligen Angebote Rathenaus 
erheblich hinter dieser Summe zurück. Mit welchem Betrag 
an POichtlieferuagen in den nächsten iü Jahren zu rechnen 
sein wird. I&flt sich schwerlich abschätzen, denn der Wert ist 
nicht nur abhängig von den Mengen, welche Frankreich abrufen 
wird, sondern auch von dem veränderlichen Preis. Der Wert 
der Pflichtlieferungen ist vom Wiederaufbauministerinm bis vor 
kurzem auf 500 Millionen Goldmark jährlich geschätzt worden, 
das würden Ifir 4H Jahre also 2K Milliarden sein. Diese 
Schätzung wird neuerdings nach der starken Entwertung der 
Mark vom Wiederaufbauministerium nicht mehr aufrechter- 
halten, und zwar deshalb, weil der Hauptposten, nämlidi die 
KoUenlieferungen, nicht mehr so hoch wie bisher bewertet 
wird. Der Inlandspreis ist künstlich niedrig gehalten worden; 
das kommt den Reparationsansprüchen Frankreichs zugute. 
Zur Zeit der Spa-Konferenz hat man noch mit dem Wert- 
maßstab: 8 Papiermark gleich 1 Goldmark rechnen k&nnen, 
während man jetzt (November 1921) 60 bis 70 Papiermark 
auf 1 Goldmark rechnen muß. Die Kohlenpreise ira 
Inland haben sich seit Spa, wo man noch mit 220 Mark 
Grubenpreis rechnete, noch nicht einmal auf das Doppelte 
04 
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Die freiwillitea MdulieU runden 
erh&ht, so dafi bei der Umrechnung der Papierpreise 
zu Goldwerten ganz erheblich woiiger herauskommt, selbst 
wenn dieselben Koblenmengen Monat fOr Monat weitergcUelert 
werden. Im Wiederaulbauministerium rechnet man daher, wie 
Staatssekretir Müller am 13. Oktober 1921 in der 
,J)eutschen Tageszeitung" dargelegt hat, daS von den 7 MiHtar- 
den wohl 1 bis V.i Milliarden für die Pflichtliefeningcn in 
den nächsten 4K Jahren abzusetzen sein werden. Demnach 
kdnnfen also die freiwilligen deutschen Lieferungen auf Grund 
des Wiesbadener Abkommens nur 5H bis 6 MiOiardeD aus- 
machen. Es ist klar: je schlechter die Bewertung unserer 
Pflichtlieferungen sein wird, desto ungünstiger mtifl das Wies- 
badener Abkommen für uns sein, weil wir dann unerwartet 
groBe Mengen an freiwilligen Reparationslieferungen aufbringen 
müssen, cm 7 Goldmilliarden zu erreichen. 

Ich halte die Schätzung des Wiederaufbauministeriums mit 
1 bis I^ Goldmilharden für die PflichtUeferui^ien für viel zu 
hoch, solange sich die Preisregelung für uns nicht günsUger 
stellL Bei dem schnellen Niedergang unserer Reichsmark und 
bei der ungünstigen Bewertung unserer Pflichtlieferungen kann 
man in den nächsten 4H Jahren schwerlich mit mehr als 1 Mil- 
liarde Goldmark für die gesamten Pflichttiefernngen rechnen, 
das würde also durchschnittlich 222 Millionen Goldmark }ähr* 
lieh ausmachen. 



Die IrdwilUgCB MelirHelcniagcn. 

So können also meines Erachtens die Rathenau- 
Lieferungen etwa mit 6 Milliarden Gold- 
mark ihren HSchstumfang erreichen. Bei einer gleichmäfiigen 
Verteilung innerhalb der 4H Jahre würde das auf das 
Jahr berechnet einen Durch sehnt ttshSchstbe trag von 1,333 Mil- 
liarden Goldmark ergeben. Meines Erachtens ist in der Öffent- 
lichkeit mit Recht bemängelt worden, daß wir gar keine Sicher- 
heit dafür haben, daS Frankreich auch tetsächlich BesteUnn- 
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ni. Der Kampf um die SachleUtui)|{en 
£en bei uns macht. Ferner ersdtciat es bedenklich, daß für 
die möglichen Bestellungen der H S c h s t betrag nicht höher 
bemessen und daß ein Mindest betrag nicht vorgesehen ist. 
Wie verhalten sich nun die Pflicht- und freiwilligen Sach- 
leistungen zu unseren gesamten Reparationsver- 
pflichtungen? Man rechnet nach dem Londoner Ultima- 
tum jährlich an festen Leistungen 2 Milliarden Goldmark 
Dazu treten 26% der Ausfuhrwerte, 

die vom Garantiekomitee auf . . 1,25 „ „ 

veranschlagt sind, so daß man für 
das laufende Jahr zu einer 



Gesamtreparations schuld von . ■ 3,25 Milliarden Goldmark 
kommt. Nach der Entwertung unserer Mark hofft man, bei der 
Berechnung der 26% der Ausfuhrwerte für das laufende Jahr 
auf 1,1 MiUiarden Goldmark herunterzukommen, so daß sich 
die Summe auf 3,1 Milliarden Goldmark ermäßigen würde. 

Allein weder mit 3,1 noch mit 3,25 Milliarden Goldmark ist die 
jährliche HSchstbelastung des Deutschen Reichs an Kriegs- 
entschädigungen festgestellt. Es treten zu dieser Summe be- 
kanntlich die Kosten der Besatzung, der Rücklieferungen, die 
Zahlung der Passivsalden bei Verrechnung der Vorkriegs- 
scbulden usw. Letzterer Betrag wird für das laufende Jahr mit 
42 Millionen Goldmark angenommen. So kommt man für das 
laufende Jahr zu einer Gesamtbelaslung von etwa 3,6 bis 4 Mil- 
liarden Goldmark. 

Immerhin will ich vorerst jährlich nur mit je 3,6 Milliarden 
Goldmark betragenden Gesamtverpflichtungen 
Deutschlands rechnen. Für die nächsten iÜ Jahre würdfc 
sich demnach die Gesamtbelastung Deutschlands auf 16,2 Gold- 
milliarden stellen. Das Auffallendste an dem Wiesbadener 
Abkommen Ist nun, daß die 7 Milliarden Warenlieferungen 
nicht ganz auf die Summe von 16,2 Goldmiltiarden verrechnet, 
sondern daß in dieser Zeit nur 35 bts 45% unserer Warenliefe- 
Hingen sofort angerechnet werden. Das sind im Höchstfälle 
etwa 2a bis 3 Milliarden Goldmark. Ohne Anrechnung bleiben 
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Di« {reiwiUijen Melirlic/enuijeii 
dagegen die darüber hinausgehendea Warenlieferungea in Höhe 
von 4 bis AH Milliarden Goldmark. In den nächsten 4U Jahren 
kommen also zu unseren Zwangs! eis tungen von voraussichtlich 
16,2 Milliarden noch für 4 bis 4^ Milliarden freiwillige Vor- 
leistungen, so daß unsere Gesamtbelastung 20 Milliarden 
erreichen oder sogar überschreiten dürfte. Das ist eines der 
RStsel) vor die uns das Wiesbadener Abkommen gestellt hat. 
Der schwere Nachteil für Deutschland ist offenbar, weil wir 
damit über die unerträglichen Zwangsleistungen noch hinaus- 
gehen. Neuerdings versucht es I^thenau so darzustellen, als 
laufe der Vertrag nur 29 Monate. Ich glaube, iM Jahre sind 
tatsächlich 54 Monate. 

Für Frankreich stellt sich die Rechnung folgender' 
maßen: Seine 52% betragenden Ansprüche an den deutschen 
Reparationszahlungen dürften sich jährlich auf 1.6 bis 1,7 Mil- 
liarden Goldmark beziffern, also in 4H Jahren auf 7,20 bis 
7,65 Milliarden. Auf diese deutschen Zwangsleistungen werden 
die 7 Milliarden Goldmark betragenden Wiesbadener Leistun- 
gen in den ersten 4^ Jahren nur zu 35 oder zu 45% angerechnet. 
Es kommen also nur 2,45 oder höchstens 3,15 Milliarden Gold- 
mark in Abzug. Der größere Teil von 55 bis 65% der freiwilli- 
gen Lieferungen, nämlich 3,85 bis 4,55 Goldmilliarden, wird vor- 
erst nicht angerechnet. Der 4Hjährige Geaamtanspnich 
Frankreichs von 

7,20 bis 7,65 Milliarden Goldmark 
erhöht sich abo um 3,85 bis 4,55 

auf 11,05 bis 12,20 Milliarden Goldmark. 
Der über 60% seines eigentlichen Anspruchs hinausgehende 
Vorempfang ist für Frankreich ein ebenso großer Vorteil, wie 
für Deutschland diese Vorleistungen ein Nachtet! sind. 
Ratbenau wird nicht auf Deolschtands Dank rechnen können, 
wenn er uns verpflichtet, Frankreich im Laufe der nächsten 
AVi Jahre bis zu 1 GoldmiUiarde jährlich mehr zu lielem, als 
wir auf Grund des Versailler Vertrags und des Londoner Ulti- 
matums verpflichtet sind, denn statt der durch Sachleistungen 
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icvGooi^Ic 



IIL Der Kunpl um die Sftcblciituii|{en 
erwarteten Erleichterung haben wir in den nschstea Jahren 
eine ganz erheblich hdhere Belastung zu tragen. Das wiegt 
um so schwerer, als wir angesichti der tiefgreÜenden Erschüt- 
terungen unserer Volkswirtschaft und bei der unerhörten Ent- 
wertung unserer Reichsmark noch nicht einmal die Zwangs- 
verpHichtungen ertüUen, geschweige denn freiwillige Leistun- 
gen ausführen können. Gerade jetzt, wo unsere Volkswirt- 
schaft noch eine so geringe Tragfähigkeit besitzt, durfte eine 
Mehrbelastung unter keinen Umständen übernommen werden. 
Denn dadurch wird das Unerträgliche der uns auferlegten 
Zwangslasten noch mehr gesteigerL Wohin aber kommen wir, 
wenn wir Vertragsbruch ig werden? — Das ist bei einem frei- 
willigen Abkommen viel schlimmer als bei einem Zwangsdiktat. 

Ein anderes Aussehen hat das Abkommen, wenn man es 
für den langen Zeitraum der in Betracht kommenden 
1 6 J a h r e , also für die Zeit von 1922 bis 1938, betrachtet In 
den auf die ersten 4hi Jahre folgenden 12 Jahren werden n&m- 
lich die Lieferungen nicht gutgeschrieben, sondern nur zu 5% 
verzinst und die Vorleistungen in zehn gleichen Jahresteilen 
abgeschrieben derart, dafi etwaige Reste in den letzten zwei 
Jahren zur Tilgung kommen. Unter der Annahme, daß — ab- 
gesehen von sonstigen Lasten — die reinen Reparationsver- 
pflichtungen ifibriich 3,25 Milliarden Goldmark ausmachen, 
hätten wir in den nächsten 16 Jahren zusammen 52 Milliarden 
Goldmark aufzubrii^en. Darauf können 7 Milliarden nach dem 
Wiesbadener Abkommen als SactUeistongeß angerechnet 
werden. Demnach können nach dem Rathenau-Abkonmien 
unsere Reparations Verpflichtungen vorerst nur zu etwa 13% an 
Waren abgedeckt werden. Das ist ein außerordentlich geringer 
Prozentsatz, ein Anteil, der kaum der Rede wert ist. Dabei 
wird vorausgesetzt, daß Frankreich von seinem Recht voll Ge- 
brauch macht und Waren für nicht weniger als 7 Milliarden 
Goldmark bezieht. Je weniger Waren es uns aber abnimmt, 
desto geringer fällt der Prozentsatz der Abdeckung durch Sach- 
leistungen aus. 

Im Wtederaufbauministerium lebt man der Auf- 
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fastimf, daB Frankreich walirscheinlicli nur zum Teil von seinem 
Siebenmilliardenrecht Gebrauch machen wird. Trotzdem be- 
hauptet man dort, der Prozentsatz der Sachleistungen sei erheb- 
lich höher, ab von mir berechnet. Diesen Zwiespalt der An- 
gaben des Wiederaufbauministeriums kann man schwerlich auf* 
klären. 

Angesichts des niedrigen Anteils der Sachleistungen an den 
Gesamtverpflichtungen darf man die Erwartungen auf eine Ent- 
lastung der Valuta ebensowenig hochspannen wie auf eine 
erhebliche Steigerung der Besch&fti|uiig unserer Industrie. Das 
Rathenausche Schlagwort der „Entlastung der Valuta 
durch Sachleistungen" ist gefährlich und falsch. Von 
einer wirklichen Entlastung der Valuta könnte mau nur dann 
sprechen, wenn die Sachleistungen von unserer Volkswirtschaft 
getragen werden könnten, ohne dafi die Inflation zunehmen 
würde oder ohne daß man den Kredit des Reiches von neuem 
belasten könnte oder ohne daß man neue Steuern aufzuerlegen 
gezwungen wäre. Man mag aber einen jeden Weg zur Bezahlung 
der Sachleistungen wählen, den man will, in jedem Falle wird zu- 
gleich ein neuer Druck auf die Valuta ausgefibL Statt mit einer 
E n t lastung müssen wir also bei den neuen Sachleistungen mit 
einer B e lastung rechnen. Das Maß der Belastung ist aber 
schwer zu schätzen. Immerhin bietet der Betrag von 7 Milliar- 
den Goldmark einen gewissen Anhalt. Di« Entwertung unseres 
Geldes im Inlande ist so stark, daß man jetzt, nämlich Im 
November 1921, im allgemeinen bei ladustrieerzeugnissen mit 
einer 25- bis 30fachen Teuerung rechnen muß. Für jede Gold- 
milliarde müssen wir also 25 bis 30 Milliarden Papiermark 
rechnen. Bei 7 Milliarden Goldmark kommen wir nach dem 
heutigen Stand der Teuerung auf einen Betrag von 175 bis 
210 Milliarden Papiermark. Die Macht eines solchen Drucks 
auf unsere Inflation und die Entwertung der Valuta ist gewiß 
nicht zu unterschätzen. 

Zweifellos wird uns die Devisenleistung noch mehr Painer- 
mark kosten, wenn wir die Devisen nicht durch die Ausfuhr 
von Waren erwerben können, sondern durch Hingabe von 
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Papiermark kaufen müssen. Bei einem Stand des Dollars vod 
200 bis 250 Papiermark ist eine Milliarde Goldmark 50 bis 
60 Milliarden Papiermark gleich zu setzen. Bei einem Stand 
des Dollars von 300 Mark ist eine Milliarde Goldmark sogar 
70 Milliarden Papiermark wert. So würden uns nach dem heu- 
tigen Stand unserer Valuta 7 Milliarden Goldmark an Devisen 
nicht weniger als 400 bis 500 Milliarden Papiermark kosten. 
Es ist kein Zweifel, daß unter diesen Umständen die Fort- 
leistung unserer Reparationszahlungen eine in ihrem AusmaB 
schwerlich zu bestimmende Inflation und eine geradezu gren- 
zenlose Entwertung unserer Reichsmark im Inlande herbei- 
führen muB. 

Man kann nun leider nicht behaupten, daß uns Rathenau vor 
dieser noch schneller ins Elend fOhrenden Gefahr bewahrt tmd 
der Entwertung unserer Reichsmark durch Hingabe von Sach- 
leistungen einen Riegel vorgeschoben hätte. Wie lagen denn 
die Dinge bei der Zahlung der ersten Goldmil- 
1 1 a r d e? — Trotz eines angeblich sehr beträchtlichen „Fett- 
polsters" an Devisen brachte es die deutsche Reichsbank im 
Laufe der vier Monate Mai, Juni, Juli und August 1921 zu einem 
Besitz von nur wenig mehr als einer halben Milliarde Goldmark. 
Dabei konnte sie es nicht verhindern, daQ während dieser Zeit 
die Mark so stark entwertet worden ist, daß der Dollar, der 
im Mai noch auf 60 Mark stand, bis Ende August auf 90 Mark 
stieg. Fast eine halbe Milliarde Goldmark ist nicht an Devisen 
aufgebracht worden, weil man ein weiteres Sinken der 
deutschen Mark nach MSglichkeit verhüten wollte. Dabei war 
es notwendig, im Auslande und selbst bei feindlichen Geld- 
gebern Hunderte von Millionen Goldniark Kredit zu sehr 
teuerem Zinsfuß bei sehr kurzer Laufzeit aufzunehmen. Dazu 
kam, daß während derselben Zeit, ^vo diese Finanz Iransaktion 
vor sich ging, eine andere im Ausland stark verschuldete Stelle 
des Reiches einen wetteren erheblichen Kredit nehmen mußte, 
damit die im Inland an sich schon recht lebhaften Devisenauf- 
käufe durch den Wettbewerb einer anderen Reichsstelle nicht 
noch mehr Anregung fanden und die Reichsmark nicht noch 
70 
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Die freiwilligen MehrlieferuDfcn 
mehr drückten. Trotz aller dieser VorsichtsmaBregeln ist der 
Markwert immer weiter gesunken, und zwar nicht nur bis zum 
31. August 1921, dem Zahlungstermin der ersten Goldmilliarde, 
sondern nach diesem Tage noch viel schneller, als man es wohl 
in der ganzen Welt erwartete. Bekanntlich erreichte die Mark 
mit einem Siebzigste] ihres Goldwertes einen solchen Tiefstand, 
daß man 300 Mark und mehr für einen einzigen Dollar auf- 
wenden mußte, der früher im Frieden zu 4,20 M. zu haben war. 

Bei diesem Zusammenbruch unserer Währung ist man ver> 
sucht, eine sogenannte „kleine Anfrage" an die Reichsregie- 
rung zu stellen: Was gedenkt die Regierung 
zu tun, um im Jahre 1922 die deutschen 
Zwangs verpdicb tungen in Höhe von 3 bis 
4 Milliarden Goldmark zu erfüllen? Ist 
damit zu rechnen, daß bei weiterem An- 
kauf von Devisen im freien Markt der 
Dollar nicht über 300 Mark steigt, und 
daher die Zwangs v erpf lieh tungen uns nicht 
mehr als 200 bis 300 Milliarden Papier- 
mark kosten? Wie denkt angesichts dieser 
erdrückenden Belastungen die Reichsregie- 
rung über freiwillige Sachleistungen nach 
den Rathenau-Loucheur- Vereinbarungen? 
Spielen denn weitere 35 bis 50 Milliarden 
Papiermark keine Rolle mehr? 

So schmerzlich es für alle sein mag, die nackte grausame 
Wahrheit verlangt endlich Anerkennung. Keine Verschleierung, 
keine Schönfärberei) Keine Hoffnungen und keine lUnsionen! 
Die im deutschen Volke geflissentlich verbreitete Ansicht ist 
falsch, als ob wir durch Ausfuhr von Waren auch nur 
einen Pfennig unserer Reparationsverpflichtungen decken könn- 
ten. Es ist leider nicht der Fall, denn unsere Ausfuhr reicht noch 
nicht einmal hin, um unsere Riesenschulden, die uns aus der 
Einfuhr der notwendigen Lebensmittel und Rohstoffe erwachsen, 
auch nur annähernd auszugleichen. Falsch ist auch die andere 
ao häufig anzutreffende Ansicht, als ob wir durch unserer Hände 
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Arbeit die Reparattonsleistuiileii erfüllen könnten. Wir ver- 
zehren und verbrauchen ja viel mehr, als wir erarbeiten. Daher 
mufi unsere Einfuhr viel größer gehalten werden, als unsere 
Ausfuhr sein kann. Wir schaffen zu wenig, als daB wir uns 
selbst helfen könnten. Da sollen wir Jahr für Jahr noch un- 
seren Feinden Milliarden m>er Milliarden geben? I 

Nicht eine Million können wir an unsere Feinde zahlen, ohne 
uns entsprechend ärmer zu machen, wenn wir nicht ent- 
sprechend mehr arbeiten. Nicht eine Million Warenwerte aus 
unterer Ausfuhr können wir hingeben, ohne daß diese Lficke sich ' 
nicht deutlich im Anwachsen unserer Einfuhrschulden bemerk- 
bar macht. Wenn wir nnn Milliarden über Milliarden freiwillig 
in Gestalt von Sachleistungen an Frankreich liefern sollen, wird 
uns das im Aufienhandels verkehr und in der Zahlungsbilanz 
feUen, wenn nicht für eine entsprechende Mehrleistung durch 
unsere schaffenden Köpfe und schaffenden H&nde gesorgt wird. 
Daran ist vorläufig nicht zu denkeui denn weder die herrschen- 
den politischen Anschauungen scheinen mit einer Verlängerung 
der Arbeitszeit vereinbar zu sein, noch verfügen wir über 
beliebig große Rohstoffmengen, die eine erhebliche Steigerung 
der Produktion gestatten würden. 

Vcriut TOB AntludsmiAten? 

Die volle Erhaltung der anderen Auslands- 
märkte für die deutsche Ausfuhr läßt sich neben einer aus- 
reichenden Versorgung des Inlandsmarktes und der recht- 
zeitigen Erfüllung der französischen Ansprüche nicht denken, 
denn Frankreichs Ansprüche haben eine Priorität. Sie sind 
gemäß dem Wiesbadener Abkommen so weit zu erfüllen, als „die 
Produktionsmöglichkeit Deutschlands und seine Rohstoffver- 
sorgung" einerseits, die „Befriedigung seiner sozialen und wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse" andererseits es zulassen. Es gibt Leute, 
die in dieser Begriffsbestimmung eine wertvolle Einschränkung 
unserer Londoner Verpflichtungen erbticken, denn im Londoner 
Ultimatum ist für die Heranziehung Deutschlaods zu Sach- 
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Ieistun|en keine Grenze gezogen. Es heißt dort, daß die al- 
liierten Mfichte deutsche Arbeit und deutsches Material nicht 
nur für die Wiederherstellung der zerstörten Gebiete, sondern 
auch für die Entwickhiag ihres industriellen und wirtschaftlichen 
Lebens verlangen kSuoen, Diese Fassung geht scheinbar 
über den Versailler Vertrag hmaus, welcher Sachleistungen nur 
fOr Wiederherstellung zerst6rter Gegenden, aber nicht 
für die Entwicklung des industriellen und wirtschaftlichen Le- 
bens kennt. Allein durch das Londoner Ultimatum ist keines- 
wegs die in Versailles gezogene Grenze aufgehoben worden, 
wonach Deutschland zur Reparationsleistui^ nur im Rahmen 
seiner Leistungsfähigkeit herangezogen werden kann, zumal 
sich das Londoner Ultimatum ausdrücküch auf den Versailler 
Vertrag bezieht. Etwas anderes besagt die oben erwähnte 
kautschukartige Bestimmung auch nicht. Es wird nur näher 
umschriebeD, wie die Leistungsfähigkeit Deutschlands bestimmt 
wird, nämlich einerseits durch die Rohstoffversorgung und die 
Produktionsmöglichkeit, andererseits durch die zur Aufrecht- 
ethaltung des sozialen und wirtschaftlichen Lebens notwendigen 
inneren Bedürfnisse. Im übrigen entspricht diese ins Wies- 
badener Abkommen aufgenommene Bestimmung wörÜich dem 
§ 4 der Anlage IV des Teiles VIII des VersaÜler Vertrages, wo 
gleichfalls Rücksicht auf die „notwendige Aufrechterhaltung des 
sozialen und wirtschaftlichen Lebens Deutschlands" genommen 
wird. 

Bei dem Charakter der Franzosen fürchte ich, daS diese Be- 
stimmung keinen ausreichenden Schutz bieten wird. Man muB 
vor der Annahme wameni als ob wir die Lieferui^ solcher 
Waren ablehnen könnten, die viel ausländische Rohstoffe ent- 
halten. Mit dem Anteil fremder Rohstoffe allein können wir 
die Zurückweisung von Bestellungen nicht begründen, wenn 
die Versorgung mit solchen Rohstoffen in einem über den deut- 
schen Inlandsbedarf hinausgehenden Maße gesichert ist. Was 
heißt aber: Notwendig für unsere Eigenwirtschaft? Hier g3t 
vielleicht auch das von Rathenau am 2. Juni 1921 im Reichstag 
gesprochene Wort: „Es kommt darauf an, wie tief man ein 
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Volk in Not geraten läfit." Wir werden manches Mal damit zu 
rechnen haben, daB uns die Befriedigung unserer eigenen wirt- 
Bchaltlichen und sozialen Bedürfnisse rücksichtslos verwehrt 
wird. Allein wir wollen trotzdem annehment daß die deutsche 
Bevölkerung ihre Bedürfnisse befriedigen kann und daS im 
wesentlichen nur Teile unseres Ausfuhrüberschusses von Frank- 
reich in Anspruch genommen werden. Was für eine MflgUchkeit 
bietet sich uns dann, neben der Versorgung Frankreichs 
mit freiwilligen Lieferungen unsere sonstige Ausfuhr aufrecht- 
zuerhalten? Im vergangenen Jahre brachte uns unsere Aus- 
fuhr 5 Milliarden Goldmark. Ich schätze, daß wir im laufenden 
Jahre fast 6 MtUlarden Goldmark erreichen weiden. Diese 
Summe entspricht ungefähr den freiwilligen Lieferungen, zu 
denen wir uns im Wiesbadener Abkommen für die nächsten 
4y, Jahre bereit erklärt haben. So könnte also Fnskreidi in 
dieser Zeit mit 6 Milliarden Goldmarkwerten ungefähr so viel 
Waren beziehen, wie unsere gegenwärtige Jahresaustnhr be- 
tragen dürfte. Auf das Jahr umgerechnet ergibt sich, daB 
Frankreich etwa 25 v. H. unserer Ausfuhr Jahr für Jahr an 
sich ziehen kann, denn Frankreichs Rechte gehen der freien 
deutsdien Ausfufu* voran. Was wir also von unserem Pro- 
duktionsüberschufi Frankreich gewähren, dürften wir wohl an 
Absatz auf anderen Auslandsmärkten verlieren. Rathenau 
rechnet selbst mit einer Einschränkung des freien deutschen 
Exports, denn er macht den Engländern und Amerikanern das 
Wiesbadener Abkommen, das ihr Mißtrauen erregt hat, da- 
durch schmackhaft, daß er erklärt, „das Abkommen diene nicht 
nur dem deutsch-franzSsischen Interesse, sondern auch allen 
anderen Nationen, denn die Waren, die dem Wiederaufbau 
dienen, drücken nicht auf die Weltmarktpreise". In diesem 
Punkte kann man Rathenau zustimmen. Damit ist aber auch 
das Abkommen in seinem Wert für Deutschland deutlich ge- 
kenuze lehnet. Wir müssen Verzicht leisten auf gute Auslands- 
aufträge, um unsere im Inland nicht benötigte Kraft auf Be- 
steSung und Befehl Frankreichs in den Dienst des WiederauE- 
baues zu stellen. 
74 



icvGooi^Ic 



Verlust von Aiulandtmirkten 

Katbenau hält diesen Verlust offenbar nicht für besonders 
groß. Dem im Reichswirtschafterat hat er behauptet, nur zu 
etwa 30 bis 40 V, H. unserer Ausfuhr erhielten wir Devisen, 
der Hauptexport vollziehe sich in Reichsmark verkaufen. £• 
ist zwar richtig, daB noch lange nicht genug Ausfuhrgeschäfte 
in hochwertiger Auslands Valuta abgeschlossen werden; hier muß 
Aufklärung und Verständigung unter den Ausfuhrürmen noch 
manches bessern. Wenn {edoch infolge des Rathenaupakts 
große Warenmengen dem freien Export durch Lieferung nach 
Frankreich entzogen werden, so wird dadurch der Devisenertrag 
völlig ungenügend. Ratbenau wird es sicherlich nicht bestreiten 
kihmen, daß es leichter ist, durch Lieferung von guten Waren 
goldwertige Devisen zu erhalten, als durch Hingabe von pa- 
pienien Reichsbanknoten, Kurz, die freie Ausfuhr nach Über- 
pariländem bietet auch für die Aufbringung von Reparations< 
devisen ganz andere und viel bessere Aussichten, als die Ra- 
thenau-Liefeningen die Schuld an Frankreich mindern. Zugleich 
zwingt uns Ratbenau, noch mehr Papiergeld ins Ausland zu 
bringen, so daß die Gefahr großer MarkbestSnde außerhalb 
Deutschlands noch erhöht und die Macht einer böswilligen 
Markspekulation im Ausland noch vergrößert wird. 

Das Wiesbadener Abkommen ist geeignet, unsere Industrie 
großenteils lahmzulegen. Unsere Industrie wird nämlich 
liefern müssen, wenn Frankreich bestellt; Frankreich aber 
wird im allgemeinen nur dann bestellen, wenn die Konjunktur 
in der Welt hochgeht, damit die französische Industrie mög- 
lichst volle Freiheit bat, den Weltmarkt während der Aus- 
schließung der deutschen Industrie auszunutzen. Ist dagegen 
die Weltmarktkonjunktur sclilecht und die französische In- 
dustrie wie auch die deutsche Industrie nur wenig beschäftigt, 
dann wird Frankreich natürlich seine Wiederanfbanaufträge der 
französischen Industrie vorbehalten. 

„Durch das Wiesbadener Abkommen ist uns die scharfe 
Waffe des Exports nach überseeischen Märkten aus der Hand 
geschlagen", erklärte Dr. Silverberg gelegentlich der Ber- 
liner Novembertagung des Reichsverbandes der Deutschen In- 
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duatrie fiber di« geplante Kreditaktion. SUverberg fulir fort: 
„Das Wiesbadener Abkommen bt eine Option auf die gute 
deutsche Konionktur. Frankreich iekt sdbst auf die Märkte, 
wie es äim beliebt, und wird dns nur dann heranziehoi, wenn 
es ihm gefällt. Wenn eine gute Konjunktur herrscht, die uns 
selbst stark beschäftigt, dann paßt es uns recht schlecht, an 
Frankreich liefern zu mfissea, während wir in Zeilen ungünstiger 
Beschäftigung von Frankreich wofal vergessen werden." 

Sicherlich wird Frankreich auch Unterschiede zwischen 
solchen IndAstriezweigen machen, die in Blüte stehen, und 
solchen, die noch keine groBe Leistungsfähigkeit aufweisen. 
So wird es kommen, daß nur einzelne deutsche Industriegruppen 
große Lieferungen zu erwarten ftaben. Für die deutsche Baum- 
wollindustrie und die Eisen schaffende Industrie trifft dies z. B. 
nicht zu, denn durch den Raub Elsaß-Lothringens hat sich die 
Leistungsfähigkeit dieser franzSsischen Industriezweige so ver- 
grSUeri, daß sie den ganzen Bedari des Wiedöraufbaugebietes 
decken kSnnen. 

Bisher galt es als ein selbstverständliches Recht, daß ein 
Land seinen Produktionsüberschuß im Ausland verwerten 
konnte; es hatte also das Recht der freien Ausfuhr. 
Bei den Spa- Verhandlungen ist zum erstenmal festgestellt 
worden, daß Deutschlands Ausfuhrrecht für Kohlen erst dann 
beginnt, wenn die erzwungene Versorgung der verbündeten 
Mächte sichergestellt ist. Dieses erheblich eingeschränkte 
Kohlenausfuhrrecht Deutschlands ist gelegentlich der Wiesba- 
dener Verhandlungen von neuem Gegenstand der Vereinbarung 
gewesen. Man kann schwerlich behaupten, daß es sich zu 
unseren Gunsten geändert habe. Vor allen Dingen aber ist fest- 
zustellen, daß wir nunmehr auch hinsichtlich der Ausfuhr der 
anderen Erzeugnisse nicht mehr, wie bisher, volle Freiheit haben. 
Denn die Priorität Frankreichs beansprucht die Abgabe eines 
großen Teils unseres Produktionsüberschusses. So ist also auch 
hier, ohne daß nähere Bestimmungen darüber getroffen worden 
sind, eine Beschränkung unseres allgemeinen Ausfuhrrechts vor- 
genommen worden. 
7fi 



icvGooi^Ic 



Vcriult von AtulaDdimirktcii 

Was soll uns all diesen großen Gefahren gegenüber eine Be- 
stünmung des Wiesbadener Abkommens, wonach die franzö- 
sische Regierung die notwendigen Verfügungen dafür treffen 
wird, daß die deutschen Waren nur zum Wiederaufbau der zer- 
störten Gebiete verwendet werden und daß ihre Verwendung 
für andere Zwecke, insbesondere für den Weiterverkauf nach 
fremden Ländern, wie dies vielfach bei Kohle geschehen ist 
und wohl noch geschieht, verboten wird? — Verbote sind meist 
btHig, doch Menschen selten willig. 

Wenn man versucht, das Ergebnis von Ratbenaus Kampf 
um die Sachleistungen festzustellen, so kommt man zu folgen- 
der Erkenntnis; 

In Wiesbaden ist es vielleicht gelungen, die Versailler Ver- 
pflichtungen zu Rücklieferungen von Gegenständen und Vieh 
einer Lösung entgegenzuführen. Dagegen ist sicherlich die 
Frage der Sachleistungen nicht in Ordnung gebracht worden. 
Die Rathenauschen Bemühungen, unsere Goldschuld in eine 
Sach- oder Warenschuld umzuwandeln, sind als mißlungen an- 
zusehen, denn Frankreich hat sich auf keinen Mindestbetrag 
für die Warenbestellungen in Deutschland festgelegt, sondern 
sich völlige Freiheit bewahrt, wie überhaupt Frankreich nur 
Vorteile und Rechte eingeräumt sind, während Deutschland 
neue Verpflichtungen und Nachteile auf sidi genommen hat. 
In Wiesbaden ist das Unbegreifliche geschehen, daß Deutsch- 
land außer den unerfüllbaren Zwaogsle istungen noch freiwillig<i 
Vorleistungen auferlegt worden sind, ohne daß diese ihrem 
Werte nach und ohne daß sie sofort anerkannt und gutgeschrie- 
ben werden. Deutschland begibt sich also in eine neue schwere 
Gefahr. Es kann wertvolle Möglichkeiten der Ausfuhr und der 
Devisenbeschaffung verlieren und muß mit einer neuen 
schweren Belastung des öffentlichen Schuldendienstes und mit 
einem unerträglichen Druck auf die Valuta rechnen. Kurz, ffir 
die Regelung der Sachleistungen ist das Wiesbadener Abkom- 
men ein schwerer Fehlschlag, ebenso für Rathenau selbst, für 
das Kabinett Wirth und vor allem für die deutsche Wirtschaft 
und Politik. 
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IV. 

Der Kampf um die Preisregelung. 

Die Preisre^elung ist die Kernfrage des Wiesbadensr Ab- 
kommens. Nach langen Verhandlungen ist ein neues System 
{flr die Preisfestsetzung geiuoden worden, das von der bisherigen 
Bewertung der deutschen Sachleistungen erheblich abweicht. 

Die Regelung Toa VcrMÜles nnd Spa. 

Der Vertrag von Versailles enthält bekanntlich in 
TeU Vm (Anlage Hl, IV, V, VI] eine Anzahl von Bestimmun- 
gen, welche die Bewertung der Sachleistungen in Gestalt von 
Schiffen, Kohlen, deren Nebenprodukten, Farbstoffen und 
chemischen Erzeugnissen sowie ffir Baustoffe, Einrichtungs- 
gegenstände usw. betreffen. Die Preisregelnng ist in Versailles 
nicht nach einheitlichen Gesichtspunkten vorgenommen worden. 
Für die Bewertung von Sdiiffsneubauten heiSt es in S 5 der 
Anlage III ganz kurz, daß die Reparationskommission den 
Tonnenpreis zu bestimmen habe. Einen gewissen Anhalts- 
punkt ffir die Preisbemessung hat dagegen die Reparations- 
konunission für Baustoffe (Steine, Backsteine, feuerfeste Steine, 
Dachziegel, Bauholz, Fensterglas, Stahl, Kalk, Zement usw.), 
femer für Maschinen, Heizeinrichtnngen, M&bel und alle sonsti- 
gen im Handel zu habenden Gegenstände erhalten. Bei der Be- 
Wertung der eben genannten Erzeugnisse hat die Reparations< 
konuntssion die Preise und die Zeiten, zu denen die {Reichen 
Gegenstände in den Ländern der verbündeten Mächte zu haben 
sind, zu berücksichtigen und sie mit dem deutschen Preis 
zu vergleichen. Bei solchen Leistungen, die auf eine „Wieder- 
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herstellunj ia Natnr" hinauslaufen, hat sich die Reparations- 
konunission zu vergewissern, daß die Deutschland gutzuschrei- 
bende Summe den nonnaten Wert der von uns geleisteten 
Arbeit oder der von uns gelieferten Ware darsteÜL Eine ein- 
gehende Begriffsbestimmung darfiber« was unter normalem Wert 
zu verstehen ist, fehlt. 

Dagegen ist man in Versailles hinsichtlich der Bewertung 
der Kohlenlieferungen genauer verfahren. Hierbei 
wird zwischen Liefeningeti auf dem Seeweg eiseneits und 
solchen auf dem Eisenbahn weg und den Binnenschiffahrts- 
straßen andererseits unterschieden. Im enteren Falle ist ent- 
%redeT der deutsche Ausfuhrpreis frei an Bord des Seeschiffes 
in einem deutschen Seehafen oder der englische Ausfuhr- 
preis frei an Bord eines Schiffes im englischen Hafen maß- 
gebend, und zwar immer der niedrigere von beiden Preisen. 
Dagegen wird im Falls der Verfrachtung auf Binoenscbifiahrts- 
und Ebenbahnwagen der deutsche Preis frei Grube 
unter Hinzurechnung der Fracht bis zur hanzBsischen. belgi- 
schen, italienischen oder luxemburgischen Grenze gerechnet. 
Indes darf der deutsche Grubenpreis den Grubenpreis der eng- 
lischen Ausfuhrkohle nicht übersteigen. Eine ähnliche Be- 
stimmung gilt für Koks. 

Was endlich die Farbstoffe und die chemischen 
Erzeugnisse anbelangt, so wird nach den Versailler Be- 
stimmungen der Preis von der Reparationskommission auf Grund 
der Nettoausfuhrpreise vor dem Krieg und unter Berücksichti- 
gung der eingetretenen VcrSnderungen im Herstellungspreis 
oder auf Grund des irgendeinem anderen Käufer bewilligten 
niedrigsten Verkaufspreises derselben Ware fest- 
gesetzt. 

Soweit äußert sich der Versailler Vertrag zur Frage der 
Bewertung von Sachleistungen. Man kann nicht behaupten, 
daß diese Bestimmungen für Deutschland günstig wären. Die 
deutschen Waren stellen für die bezugsberechtigten L&nder 
der Verbündeten zweifellos Goldwerte dar. Dieser in un- 
seren Waren steckende hohe Wert läßt sich infolge der staricen 
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IV. Der Kampl um die Prei«rei[eiuBjt 
Entwertunl unserer Reichsmark im aHjemeinen oicht im In- 
lande, sondern nur in denjenigea Ländern erldsen, deren Va- 
luten durch den Krieg und die Revolution nicht erheblich ge- 
litten haben, die also beträchtlich besser stehen als unsere Va- 
luta. Das trifft auf die ehemals feindlichen Länder größtenteils 
zu. Einen Beweis hierfür bietet die Tatsache, daß die Aus- 
fuhrpreise für die deutschen Waren verschiedenster Art seit 
Kriegsausbruch und erst recht seit Kriegsende ungleich hSher 
sind als die deutschen Inlandspreise. Es hat bereits Zeiten ge- 
geben und wird wahrscheinlich immer wieder Zeiten geben, wo 
man va neutralen und ehemals feindlichen Indern das Doppelte 
oder Mehrfache der deutschen Inlandspreise erzielen kann. 
Allerdings sind die Verhältnisse von Land zu Land, je nach dem 
Stand der Valuta und der Marktlage Im Ausland, versdiieden. 
Außerdem ist es wichtig, ob deutsche Waren auf die Konkur- 
renz ausländischer Erzeugnisse in den einzelnen Absatzgebieten 
stoßen. 

Als Normalwert wird man, vom Standpunkt der bezugs- 
berechtigten Länder aus gesehen, billigerweise denjenigen 
Warenpreis ansprechen dürfen, der in den einzelnen Bestim- 
mung^ändern marktüblich ist. Diese Gedanken hat man im 
Versailler Vertrag bei der Festsetzung der auf dem Seeweg zu 
liefernden Kohlen verwirklicht. Denn der K<^lenpreis ab eng- 
lischem Hafen ist die Grundlage des Weltmarktpreises für 
Kohlen, der für die einzelnen Bezugsländer durch das Ifinzu- 
treten von Fracht, Versicherungskosten usw. bestimmt wird. 
Nur insoweit haben wir es im Versailler Vertrag mit einem ge- 
rechten Preis zu tun. 

Was dagegen die auf dem Eisenbahnweg und den Binaen- 
wasserstraBen zu liefernden Kohlen anlangt, so ist hier eine 
rücksichtslose Ausnutzung des seiner Macht beraubten 
Deutschland offen zutage getreten. Unsere „schwarzen Dia- 
manten", die für jeden Ausländer ebensoviel Gold wert sind 
wie die entsprechenden Sorten englischer Kohlen, bezahlt man 
uns nach dem in Papiermark festgesetzten deutschen Gruben- 
preis, der zudem von der deutschen Regierung aus sozialen und 
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Die R«tf«luii^ voa V«r*aillci uod Sp> 
wirtschaftlichen Gründen den Regeln der deutschen Höchst- 
preispi^tik entsprechend mS^chst niedrig gehalten wird. Hier 
handelt es sicfi also, wie bei der VerfQlunj fflr Farbstoffe und 
chemische Erzeugnisse, um eine Ausbeutuiig des am Boden 
lit|enden Deutschen Reichs. Trotz der fQr die Feinde schon 
10 sonstigen Preisbestimmungen sind uns die vcrtragsgemiS ge- 
forderten Werte vielfach noch weiter herabgesetzt worden. Es 
ist vorgekommen, daß uns bei Reparationriieterungen noch nicht 
einmal die deutschen Selbstkosten angerechnet worden sind. 
Femer lißt man Deutschland trotz seiner regeknSSigen groOen 
Lieferungen bereits seit August 1919 auf die Abrechnung für 
die Kohlenmengen warten. 

Um das Unrecht aus der Welt zu räumen, bat die deutsche 
Reichsregiening auf der Konferenz voo Spa im Juli 1930 
vorgeschlagen, daß die Sachlieferungen allgemein zu 
Weltmarktpreisen gerechnet werden sollen, damit die 
AuftragsSinter der L&nder und die industriellen Faohvcr<>Xnde 
den gestellten Anforderungen gerecht werden kfinnten. Die 
Feinde gingen über diese deutsche Forderung mit Nichtachtung 
hinweg. Auf der gegen Ende des Jahres 1920 zuBrOsstl ab- 
gehaltenen Sachverst&ndigenkooferenz beschiftigte man si^ 
von neuem mit der Preisfrage, allein nur in theoretischen Er- 
firterungeo. 

Erst im Londoner IHtimatum vom 5. Mai 1921 wurde eine 
neue Anordnung getroffen. Danach soll der Preis Kr das 
von Deutschland auf besondere Anforderung zu liefernde Ma- 
terial und für die zu leistende Arbeit durch einen von Deutsch- 
land und einen von der beteiligten feindlichen Macht ernannten 
S c h it z e r und mangels ^cr Verständigung durch einen von 
der Reparationskommission tmannten Schiedsrichter 
bestimmt werden. Diese Bestimmung soll jedoch keine Anwen- 
dung für die Bewertung derjenigea Lieferungen finden, die auf 
Grund des VeraaiUer Vertrages, Anlage lÜ.IV.V, VIdes Teils Vni. 
auszuführen sind, Sicht man von diesem erneuten Hinweis auf 
nngfrechte Preisbestimmungen des Versailler Vertrages ab, so 
kann man in der Zulassung eines von deutscher Seit« ernannten 

6 B«tbenau« R«p«»U«iup«ll{lk gj 
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IV. Dar Kampl um <Ue Preüraf[alufi4 
PreisscUitzers ein gewisses EDtjegeDkommen erblicken, denn 
in dieser Bestimmung des Londoner Ultimatums wird zum ersten- 
mal seitens dar Feinde der Standpunkt des Diktats verlassen 
und die Möglichkeit von Verhandlungen gegeben. Bemerkens- 
wert ist ferner, dafi bisher als Regel galt, daB die deutschen 
Sachleistungen bis tur Grenze befördert werden müssen, daß 
aber die Frachtkosten ab der deutschen Grenze Deutsch- 
land auf das Wiedergutmachungskonto gutgeschrieben werden 
mfissen. Zollasten bat man Deutscldaad ebensowenig aof- 
gebOrdct wie Frachtkosten jenseits der Grenze bis zum Be- 
stimmongsort innerhalb der feindlichen LKnder, Selbstver- 
stladllcb sind die deutschen Sadilelstungen auch von deutschen 
oder von den Ententeausfuhrabgaben verschont 



Dl* 

In diesem soeben erw&hnten Punkte unterscheidet sich die 
Pralsbemessung, die nach dem Wiesbadener Abkommen rechtens 
sein soll, ganz ungeheuer von der früheren. Nach dem bisher von 
der deutschen Reichsreglerung betonten Standpunkt, wonach 
unser* Waren Goldwerte und nach Weltmarktpreisen zu berech- 
nen sind, hätte man erwarten sollen, dafi auch Rathenaus Politik 
das Ziel nicht aus dem Auge verlieren würde, dafi ans fOr unsere 
guten deutschen Waren der volle Wert vergfitet wird, den wir 
bei freier Ausfuhr nach anderen Lindem erzielen kSnnen. 
Diese Erwartung durfte man um so mehr hegen, als Rathenau den 
Pranzosca In der Frage der Kreditierung und Verzinsung, der 
Tilgung und Gutschrift denkbar weit entgegengekommen ist und 
Leistungen von vielen GoldmUliarden zu den bereits onertrig- 
Ilchen Jahrcszahlungen in freiwilligen Verhandlungen 
auf die Schultern der deutschen Wirtschaft flbemommen hat 

Was tat Rathenanin Wirklichkeit? 

Im atolzan Bewußtsein einer „Verhandlung auf gleichem 
Fußt" opferte Rathenau; 
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1. den Gold- oder Weltmarktwert der deutschen Ware, 

2. die ZolUreiheit uniersr Reparationslieferungen beim Ein- 
tritt In das französische Wirtschaftsgebiet, 

3. nahm Rathenau die Last der französischen Frachtkosten 
bis In die zerstSrten Gebiete Frankreichs auf den 
deutschen Reichshaushalt und begnügte sich 

4. mit einem schwachen Protest ge^en die Belastung der 
Reparationsleistungen mit der 26prozea(igea Ausluhr- 
abgabe der Entente. 

Fürwahr, Ralhenan hat durchaus recht, wenn er sein Wies- 
badener Friedenswerk ein „schweres Opfer" Benat. Ratheoau 
und Loucheur blieb es Torbehalten, ein denkbar verwickeltes 
PreUbewertungssystem zu «rlinden. 



DU ScUcdtkommiMion. 

£• wird eine Scbiedskommiision eingesetzt, bc- 
stebtnd aus einem Deutschen, einem Franzosen nnd einer 
dritten Person, auf die sich die beiden einigen. Kommt hin- 
sichtlich der Wahl dieser dritten Person keine Eiaigang zu- 
stande, so soll der schweizerische BundesprSsIdent einen 
Schiedsrichter bezeichnen. Rathenau betrachtet es als beson- 
deren Erfolg seiner Verhandlungen, daB dar Schiedsrichter 
nicht, wie «i im Londoner Ultimatum vorgesehen Ist, 
von der Rcparatlonskommlssion bestimmt, sondern von neu- 
traler Seite ernannt wird. Leider kommt uns der „Erfolg" 
so teuer, daß irir nicht viel Freude daran erleben 
kSnaen.- Im fibrigen Ist die Amtsdauer des neutralen Schieds- 
richters auf ein Jahr begrenzt, so dafi also jede allmihlich nn- 
liebsam gewordene Person ersetzt werden kann. Alle Kosten 
der Kommission und aller ihrer Dienststellen sind von Deutsch- 
land iv bezahlen, aber mit 50 r. H. Frankreich zu belasten. 
Diese Vereinbarung sieht gewiß „paritätisch" ans. Die Kosten auf 
französischer Seite werden aber, wie wir et bei all den anderen 
Kommissionea schon gewöhnt sind, ganz erheblich höher sein 
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IV. Dar Kampt nm dU Frnneieltuiit 
als auf deutscher Seite. Daher muB bei der vorfesebenen Tei- 
lung Deutschland auch an den Kosten auf französischer Seite 
mitbezahlen. Auch an einer solchen nebensächlichen Verein- 
barung darf man nicht achtlos vorübergehen, um die ,4ram&- 
sische Großzügigkeit" auf deutsche Kosten zu kennzeichnen. 

Die Schiedskommission ist berechtigt, Sachvent&ndige mit 
beratender Stimme zuzuziehen. Sie entscheidet in allen Preis- 
fragen endgültig. Maßgebend soUeo für die Preisbemessung 
(olgende Richtlinien sein: 

Die Preise für Spezialmaterial (sog. macchandises 
speciales), nSmlich für industrielle Maschinen oder Einrichtun- 
gen, werden durch unmittelbare Vcntindigung zwischen Be- 
steller Und tieferer vereinbart. Da« ist eine der wenigen Ab- 
machungen) mit denen man sich einverstanden erkUrcn kann, 
oder richtiger: dann einverstanden erklären kfinnte. wenn sich 
nicht eine deutsche Zwangsorganisation zwischen Lieferer 
und französischen Besteller hineinschöbe. Auch hier hat sich 
Frankreich das Recht des Rücktritts vorbehalten, falls eine 
Vcnt&ndigung über den Preis nicht zustande kommt. Dann 
kann Frankreich die Lieferung nach dem Verfahren der Repara- 
tionskommission fordern. Der Knüppel liegt beim Hundel 
Waram ist hier die paritätische SchiedskonnnisttMi ausge- 
schaltet? — 

Dagegen werden die Preise für das gewöhnliche 
Katalogmaterial und SeriengegenstXnde (sog. 
marchendises banales} durch die Schiedskommission festgesetzt. 
IKese Kommisaion ermittelt zunächst für die Waren jeder Art 
und BeschaffeiAeit die Höhe des französischen Vorkriejspreises. 
und zwar nach dem Stande vom ersten Halbjahr 1914. Alsdann 
bestimmt die Schiedskommission zu Beginn jedes Kalender- 
vierteljabres einen Koeffizienten oder Index für die einzelne 
Ware und Sorte. Der Koeffizient soll so hoch sein, daß man 
durch Midtiplikatlon mit dem Friedensgoldprcis den normalen 
Preis auf dem französischen Markt abzüglich Zollgcfllle und 
Transportkosten, also den Wert an der französischen Grenze, 
' erhält. Bei dieser Berechnung ist 
S4 
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1. die FriedensparitSt zwischen Galdmark und Goldfranken 
zu berficksiditigeD und auBerdem die Umrechmio^ des 
Papierfranken auf der Grundlage dea dordisclmitäichen 
amtlichen Kurses des Gdddollan an der Pariser Bftrsc 
von Vierteljahr zu Vierteljahr vorzunehmen, 

2, die so gefundenen Goldmarkpreise verstehen sich für 
den deutsch-belgischen oder deutsch-französischen Grenz- 
bahnbof oder für die nordfranzösischen Seehäfen. 

Die Preise gelten für ^e lielerungen, die im Laufe eines 
Vierteljahres, für das die Preise berechnet sind, erteilt werden. 
Vierteljährlich werden die Preise von neuem geprüft. 

Mit diesen Richtiioien wird der Schiedskommission 
eine so große Arbeit zugemutet, dafi sie sie schwerlich leisten 
kann; denn es gibt Waren, die so selten geliefert werden kfinnen, 
dafi sich ein marktüblicher Preis weder für das erste Halbjahr 
1914 noch für die kommenden Vierteljahre feststellen l&fit Also 
wird die Schiedsktunmission von vornherein mangels ausreidien- 
der Unteriagen viele Schitxungen aufzustellen haben, Dafi man 
dabei zu vielen Mißgriffen und Ungerechtigkeiten kommen muß, 
liegt nahe. Zweifellos wird sie nidil nur das Deutsche Reich, 
sondern auch der einzelne deutsche Lieferant zu tragen haben. 

Der Arbeit sumfang der Schiedskommission 
tritt erst dann deutlich in die Erscheinung, wenn man sich ver- 
gegenwärtigt, daß die Ktmunission alle Vierteljahre die ge- 
waltige Arbeit der Prcisaufstellung zu wiederholen hat, idso 
innerhalb von 4*/, Jaliren nicht weniger als achtzebnmall Die 
Schiedskommission hat femer die Aufgabe, alle Streitigkeiten. 
die zwischen den beiden Parteien aus den Lieferungs-, Trans- 
port- und Abnalunebedingungen entstehen, sowie alle Fragen 
der Auslegung des Wiesbadener Abkommens zu entscheiden. 
Wieviel Verstimmungen mSgen aus diesem Rathenau-PaJct er- 
wachsen?) IcJt kann mir wenigstens nicht vorstellen, daS diese 
Abmachnagen eine giackliche und klare Lfisung bedeuten. Die 
Gefatir, dafi der eine deutsche Scliiedsrichter von den beiden - 
anderen Mitgliedern der Schiedskmnmission überstimmt wird, 
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IV. Du Kuupf um die Preltre^eluatf 
ht steta je^eben. Wie leidit gibt man heutzutage dem M&cliti- 
geren recht, bIio Frankreich? Haben wir es doch erst kOrzlich 
in Genf bei der Entscheidung des VSlkerbundirats über daa 
Schicksal Obendilesiens erleben mBssenl Wieviel Charakter- 
stfirke gehört ,dazu, die Anleindiingen auszuhalten, die mit 
eisern solchen Amt eines unparteii^chett Schiedsrichters ver- 
bunden sindl Zudem kSnnen sich die zu lösenden Fragen so 
anhäufen, dafi diese drei Personen mit den notwendigen Ent- 
scheidungen gar nicht fertig werden. Gerade in der Über- 
lastung einer solchen Schiedskommission liegen leUiafte Be- 
denken. Als Beispiel fOr die schwierigen Aufgaben der Kom- 
mission sei nur hervorgehoben, daB die Transport-, Liefernngs- 
und Zahlungsbedingungen den Handelsgebr&uchen entsprechen 
sollen. Darf loh fragen: welchen HandelsgebrSnchen, den fran- 
zösisdieo oder deutschen oder internationalen? — Schon jetzt 
liegen FSUe vor, wo die Franzosen begreiflicherweise die Be- 
achtung ihrer eigenen Haodelsgebr&uche verlangen. Den Scha< 
den idcher unklaren Bestimmungen trigt Deutschland. Denn 
welche Schlden kSnnen uns entstehen, wenn bei diesen Ratbe- 
nau-Licferungen, deren Abnahme Inmitteo Frankreichs vor- 
genommen werden soD, wie schon so oft bei Kohte, die Abnahme 
aus Schikane verweigert wird? Welche Unkosten kSnntea dar- 
aus für uns erwachsen? 

Die wissenscbaftlich anmutende Tätigkeit der Preisfest- 
setzung richtet sich selbst. Bei genauerem Zusehen Ist sie 
nichts anderes als eine Verlegenheitsmaßnahme, die nur des- 
wegen herangezogen wird, weil man weder den Weltmarkt- 
preis noch die freien Vereinbarungen gelten lassen wilL Diese 
Preispolitik wird zweifellos auf eine allgemeine Preisdiückersi 
hinauslaufen. Es Ist eine hSchst zwiespältige Politik, wenn 
Frankreich einerseits über deutsche Preisschleuderei jammert 
und seine Zölle erhSht und auf der anderen Seite geradezu ein 
System des Preisdrflckens ausdrfickUch vereinbart. 

Ist es nicht zuviel verlangt, daB wir zugunsten Frankreichs 
auf gute AnstuhrmBgUchkeiten verzichten sollen? Rathenau hat 
bisher In der Öffentlichkeit keinen Grund dafür angegeben, 
66 
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Di« AbstJ« n ZoU, Fracht and Aothihrabtfab« 
warum er den bisher namentlich in Spa von der deutacben 
Regieniotf vertretenen Standpunkt verlauen und licb mit einem 
•ehr niedrigen Preis einverstanden erklärt hat. Denn der 
IranzSilsche Preis ist vom Weltmarktpreis 
sehr weit entfernt Damit ist ein für allemal onserc 
Stellung In der Bewertung unserer Sachlieferungen den Feinden 
gegenflber erschOttert. Dabei nannte Rathenau In seiner Rede 
vor dem Reichswirtschaftsrat diese Regelung eine ..neue Kon- 
zession" der Franzosen, Er fQgte allerdings sofort hinzu, die 
Preise blieben unter den Versalller PreiseiL Wie kann man 
dann von einer Konzession sprechen, wenn die neuen Preise 
noch schlechter sind? Wie konnte Rathenau femer sagen, 
das Wiesbadener Abkommen sei ein „Interpretations- 
abkommen" gewisser Teile des Vcrsailler Vertrage«, um 
gewisse Leistungen zu erleichtem? Meines Erachtens handelt 
«s slcli weder um eine Erleichterung noch um eine sonstwie 
günstige Auslegung, sondem um eine Verschlechterung des Ver- 
salller Vertrags. 

Die Bestimmung Qber die Preisbemessung wire nicht 
so nlederschmettemd, wenn Deutschland nicht noch eine 
Reih« vonAbz&gen gemacht würde. Zun&chst werden 
die ZoDgefäUe nach dem französischen Tarif in Abzug gebracht. 
Dabei werden die ehemaligen Friedensz&lle mit demselben 
Koeffizienten, der für die Warenpreisbemessung herangezogen 
wird, multipliziert. Da nun der Warenkoeffizient von Ware zu 
Ware, {a von Sorte zu Sorte verschieden sein kann, wird also 
der Zollkoeffizient ebenso verschieden sein. So dnd also tau- 
senderlei Berechnungen anzustellen, eine geradezu unbegreif- 
liche Umsl&ndllchkeit des Verfahrens. 



DU Abil|e ui Zollf Fracht nnd Aastnhnbgabe. 

Es Ist eine Ungerechtigkeit ohnegleichen. daS man einmal 
den Goldwert der deutschen Ware nicht anrechnet, sondem ihn 
künstlich herabmindert und dann noch einen Zoll auferlegt. 

I? 
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IV. Dar Kunpl nm db PreUrvCclunj 
Wenn die Ware einen vollen Ersatz für die foldwertijen Devi- 
sen darstellen soll, kann man sich weder mit der Preisdrückerei 
noch mit der ZollbeUstung einverstanden erklären. Der Zoll 
ist nichts anderes als ein {[ewalüger Sondervorteil, der Frank- 
reich von Deutschland bezahlt werden soll, ein neuer Milliar- 
dcntribut für den IranzSsisctien Fiskus, Rathenau hat schon 
jenuf Entgegenkommen gezeigt dadurch, daß er freiwillig 
Waren liefern wilt, und zwar schneller und reichlicher, als 
Deutschland hierzu an sich verpflichtet ist. Daß die Franzosen 
aber gegenüber den goldwertigen Devisen die deutsche Ware 
gans anders bchandehi, sie mit einem Zoll belasten wollen, zeigt 
deutlich, daß man auch diese Gelegenheit benutzt, um Deutsch- 
land ausznr&ubern. Rathenau durfte in diesem Punkte den 
Iranzfisischen Wünschen nicht nachgeben, denn er hat damit die 
Stellung Deutschlands in der Bewertung der Sachleistungen 
überhaupt imtergraben. Bisher brauchten wir nämlich selbst 
für ZwangslieferuDgen von Waren ebensowenig Zoll zu zahlen 
wie ffir Devisen. Kann die Rathenausche Nachgiebigkeit für 
die künftig Regelung der Reparaltonslieferungen ohne Folgen 
bleiben? 

Was soll man al>er dazu sagen, daß wegen der Zollfrage der 
Aufbauminister Loucheur mit seinem Kollegen, dem Fiaanzmi- 
nister Doumer, noch in Streit geraten ist? Am 24, November 1921 
hat nämlich Loucheur nach Meldung der „Münchener Neuesten 
Nachriditen" und der „Frankfurter Zettung" in der Pariser 
Kammer erklärt, es seien ZoÜscbwierigkeiten zu Ifterwinden. 
wenn man den französischen Generaltarif für die von Deutsch- 
land zum Wiederaufbau gelieferten Materialien anwende, da 
der französische Z<^tart{ ffir deutsche Waren einen Prohibitiv- 
charakter habe. Die Anwendung des Generaltarifs würde die 
deutschen Reparationslieferungen mit Zöllen belasten, die den 
Warenpreis in Deutschland um das Drei- bis Vierfache Über- 
steigen würden. Das Äußerste, was die für den Wiederaufbau 
bestimmten Sendtmgen an Belastung vertrügen, seien die Sätze 
des Minimaltarlls. Nach lebhaftem Widerspruch gegen Lou- 
cheurs Darlegungen ist mit der weiteren PrüfungderZoll. 
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frage ein besonderer Autschufi der franzSsiachen Kam- 
mer eingesetzt worden. Jetzt verstellt man e), warum die 
Lieferung der schon lange bestellten and angefertigten Holz- 
biuaer nidit ausgeführt werden kann. Der deutsche Preis fSr 
ein Holzhaus betr&gt 10 000 Franken, aber die franzSsiscbc ZoU> 
Verwaltung verlangt für jedes Haus 13000 Frairiienl Ist es 
vor Gott und der Wdt gerecht, daß wir auScr dem Preis von 
10 000 Franken auch noch den Zoll von 13 000 Franken tragen 
sollen? Liegt im französischen Zoll nicht eine Strafe IQr deutsche 
Aufbaulieferungen? — Hoffentlich streiten si^ die beiden fran- 
zösisch^ Minister noch einife Jahre; dann braucht das Wies- 
badener Abkonunen Gberhanpt nicht in Kraft zu treten. 

Allein die Opferwäligkeit Ratheoaus ging noch weiter. Er 
ist auch mit dem Abzug der Transportkosten nlctit 
nur bis zur deutsch-franzSsischen Grenze, sondern sogar ffir 
eine Strecke von 270 km, wie sie von Aachen bis St. Quentin, 
voD StraDburj bis an die Marne und von Trier bis nach Reims 
reicht, einverstanden. Es kommt ja nicht darauf anl Natflriich 
werden, wenn auch Frairitreich seine Eisenbafantarife erhöht, 
diese neuen Tarife gelten. Auf den Devisen- und Zwan^- 
liefemngen liegen dagegen ebensowenig Zölle wie Transport- 
kosten. Also auch in dieser Beziehung ist eine ungerechte 
Wertbemessung für unsere Waren festzustellen, mit der Rathe- 
nau sich unter keinen Umständen einverstanden erklären durfte, 
denn au^ hier gibt er den alten Rechtsslandpunkt auf, den 
uns selbst das Diktat von Versailles eingeräumt hat. 

Kurz, unsere Waren gelten nach dem Wies- 
badener Abkommen nicht als vollwertiger 
Devisenersatz, Daher liegt in diesen Preis- und Liefe- 
rungsbedingungen für unsere goldwertigen Sachlebtnngen 
kelnerlai Erleichterung gegenüber der Zahlung an Devisen, Im 
GegenteQ, man wird Richard Calwer recht geben müssen, 
wenn er in seinen „Wirtschaftlichen Tagesberichten" vom 
11. Oktober 1921 die Wirkung der Sachlieferungen für noch 
schlimmer ansieht als die der Devisenzahlung, Calwer meint: 
„Die Wirkung der Rathenauschen SachÜeterungen ist um des- 



icvGooi^Ic 



IV. Der Kampf tun dU PralsraCBlutm 
willea so^ar ichlimmeTi weil bei den SacUiefenuifen eine 
Milliarde Goldmark denl Deutschen Reich noch viel teurer xu 
stehen kommt als bei den Goldlieferungen. Denn die Abwick- 
lung der Sachliefeningen ist mit erbebliob böberen Unkosten 
verknüpft als die Jagd nach Devisen, ganz abgesehen von den 
Nebenwirkungen, die duri^ die Organisatioaen des Einkaufs 
and Verkaufs in Frankreich und DeutscUand entstehen 
mOsscn ... Es wird sich bald herausstellen, daS Deutschland, 
um eine Milliarde Goldmark in Frankreich angeschrieben zu er- 
halten, mindestens ein Drittel mehr zu zahlen haben wird." CaL 
wer, der bei seiner Betrachtung die Einzelheiten des Wiesbade- 
ner Abkommens noch nicht gekannt hat, Ist auf dem richtigen 
Wege. Selbst wenn man von Schikanen bei der Abnahme und 
von ünbcrscbtigten Mängelrügen absieht, ist die mit soviel Ab- 
zQgen belastete Preisbemessung unserer g(4dwertigen Waren 
so ungünstig, doB man sie besser bei der Ausfuhr nach neu- 
tralen und überseeischen Lindem verwerten könnte als bei der 
Lieferung nach Frankreich auf Gnmd des Wiesbadener Ab- 
kommens. Dafi die Bewertung um ein Drittel, wie Calwcr 
meint, hinter dem wahren Wert zurückbleibt, ist sicherlich 
nidit überschätzt. Von dem an sich ni^t hohen franzSsischen 
Inlandspreis gehen ja noch die Frachtkosten für weite Strecken 
bis ins Herz Frankreichs und femer GoldzSlle ab. 

AnScrdem wird uns wahrsdie Iniich auch noch d i c 
26prozentige Ausfuhrabgabe abgezogen werden. 
Die deutsche Regierung bat zwar vor dem Garen tiekondtee 
die Auffassung vertreten, daB die in Ausführung des Versailler 
Vertrags gemachten Ueferungen nicht als Ausfuhr im flbtichen . 
Sinne angesehen und daher nicht in die Berechnung der durch 
das Londoner Ultimatum verhängten 26prozentigen Aasfuhr- 
abgabe einbezogen werden dfiilen. leider bat die Reparations- 
koaimistion diese für die Berechnung unserer Reparatloas- 
lasten so wichtige Frage noch nicht entschieden. Es Ist daher 
unbegreiflich, daS Rathenau das Wiesbadener Abkommen ab- 
geschlossen hat, ohne daB die von uns erwartete gerechte Entp 
Scheidung vorliegt. Es ist ferner unverständlich, daB Rathenau 
90 
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Die Abzug« u Ztdl, Fncht und Attifuhrab^Bbe 
tflr Deutschland keinen VorbcbaU vorf eseben hat, wonach das 
Wiesbadener Abkommen so lange nicht in Kraft tritt, wie nicht 
die Frage der Berechnung der 26prozentigen Ausfuhrabgabe im 
Sinne der deutschen Auffassung entschieden ist Damit hat 
Rathenau auch in dieser überaus wichtigen Frage die Stellung 
der deutschen Regierung geschwächt Wenn die „Frankfurter 
Zeitung" am 18. Oktober 1921 erklÜrt, daB Deutschland aller 
Verpflichtungen aus dem Wiesbadener Abkommen ledig sein 
wOrde, wenn die Reparationskonunisslon unseren Antrag ab- 
lehnen sollte, so kann man nur bedauern, daS dies nicht im 
Wiesbadener Abkommen steht. 

Leider hat sich Ratbenau mit einem sehr schwaches Protest 
begnfigt, so daß wir eine gerechte Entscheidung der Repara- 
tionskommission Über die Frage der Anrechnung der 26prozen- 
tigen Abgabe schwerlich erwarten kfinnen. Ratbenau hat näni' 
lieb im Wiesbadener Abkommen nur den einen Vorbehalt ge- 
macht, dafi die 26prozentige Ausiuhrabgabe ieweils nicht von 
dem Wert unserer gesamten Lieferungen, sondern nur von der 
jeweiligen Gutschrift berechnet werden darf. Darin kann man wohl 
nichts anderes als ein grundsätzliches Einverständnis der deutschen 
Regierung mit dem Abzug der 26prozentigen Ausfuhrabgabe er- 
blicken. Weiter kann man den Erffillungswillen wohl schwer- 
lidi treibenl Man verspricht nicht nur unerfüllbare Zwangs- 
leistungen in Gold, Devisen und Sachwerten, sondern man 
drängt sich zu freiwilligen Sachleistungen, fa, man nennt es 
einen gro&en Erfolg, wenn man schlieSlIch die Hälfte des eigent< 
Uchen Wertes unserer Waren gutgeschrieben erhält! Meines 
Erachtens hätten nicht nur Zollfrclheit und 
Fracb tf reiheit, sondern auch Abgabefrei' 
beit und vollwertige Anrechnung der dcnt- 
sehen Waren die unerläßlichen Voraus- 
setzungen ffir den Abschluß des Wiesbade- 
ner Abkommens sein müssen. Allein, so viele 
Bedingungen, so viele Enttäuschungen! Hätten wir, wie Calwer 
meint, nicht besser daran getan, bei den Devisenzahlungen zu 
bleiben? Denn mSgen sie uns auch teuer, sehr teuer zu stehen 
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kommen. >o sind sie doch noch viel billiger als die Warenjut- 
tchrift mit der Uaterbewertnng des Preises nnd mit den drei- 
fachen AbzGgen, 

Es ist gerade sinnwidrig, dafi die 26prozentige Ausfuhr- 
abgabc auch von den ReparationsleistungCD berechnet werden 
soll, Deiu bei der 36prozentigen Ausfnbrabgabe wollten sich 
die Feinde an osserem Produktionsäberschuß, den wir im Aus- 
fuhrgeschäft verwerten, beteiligen. Mit den Saclileistungen 
nehmen die Feinde jedoch nicht nur 26% des Wertes, sondern 
den ganzen Sachwert zu ihren Gunsten. Wir kSnnen, volks- 
wirtschaftlicb betrachtet, an der Atufubr vieBeicbt ein Ge- 
schäft machen, an den Reparationdcistnngcn sicherlich nicht. 
Je mehr man in die Frage eindringt, desto rätselhafter wird ' 
es, daB Rathenau der Regierung raten konnte, hier nachzugeben. 
Dafi wir für Waren, die wir gar nicht bezahlt bekommen, noch 
26% Abgabe ieistcn sollen, nennt die „Mfinchen-Augsburger 
Abendzeitung" einen „Treppenwitz der Weltgeschichte". 

So muB man also mit der Gefahr rechnen, daß nicht nur 
Frankreich Abz&ge fQr Zölle und Frachten Ton den an sich 
nicht hohen Preisen macht, sondern dafi auch die Reparations- 
kommission zugunsten der anderen Reparationsbeteiligten 
ihren 26prozentigen Anteil von Deutschland verlangt Was 
bleibt dann wohl noch von dem Goldwert der deutschen Waren 
übrig? — Ich ffirchte, dafi dann in vielen Fällen nur noch die 
Hälfte der franzSsischen Inlandspreise für uns gutgeschrieben 
wird, dafi in den meisten- Fällen der deutsche Inlandspreis tat- 
sächlich unterschritten wird, kurz, daB wir unsere wertvollen 
Waren, die noch Gold wert sind, verschleudern. 

Es gibt nun im Wiesbadener Abkommen eine Bestimmung, 
wonach wir von der Lieferung befreit werden, wenn 
bei 5% unserer Jahreslieferung die Preise um mehr als 5% 
hinter den deutschen Inlandspreisen zurückbleiben. Was für 
eine sinnreiche Bestimmung! — Zunächst wird man jeweils erst 
das Ende des Jahres, ja erst die Fertigstellung der Ab- 
rechnung über die vollzogenen Lieferungen abwarten müssen, 
bis man überhaupt einmal feststellen kann, ob bei mehr als 5% 
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Di« Absüft« «B Zoll, Fracht und AiufubrabAkb« 
«Her JahreaUeftningen der deutsche Inlandspreis in ao starkem 
MaB« nnterschritten ist Inzwischen ist in den meisten FXllea 
iänfst geliefert, so daB man schwerlich von der Ausführung der 
bereits getätigten Lielerung zurficktreten kann. 

Auch hier zeigt sich deutlich die Verhandlungskunst der 
Franzosen, die sich fast in allen Fällen dem diplomatisch uner- 
fahrenen Rathenau äberlegca erwiesen bat. Der Franzose 
unterscheidet n&mlich für seine Berechnungen zwei verschie- 
dene Preise. Der eine ist der normale Goldmarkpreis oder 
Grenzpreia, d. b. deijenige Preis, der noch nicht mit Fracht und 
ZoU belastet ist. Was übrigbleibt, ist der Anrechnungspreis, 
d. h. der Wert, der uns auf 7 Milliarden G<4dmark angerechnet 
wird. Von dem selbstverstäntUich bfiheren Grenzpreis soll der 
dem Wert entsprechend berechnete Zoll uod femer die Fracht 
abgezogen werden. Der erheblich geschmälerte Preis, der 
iUirigbleibt, ist der Wert der franzfisischen Abrechnung. 
Welcher der beiden Preise ist nun für die Befreiung von der 
Lleferpflicfat maßgebend? Das Wiesbadener Abkommen be- 
stimmt kurz und bündig, daß in den Fällen, in denen „die a n f 
die vorstehende Weise festgesetzten Preise" 
um mehr als 5 Prozent niedriger sind als die deutschen Iidands- 
preise, Deutschland das Recht hat, die bestellten Lieferungen 
abzulehnen. Das Ist unklar. Für Frankreich wäre die Aus- 
legung günstiger, daB hiermit der Grenzpreb ohne Abzüge maB- 
gebeod sein soll. Für Deutschland wäre natürlich der Anrech- 
nungspreis nach Abzug von Zoll und Fracht günstiger. Wenn 
also nach deutscher Auffassung dieser mit zwei verschiedenen 
Abzügen belastete Preis um m^ als 5 Prozent niedriger ist 
als der deutsche Inlandspreis, wäre eine Ablehnung der Bestel- 
lung zulässig. Die Bestimmung ist zu wichtig, als daß diese 
Unklarheit bestehen bleiben könnte. Eine andere Lösung als 
der Maßstab des Anrechnungsprctses könnte uns nicht befriedi- 
gen, denn ntch dem geltenden Recht des Versailler Vertrages 
gingen Zaä und Fracht zu Lasten Frankreichs. Ja, eigentlich 
müßte der nach Abzug der 26prozentigen Austuhrabgabe übrig- 
bleibende Gutschriftspreis maßgebend sein. Durch diese drei 
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IV. Der Kunpf um dU Prebr«|eliu« 
Abzfija, Zoll, Fracht und Auafuhrabjabe, wird a&mlich der eod- 
^tige Wert seiteni der ReparationskammisBioa bemessen, aa 
dem wir das entscheidende Interesse haben. Am riclitigaten 
wSre es also, wenn der niedrigste Preis, der unserer Entlastung 
dient, ffir die Annahm« oder Ablehnung der Bestellungen mafi- 
gebend wfire. Leider ist dies nicht der FalL So stellt sich auch 
hier eine VersSumnis der deutschen Unterh&ndler in Wiesbaden 
heraus. 

Eine weitere Gefahr besteht im System der deutschen 
HSchstpreisfestsetzung. Die Regierung, die n&mlich diese 
Hfichstpreise aus sozialen Grfloden sehr niedrig und oft viel zu 
niedrig bemißt, besorgt durch «in solches Preisdrficken nur das 
Geschäft Frankreichs. Denn je weiter unser HSchstpreissystem 
ausgedehnt ist, desto mehr wird Frankreich vor der Gefahr ge- 
schützt, daß wir wegen zu sddechter franzSsischer Preisbemes- 
tung von Aufträgen zurücktreten kftnnen. 

Ich wiederhole; die Hoffnung, daS wir mit unserem Antrag 
durchkommen, ist schwach. Frankreich hat offenbar eine gute 
Witterung. Es vereinbarte daher mit uns, daß die deutsche 
Regierung den Antrag auf Befreiung von der AusEuhrabgabe 
bei der Reparationsktunmission und beim Garantiekomitea zu 
stellen hat. Frankreich will unseren Antrag nur unterstOtzen- 
So muß unsere Regierung als Bittsteller vor di« feindliche Kom* 
mission treten. Wenn dann unser Antrag abgelehnt wird, hat 
nicht Frankreich den Mißerfolg zu verzeichnen, sondern 
Deutschland. 

Ganz anders will die franzSsische Regierung handeln, so- 
weit es die anderen Bestimmungen des Wiesbadener Abkom- 
mens betrifft. Hier will di« Iranzösische Regierung gern die 
Führung übernehmen und ihrerseits die Annahme des Abkom- 
mens bei der Reparationskommission vorschlagen. Sie hat es 
inzwischen getan. Selbstverständlich hat Frankreich nur Inter- 
esse an der Annahme aller dieser Bestimmungen, aber es legt 
keinen besonderen Wert darauf, daß Deutschland von der 
26prozentigen Ausfuhrabgabe verschont bleibt Ja, es dürfte 
Frankreich sogar lieber setn. wenn Deutschlands Bitte unter 
.94 
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Ktinditfiuidsiriit 
den Tisch f&üt, weil Frankreich ja auch ein Teil der 26prozenti- 
gen Autfuhrabgabe zufnte kommt, 

Anjesichts der faat in jeder Beziehung unfünitigen Bestim- 
mungeD des freiwilligen Wiesbadener Abkommens ist man bet- 
nahe versudit, den Bedingungen des Vertailler Zwangsdiktata 
den Vorzug zu geben. Für die sogenannten Pflichtlicferungen 
von Schiffen, Kohlen und Kohlenneb enprodukten sowie von 
Farbstoffen und chemischen Erzeugnissen bleibt es auch bei 
dem Verfahren des Vcraailler Vertrages. Mit dem neuen in 
Wiesbaden vereinbarten Verfahren hat sich die franzSsische 
Regierung nur so lange einverstanden erkl&rt, wie dadurch die 
gute Ausführung der verlangten Liefenu^en gewfthrleistet ist. 
Franlcrelch beh&lt sich jedoch ausdrücklich vor, unter Einhal- 
tnsg einer Kündigungsfrist von einem Jahr zn dem alten 
Verfahren turückkchren. 



Von dem Recht der Kündigung kann die französische Regie- 
rung jeden Tag Gebrauch machen. Deutschland steht leider 
auch in der Beziehung ganz anders da: wie in «11 
den anderen Bestimmungen überall nur Verpflichtungen und 
Nachteil« für Deutschland, für Frankreich aber nur Rechte und 
Vorteile zu erblicken sind, so liegt es auch hier. Deutschland 
kann frühestens am 1. Mai 1923 unter Einhaltung ehier Frist 
von einem Jahr kündigen. Deutachland würde also frühestens 
an 1. Mal 1924 befreit. Bis dahin haben wir also noch 2V, Jahre 
vor ans. Diese Zeit dürfte für Frankreich vollauf genügen, auf 
Gnmd des Wiesbadener Abkommens so viel tu bestellen, daß 
es dl« 7 Milliarden erschöpfen kann. Sollten diese meine Be- 
fürchtungen nicht zutreffen, werden sich die deutsche Regie- 
rung und der Rächstag auf die Kündigung am 1. Mai 1923 vor- 
nbereiten heben. Gibt es doch noch eine Reihe anderer Bc- 
Stimmungen, die für uns unannehmbar sind. Auch Ratbenan hat 
in seiner Reichswirtschaftsratsredc wiederholt von der Kfindl- 
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iuai gesprochen und die Dauer des Abkommeni nach der Kfta- 
ditungshist bemesteo. OHcid>Kr hat er sich in der Zwischenzeit 
überzeugt, daS sein Ablcommen mehr Fehler als gute Seiten hat 



Der 3uild« Frankreicln". 

Was soll man dazu sagen, daß Rathenau and -Loucheur 
das arme und täglich mehr verarmende „Deutschland 
zum Bankier Frankreichs" machen, das schon reich 
ist und ünmer reicher wird? — Dieses Wort hat Rathenau 
selbst geprägt; es erinnert aufs deutlichste an seinen anderen 
bemerkenswerten Ausspruch, daß mit dem Wiesbadener Ab- 
kommen „ein schweres Opfer für das Friedens werk von 
Deutst^and gebracht worden sei". Zweifellos liegt ein grofier 
Stein des AnstoSes in den zu Wiesbaden vereinbarten Zah- 
lungsbedingungen. Frankreich hat danach nämlich nur 
35 Prozent der jeweiligen Monatslieferungcn zu vergüten, das 
hetSt im Reparationakonto IGr uns gutschreiben zu lassen. 
Dieser Prozentsatz erh&ht sich auf 45 Prozent, wenn im Laufe 
eines Jahres der Gesamtwert der Lieferungen unter einer Gi^- 
milliarde bleibt. Danach haben wir also Frankreich 55 — 65 
Prozent unserer an sich zu ungfinstigen Preisen gelieferten 
Ware auch noch zu kreditieren] Dieser Prozentsatz der Kredi- 
tierung kann sich jedoch noch erhöhen, denn die Gutschriften 
für die Ratfaenau-Liefenugen dflrfen zuzüglicb der Zwangs- 
leistungen jährlich eine Milliarde Goldmark nicht flberscbreiten. 
Beträgt die Gutschrift für PflichUieferungen allein schon eine 
Milliarde Goldmark, dann wird uns zunächst Oberhaupt nichts, 
gar nichts für die Rathenau-Lieferungen gutgeschrieben, mögen 
sie auch noch so hoch sein. 

Wie erklärt es sich, daß Rathenau sich auf eine solche un- 
verschämte Forderung Frankreichs einlassen konnte? Rathenau 
hält «s für die einzige Gegenleistung (IJ oder Konzession 
von unserer Seite. Tatsächlich besteht das Wiesbadener Ab- 
kommen fast in allen seinen Bestimmungen aus deutschen Kon- 
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Der „Baniiicr Frankreicbs" 
Zessionen. Offenbar glaubte Ratbenau, daD die sonstigen 
Frankreich eingeräumten Vorteile noch nicht groB genug sind, 
um ihm einen „Anreiz zur Bestellung" zu geben. D r. H e 1 f f e • 
rieh stand nicht an, in den „Wirtschaftlichen Nachrichten aus 
dem RuhAezirk" das Wiesbadener Abkommen eine wucheri- 
sche Vereinbarung zu nennen. Die tär den deutschen 
Strafrechtsbegrifl „Wucher" erforderlichen Kennzeichen d6r*- 
ten tatsächlich fast sämtlich gegeben sein, Ist es nicht eine 
Ausbeutung der Notlage Deutschlands und der diplomatisdien 
Unerfahrenhett Rathenaus? Haben sich die Franzosen nicht 
Vermögen ST orteile versprechen lassen, die gegen jede Moral 
verstoßen? — Freilich steht der Begriff „Wucher" im Völker- 
recht nicht fest; immerhin bleibt die^von Dr. Helfferich ge- 
wählte Kennzeichnung als zutreffend bestehen. Was haben 
uns denn die Franzosen sofort als Vergütung oder als Gutschrift 
zu gewähren? Nehmen wir den gfinsttgen Fall an, daB uns 
nämlich fast der Höchstsatz von 45% gutgeschrieben wird, und 
denken wir daran, daß uns nach den beschriebenen Abzügen 
etwa höchstens 50% des Goldwertes unserer Ware angerechnet . 
werden, dann kommen wir zu dem niederschmetternden Ergeb- 
nis, daß uns hfichstens 20 — 23% des Wertes unserer Ware 
sofort gutgeschrieben werden! 

Ist unsere wirtschaftliche und finanzielle Lage denn so glän- 
zend, daß wir, die wir von Krediten des Auslandes leben, in so 
unverantwortlicher Weise mit deutschem Hab und Gut wirt- 
schaften? — Die Sache steht um so schlimmer, als uns von 
Frankreich nur einfache Jahreszinsen, also keine Zin- 
seszinsen, wie es sich im geschäftlichen Leben von selbst ver- 
steht, zugesprochen sind. Ferner steht sie besonders deshalb 
so schlimm, weil uns nach dem Wiesbadener Abkommen nur 
5% einfache Zinsen für unsere Vorlieferungen zustehen, 
während wir selbst das Doppelte und oft noch mehr an Zinsen 
zu leisten haben, wenn wir im Auslande Kredit nehmen. Es 
ist gar keine Frage, daß Rathenau auf Zinseszinsen und auf 
einem Zinsfuß bestehen mußte, wie er jetzt im internationalen ' 
Kreditverkehr üblich ist; namentlich wenn er als „Bankier 
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IV. Der Kampf um dim Prcisre^luntf 
Frankreichs" auftreten wollte, durfte er kein Schutt>eispiel 
dafür liefern, wie man Bankfcscbäftc nicht machen darf. 
Ktfn Bankier der Welt würde Frankreich fOr den Wiederaufbau 
so billige Darlehen gcw&bren wie das schlechtregierte Deutsch- 
land. 

Die Zeit, welche für die Abtragung der vorerst nicht gut- 
geschriebenen, sondern nur verzinsten Schuld Frankreichs fest- 
gesetzt ist, Uuft von 1922 bis 193S. Der ganze Betrag, der nach 
Ablauf der ersten 4Hi Jahre am 1. Mai 1926 noch nicht getilgt 
ist. wird ia 10 gleichen Teilen bis zum Jahre 1936 abgetragen. 
Am 1. Mai 1936 soll ein Rechnungsabschluß vorgenommen 
wcrde&i wenn dann Deutschland noch ein Guthaben besitzen 
sollte, wird es mit 5% Zinsen und dieses Mal auch mit Zinses- 
Zinsen in 4 gleichen Jahresraten getilgt werden. 

Besonders bedaueriich bt die Rathenausche Nachgiebigkeit 
in der Frage der Vorleistungen, denn hierdurch entsteht 
ffir Deutschland eine neue Verschlechterung seiner Lage allen 
verbfindeten MBcbten gegenüber. Es wird zu unseren Ungunsten 
der völlig neue Grundsatz aufgestellt, daß unsere Leistungen 
und Vorausleistungen nicht sofort anerkannt und 
daß wir dadurch von unseren VerpQicbtungen nicht sofort 
entsprechend befreit werden. Dagegen findet sieb natürlich für 
Frankrdch im Wiesbadener Abkommen die Bestimmung: 
„Frankreich kann sich jederzeit durch Vorausleistung befreien." 



Der Vtnlelit anl den KoUenweltmarktprels. 

Man müßte es fast als eine Tat preisen, daß an den bis- 
herigen Bestimmungen des Versailler Vertra- 
ges über die Preisregelung nichts geändert worden ist Allein 
Rathenau bat es zuwege gebracht) auch die zum Teil noch gün- 
stigen Bestimmungen für uns zu verschlechteml Das ist bei 
der neuen Preisregelung für Kohlen der Fall Wie 
bereits in der Einleitung dieses Kapitels bemerkt worden ist, 
.war in Versailles folgende Bestimmung getroffen worden: Es 
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Def Verzicht auf den Kohlen weltmark tpreii 
wird zwischen Kofalenlieferungen aul dem Seeweg einerseits 
und solchen auf dem Eisenbahnweg und der BinnenscbiffaJirt- 
straBen andererseits unterschieden. Im ersteren Fall ist ent< 
weder der deutsche Ausfuhrpreis frei an Bord des Seeschiffes 
in einem deutschen Seehafen oder der englische Ausfuhrpreis 
frei an Bord eines englischen Hafens maßgebend, und zwar 
immer der nüedrigere von beiden Preisen. Wenn auch diese 
Preise starken Veränderungen unterliegen, >o stehen sie doch 
ganz erheblich höher als die deutschen Inlandspreise. Jetzt 
bringt infolge der starken Entwertung der deutschen Mark der 
englische oder der deutsche Ausfuhrpreis den doppelten oder 
mehrfachen Betrag des Inlandspreises. Der Inlandsgrubenprei^ 
aber gilt nach dem Versailler Vertrag im Falle der Verfrachtung 
auf BinnenschiffaltrtsstraBen und Eisenbahnwegen, und zwar 
unter Hinzurechnung der Fracht bis zur französischen, belgischen, 
italienischen oder luxemburgischen Grenze. Doch darf der 
deutsche Grubenpreis den Grubenpreis der englischen Ausfuhr< 
koUe nicht übersteigen. Was haben nun Loucheur und 
Rathenau aus dieser für uns wenigstens zum Teil günstigen 
Bestimmung gemacht? — Sie haben sich darauf geeinigt, daß 
nunmehr auch für die auf dem Seeweg über Rotterdam, Ant- 
werpen und Gent oder über alle anderen deutschen SeebSfen 
bewirkten Kohlenlieferungen der deutsche ioländi. 
sehe Grubenpreis gilt. 

Warum Rathenau auch dieses Geschenk an Loucheur gemacht 
hat, weiB man bis zur Stunde noch nicht Die Erklärung Rathe- 
naus im Reichswirtschaftsrat halte ich nicht für ausreichend 
und nicht für ganz zutreffend. Die Versailler Bestimmtmg: 
„Kohlenlieferungen auf dem Seeweg" (Sea delivery and foumi- 
ture par voie de mer) ist so allgemein gehalten, daß man 
wirklich weder Rathenau noch den Franzosen zustimmen kann, 
wenn gesagt wird: „Das heißt über deutsche Häfen." Nein, 
das heißt: über Seehäfen, gleichgültig, ob deutsche oder andere. 
Die Vertragschließenden wußten oder mußten es eigentlich 
wissen, daß der Kohlenezport aus dem Ruhrrevier sich haupt- 
■&chlich aul dem Rhein über Rotterdam und Antwerpen be- 
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. IV. Der Kampf um die Prcäcregcluni! 
ytvit Hier handelt es sich stets um „Fobkohlen", mögen das 
die Franzosen bestreiten oder nicht. Wenn die Reparations- 
kofflmission der französischen Ansicht w&re, hätte sie sicherlich 
schon Tor Monsteo «ine solche Entscheidung treffen kSimen. 
Allein aus nabeliegenden Gründen denken die Engländer wie 
wir und sehen keinen Grund dafür, daB man den Franzosen die 
guten -de u tsc h en Kohlen entgegen der VersatBer Bestimmung 
für so billiges Geld lassen soll. Denn damit ist Frankreich in 
der Lage, nicht nur seine Wettbewerbsfähigkeit zum Schaden 
EngUnds und Amerikas zu erhöhen, scndem den zeitwebe 
rc^t reichlichen KohlenSberschuB mit Riesengewinnen zu den 
hohen Goldpreisen des Weltmarktes in anderen Ländern abzu- 
setzen, ohne dsfi durch diese Ricsenbetr&ge Deutschlands Re- 
parationskonto entlastet wird. Geradezu lächerlich klingt es, 
wenn Rathenau erklärt, Deutschland sei auch aus dem Grund 
entgegengeiRMnmen, weil Frankreich sonst alles auf dem Eisen- 
babnweg bezi^en und auf diese Weise unsere Verkehrswege 
noch schlimmer stören wfirde als bisher. Das Geschenk ist 
nicht gering, denn die dadurch eintretende Minderbewertung 
der auf dem Seeweg zu liefernden Kohle dürfte uns einen Nach- 
teil von Mälionen und Milliarden bringen. Schon Ende Oktober 
betrug der Veriust über 250 Millionen Goldmark. Die Rathe- 
nausche Angabe von 130 Millionen bleibt weit hinter der Wirk- 
lichkeit zurück. 

Deutschland erklärt in den Wiesbadener Abmachungen, daB 
es diese Vergünstigung nur für Lieferungen an Frankreich 
gelten lasse, sich aber das Recht vorbehalte, die besondere 
Lage jeder interessierten Macht zu prüfen. Wenn man eine 
derartige Vereinbarung liest, kann man sich eines Lächelns 
nicht erwehren. Glaubt denn Rathenau wirklich, daO, wenn 
man einmal an irgendeinen der Feinde ein deutsches Rech', 
aus der Hand gegeben Iiat, man es wieder zurückgewinnen 
könne? Glaubt er, daß die anderen Feinde sich eine unter- 
schiedliche Behandlung zu ihrem Nachteil gefallen lassen? D i e 
Macht möchte ich kennenlernen. 

Dazu kommt, daß sich die deutsche Regierung bereit. 
100 



),.vGoo<^Ic 



Der Venicbt auf dco Kohlen welEmarktpreii 
erklärt hat, den ganzen Wert unserer freien Kohlen- und Koks- 
ausfuhr, berechnet nach dem Inlandspreis) an die Reparations* 
kommission in Anrechnung auf die jährliche Reparationszah- 
lung abzuführen. Dazu treten natürlich wie bisher 26 Prozent 
des Gesamt erlöse s der Kohlenaushihr, berechnet nach dem 
Ausfuhrpreis. So verlieren wir also auch das Recht, ^er die 
Ausfuhrwerte unserer Kohle zu verfügen. Unsere Rechtsgrund- 
lage wird immermehr beengt. Wie anders lauteten doch die Be- 
dingungen von Spal Damals gab man uns für die auf der 
Eisenbahn und den Binnenschiffahrtsstraßen zu liefernden Koh- 
len sogar noch eine Prämie von 5 Goldmark zur Verbesse- 
rung der Ernährung der deutschen Bergleute für jede Tonne 
Kohle. Diese 5 Goldmark sind heute allein 300 Papiermark 
wert. Viel mehr als 5 Goldmark dürften nach den Rathenau- 
Vereinbarungen bald unsere besten Ausfuhrkohlen nicht wert 

Alle diese Verschlechterungen der Rechtslage gegenüber 
dem Versailler Vertrag hat das Kabinett Wirth mitgemacht, 
ohne vom Reichstag hierzu ermächtigt zu sein. Dieses selbst- 
herriiche Verfahren eines demokratischen Kabinetts, das sich 
selbst bei den wichtigsten Dingen nicht um das Parlament kOm- 
mert, spottet jeder Beschreibung. Zu solch ungünstigen Bedin- 
gungen wäre es für uns schwerlich gekommen, wenn nicht — 
wie aus den Eingangsworten des Wiesbadener Memorandums 
hervorgeht — die deutsche Regierung die Initiative für das 
Wiederaufbauangebot ergriffen hätte. Zurückhaltung wäre 
wohl besser gewesen. Aber unser Entgegenkommen, ja Drän- 
gen auf ein solches Abkommen fülirte von vornherein zur 
Schwächung unserer Stellung einem an sich schon starken Ver- 
Iragsgegner gegenüber. Wir mu6ten warten, bis Frankreich 
dieserhalb an uns herantrat. Das hätte nicht lange mehr 
dauern können. Denn die französischen Geschädigten haben 
allmählich die Geduld verloren, und ihrem Drängen kann die 
französische Regierung nicht länger Widerstand leisten. Ra- 
thenau hat diese Nöte gekannt und sie im Reichswirtschafts- 
rat geschildert. Halten ihm doch französische Politiker gesagt, 
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IV. Der K»mpl am die PiütntAut 
der Wiedcruiftan Nordfrutkretclu werde «och nickt in etaem 
MensckenalUr fertig, wenn Frankreich keine HUe von «nBc« 
erhalfen werde. 

Wenn ich da« Ergebnis der Wiesbadener Vcrkandkm^en 
fiber die Preisre{diui{ ziehe, lo komme ich za dem SchlnB, daB 
Rathenan auch atu diesem Kampf als Unferlejencr hervor- 
jejanjen ist, zum Schaden seines Ansehens, ztm größeren 
Schaden des K^>iaetts Wirth und zom nnermeBUdien Schaden 
des deutschen Volkes. 
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Der Kampf um die Organisaiioa 

Di* VeiMnier nnd Londoner Bcsttmanuitctt. 

Nach dem Versailler Vertrag war die Rep«raUonskoni- 
missioo damit beaultragt, von den alliierten und assoziierten 
Mächten die Listen derjenigen Waren, Tiere usw, entgegen- 
zunehmen, welche die WiederbersteUung in Natur betreffen. 
Die Frist ist am 31. Dezember 1919 abgelaufen. Die Repara- 
tionskommission hatte dann zu prOfen, inwieweit die Lieferung 
der in den Listen verzeichneten Waren nnd Tiere von Deutsch- 
land gefordert werden konnte. Dabei hatte die Konunissioa 
die BedüLrfnisse des wirtschaftlichen und sozialen Lebens 
Deutschlands, femer die Preise in Deutschland und den nor- 
malen Wert der betreffenden Waren in den alliierten und asso- 
ziierten L&ndem zu berücksichtigen sowie dem Gesichtspunkt 
Rechnung zu tragen, daS das gewerbliche Leben Deutschlands 
nicht so weit zerrfittet werde, dafi seine F&higkeiten in Frage ge- 
stellt werden, den sonstigen Reparationsverpflichtongen zu ge- 
nügen. Auf Verlangen der Reparationskommisston hatte sich 
die deutsche Regierung innerhalb bestimmter Frist darüber tu 
äußern, wie weit uns die Lieferung von Tieren, Waren usw. 
möglich ist. Die Reparstionskommission hatte außerdem den 
Wert der Lieferungen zu bestimmen, eine entsprechende Ent- 
lastung Deutschlands auf dem Reparationskoato und eine Be- 
lastung der EmpfangslSnder herbeizuführen. Das sind Im 
wesentlichen die in Versailles fiber das Verfaliren getroffenen 
Bestimmungen. 
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V. Du Kampl um die OrtfanixatUMi 
Der Versailler Vertnf ist am 28. Juni 1919 unterzeichnet 
worden. Zwei Monate später, am 31. Aujust 1919, erging das 
deutsche Auitührungsgesetz zum Friedensver- 
trag, ein Gesetz, das sein überraschend schnelles Entstehen 
der Ferienstimmnng der Nationalvenanunlung in den Hnnds- 
tagea des Augustmonats 1919 Terdankt. Der damalige Bericht- 
erstatter Grfinewald erklärte im Plenum des Reichstages m der 
Voriage, die Fixi^eit der Regierung befremde; bei der Aus- 
scfanfiberatung seien Einwendungen gegen die späte Vorlegung 
des Entwurfs gemacht worden, da eine sorgfältige Vorberatung 
unmSgBcli geworden sei. Diese Mitteilung unterstrich der 
dentschnationale Redner Abg. Dr. Hugeoberg, indem er die 
„affenartige Geschwindigkeit des Durchmarsches dieses Ge- 
setzes durch die Ausschußberatung" heirorhob. Der Abge- 
ordnete Dr. flugenberg nahm keinen Anstand, jenes einem ver- 
antwortongsvoUeo Pariamentarismus hofansprecheode Verhalten 
als •,ein parlamentariaclies Trauerspid" zu bezeidmcn, denn 
die beteälgten AusschuBmitglieder hätten znr seHiea Zeit an 
zwei verschiedenen Stellen zu tun gehabtl Kaum jemand kaimte 
die Vorlage; aber die damalige Erzberger-Regierung verstand 
es, mit Hilfe der Mehrheitsparteien und mit der Betonung der 
„Vertraulichkeit" und der „EilbedOrftigkeit" die Vorlage durch- 
zupeitschen. Das ist bezeiclineiid für die oberflächliche Massen- 
arbeit, welche die Nationalversammlung und wohl auch nicht 
minder der Qberlastete Reichstag in der Gesetzmache rei ge- 
lebtet haben. Es ist besonders bedauerlich, wenn auf Grund 
Stecher Gesetze groBe Organisationen aufgebaut werden sollen. 
In dem bei der Untcrzeidmung des VersatUer Vertrages 
autgenommenen Protokoll ist Deutschland die Möglichkeit eio- 
geriumt worden, den feindlichen Mächten Unterlagen und 
Vorschläge für Reparationen zu fiberreichen. Von 
dieser MS^chkeit ist erst ein Jahr später gelegenflich der Kon- 
ferenz zu Spa Gebrauch gemacht worden. Bei dieser Gelegen- 
heit hat die deutsche Regierung darauf hingewiesen, daß die 
von der Reparationskommlssion fibersandten listen die ver- 
•cUedetisten Gegenstände, wie Rohstoffe, Halb- und Fertig- 
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Die Veisailler und Londoner Bestimmunjtea 
fabrikate, Vieh, ganze FabrikanlageR usw., umfassen. Von 
deutscher Seite wurde kein Zweifel darüber gelassen, daS 
manche Lieferungen mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage, 
inabesondere mit Rucksicht auf den Rohstoffmangel, unausfGhr- 
bar sein würden. 

In S p a übergab die deutsche Regierung zur Sicherstellrnng 
einer beschleunigten und mö^ic^st reibungslosen DurchfOhrnng 
der Lieferungen folgenden Plan: 

„1. Deutschland schafft eine umfassende Organisation der 
gesamten Industrie einschlteßlich des Handwerks für die Durch- 
führung der Lieferungen. Die Organisation ist zweifacher Art: 

a) Soweit die Anforderungen Spezi almaterial betreffen, das 
hauptsächlich von der Großindustrie hergestellt wird, erfolgt 
die Vergebung durch die Fachverbände der Industrie. 

b) Soweit es sich um Massenartikel (sogenannte Katak>g- 
ware) bandelt, an deren Herstellung auch Handwerk und Klein- 
gewerbe beteiligt sind, werden die Lieferungen durch eine Aus- 
gletchsstelle auf die einzelnen Länder des Reiches verteilL Die 
Länder vergeben die Lieferungen durch besondere Auftrajs- 
iimter an Industrie und Handwerk. 

Sowohl die Länder als auch die Fachverbände werden auf 
Grund des Ausführungsgesetzes zum Friedensvertrage vom 
31. August 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 1530) zu Leistungsver- 
bänden bestimmt. Als solche können sie notfalls im Zwangs- 
wege zur Bewirkuog der angeforderten Leistungen angehalten 
werden. AuSerdem übernehmen beide die Haftung für die tat- 
sächliche Ausführung. 

2, Die Sachlieferungen sind zu Weltmarktpreisen zu be> 
rechnen, damit die AaEtragsämter und Fachverbäade den ge* 
stellten Anforderungen gerecht werden kSnnen. In welchem 
Umfange und in welcher Weise die Anrechnung der SacUiefe- 
rungen erfolgt, wird bei der Regelung der Wiedergutmachungs- 
schuld bestimmt. 

3, Die Spezialaulträge werden zwischen den mit der Ver- 
teilung beauftragten Stellen und Verbänden der liefernden 
Unternehmer einerseits durch die von der deutschen Industrie 
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V. 0« Kampf am du OrjaniMtiaii 
geschaffene Vermittluiigsstelle fOr Wiedergubnacfaunguufträgc 
Tcnnittelt. Die Art, wie die verschiedeneii FachTerbSnde und 
Regjerttngsstellea mit den Behörden und Interessen tenvereini- 
gunjen der geschädigten Lfinder zasammeoarbeiten, ist näher 
festzustellen. 

4. Es empfiehlt sieht dafl too jeder der beteiligten alliierten 
nod assoziierten Mächte eine doppelte Organisation gesciufien 
wird; die eine für die Prüfung der Aufträge und die andere für 
die Empfangnahme der Lieferungen. ', 

a) Die erste Organisation ist deswegen n5tig, weil zu den 
Listen eine Menge von Schäden innerhalb der gesetzten Fristen 
zur Vermeidung der I*räkIusion angemeldet worden sind, die 
inzwischen durch direkte Bestellung der Geschädigten bei der 
deutschen Industrie und durch fiezahlnng aus Mitteln der Ent- 
schädigungsfonds der alliierten Regierungen erledigt worden 
sind. 

b) Der zweiten Organisation würde auch die eodgültige Ab- 
nahme der gelieferten Waren' und die Rfige etwaiger Mängel 
zufalleD. 

5. Alle Organisationen sind aufzubauen auf Grundlage pari- 
tätischer Ar bei tsgem einschalt von Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmero, 

6. SicherheitsmaBnabmen sind gegen die Mißbrauche aus- 
zuarbeiteQi die sich bei bürokratischer Vermittlung von pri- 
Taten Geschäften einschleichen. 

7. Einer aus Sachverständigen zu bildenden Kommission, 
zu der nötigenfalls Regiemngsvertreter zugezogen werden 
können, wird die Prüfung des Planes und seine Durchführung 
übertragen. Der Kommission werden Unterktunmissionen für 
die einzelnen Warengattungea angegliedert. Sie soll sofort an 
die Arbeit gehen." 

Dieser Vorschlag des Kabinetts Fehrenbach-Sünons ist zwei- 
fellos gut gemeint gewesen. Die Regierung setzte grofie Hoff- 
nungen auf diesen Antrag, zumal sie vermutete, die Sach- 
leistungen würden zunächst die Goldleistungen an Wert weit 
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übentetgen. Nicht £erinf war dit Enttäuscbungi als die Kon- 
ferenz zu Spa diese Vorschläfe wohl zur KenstDia nahm, 
aber nicht in eine ErSrtening eintrat. Die weitere 
Behandlung ist aul eine internationale Sachverständigenkonfe- 
reaz, die zu Genf stattGnden sollte, verschoben worden. Aber 
dazu ist es nicht gekommen. Erst in Wiesbaden wurde die Or- 
ganisationsfrage wieder angeschnitten und eine Lösung gesucht. 
Man muS es dem Vorschlage des Kabinetts Fehrenbach 
lassen, daß der Organisationsge danke der Großzügigkeit nicht 
entbehrt. Man muB aber sofort hinzufügen, daB die Durch- 
führung auf die grSBten Schwierigkeiten gestoßen wäre. Es ist 
schwer mSglich, Spezialmaterial anders zu behandeln als so- 
genannte Handelsware. Deswegen hat man ja auch in Wies- 
baden zwar in der Frage der Preisregelung ' verschieden- 
artige Bestimmungen gefunden, aber es war nicht zweckmäßig, 
den in Spa gemachten Vorschlag zu verwirklieben. Mao kann 
nicht Fachverbände der Industrie und Lande sauftragsämter an 
einen Wagen zusanuaeospannen. Diese Organisationen sind 
nach ganz verschiedenen Gesichtspunkten gebildet und für ganz 
verschiedene Zwecke bestimmt Zmschen den mehr zentrali- 
stischen Organisationen der Industrie und den territorialen Auf- 
tragsämtem der Länder muß sich notwendigerweise ein Wider- 
streit entwickeln. Femer hat man wohl zu wenig bedacht, daß 
die meisten Fachverbände der Industrie nur zu wirtschafts- 
potitischen, aber nicht zu geschäftlichen Aufgaben ins Leben 
gerufen sind, so daß sie schwerlich die gedachte fiaftung Qber> 
nehmen kSnnen. Ebenso bedenklich erscheint es, alle Organi- 
sationen, also auch die industriellen Fachverbände, auf Grund- 
lage paritätischer Arbeitsgemeinschaft von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern aufzubauen. Das ist nicht nur eine Verkennung 
des wirtschafts politischen Charakters der Arbeitsgemein- 
schaften, die nichts mit kaufmännischen und technischen Dingen 
zu tun haben wollen, sondern ebensosehr eine Verkennung der 
Lebcnsgrundlagen der industriellen Organisationen, Sowohl 
auf Arbeiter- wie Untemehmerseite erfordern die Aufgaben, 
daß die Verbände unter sich bleiben. Ausgezeichnet und gut 
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V. Der Kunpl um die Oiganüation 
begründet ist dagegen vom Kabinett Fehrenbacti die Forderung 
der Weltmarktpreise für Sachlieferungen. 

Zwischen der Konferenz von Spa und den Verhandlungen von 
Wiesbaden liegt das LondonerUltimatum. Für die Orga* 
nisaiionsfrage hat es nicht viel Neues gebracht. Lediglich die 
Wertbemessung für Sachleistungen erfuhr eine gewisse Ände- 
rung. Nunmehr soll, wie bereits erwähnt, nicht die aus Ver- 
tretern der verbündeten Mächte gebildete Reparationskoni- 
mission allein den Preis bestimmen, sondern ein von der 
deutschen Regierung und ein von der beteiligten fremden Macht 
bestimmter Schätzer sollen den Wert der Lieferungen oder der 
Leutnngen feslstelleo. Mangels einer Verständigung boO jedoch 
ein von der Reparationskommission ernannter Schiedsrichter 
entscheiden. 

Die Reichst^avcrordnong betr. LcWungsTerbSadc 

Schon vor dem Londoner Ultimatum hatte das eigens für den 
Wiederaufbau der franzfisischen und belgischen Kriegsgebiete 
gebildete deutsche Wiederaufbauministerium einen Verord- 
nungsentwurf an den Reichstag gelangen lassen, der für das 
bereits erwähnte Ausffihrungsgesetz zum Friedensvertrag nähere 
Ansführungsbestimmungen für Wiederaufbauliefeningen, insbe- 
sondere für die Bildung von sogen. Leistungsverbänden, 
vorsatu fn der Begründung zu der neuen Verordnung über die 
LeEstungsverbände für den Wiederaufbau erklärte die Regierung, 
es sei zwar beabsichtigt, alle Leistungen zur Erfüllung des 
Friedensvertrages im Wege freier Vereinbarung aufzubringen, 
aber für den Notfall müsse die Möglichkeit staatlichen Zwangs 
gegeben sein. Dadurch, daS die Verordnung den Zwang 
ermfiglichet hoffe man, das Zustandekommen freier Verträge zu 
erleirhtem. (t) Im übrigen diene die Verordnung nur einem 
irgefaenden Zwecke und stoße daher wohl auf keine 
lätzlichen Bedenken, Noch an mehreren anderen Stellen 
Begründung ist von der Regierung auf den Grundsatz der 
I Vereinbarung" hingewiesen worden. 
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Die ReichtUdsverordwuitf betr. Leictungi verbände 
Trotz dieser hBufigen Betonuii| des Grundsatzes des freien 
Vert»][es zwischen AnlorderungsbehSrden und Gewerbetrei- 
benden war in dem Verordnui^sentwarf nicht an einer einzigen 
Stelle diese Freiheit und Freiwilligkeit tats&chlich vorgesehen. 
Die Vorlage sprach von Zwang und nochmals Zwang. Wie 
sollten die im Gesetzentwurf vorgesehenen Beschlagnahme- 
und Enteignungsrechte des Reiches und der Lander ohne Zwang 
denkbar sein? Auch das Recht der Reichsregierung, Leistungs- 
verb^nde für die verschiedenen Wirtschaftszweige zu bilden, ist 
nichts anderes als ein Recht zur Ausübung von Zwaogsbefug- 
nissea. Dabei schreckte die Regierung nicht davor zurück, 
selbst in das GefGge dieser Leistungsverbände einzugreifen und 
sich vorzubehalten, zwangsweise auch den Kreis der Mitglieder, 
ja die Zusammensetzung des Vorstandes und die Satzung zu be- 
stimmen, Selbstverständlich sollte auch die Verteilung der 
Aufträge gegeben enfalb zwangsweise von den Reichsstellen 
vorgenommen werden. Hinter den Zwang wurden Ordnungs- 
strafen bis in H5he von 100 000 M. gestellt, und darüber hinaus 
war für die Regierung die Befugnis vorgesehen, Betriebe ganz 
oder teilweise „in Öffentliche Verwaltung zu nehmen", also den 
Unternehmer aus seinem Betriebe zu weisen. Den so weitgehen- 
den Eingriffsmöglichkeiten der Regierung standen nur sehr be- 
schränkte Beschwerderechte gegenüber. Beim Reichswirtschafts- 
gericht sollten Beschwerden zwar zulässig sein, aber ohne auf- 
schiebende Wirkung, Von einer Freiheit der Entschließung war 
nur auf Seiten der Regierung die Rede. Selbst in der Festsetzung 
der Vergütung sollte sich der leistungspflichtige Betrieb dem Dik- 
tat der Anforde rungsbehSrden fügen. Hierbei versuchte die Re- 
gierung sogar, sich das Recht zu verschaffen, statt mit barem 
Geld mit BSrsenpai^eren irgendwelcher Art oder selbst mit 
ftlligen Schuldtiteln des Reiches Zahlung zu leisten. — Diese 
Mitteilungen über den Verordnungsentwurf dürften wohl zur 
Kennzeichnung der Vorlage genügen. 

Im Wiederaufbaumiaisterium hatte man sich schon völlig an 
den Gedanken der Zwangsorganisation gewöhnt. Hatte doch 
der Reichskommissar für die Überwachung der Aufbauarbeiten 
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V. Der Kampi um die Ortknisatioa 
das Wiederaufbauministerium so zu beeinflussen gewufit, daß 
das Ministerium den FachverbSnden der Industrie drohte, sie 
bei der Regelung von Wiederaufbauaufträgen auszuschalten und 
mit ZwangsmaBnahmen {egen die Industrie vorzugehen. Hier- 
gegen hatte der Reichsverband der Deutschen Industrie selbst- 
verständlich sofort entschieden Verwahrung eingelegt. 

So lagen die Dinge, als im Mai 1921 Dr. Ratbeoau zum 
Wiederaufbaaminister ernannt wurde. Weite Kreise sahen 
seiner T&tigkeit auch auf dem Gebiete der Organisation mit 
Vertrauen entgegen, weil man in Ihm den Sachverständigen und 
erfahrenen Industriellen erblickte. Zum erstenmal hat Rathenau 
seine Ansichten fiber die Aufgaben seines Amtes in einer Rede 
ausgesprochen, die er am 19, Juni 1921 im Reichsv/irtschaftsrat 
nach seinen ersten Verhandlungen mit dem franzfisischen 
Minister Loucheur gehalten hat Ans Wiesbaden brachte er 
die Anschauung mit, daB es ganz besonderer organisatorischer 
Vorbereitungen bedürfe, um, wie er sich ausdrückte, die 
geradezu wie „ein Platzregen" kommenden gewaltigen Massen 
von Wiederaufbauaufträgen Frankreichs zu kanalisieren. Wört- 
lich sagte Rathenau u. a.: „Wenn es gelingen sollte, in Einzel- 
verhandlungen, die jetzt beginnen werden, die Probleme zu 
überwinden, die ich bekanntgegeben habe, dann wird es nStig 
sein, zunächst einen Apparat zu schaffen, der reibungslos die- 
jenigen Aufträge sammelt und aufnimmt, die uns von Frankreich 
gegeben werden. Dieses Problem darf nicht unterschätzt werden. 
Es gibt 2 800 000 Sinistr£s (Geschädigte). Diese 2 800 000 müssen 
in der Lage sein, ihre Wünsche, ihre Bestellungen in der rich- 
tigen Form an die deutschen Stellen zu bringen. Es wird sich 
also um einen Organismus handeln, der in groQem Umfang in 
der Lage ist, Aufträge von Frankreich entgegenzunehmen und 
sie der Bearbeitung auf deutscher Seite zuzuführen. Femer 
ttird es nötig sein. In Deutschland eine solche Organisation zu 
schaffen, die den berechtigten Ansprüchen genügt, die einerseits 
von den verschiedenen Landesteilen auf Mitbcteillgung, auf der 
anderen Seite von den verschiedenen Berufsständen an uns ge- 
stellt werden, von denen ein jeder zum Empfang von Aufträgen 
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Die ReiduUfcveronlnaDf b«tr. LeUtuii|*Teib&ade 
berechtigt ist ladtufric und Landwirtschaft sind berecbti|t, 
auf AultrSge zu rechnen; aber ebenso ist das Handwerk dazu 
berechtigt. Die Gewerkschaften haben das Recht, sich mit den 
Aufgaben aufs eingehendste zu befassen, und sie haben das 
Recht der Mitbestimmung in Fragen der Arbeitsleistung. Es 
wird abo einer Stelle bedürfen, die außerordentlich Tielieltigen 
Ansprüchen gerecht wird, und die dennoch — und das ist das 
Problem — nicht schwerfällig arbeitet, sondern ihre Aufgaben 
rasch und gut erfüllen kann. DaS bisher in dieser Beziehung 
befriedigende Verhältnisse vorliegen, wage ich nicht zu behaup» 
fen. Es ist der an sich gesunde Gedanke verwirklicht worden, 
die FachverbSnde zu Leistungen und gleichzeitig die Landes- 
verbände für Aufteilung der Leistung nach den verschiedenen 
Landesgebieten heranzuziehen; aber es ist bisher durchaus nicht 
etwa so gegangen, dafi wir sagen kSnnen, die Fachvcrbinie 
hätten so rasch, so prompt und so sicher gearbeitet, wie wir 
das in ZukuoH bei groBen Aufträgen unter allen Umständen 
fordern müssen. Vielfach sind Preise verlangt worden, die nicht 
standhielten; es sind auch abseits der Fachverbende Offerten 
abgegeben worden, die die Offerten der Fachverb&nde unter- 
boten. Hier liegen auSerordentlich schwere Probleme, fflr die 
es eine mathematisch vollkommene Lfisung nicht gibt. Aber die 
Lösung muS in dem Sinne angebahnt werden, in dem ich sie 
darstelle. Die Laadesteile müssen mfiglichst gleichmäßig berflck- 
alcbtigt sein, die sämtlichen Berufsstände einschließlich des 
Handwerks desgleichen, und trotzdem muß die Stelle so funktio- 
nieren, dafi wir arbeiten können. Denn können wir das nicht, 
so geht es zu wie in einem Ran^erbahnhof, wo die Wagen sich 
stauen, dann kommt eine Verwirrung sondergleichen heraus. 
Ich möchte heute noch keine Vorschläge über die Form der 
Organisation machen, die geschaffen werden muß; aber eines 
darf ich hei allem Respekt vor einzelnen Kriegsleistungcn der 
Wirtschaft sagen: Ich will weder ein Wumba noch eine Z.E.G. 
haben. Es wird sich also um ein Gebilde handeln, das sich von 
diesen beiden Organisationen unterscheidet. Ich bin mir klar 
darfiber, daß «s nicht jedem gefallen kann; es gibt keine Lösung. 
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die mit 100 Prozent richtig ist. Die erste Aufgabe ist, daß es 
funktioniert; die zweite Aufgabe ist, daB es gerecht verteilt 
wird und keine Reparationsgewinnler schafft" 

Das Gber die Fachverbände von Ratbenau abgegebene Urteil 
ist nicht ganz gerecht. Die Fachverbände konnten in Wirk- 
lichkeit gar nicht so schnell und so sicher arbeiten, wie sie 
es selbst gern getan hätten. Daran hinderten sie nicht nur die 
Bürokratie auf deutscher und franzSslscher Seite, sondern 
auch die meist ofine ausreichende Etnzelangaben eingegangenen 
französischen Anfragen. Daß ferner die verlangten Preise viel- 
fach nicht standhielten, liegt bei den überaus schwierigen 
Wirttchalts Verhältnissen nahe. Kann man denn heutzutage einen 
billigen Preis stellen und sich monatelang daran binden, während 
die Valuta den gr&Qten Erschütterungen ausgesetzt ist und auch 
die inländischen Faktoren der Selbstkosten ständig in die Hfihe 
gehen? Außerdem ist es gar nicht zu verwundem, daß Händler 
und Außenseiter inBustrieller Verbände oft die Mi^eder der 
Fachverbände unterboten haben. Das ist eine alltägliche Er- 
scheinung. Immerhin macht diese Rede Rathenaus einen ganz 
anderen Eindruck als der soeben erwähnte Verordnungsentwurf 
des Viederaufbauministeriums. Man konnte, wie ich bereits 
im Sommer 1921 in Heft 30 der Zeitschrift „Stahl und Eisen" 
geschrieben habe, an den Ernst einer solchen Verordnung gar 
nicht glauben, wenn man die kurz vorher vom Minister Dr. Ra- 
tbenau abgegebenen Erklärungen über die von ihm beabsich- 
tigte Führung der Wiederaufbaugeschäfte im Gedächtnis hatte. 
Daher wollte man im Reichstagsausschuß nicht verbandeln, ohne 
daß der Minister selbst zu dieser Vorlage Stellung nahm, die 
schon vor seinem Amtsantritt fertiggestellt war. 

Wider Erwarten ist nach wenigen Tagen dieselbe Zwangs- 
vorlage dem ReichBtagsausschuß von neuem zur Beratung zuge- 
leitet worden. Jtathenau hatte nichts daran geändert und nur ver- 
lauten lassen, daß er Abänderungsanträge in Erwägung ziehen 
wolle. Femer hatte er inzwischen im Hauptausschuß des Reichs- 
tags die Grundzüge für die Behandlung des Wiederaufbau- 
gcsch&ites dargelegt, die deutlich zeigten, daß die Betonung des 
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GrundMtzci der ,4reien Vertinbanmf" ledi^cJi auf dem Paidar 
stand. Demi Rathcnau hatte auadrficklich erklärt, daß ein 
„commercs libre"i also ein freier Handel, in Wiederaufbau- 
besfelliingen vieUeicht bei besondere großen Erzeugnissen, z. B. 
bei Maschinen und Dysamoanlagen sowie bei den das Repa- 
rationakonto nicht berührenden Handelsgeschäften stattfinden 
könne, während fär die Massenhandelswaren bei der großen 
Schar der geschädigten Besteller et nicht möglich sei, das gleiche 
zu tun. „Sonst würden die 2,8 Millionen Sinistr£s in Deutsch- 
land herumfahren und einkaufen und so geradezu ein wilde« 
Einkaafsvystem schaffen." 

Mit diesen Worten lehnte Ralhenau die freie Vereinbarung 
gerade ffir das einfache und so ausgedehnte Geschäft rundweg 
ab und bekannte sich zum „System der Verständigung von 
Staat zu Staat", Hierzu verlangte er einen großen Apparat, 
der allerdings „weder ein Wumba noch eine Z. E. G. werden 
solle". Dieser Apparat des Wiederaufbaumioisteriums, zu dem 
zunächst 57 neue Beamte im Haushaltsplan angefordert worden 
sind, sollte vor allem gut arbeiten, dann die Auftrag« fiber 
Landesteile und Wirtschaftszweige gerecht verteilen und femer 
die Entstehung von .Jleparationsgewinnlem" ausschließea 
Eine so gewaltige deutsche Organisation setzt nach Rathenau« 
Worten natürlich auf tranzSsischer Seite eine gleiche Einrich- 
tung voraus, sonst kSnne man sie tn Deutschland nicht ins Leben 
rufen. Der geschädigte Franzose müsse die Möglichkeit haben, 
in den französischen Teil der großen Organisation einzutreten 
und sich eine Bestätigung seines Anspructis zu verschaffen, um 
abda'nn mit seinem ,3on" auf deutscher Seite zu erscheinen 
and hier die benötigten Waren für schnellste Lieferung zu be- 
stellen. Hierfür leimte Rathenau das Verfahren der behörd- 
lichen Vergebung, nämlich die Ausschreibung ab, weil seines 
Erachtens dabei keine Sicherheit einer gerechten Verteilung der 
Aufträge bestehe und weil beim Zusammenschluß der Betriebe 
zu Karleüen die „Gefahr enormer Gewinne" zu beförchten sei. 
Daher ziehe er den Weg der Selbstverwaltung vor. Dabei 
sollten die Lebtungsv erbau de der Länder mit den Fachverl>äD- 
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dea der Wirtschaftszweige zn .^elbstverwaltenden Grnppea" zn. 
sammengeschlossen werden, um LiefeningsverpflicbtaDjeii zu 
übernehmen. Zu dem Zweck müSten die Fachverbände zn gc- 
schäftsfähigen LeistunjSTerbänden gemacht werden. Denn bis- 
her habe man mit den Fachverbänden nicht die besten Erfah- 
rungen gemacht, da es vorgekommen sei, daß Eimzelfirmen ihre 
eigenen Verbandsangebote unterboten hätten — ein unerhörter 
Vorgang, der uns bei den Franzosen viel Vertrauen gekostet 
habe. Käufe und Verkäufe, Bestellungen und Lieferungen 
könnten nicht Sache des Wiederaufbauministeriums und des 
Reichskommissars tOr Wiederaufbauarbeiten sein, sondcru diese 
Geschäfte m-lBten den Lebtungs verbänden überlassen sein. 
Wenn hierbei Zwang angewendet werde, so liefe das nicht auf 
eine Umstellung der deutschen Wirtschaft, also nicht auf eine 
«Sozialisierung von hinten herum" hinaus. 

Diese AusfQliruDgen Rathenaus wirkten im Reichs tagsausschoB 
weder beruhigend nach überzeugend. Die Abgeordneten 
der verschiedenen bürgerlichen Parteien hatten sehr viele Ein- 
wände dagegen vorzubringen. Zunächst traten sie der Auf- 
fassung entgegen, als ob überhaupt AnlaS bestehe, „einen großen 
BehSrdenapparat" zu schaffen. Die Aufträge, die Frankreich 
auf dem behördlichen Weg bisher in Deutschland untergebracht 
hat, sind nämlich gegenüber dem unmittelbaren ffandelsverkehr 
zwischen den beiden Ländern, der einen bemerkenswerten Um- 
fang angenommen bat, verschwindend gering. Von den tranzS- 
sischen Anmeldungen und Milliarden-Aufträgen sind auf dem 
Behördeuwege nur Bestellungen im Werte von wenigen Millio- 
nen Mark übriggeblieben. Der durch die Behördenorganisationen 
gebundene und gehemmte Handel hat also bei weitem nicht die 
Bedeutung erlangt wie der freie Verkehr. Die Bedürfnisse für 
den Wiederaufbau sind zu vielseitig, als dafi eine Organisation 
•o eingerichtet werden kann, daß sie für alles paßt. Wenn auch 
der freie (Handelsverkehr nicht eine Entlastung des Reparations- 
kontos mit sich bringt, so hat er doch den Vorteil, daß sich 
Deutschland auf diese Weise Devisen verschaffen kann. Man 
nacht also nur einen anderen Weg, um zum gleichen Ziel zu 
114 



icvGooi^Ic 



Die Reichslagtverordnuntf betr. Lelstungsrerbinde 
kommen. Weno das Ministerium über die Tätigkeit einer blofien 
Vermittlung von Wiederaufbaubestellungen hinausgeht und eine 
Auftragsorganisation schafft, dann wird wieder von selbst ein 
neues Riesengebilde nach dem Muster der Z. E. G, oder des 
Wumba entstehen, selbst wenn es nicht in der Absicht des 
Ministers liegen sollte. 

Was den Plan der Leistungsverbäode anUngt, so wurde von 
den bürgerlichen Abgeordneten zunächst bemängett, daß hierbei, 
wie bei dem in Spa gemachten Vorschlag, zweierlei Organisa- 
tionsgedaoken verfolgt würden. Denn einmal sollten die ein- 
zelnen Länder Leistungs verbände für Anforderungen jeder Art 
•ein, und dann sollten besondere Leistungsverb&nde einzelner 
Wirtschaftszweige hinzutreten. Wenn nach Rathenaus Plänen 
darüber das DachgefQge eines SelbstverwaltungskSrpers gelegt 
wird, so sind damit die Streitigkeiten und Widerst&nde zwischen 
den beiden Organisationen nicht aus der Welt geschafft 

Vor allem wurde der Gedanke der gesetzlichen Bildung von 
Zwangsleistungsverbäüden von den Abgeordnelen aus grund- 
sätzliches Erwägungen bekämpfL Mit der Zwangswirt- 
schaft des Krieges hatte man schon lange abge wirtschalte L 
Einer solchen Wirtschaftsordnung ist jedermann überdrüssig. 
Wenn aber überhaupt für die Wieder auf bauleistungen neue 
Wirtschaftsorganisationen ins Leben gerufen werden müssen, 
dann darf das Wiederaufbauministerium nicht eigene Wege 
gehen, ohne daß ein klares Regierungsprogramm in der Frage 
der Neuorganisation der Wirtschaft vorliegt, Wenn das Reicfas- 
wirtschaftsministerium sich mit allgemeinen Fragen einer Kar- 
tell- und Verbandsgesetzgebung beschäftigt und zur selben Zeit 
das Reichsftnanzminisleriua die Verwendung der Wirtschalts- 
verbände als Steuergemeinschaften erörtert und das Wieder 
aufbauministerium den Gedanken von Sonderzwangs verbänden 
verfolgt, so ist das für die deutsche Wirtschaft schlechthin un- 
erträglich. Denn man kommt nicht allein in das System der 
Kriegszwangswirtschaft zurück, sondern läuft Gefahr, dafi eine 
unerbSrte Überorganisation entsteht. Angesichts der Tatsache, 
daB viele Fachverbändesich bereits Ireiwilliif 
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ftisLeistunlsvcrbinde dem Hioiaterium an- 
g 8 b o t e o hatten, wurde es eher veincint als beiaht, daß das 

Wiederaufbaumlnlsterium irgendwelchen Wirtschaftuweigen 
gegenfiber Zwang anwenden müsse, um Waren zu erhalten. Zu- 
dem kSanc doch wohl das Wiederaafbaamjniaterium dem Reichs- 
verkehnministerium folgen: denn auch diese Behftrde hat Milliar- 
dcnauftrige za vergeben und dabei ani die gerechte Verteilung 
unter den einzelnen Lindem und Wirtschaftszweigen zu achten. 
Zweifellos hat — so wurde betont — das Reichsverkehrs* 
ministerium richtige Wege ffir die Beschaffung eingeschlagen, 
daher bt es nicht begreiflich, da0 nicht das Wiederaufbau- 
nünistcrium diaselheo Wege beschreiten kann. 

Gerade wenn man Frankreich gegenfiber als ein Lieferer 
dastehen will, der über angemessene Preise nicht fainauszugeheo 
gewillt ist, muB man, dem Grundsatz der freien Vereinbarung 
folgend, die Angebote der Industrie und des Handeb unmittel- 
bar an die franzfisischen Abnehmer abgeben lassen; denn je 
nach der Gröfie der Bestellungen, je nach der Art der Ausfflh- 
rung, insbesondere nach dem Stand der Währung ergeben sich 
notwendigerweise verschiedene Preise. Daher läßt sich keine 
irgendwie geartete Organisation denken, welche die leidige Er- 
scheinung der Unterangebote ausschalten kann. 

Was die Organisation der Fachverb&nde an- 
langt, so erklärten die Abgeordneten, sie könnten sich wohl 
solche Gebilde für die Industrie oder für die Landwirtschaft 
denken. Allein wie man den Handel in ein und dieselbe 
Organisation mit Industrie oder Landwirtschaft zusammen- 
bringen wolle, oder wie man den Handel zweckmäßig für sich 
allein organisiere, sei völlig unklar geblieben. Der Handel aber 
habe ein ebenso gutes Recht, an den Wiederaufbauaufträgen 
beteiligt zu werden, wie andere Wirtschaftszweige. 

Zweifellos macht die Preisfrage ganz besondere Schwierig- 
keiten; denn die Franzosen sind aus erklärlichen Gründen be- 
strebt, Deutschland möglichst wenig für diese Sachleistungen 
zu gewähren. Wenn dann trotzdem die deutschen Wirtschafts- 
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zweige von der Regierusg gezwungen werden, solche Aoftr&g« 
zu ungünstigen Bedingungen auszuführen, so entsteht die Gefahr, 
daß feder Auftrag Verlust bringt Kommt es dann vor, daB ein- 
zelne Wirtschaftszweige so stark für Wiederaufbauzwecke her- 
angezogen werden, daß Ihre übrige Tätigkeit die Wiederaufbau- 
verluste nicht durch entsprechende Gewinne ausgleichen kann, 
dann wird die Existenz vieler Betriebe, (a ganzer Wirtschafts- 
zweige aofs Spiel gesetzt Als Beweis hierfür wurde nament- 
lich auf die Forstwirtschaft, den Holzhandel nnd die Holz' 
Industrie hingewiesen, denen so gewaltige Aufträge von fran- 
zösischer Seite zugeführt werden sollten, daß das deutsche Ge- 
schäft für eine Zeitlang in den Hintergrund treten würde. 

Das Mitglied einer Linkspartei des Reichstages meinte, daß 
nicht nur die Preise, sondern auch die Lohnfrage eine Rolle 
spielen. Wenn schon an sich der Lohnabbau gern betrieben 
werde, so müßte gerade bei Wiederaufbauarbeiten, deren Profit- 
mSglichkeit nicht befriedige, mit der Wahrscheinlichkeit gerech- 
net werden, daß diese schlechten Aufträge zur Lohnsenkung 
benutzt werden. 

Diesen Bedenken stellte der Minister Rathenau eine Reihe 
von Einwendungen gegenüber. Er erklärte, daß es ihm beson- 
ders unangenehm sei, als ersten Gesetzentwurf eine solche Ver- 
ordnung für Zwangsorganisationen vertreten zu müssen. Er 
betonte von neuem den vorübergehenden Zweck der Leistungs- 
verbände und den baldigen Wegfall dieser Zwangsorganisa tionen. 
Der französische Minister Loucfaeor rechne mit etwa drei 
Jahren, er selbst mit fünf bis sechs Jahren. Femer erklärte 
Rathenau, er habe das Gefühl, daß höchstens 25 bis 30 solcher 
fachlichen Zwangsleistungsverbände notwendig werden würden. 
Über dieEinschaltungdesHandelsseheeraller- 
difigsnochnicht klar, wenn er auch von der Notwendig- 
keit seiner Zuziehung Überzeugt sei. Über die Schwierigkeit 
der Preisfrage komme man wohl am besten durch „generelle 
Preisregelung" mit den Franzosen durch Autfindong von „In- 
dexfonneb" hinweg. Sollten die so zustande kommenden Preise 
die deutschen Lieferanten nicht befriedigen, so müßte ichliefi- 
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Uch das Reich etwas zttlegen. Die Befärchtaoj betre&end die 
Lohafra^ teile er nicht 

Trotz wiederholten Eingreifens des Ministers und trotE 
wiederholter Beteuerung, daß in erster Linie die Freiwilligkeit 
za bestehen habe, verharrten — wie gegenüber einer anders- 
lautenden, späteren Behauptung des Herrn v. Batocki in 
München lestznslellen ut — die Abgeordneten der 
Rechten auf grundsätzlich ablehnendem 
Standpunkt Die anderen bürgerlichen Reichs tagsmitglie der 
erklärten, nach gewissen Änderungen den Gesetzentwurf an- 
nehmen zu können. 

Die weiteren allgemeinen Erörterungen zeigten, daß die 
Verordnung nicht nur dem Wiederaufbauministerium, sondern 
aach anderen Minbterien für die Ausführung von Leistun- 
gen aller Art auf Grund des Friedensvertrages 
und aller ergänzenden Abkommen, also auch für 
Ausführung des Londoner Ultimatums als Handhabe dienen 
sollte. Das ging dem Reichstagsansscfaufl denn doch zu weit 
Er beschloß fast einstimmig, die Verordnung mit ihren Befug* 
nissen auf den Wiederaufbauminister zu beschränken, allein 
außer den Warenlieferungen und Werksleistungen für den Wie- 
deraufbau ausdrücklich auch Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Abrüstung und der Binnenschiffahrt aufzunehmen. Man war 
jedoch im Kreise der Abgeordneten fast allgemein der Ober- 
zeugung, daß es voreilig und unverantwortlich wäre, die Ver- 
ordnung so auszugestalten, daß auf Grund derselben alle Arten 
von Reparationsleistungen, auch die des Londoner Ultimatums, 
zwangsweise angefordert werden k&nnen. 

In den weiteren, die einzelnen Fragen berührenden Verhand- 
lungen ist der Regierungsentwurf „an Haupt und Gliedern refor- 
miert" worden. Vor allem ist durch Schaffung eines neuen 
I 1 der Grundsatz der freienVereinbarungandie 
Spitze gestellt worden. Man hoffte, daß diese einmütige 
Stellungnahme des Ausschusses den Eindruck auf den Minister 
Rathenau nicht verfehlen würde. 

Den Grundsatz der Freiwilligkeit hat man außerdem in einer 
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BesUmmuDj des § 6 niedergelegt, wonach Und- und forstwirt- 
Gchafttiche, gewerbliche und kaufmännische Betriebe oder Ver- 
bände ireiw^lig Leistungsverbände bilden können, die aller- 
dings der Zustimmung des Wiederaufbauministers bedürlen. 
Will jedoch das Ministerium, ohne daß ein Antrag aus den be- 
teiligten Kreisen kommt, seinerseits Letstungs verbände bilden, 
so sind vorher die Fachverbände oder Interessenvertretungen 
der in Betracht kommenden Wirtschaftszweige zu hSren. Er- 
hebt dagegen die Hälfte der beteiligten Betriebe Einspruch, so 
bt der Reichstagsausschuß zur Ausführung des Friedensver> 
träges zu hören. Diese Bestimmung soll einen Henmischuh 
gegen voreilige Gründung von Leistungs verbänden seitens des 
Wiederaufbauministeriums bilden. 

An diesem Punkt ist die Geschlossenheit der bürgerlichen 
Ausschußmitglieder gescheitert. Zunächst waren sich die bür- 
gerlichen Abgeordneten völlig einig, daß man den großen Ge- 
iahren der Verordnung am besten dadurch vorbeuge, daß man 
die Gründung der Zwangsverbände nicht in das Belieben des 
Ministers oder eines seiner Räte stelle, sondern daß man dem 
ReichstagsausschuQ selbst das Recht der Zustim- 
mung oder Ablehnung erteile, falls mindestens ein Drittel 
der Beteiligten gegen die Zwangsregelung Widerspruch erhebt 
Man war der Ansicht, daß es im allgemeinen genüge, wenn das 
Damoklesschwert der Androhung von Zwangsmaßnahmen über 
den Häuptern der beteiligten Wirtschaf lakreise schwebe und daß 
es daher höchst selten einer Zwangsmaßnahme bedürfen werde. 
Allein der Minister betonte demgegenüber, daß er die Möglich- 
keit sofortigen Eingreifens haben müsse und daß so weitgehende 
Rechte des Reicbstagsausschus^es zu allerlei Konflikten führen 
könnten, wenn man den Minister auf den Bittweg verweise. 
Diese Haltung des Ministers brachte die Mitglieder einer der 
Mittelparte len zum Umfallen. Das war der Anlaß dafür, daß 
sich eine Unksmehrheit des Reichstagsausschusses gebildet, 
sich des Rechtes der Entscheidung begeben und seiner Degra- 
dierung zugestimmt bat, indem sie sich mit dem Recht des An- " 
hörens. also der Begutachtung und der Kritik, begnügte, wie 
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«6 die Facbverbände oder andere Interessenvertretanfen der 
beteOigten Wirtschaftskreise auch haben. Noa wird es darauf 
aukommco, wie der ReichstagsausscbuB vod seinem Recht der 
Anhörung Gebrauch machen und welche Kritik er dem Minister 
gegenüber üben wird. Wenn die AnsschußmitgUeder tatsich- 
lich wollen, können sie wohl alle drei Monate Gelegenheit zur 
Kritik und MiBbitligung des Ministers haben; denn in einer 
EntschlieSung wird die Regierung ersucht, alle drei Monate eine 
Nachweisung über die Gründung von Leistungsverbändea 
dem Reichstagsausschufi vorzulegen. 

Glücklicherweise und auf der anderen Seite dem Minister 
einige Rechte vorenthalten worden, die der Entvnirf vorgesehen 
hatte. Danach kann nämlich der Wiederaufbauminister nicht 
mehr die Wahl des Vorstandes bestimmen, sondern nur noch 
die Satzung der Verbände bestätigen oder ablehnen' 

Außerdem bat der Ausschuß dafür gesorgt, daß die Leittungs- 
vcrbäade, wo sie einmal gebildet sind, bei der Aultragsvertei- 
lung vom Minister nicht übergangen werden können, wie es 
nach dem Entwurf möglich gewesen wäre. Denn mit der Ver> 
bandstäligkeit würde es sich keineswegs vertragen, wenn sich 
die Anfordemngabehörde über den Kopf des Verbandes hinweg 
mit dem einen oder anderen Verbandsmitglied in Verbindung 
setzte. Daher ist nunmehr bestimmt, daB erst dann, wenn die 
Leistungen nicht von den Leistungs verbänden bewirkt werden, 
der Minister sich an den einzelnen Betriebsinhaber wenden kann. 

Alsdann ist die eine der schweren Strafen gemildert worden, 
und zwar insofern, als dem Minister die Befugnis genommen 
worden ist, Betriebe ganz oder teilweise in öffentliche Verwal- 
tung zu nehmen. Zugleich aber ist neu die Möglichkeit «nf< 
genommen worden, dsB Zwangs verbände ihren Mitgliedern 
gegenüber Geldstrafenbefugoisse erbalten. 

Ferner ist in den Ausschußberatungen eine Bestimmung ge- 
fallen, welche der An forde rungsbebÖrde Bestimmungen über 
Art und Zeit der Abnahme überließ. Die Abgeordneten hielten 
es für richtiger, daß dabei die bestehenden Handelsgdiftnche 
nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Das ist wenigstens 
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ein gewisser Schutz für die Leietlugsverbände nod Leistunjs- 
betriebe, 

Grondsätzliche Änderungen sind auch hinsichtlicb der Ver- 
gütung vorgenommen worden. Der Entwurf mutete den 
leistungspHichtigen Betrieben zu, daB sie sich mit bdrsengin- 
gigen Wertpapieren oder mit Schuldtiteln des Reiches be- 
gnügten. Dadurch wäre die große Gefahr, welche die leistnngs- 
pflichtungen Betriebe an sich schon laufen, noch beträchtlich 
erbSht, und die Berechnungen wären noch unsicherer gemacht 
worden. Nunmehr ist die Hingabe von Schuldtiteln des Reiches 
ganz gestrichen worden; im übrigen ist die Bezahlung durch 
böTseogSngige Wertpapiere oder auf andere Weise an das Ein- 
verständnis des Betriebes geknüpft worden. Wichtig ist dabei. 
daB die Vergütung nicht auf eine „angemessene Ver- 
gütung" für den Wert der Leistung beschränkt worden ist, 
sondern daß daneben auch die im Wert der Leistung nicht ein- 
geschlossenen notwendigen Kosten erstattet werden müssen. 
Sonst kAonte es leicht dahin kommen, daß die sogenannte an- 
gemessene Vergütung zu der größten Ungerechtigkeit führt, 
namentlich dann, wenn die Leistuagsbe triebe auf die Herstellung 
der angeforderten Waren nicht eingerichtet sind. 

Entsprechend hat auch der § 17 eine Verbesserung gefunden. 
Während die ursprungliche Bestimmung sagte, daß im Falle 
eines Widernifs der Anforderung der Leistungspflichtige wohl 
einen Anspruch auf eine angemessene Entschädigung, aber nicht 
auf entgangenen Gewinn habe, ist jetzt die Mdglichkeit vor- 
gesehen, daß zur Milderung daraus entstehender Härten der 
Wiederaufbauminister im Einvernehmen mit dem Reichsflnanz- 
minister ganz oder teilweise einen Ersatz des enlgaogcnen Ge- 
winns bewilligen kann. 

Strittig wird b der Anilegang folgende Vonchritt bleiben: 
Das Reichswirtschaftsgericht entscheidet fiber Einsprüche 
gegen die Festsetzung der zu gewährenden Vergütun- 
gen. Am Tage der Annahme der Verordnung im Reichs- 
tagsanaachuB ist einige Standen später im Reichstagspicnnn 
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eine Entschädigungsverordnimg angenommen worden« nämlich 
das „Gesetz über die Verfassung und das Verfahren der Be- 
hörden zur Festsetzung von Entschädigungen und Vergütungen 
für Schäden aus Anlaß des Krieges und des Friedenss'^hlusses". 
Danach ist das Reichs wir tschaftsgericht im zweiten Rechtszug 
zuständig, während die Spruchkammern des Reichsentschädi- 
gungsamtes für Ktiegsschäden im ersten Rechtszug vorgesehen 
sind. 

Nicht unwidittg ut, daB die Verordnung zeitlich 
begrenzt bt und am 30. Juni 1925 außer Kraft treten soll, 
insofern nach diesem Zeilpunkt keine neuen Anforderungs- 
«erfahren mehr eingeleitet werden dürfen. Mit diesem Zeit- 
punkt dürfen auch keine Letstungs verbände mehr begründet 
werden. Im übrigen können die Verbände über ihre Auflösung 
selbst einen Beschluß fassen, der nur dann als rechts unwirksam 
gilt, wenn der Wiederaufbauminister widerspricht und dabei 
die Zustimmung des Reichstagsausschusses findet. 

Der Reich stagsausschuS hat zweifellos ein gut Stück Arbeit 
geleistet und ein gut Teä der unserem Wirtschaftsleben von der 
Bürokratie drohenden Gefahren abgewandt Immerhin wäre 
es besser gewesen, wenn die ganze Verordnung überhaupt nicht 
zustande gekommen wäre. Nunmehr müssen die Wirtschafts- 
zweige mit der Möglichkeit rechnen, in die Zwangsjacke eines 
LeistungEverbandes gesteckt zu werden. Der Reichstagsaus- 
schuß darf es künftig nicht daran fehlen lassen, den betroffenen 
Wirtschaftszweigen beizuspringen, wenn der Minister unnötiger- 
weise den Zwang verfügen will. 

Diese Arbeit hat sich Frankreich gespart. Denn es hat im 
Wiesbadener Abkommen es ausdrücklich abgelehnt, eine Ab- 
indemng des Kriegsbeschädigtengesetzes vom 17. April 1919 
herbeizufäliren, um etwa seine Geschädigten in der Verwendung 
über Mittel zu beeinSussen oder zu irgendwelchen organisato- 
rischen Maßnahmen zu zwingen. Ganz anders geht es in 
Deutschland zu. wo man sich gar nicht genug beeilen kann, 
schon vor der Unterzeichnung des Abkommens ein Gesetz zu 
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machen, das der Zwangsregelung der aus den Wiesbadener Ver- 
einbaruntfeii erwarteten Bestellungen dienen soU. 

Dis Wiesbadener VereinbaniBjeiL 

Inwieweit ist nun Rathenau der Reichta£sverordnunj über 
die Leistunfsverbände für den Wiederaufbau als Wegweiser beim 
Wiesbadener Abkommen gefolgt? Dort ist vereinbart wordeui 
daß in Deutschland eine pri Tatrechtliche Organisation geschaffen 
wird, welche die Lieferungen von gewöhnlichem Material und 
Seriengegenständen sowie von Spezialmaterisl, wie industriellen 
Maschinen oder Einrichtungen, bewirkt. Mit dieser Warenein- 
teilung hat Rathenau den bereits in Spa gemachten Vorschlag 
übernommen. Die französische Regierung wird erst später die 
für die Zusammenfassung der geschädigten Abnehmer zweck- 
dienliche Form suchen. Die Organisation ist von der deutschen 
und französischen Regierung für die Lieferungen und Urkunden 
von Stempeleintragungen und allgemein von allen ähnlichen 
Steuern befreit. Die Warenvorräte, welche die Organisation in 
Frankreich für etwaige (nicht „künftige", wie der deutsche Text 
•agt] Lieferungen angesammelt hat, und die etwaigen Guthaben, 
welcfie diese Organisation für ihre Zwecke in Frankreich besitzt, 
dürfen nicht auf Grund des Versailler Vertrags beschlagnahmt 
werden. Femer verpflichtet sich Frankreich, im französischen 
Rückiieferungsdienst das Personal einzuschränken und nur so 
viel zu behalten, wie für die Siclierstellung des Empfanges und 
Transports der zu liefernden Gegenstände und Tiere n&tig ist 
Sonstige Bestimmungen über die Organisation befinden sich im 
Wiesbadener Abkommen nicht, mit Ausnahme der französischen 
Beteiligung an der Verschiffung der Reparatiooskohlc. 

An erster Stelle steht also die Bestimmung, daQ in Deutsch- 
land eine pr i v a t rechtliche Organisation geschaffen wird. 
Rathenau bat oft erklärt, er beabsichtige, die großen Aufgaben 
ans dem bürokratischen Betrieb herauszuheben und einer 
nach geschältsmSnniscben Gesichtspunkten geleiteten Organi- 
sation zu übergeben. Eine Zusammenfassung in einer Liefer- 
organisation sd nötig, weil man auf der Gegenseite alle Be- 
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Stellungen gleichfalls in einer Organisation sammele. Tatsäch- 
lich besteht nun, wie man dem Wiesbadener Abkommen ent- 
nehmen kann, vorerst noch gar keine solche franzSsische Zea- 
tralorganisation. Trotzdem hat man von selten des Wieder- 
aufbauministeriums unter Hinweis auf die franzSsisdie Organi- 
sation die Annahme der von Rathenau verlangten Verordnung 
im Reichstag betrieben. 

Die Bezeichnung „privatrechtlicbe" Organisation fordert zur 
Kritik heraus. Kann man tatsächlich von einer solchen Orga- 
nisation sprechen, wenn das Wtederaufbaumlnisterium nicht nur 
die Form der Organisation bestimmt, sondern auch die leiten- 
den Personen auswählt, ohne sich um die Ansichten der Privat- 
beteiligten zu kümmern? Was bleibt bei so weitgehenden Ein- 
griffen des Reiches überhaupt noch an privatrechtlicher Freiheit 
der EntschlieOung übrig? — Unter privatrechtlichen Organi- 
sationen stellt man sich üblicherweise vor, daß die Einmiachu^g 
des Staates auf ein Mindestmaß beschränkt ist Hier aber steht 
eine Zwangsbestimmung neben der anderen. 

Außerdem drängt sich die Frage auf, ob die sogenannte 
privatrech ttiche Organisation, wie sie im Wiederaufbau- 
ministerium gedacht ist, dem § 1 der Verordnung vom 22, Juli 
1921 entspricht, wonach die für den Wiederaufbau erforderlichen 
Warenlieferungen und Werkleistungen nach Möglichkeit auf dem 
Wege der freien Vereinbarung aufzubringen sind. Die 
freie Vereinbarung ist im Wiesbadener Abkommen auf Spezial- 
waren beschränkt und kommt, entgegen der Bestimmung der Ver- 
ordnung, für Massenhandels wäre von vornherein nicht in Betracht 

Die Befreiung der Organisation von der Beschlagnahme 
etwaiger Güter und Guthaben in Frankreich bedeutet eine Prio- 
rität Frankreichs gegenüber dem die verbündeten Mächte stets 
gleich behandelnden Versailler Vertrag. Hiemach sollen also die 
geschädigten Franzosen einen Vorrang genießen, wenn im Falte 
des Bankrotts Deutschlands die Reparstionskommlsston sich 
im Interesse aller alliierten und assoziierten Länder zn einem 
Zugriff auf etwaige in Frankreich lagernde, noch nicht ver- 
wandte deutsche Waren entschließen sollte, 
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D»ä «8 schließlich formeller Vereinbarung bedarf, um Frank- 
reich dahin zu bringen, seine Kommissionen nicht mit zuviel 
■nnStijeo Lenten voUzuplropfea, kennzeichnet deutlich die 
Lage, Frankreich läBt keine einzige Gelegenheit vorübergehen. 
um seine Bevölkerung auf deutsche Kosten ausgezeichnet leben 
zu lassen. 

Wenn man sich die verliiltnismäBig mageren Wiesbadener 
Vereinbarungen über die deutsch-franzSsischen Organisationen 
ansteht, weiB man nicht recht, wie Philippe Millet nach einem 
Cesprich mit Rathenau nach Paris telegraphieren konnte: ,.£8 
ist ein genialer Mechanismus, der eine Höchstleistung von Orga- 
nisation darstellt, indem er dem einzelnen die größtmögliche 
Freiheit ISBt" Offenbar schwebte Rathenau. als er Millet Andeu- 
tungen darüber machte, der be^sichtigte Ausbau der Organi- 
sation auf deutscher Seite vor. 

Der Pian der dcattchen Zentralorganisation. 

Inzwischen war nämlich im Wiederaufbauministerium ffir die 
Verbindung der einzelnen deutschen Lieferverbände und L-an- 
desauftragsämter mit einer zentralen Organisation sowie über 
die gegenseitigen ftechte und Verpflichtungen ein Entwurf auv 
gearbeitet worden. Dieser Plan eines sogenannten General- 
abkommens nebst einem Satzungsentwurf ffir die Organisation 
ist dem Reicbsverband der deutschen Industrie kurz nach Un- 
terzeichnung des Wiesbadener Abkommens zur Stellungnahme 
vorgelegt worden. Diese Aufgabe ist von besonderer Verant- 
wortlichkeit, da nach den Wiesbadener Abmachungen das Ra- 
thenau- Abkommen auch von der deutschen Zentralorganisation 
mit unterzeichnet werden muß. 

Nach dem Rathenauschen Satzungsentwurf wird die Ver- 
bindung der Fachverbände und der Landesauftragsämter mit 
dem Reichskommissar ffir die Ausführung von Aufbauarbeiten 
bei dem Wiederaufbauministerium durch den sogenannten 
„Deutschen Lieferverband" dargestellt Dieser 
Lieferverband soll die Sachleistungsaufträge ausführen, und 

125 



icvGooi^Ic 



V. Der Kampf um die OiHaniutioa 
zwar in eigenem Namen und auf eigene Rechnung. Die hierzu 
erforderlichen Gelder werden vom Reich zur Verfügung gestellL 
Der Lieferrerband soll keine Gewinne erzielen, ist jedoch für die 
Ausführung der Aufträge haftbar und hat die Lieferungen in der 
Regel von seinen Mitgliedern ausführen zu lassen. Die Ver- 
bandsmitglieder, nämlich die Länder- und Leislungsverbändei 
haben die Aufgabe, die ihnen zugehenden Aufträge unter sich 
zu verteilen und die Vertragsausführung so zu übersehmeo. dall 
ketne übermäßigen Gewinne entstehen. Der deutsche Liefer- 
verband soll folgende Organe umfassen: Vorstand, Direktions- 
rat, Aufsichtsrat, Beirat und Mitgliederversammlung. Außerdem 
können besondere Sachverständige herangezogen werden. Die 
einzelnen Bestimmungen der Satzung, die viel von Zwang 
sprechen, brauchen nicht ausführlich wiedergegeben zu werden. 
Dazu kommt der Rathenau-Entwurf eines sogenannten 
Generalftbkommens zwischen dem Reichskonunissar zur 
Ausführung von Aufbauarbeiten und dem „Deutschen Liefer- 
verband", Danach überweist der Reichskommissar die von 
Frankreich eingehenden Aufträge dem Lieferverband. Die 
Lieferanten des Lleferyerbandes sollen aus den Lieferungen 
keine unangemessenen Gewinne ziehen. Der Gewinn bleibt dem 
Lteferer unverkürzt, wenn er 5% nicht übersteigt. Bei mehr 
Gewinn tritt eine Kürzung für den Lieferer eiiL Übersteigt 
der Gewinn 5, aber nicht 10%, so hat der Lieferer dem Liefer- 
verband die Hälfte des Mehrgewinns zur Weiterleitung an einen 
Aosgleichsfonds zu übergeben. Bei mehr als 10% Gewinn sind 
75% des über 5% hinausgehenden Mehrgewinns abzugeben. Der 
Gewinn ist nach getätigter Lieferung durch eine sorgfältige 
Nachkalkulation festzustellen. Der Lieferverband kann eine 
Nachprüfung vornehmen und tu dem Zweck auch Bücher und 
Gescbäftspapiere einsehen. 

Aus dem durch Mehrgewinn gebildeten Ausgleich sfonds 
sollen etwaige Verluste gedeckt werden. Der Lieferverband 
kamt auch an Nichtverbandsmilglieder, also an Händler und 
AuOensetter, Aufträge erteilen, jedoch nur mit Zustimmung des 
Retchskommissars. Verbandsmitglieder dürfen an französische 
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Abnehmer nur datm freie Angebote für Katalog- und vertretbare 
Waren abgeben, wenn diese Lieferungen nicht auf das Repa- 
rationskonto anzurechnen sind, Angebote fnr andere Waren, 
die auf das Reparatiooskonto verrechnet werden sollen, be- 
dürfen der Zustimmung des Reichskommissars. Streitigkeiten 
sollen einem Schiedsgericht fibertragen werden, in dem der 
Lieferverband und der Reichskommissar vertreten sind, während 
der Obmann vom Reichs wirtschaftsgericht ernannt werden soll. 

Über diese Grundzfige des sogenannten Generalabkommenri 
und des Satzungsentwurfs bat das Wiederaufbauministerium 
nicht nur mit den anderen Reichsministerien und den Landes- 
regienicgen, sondern auch mit den Gewerkschaften Fühlung 
genommeo, ehe es an die Industrie herangetreten ist. 

Die Länder verlangen aus begreiflichen GrOndea Gerech- 
tigkeit bei der Verteilung der Aufträge und beantragen nicht nur 
eine Drittelbeteiligung im Beirat des Liefe r Verbandes, sondern 
beanspruchen sogar die Hälfte der Stimmen in der Mitgliederver- 
sammlung. 

Das Reichsschatzminitterium verlangt fOr die 
«Deutschen Werke" eine Ausnahmestellung. Sie sollen neben 
den Fachverbändea der Industrie und den Lande sauf tragss teilen 
ab Mitglied des Lieferverbandes aufgenommen werden. Ebenso 
soll jeder Leistungs verband im Beirat ausreichend vertreten sein, 
der sich lediglich aus Unternehmungen zusammensetzt) deren 
Kapitalien sich ausschließlich oder Qberwiegeod in den 
Händen des Reiches befinden. Zur Preis- und Gewinnfrage 
macht schließlich das Reichsschatzministerium folgenden bemer- 
kenswerten VorscMag: Das Ministerium zweifelt, da& der Ge- 
danke der Gewinnbeschränkung auf dem beabsichtigten Wege 
zu verwirklichen sein därfte, wenn man im Lieferverbaod nicht 
einen nach vielen tausend KSpfen zählenden Apparat aufsteUen 
wolle, um die gesamten Selbstkostenrechnungen nachzuprüfen. 
Entweder müsse das Verfahren umgestaltet werden, daß die 
Vergebung zu Tagespreisen erfolgt, oder die Verantwortung für 
die richtige Kalkulation des Lieferanten müsse dem zuständigen 
Lieierverband Übertragen werden. 
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Du ReichsarbcitsminiBteriam macht die Be- 
mcrlnuf, daB anch bei der Torjesehenen GewionbeschrSiikuiit 
bzw. Teiltu^ die MS^chkeit erheblicher Gewinne bestehen 
Ucibt Bei 100% Gewinn wflrden dem Lieferanten immerhin 
30% znfaUen. 

Das Preußische Handelsministerium verlangt, 
der Lieferverband solle syndizierte Waren durch Fachverbfinde 
md Masaenartikel durch die Landesauftragsstellen vergeben 
lassen. So sollen offenbar Streitigkeiten zwischen dem Leittungs* 
verband und den Landesauttragsstellen ausgeräumt werden. 

Die Gcwarksc haften haben durch ihre ^itzenorgani- 
sationen eine Mitwirkung in den (achlichen Leistungsvtrbänden 
and regionalen Landesanftragsstellen gcfordcrL Später haben 
die Gewerkschaften diese Forderung zurSckgestellt unter der 
Voraussetzung, daB die Gliedstaaten gewerkscbaittiche Ver- 
treter in die Land esauftra gast eilen aufnehmen, und unter der 
weiteren Voranssetzujig, daB den Fachverb&nden der Rat ge- 
geben wird, gewerkschaftliche Vertreter bei der Errichtung der 
fachlichen Lebtungsverbände au^Eunehmen, Insbesondere ver- 
langen die Gewerkschaften eine Mitttetetligung der Arbeit- 
nehmer bei der Vergebung der Aufträge, ferner bei der Zusam- 
mensetzung des Aufsicbtsrats eine gleiche Beteiligung mit den 
Arbeitgebern; außerdem eine paritätische Heranziehimg der 
Sachverständigen aus Arbeitgeber- und Arbeitaehmerkreisen 
zur Beratung der Fachabteilungen des Lieferverbandes. 

Femer wünschen die Gewerkschaften im Interesse der 
produktiven ErwerbslosenfOrsorge eine VerpHicbtung des Liefer- 
verbandes, auf die für die Unterbringung von Arbeitslosen hin- 
sichtlich der Verteilung der Arbeit, Einstellung, Arbeits- 
streckung, Schichtwechsel usw. aufgestellten Grundsätze nach- 
drücklichst einzuwirken. Femer soll der Lieferverband durch 
die Vemüttlnng der Leistungs verbände die Lieferanten verpflich- 
ten, die tarif vertraglich vereinbarten Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen anzuerkennen und durchzuführen. Ferner wünschten 
die Gewerkschaften eine Bestimmung, wonach den Lieferera 
für die Durchführung der Nachkalkulation eine besondere Buch- 
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(ührung vorgeschrieben wird, so da& man neben den im einzelnen 
festzustellenden Selbstkosten für Rohstoffe, Materialien, L&hnc 
und dergl. die dem besonderen Auftrag angemessenen General- 
nnkosten und Abschreibungen erkennen kann, und bei der Bucji- 
kontrolle der Lieferer sollen schließlich auch Vertreter der 
Arbeitnehmer zugezogen werden. 

Es liegt also eine Fülle von Anregungen und Wünschen, von 
Vorschlägen und Anträgen von selten der Ministerien, der Län- 
der und der Gewerkschaften vor. Ich habe den Eindruck, als 
ob der Lieferverband in Gefahr ist, aus wirtschaftlichen und 
politischen Gründen mit so viel Nebenaufgaben be- 
pack t zu werden, dafi er schon deshalb nicht seine riesig 
•chwere Hauptaufgabe erfüllen kann. Hier ist der Beweis, wie 
richtig das Empfinden der bürgerlichen Abgeordneten im Reichs- 
tag war, als sie vor einer neuen Zwangs Organisation warnten 
und im Interesse der Vereinfachung des Geschäftsganges die 
freie Vereinbarung als leitenden Grundsatz aufstellten, 

Ratbenau hat bereits im Juni d. J, im Reichswirtschaftsrat 
bemerkt, die erste Aufgabe der Organisation sei, dafl sie 
funktioniere. Können wir nach Lage der Dinge darauf hoffen, 
daß der Lieferverband diese seine wichtigste Aufgabe erfüllen 
wird? Unter wrichen Voraussetzungen kdnnte dies wohl der 
Fall sein? 

Versuchen wir einmal, einen Überblick über den Umfang 
der Organisation zu gewinnen. Dem Wiederaufbau- 
ministerium dient als ausführendes Organ der „Reichskommissar 
zur Ausführung von Aufbauarbeiten in den zerstörten Ge- 
bieten", Seine Tätigkeit umfaßt die technische Ausführung aller 
im Anschluß an die Reparationsbestimmungen des Friedens- 
vertrages auf den zerstörten Gebieten erfolgenden Wiederauf- 
bauarbeiten und ferner die Ausführung der in der Anlage FV 
8 2 zu Teil Vin des Friedensvertrages vorgesehenen Lieferan][en 
für Baustoffe und andere Waren. Der Reichskommissar unter- 
hält eine Vertretung in Paria, Es besteht femer eine Aus- 
gleichsstelle der Länder in Beriin, in der sich die widerstreiten- 
den Interessen der Länder susgleicben sollen, die sich bei der 
• BapwBUaupoIlUk jog 
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VcHeifamg der Aaftri^e aa die einselncn lAnder ergeben dflrf- 
tOL fficrbti toOeii eicht übt die Lektungtf&liigkelt tob la- 
dustrien und Gewerbeo der etazelnen Gliedataeten, londem auch 
ihre wirtseliaftUtAe Lage, ferner der Arbeitsmarkt and mS^ 
Hellst eadr noch politische Dinge berfickatchtigt werdea. Die 
Länder haben ihrerseits zur AmU^.raag der von ihnen er- 
warteten Warenlieferungen eine Anzahl sogenannter Landes- 
anftrageinter geschaffen. Das ist in 16 FäUeo geediehen. 
E« haben' Oirea Sitz: 

das Landesauftragsamt ffir PretiBen und Waldeck in Berlin, 



., Barem 


, Müncbeo. 


,. Sachsen 


. Dieedea. 


.. Württemberg 


„ Stuttgart, 


.. Badeo 




, Hesjen 


„ Dannstadt, 




„ Weimar, 


„ Oldenbiirg 






„ Schwerin, 


„ Mecklenburtf-StreUU 


„ Neustrelitz, 


„ Brannschweis 


„ Bnanscbwei& 


., Lippe-Deinold 


„ Detmold. 


„ Aahall 


. Deasan. 


.. HambaiJ 


„ Mambnrl. 


„ Bremeo 


„ Bremeo, 


., Lübeck 


„ Lübeck. 



Neben die L&nder sollen nun Fachverb&nde der Industrie als 
LeistungsreriiSndB treten. Auf selten der Industrie sind die 
organisatorischen Vorarbeiten in den meisten Fällen noch nicht 
fertig. Man weifi n&mlich noch gar nicht, welche Industric- 
xwnge für die Liefenugen in Frage kommen, ond man weiB 
noch weniger, Ifir welche Wirtschaftszweige so groBe Auf- 
trige zn «rwartea und, daß sich die Bildung von Leistangs- 
verbänden lohnt. Einzelne Fachverbände haben tüch bernts 
freiwillig als I.dstangsverbinde zur Verfügung gestellt. Ra- 
thenan rechnete im Sommer dieses Jahres damit, daß nur etwa 
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25 bu 30 Leistnngsrerb&nde der Indiutrie notwendig wiren. 
Bei der starken Zersplittening der industrietlen FachverbXode 
and bei der weitgehenden Spezlaliaierang halte ich dies« Zahl 
für viel zu gering. Es mSSte denn sein, daB vom Wiederaufbau- 
mmiBterium beabsichtigt bti die Verbfinde zu verschmelzen oder 
neben den bestehenden Fachverbänden geschäftsfähige Lei' 
stnngsverbände zu grGnden. Damit kann für die industrielle 
Organisatitm eine schwere Gefahr heraufbeschworen werden. 

Jede unnötige Revolntionterung des Verbaodswesens ist zu 
vermeiden. Der Lebensgrundsatz der Freiwilligkeit des Zn- 
•ammenschlnsses darf nicht angetastet werden. ZwangsmaB- 
nahmea sind möglichst auszuschalten und der Grundsatz der 
freien Vereinbarung zu beachten. Denn auf dem Gebiet der 
freien Betätigung findet man viel mehr Möglichkeiten, zum 
Ziele zu kommen, als es in der Enge der Zwangsjacke der Fall 
ist Man mag sich die Zwangsregelung auf dem Papier noch 
so schön und noch so einfach ausdenken, in der Wirklichkeit er- 
zeugt der Zwang zuviel Reibungen und Schwierigkeiten, als da-ß 
diese Art von Organisation nach all des vielen Enttäuschungen 
sdt Einführung der Kriegszwangswirtscbaft noch empfohlen 
werden könnte. 

Ich kann mich daher weder mit dem Grundgedanken noch 
mit den einzelnen Bestimmungen eines deutschen Lieferveri 
bandea befreunden. Ich kann nur den Antrag des preuBischen 
Land tagsabgeordneten von Krause empfehlen, von einem 
Boloben Organisationsuageheuer abzusehen. Nach diesem An- 
trag soll das preufiische Staatsministerium ersucht werden, 
Vorsorge sn treffen: 

1. daB die Anfbringung der Reparationslieferungen, zumai 
solange ihr Umfang nicht feststeht, in möglichst einfacher 
und jeden Zwang vermeidender Weise organisiert, ins- 
besondere von der Schaffung eines aus den Ländern nnd 
tndnstriellea Leistungsverbänden zu bildenden großen 
Uelerangsverbandes abgesehen wird; 
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2, dsS bei VerteOnaj der liefenmjen msbesondere anch 
du Handwerk imd die kleine nod mittlere Industrie in 
einem ihrer wirtsduftlichen« technischen nnd aozialen 
Bedcnlnnf entqwechenden Umfange herangezogen wird. 

Dem Reichsverband der denischen Indnstzie ist eine wii^- 
lich undankbare Aufgabe xagefallen, wenn er zn den verwickel- 
ten Entwarfen des Wiederaofbanministerinau nnd zn den 
vielen AI>SndemngSTorschIigen Stellnng nehmen soQ. Ich 
zweifle nicht daran, dafi es den ffihrenden Kreisen des Reicha- 
verbande« am liebsten wire, entsprechend dem Antrag 
von Krause von der Gründung nnd dem Aasban eines so großen 
Lieferverbandes abzniehca nnd an seine Stelle eine freie Or- 
ganisation zn setzen. 

Allein der Reichsverband der deutschen Industrie ist in ge- 
wissem Sinne in eine Zwangslage versetzt, w«l auf der einen 
Seite das Wiesbadener Abkommen und auf der anderen Seite 
die flalhenau- Verordnung den Organiutionsplan zum großen Teil 
vorgeschrieben hat Wenn nun diese Spitzenorganisation der 
deutschen Industrie sich zu Vorschlägen entschließt, dann darf 
man ihr nicht alle Verantwortung aufbürden, die sich aus der 
Zwangiliuf igkeil der Abmachungen und den gesetzlichen Bestim- 
mungen ergibt Soweit der Reichsverband aber in seinen Ent- 
schließungen frei ist, muß er sich seiner Verantwortung voll 
bewußt sein und danach seine Vorschläge einrichten. 

Der Reichsverband muß sich besonders der Tatsache bewußt 
sein, daß nach den kürzlich abgegebenen Erklärungen des Wie- 
deraufbauministeriums der deutsche Lieferverbaad in die Ver- 
pflichlungen des Wiesbadener Abkommens als Selbstschuklner 
einzutreten hat, daß also den als Mitglieder des deutschen 
Lieferverbandes in Aussteht genommenen Ländern und Lei- 
stungsverbänden die außerordentlich schwerwiegenden Lasten 
und Gefahren dieses Abkommens auferlegt werden sollen. Das 
sind Lasten, die schon deswegen unannehmbar erscheinen, weil 
nur eine 35prozentige Gutschrift für die Leistungen vorgesehen 
Ist. Ohne eine Rückversicherung des deutschen Lief er verbandet 
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bei dem Reich kann meines Erachtens von einem selbstscliald-' 
nerischen 'Eintritt in daa Wiesbadener Abkommen ^ar keine 
Rede sein. 

Was die Beteiligung der Länder neben den facblichen 
LeistuBjsverbäaden anlangt, so muß man meines Erachtens hier 
eine klare Entscheidung treffen, um drohenden Reibungen von 
vornherein aus dem Wege zu gehen. Wenn aus diesem Grunde 
nach dem in Spa gemachten deutschen Vorschlage die Ausfüh- 
rung der Aufträge von Spezialmaterial den industriellen Ver- 
bänden, aber die Bestellung von Massen- und Katalogwaren den 
Landesauftragsämtem übergeben werden sollte, so halte ich dies 
nicht für zweckmäßig. Wie viele Maasenhandelswaren werden 
von festgefügten Syndikaten oder anderen Werksvereinigungen 
vertrieben. Was sollen hierbei die I.andesauftragssteUen zu tun 
haben, die schwerlich über so viele sachverständige Beamte ver- 
fügen können, daß sie zur Ausführung solcher Lieferuagen be- 
fähigt erscheinen? Gerade die sachverständige Besetzung der 
Vergebungsstellen ist eine Voraussetzung, welche die Länder 
nur in wenigen Ausnahmefällen erfüllen kfinnen. Deshalb sollten 
grundsätzlich zunächst die Organisationen der Industrie und zu- 
treffendenfalls auch des Handels mit der Auftragsvennittiung 
betraut werden, bevor man den Versuch unternimmt, diese Auf- 
gäbe den Ländern zuzuweisen. 

Bisher hat man geglaubt, dann und wann einen anderen 
Weg einschlagen zu sollen und zunächst den Ländern die Be? 
sorgung der Lieferungen überlassen. Dabei stellte sich meist 
heraus, daß die Länder sich nicht anders zu helfen wußten, aU 
sich ihrerseits an die industrieUen Organisationen zu wenden. 
Diesen Umweg, die darin liegende Verzögerung und Verteuerung 
der Organisation sowie die MSglicIikeit des Fehlgehens kann 
man vermeiden, wenn man die vorhandenen wirtschaftlichen 
Organisationen in erster Linie mit der Vennittelung beauftragt. 
Den Landesauftragsämtem bleibt immer noch genug Arbeit, 
vielleicht zuviel, wenn sie nämlich für alles Sonstige zu sorgen 
liaben. Denn in manchen Gewerbe- und Industriezweigen wird 
eine Fachorganisation vermißt werden, so daß eine Aushilf« 
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getncbt werden muß. AtiBerdem kSnoen die Lkndesttaftrag»- 
Smter eise crspriefiliche Tätigkeit «of deDJen^ea Gebieten ent- 
falten, wo Gewerbe uod Industrie nicht zentral, Bondern terrf- 
torial organitlert sind. 

Was dum die Preisfrage, nKmllch die Ver£(itiuig tSr 
den dcntschen lieferer anlangt, so dreht steh der Streit 
darum, wie man ein Mittel finden kann, den Liefcrem die hi 
der Reiciietagsvcrordnimg vorgeaehcne und von niemand streitig 
gemachte angemessene Vergütung xu gew&hren, ohne Gefahr 
m laofen, daß unverantwortlich hohe Gewinne entitelieB. Das 
Ziel ist klar, aber der Weg ist noch dnnket. Der Vorschlag des 
WiederBufbanminiBteriums erinnert an ein im Krieg bereits er- 
probtes, aber nicht gerade bewährtes Preissystem, das miter der 
Bezeichnung .Jlegie-Vertrag" bekannt ist Das Wesentliche 
dieser Preisregelung liegt dariOi daB man dem Unternehmer das 
Vertrauen schenkt, dafi er die Selbstkosten möglichst niedrig 
halten wird, so daO man ihm ruhigen Herzens dann einen Zu- 
schlag als Gewinn gewähren kann. Im Krieg hat man aber 
nicht immer einen Unterschied zwischen vertrauenswürdigen 
und anderen Firmen machen kfinnen. So kam es, daB wenig 
gewissenhafte Unternehmer, welche hQhere LShne zahlten und 
teurere Rohstoffe einkauften, wegen der so gesteigerten Selbst- 
kosten grSSere Verdienste hattui als die sorgsamen Firmen. 
Mit dieser Gefahr muß man auch }etzt wieder rechnen, mag es 
sich um den vorgesehenen Gewinnsatz von S% oder um 10% 
oder mehr handeln. Dah^r mufi man bei einer solchen Prete- 
rcgelung von vornherein damit rechnen, daS der Reichsßskns 
schwer belastet wird. Denn die Gefahr l&Bt sich nicht dadurch 
ausschlieSen, daß man, wie der Reichsschatzminister richtig be- 
merkt, einen tausendkCpfigcn, schwerfälligen und kostspieligen 
Revisionsapparat in die Welt setzt Auch mit diesem Srstem 
bat man schon im Krieg gearbeitet und trotzdem die Entstehung 
von zum Teil viel gröSeren Gewinnen nicht veriiindem kfinnen. 
Das läBt sich auch {etzt schwerlich vermeiden, selbst wenn Ge- 
werkschaftsvertreter au den Revisiunen bei den Ftrmen betei- 
ligt werden würden. Denn die Verschiedenartigkeit der Gewinne 
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Und «iaflneits mit den venchiedenaiti|ni ProdoktiaodMtUD- 
fjaa^fin tmd aadcrcrselU mit den TcncUwleiiartigea Vei^ettfs- 
badingmiftn zusunmen. Darao kann keine RcvWob und keine 
Gcwinare^elunj nach dem VoricUaj dt* Wledcnralbau' 
ministcriimu etwas indem. M&n mufi daber einen v9Ui| anderen 
Weg betreten. 

Ich glaabe, daß man dem Vorschlag dei Reidnsdwtnninitlen 
folgen kann, vorautgesetzt, daS man seinen VoracUag nur ala 
Gnmdaatx annimmt und für AnsnahmcfUle eine Sonderrege- 
lung eintreten l&Bt. Wenn dieees Ministerinm Tagespreltc TOr- 
■chUgti M meint es offenbar nicht die autHndJschen Tagetpreiac, 
sondern die Inlandprels«. Die Inlandpreise eind tat- 
sächlich im allgemeinen bekannt. Sie sind also eine GrSSe, mit 
der rieh rechnea läßt. Allerdings mächte ich vorschkgen. daß 
man nicht den Ausdruck Tagespreise wörtlich festlegt, denn es 
wird außerordentlich viel Lieferangen ffir den Wiederaufbau 
geben, die nicht zu reinen Tagespreisen fibemommcn werden 
kOnnen, da man schwerlich alles sofort vom Lager weg liefern 
kann. In vielen Fällen wird eine Neuanfertigung In Betracht 
konuncB. Immerhin kann ich mich mit Rücksicht aof die finan- 
ziell« Notlage des Reichs mit dem Gnmdsatx, daß Inlandpreise 
berechnet werden, einverstanden erkiftren, wenn Ich auch darin 
ein großes Opfer für Industrie und Gewerb« erblicke; denn die 
Gewinne, die heutzutage gemacht werden, rühren weniger von 
der Belicfening des Inlands, als vom AusfuhrgeachUt her, das 
viel besser« Erlöse bietet Die Regierung kann dem Vorschlag 
des Rcicbsschatzministers unbedenklich folgen, well bei der 
Festsetzung der Inlandpreise selten Mißbrauche zu beobachten 
siai Denn in allen IndustrievcrbKnden ist die Einigung auf eine 
bestimmt« Linie der PrcispoUtik keine einfach« Sache; im Gegen- 
tefl werden fast fiberaU schwere lUmpfe hientn a«sg«IoGbten. 
Die Werke mit günstigen Produktionsbedingungen wollen meist 
auf mäßig« Preise hinaus, während ungünstiger arbeitende 
Werke hfihere Preise erstreben. So kommt in der Rcgpl «in« 
nittH»« Linie für die Preise heraus. Genügt der Kampf der 
IndostrlellcD nnt«r sich nicht, so stellen sich meist Außenseiter. 
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Werke and H&niilerfiimen als Gegner ein, welche «ncli daffir 
sorgen, daß die BSume der Preispolitik nicht in den Himmel 
wachten. Daher braucht der Stralnchter mit der Preistreiberei- 
Terordnung nur verhfiltnismäßig telten einzugreifen. Im fibrigen 
bt bei den bisherigen POichtliefeningen auf Grund des Ver- 
aaiUer Vertrages von selten der deutschen Regieniag dem deut- 
schen Lieferer in der Regel der Inlandpreis vergütet worden. 

Bei der Annahme des Vorschlages des Reicbsschatzministers 
irird bei den Liefercm die Einrichtung einer eiogehendea 
Nachkalkulation und bei dem Licierveihand die Schaffung des 
erwSlmteo tausendköpfigen Reviüonsapparates unnfitig. Zu- 
gleich erledigt sich der Vorschlag der Gewerkschaften, welche 
darüber hinaus sogar eine besondere Buchführung nach neuen 
Gesichtspunkten verlangen. 

Was dagegen den anderen Vorschlag des Relchsscfaatz- 
ministers anlangt, den „I^eutschen Werken" eine Sonderstelliing 
einzuiiumen, so erscheint dies unannehmbar. Man kann nicht 
diejenigen Werke, deren Kapitalien sich ausschließlich in den 
HSnden des Reiches belinden, in einen besonderen Leistungs- 
verband znsammensctiließeB, weil die LeistungsverbSnde nicht 
nach dem Merkmal des Kapitalbesitzes, sondern nach der fach- 
lichen Spezialisierung zu bilden sind. 

Auch der Wunsch der Länder geht viel zu weit, wenn sie ein 
Drittel der Stimmen im Beirat und sogar die Hälfte in der Mit- 
gliederversammlung verlangen. Es dürfte schwer sein, von vorn- 
herein einen gerechten Maßstab für die Verteilung def Sitz« 
and Stimmen zu Hnden, solange man nicht weiß, wie stark die 
Beteiligung der fachlichen Leistungsverbände sein vnrd. Hier 
muß für die Entwicklungsmdglichkeiten Raum gelassen werden. 

Was nun die Anträge der Gewerkschaften anlangt, so 
dürften ihre weilgehenden Ansprüche wohl nicht nur in wirt- 
schaftlichen, sondern auch in politischen Gründen zu suchen sein. 
Man wird ihren Wünschen nach Heranziehung von Sachverstän- 
digen aus dem Arbeiter- und Angestellten stand Rechnung tragen 
kCnnen, wie auch ihre Mitwirkung im Aufsichtsrat und Beirat 
zweckmäßig erscheinL Hier sind so mancherlei Fragen von 
136 



icvGooi^Ic 



Der Plan der deuticben ZeDtraIar£iiiiiktiaa 
•niemeiner Bedeutung zu ISsen, daß die Mitarbeit der Gewerk- 
•chaften viellacb erwünscht sein durfte. Allein in ihrem Ver- 
luffen, in den fachlichen Leistunfsverbänden der Industrie mit- 
suwirkeui schießen sie meines Eracbtens über das Ziel hinaus. 
Es ist zu be^rOSen, daß sie dieses Verlangen zurQckfestellt 
haben, denn die Leistun^s verbände haben im wesentliches kauf* 
tnännische und technische Aufgaben zu erffillen, die mit der 
Zuteilung der Aalträje und der Preisbemessunj verbunden sind. 
Hierbei handelt es sich also um eine Tätigkeit, die seit Jahr- 
zehnten von Industriellen allein verrichtet wird, wie die Ar- 
heiter und Angestellten in ihren Verbänden und Gewerkschaften 
imter sich geblieben sind. Ebensowenig wie die Arbeitnehmer 
eine FSrdenmg ihrer Verhandlungen darin erblicken dflrften, 
wenn Unternehmer nunmehr ihre Zuziehung zu den Gewerk- 
schaf isrerhandlua gen beantragen würden, ebensowenig kann 
man von den Unternehmern verlangen, daß sie mit dem Eintritt 
von Gewcrkschaltsvertretem in die industriellen Verbände ein- 
verstanden sind. Man darf doch nicht übersehen, daß es sich 
beim Lieferverband um eine Privatorganisation mit ganz be- 
stimmten Aufgaben handeln soll und nicht um eine Behörde. 
Daher kann der Lieferverband auch nicht mit behSrdlidcn 
Aulgaben bedacht werden) wie sie in der Durcfafübruag der von 
den Gewerkschaften genannten gesetzlichen Bestimmungen 
liegen würden. Ich linde die von den Gewerkschaften hinsicht- 
lich der Erwerbsloienffirsorge und der Tarilverträge geäußerten 
Wünsche begreiflich, kann ihnen aber ans den erwähnten Grün- 
den hier nicht zustimmen. Wenn der Lieferverband seine Arme 
nicht freihält, dann kann man nicht von ihm verlangen, daß er 
seine eigentlichen Aufgaben meistern wird. 

Es leuchtet ohne weiteres ein, daß für den Reichsverband 
der deutschen Industrie zahlreiche Schwierigkeiten bestehen, 
das Organisationsproblem zu lösen. Es liegen bereits auf diesem 
Gebiete Erfahrungen vor, welche nicht zu neuen Zwangs- 
versuchen begeistern. Ich nenne die im Kriege ins Leben 
gerufene Ukraine-Ausfuhrgesellschaft m. b. H., an der sich 
der Reichsverband stark beteiligt hatte. Jene Organisation 
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dicBic dazu, die tfanzc Ansfuhr nach dev danuil* aca »«bc rtM 
fifijf fHlHjfiil tfcwisscmuScs in euer Huid mu B iBTiiTyf itttt 
und ffir du Dcvtschc Reich and wiac Wirtschaft BS^chst Et- 
tprieMichet n kistea. Dabcr crUeU die Ukniac-Aosfada^ 
Gp n. b, fL dif AndvIinBoiiopol« Der kl&^liclie 7nmntffTii^ff ic^ 
diese* Untemehmeiu ist aodt in frischer Erinsenm^ Der MA- 
erfolj ist nicht nar «nf die schlechten VcTkcfanreiUItntSM tnd 
die Rerohition. sondern nnf die Obetspannang des ZentraBsi»- 
nrnfsledankens mräckzofähren. Deshalb habe ich aadi tclen- 
über dem Licferreriund die allergrSStea Bedenken. Nil 
Dr. HeUferich wanie tcb drinjend davor, dafi die dealsch« R*- 
gienmt Sbcr die Titi^eit der bloBen Vcnnittlnng von Vicdw- 
anfbanbestelliinten hinansjeht nad eine Aultrafsorganisation 
^oBea Stils einrichtet Der Ratbcnansclie Gedanken vota 
H^enialen Mechanismos, der eine HSchstleistonf *ci Orfanf- 
sation darstellt, indem er dem einzelnen die ^rSfltmgfliAe 
Freäeit ISfil", Ist im Entwurf des Wiederanflwmninistcrii^ 
keineswc)^ verwirklicht. 
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Das Urteil der Well 

Wßl man wissen, wie die Weit hentzutage Ober eine Sache 
denkt, so mufl man zur Presse greifen. Zeitungen und Zei(- 
•chrifteo geben ein getreues Spiegelbild von den berrschcaden 
Gedanken, mfigen sie ans ruhiger Betrachttmg oder ana leiden- 
schaftlichem Bestreben hervorgehen, mSgen sie in der stillen 
Stndieistube oder im Parteigepolter entstanden sein. Ich will 
and kann mich hier nicht auf die eine oder andere Parteirich- 
tnng beschrSnken; ebensowenig soUcd die Meinungen der deut- 
schen Presse allein entscheiden, sondern es soll auch ein Ein- 
Ulck in französische und englische Zeitungen und Außernngen 
fa^mder Politiker gegeben werden. 

Ich fange znntchst mit der Rathenau freundlichen deutschen 
Presse an, die viellach glaubt, loben zu müssen, wenn sie auch 
fhrt Bedenken nicht turfickhUt. Dana gebe Ich Stimmen der 
gegnerischen deatachcn Presse wieder und schliefie mit der 
Anslaodspresse. 

Ana der fatUnAsc&ca PreiH. 

,4)er Wilson-Friede von Wiesbaden." Mit diesen begeister- 
ten Worten begrOBte die »KJUnische Zeitung" am & Oktober 
in einem Leitaufsatz Rathenaus Tat: ,J}ie Wlederherstet 
long acute ursprünglich der Kernpunkt des Friedenaproblems 
stin, und nur auf diesem Fundament war ein guter Fried« mSg- 
Uch . . . Dieser Vertrag liegt jetzt vor . , . Die vorangegange- 
nen Beratungen haben sich dadurch von dan Vorgingen seit 
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1918 abgehoben, dafi bei ihnea im wirklichen Sinne verhandelt, 
nicht nur diktiert worden ist Das war die erste Emin^eo- 
schalt von Wiesbaden ... Es saßen sich hier zum erstenmal 
seit 1914 zwei voll|üItige Vertreter des Wirtschaftslebens gegen- 
fiber. die mit kaufmännischem Tiefblick und scharler Ober- 
lefung die Grundlagen der Verhandlungsbasis, die MSglichkeit 
der Durchführung des Beratenen und vor allen Dingen die 
Folgen ihrer Beschlüsse genau abwogen. Wenn wir also heute 
zum erstenmal nach schwerer Zeit in den Wiesbadener Ab- 
machnngea den Erfolg kluger, weitsichtiger Gedankenarbeit vor 
ans haben, so verdanken wir dies der Tatsache, daß klare Ken- 
ner des Wirtschaftslebens und der sozialen Ordnung zu Rate 
gesessen haben. Wir müssen daraus schließen, daß die wirk- 
liche Befaiedigung der Welt überhaupt nur von den FiAreni 
der Wirtschaft geschaffen werden kann. Welche Folgen die 
Wiesbadener Beschlüsse haben werden, diese Frage zu beant- 
worten, ist natürlich in voUein Ausmaße heute noch nicht mSg- 
lich . . . Der mit viel Unklarheiten behaftete Teil Vm de« 
sogenannten Friedensvertrages aber ist nun endlich io rinen 
festen Rahmen gefügt, nach dem in verbindlicher Weise auf 
beiden Seiten gehandelt werden kann, and damit ist ein Hanpt- 
stGck dieses Vertrags in die Form eines einheitlichen Gusses 
gebracht, der zwei große Volksvnrtschaften auf viele Jahre fest 
aneinander kettet Wohl noch nie ist in der Weltgeschichte 
ein kaufm&nnischer Vertrag von so weittragender Bedeutung 
geschlossen worden." 

Vor der Unterzeichnung des Abkommens hatte dieselbe 
„Kftlnische Zeitung" ganz andere Worte gefunden. Damals 
forderte dieses bedeutendste Blatt Westdeutschlands tolgendies: 
Frankreich muß seine Politik gegen Deutschland einer 
grundsStzlichen Revision unterziehen, wenn dieses Abkommen 
überhaupt Sinn und Verstand haben soll. Es ist unmSgUch und 
undenkbar, in den Rahmen der heutigen franz&sischen Politik 
der Gewalt und ewigen Drohungen wie eine friedliche Insel 
das Entschädignagsabkommen harmonischer Verst&ndigung hin- 
einsetzea zu wollen. Es wird Sache der deutschen Regierung 
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tuid <I«9 Deutichen Reichstages sein, dafür Sorge zu tragen, daß 
wir nicht das Beste, was wir haben, nfimUch die deutsche 
Arbeit, Ober die schweren Verpflichtungen des Londoner Ab- 
komness hinaus freiwillig zum Opfer bringen, ohne den Gegen- 
wert realer politischer und wirtschaftlicher Zugest&ndnisse von 
selten Frankreichs." 

Man glaubt es kaum, daS ein und dieselbe angesehene Zei- 
tnng zwei solche einander widersprechende Leitaufsätze inner- 
halb von acht Tagen bringen kann. Solche Widersprüche 
zeigen, wie berechtigt es ist, die Tagespresse mit einem voll- 
gerütteltm Maß von Kritik zu verfolgen. 

Aach bei der «Kfilnischen Volkszeitung", einem 
f&brenden Organ der wichtigsten Regierungspartei, bleibt 
man bei der Durchsicht der Ausgaben vom 13. und 
14. Oktober von dem Gefühl nicht frei, daß der Be- 
richterstatter Dr. Orunenberg keine völlig klare und 
entschiedene Stellung einnimmt Er spricht wiederholt von 
einem „großen Erfolg und Verdienst des Wiederaufbau- 
ministers", Zugleich aber wird das Rathenau gespendete 
Lob eingeschränkt mit der Erklärung, „das Ziel sei nicht «oll 
erreicht". An anderer Stelle schreibt die ,JCfiliii)che Volka- 
zeitung": „Jeder Gedanke aber, daB durch die Wiesbadener 
Abmachungen die drückenden Verpflichtungen des Friedens- 
vertraigea irgendwie gemildert wären, muß als gröbste Selbst- 
täuschung gelten. Denn jetzt erst werden wir die Feuerprobe 
der eigenen Wirtschaft besteben müssen." Hierin kann man 
nur einer Meinung sein. Ebenso stimme ich der .JCSlnischen 
Volkszeitung" in dem Schlußsatz zu: „Es gibt nur eine gründ- 
liche-LSsung: Hcrabminderung der unsinnigen Forderungen oder 
doch wenigstens, solange unsere Gläubiger besserer Einsicht 
verschlossen sind, Stundung unserer VerpBtchtungen, bis wir 
selber wieder atmen können." Auch darin hat Dr. Gninenberg 
ein sicheres Gefühl, wenn er meint, „die durch unsere Produk- 
tionsmSjlichkeit und unsere Rohstoffversorgung einerseits, 
durch die inneren Bedürfnisse unseres sozialen und wirtschaft- 
lichen Lebens andererseits" gezogene Grenze unserer Liefer- 
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Pflicht wnde immer ämm tön sabjektiTe AmUtKog tu 11 ff« 
Uognastca erfahren. Gnmciib«T| inl iMitftu, wciia tt b^ 
hanptet. die Preisrefelinit lOr <Us „fcwShnlicke NateriaT Mi 
cioe rthtÜmtnOBii ^fiekliehc LSniiif. Den tatsicUkh wird 
du deatsche Produkt dem fimnzSsiachea Produkt kdoeewcfi 
fleichjestcHt; du ist bei niherem Zusehen klar m «rkenneii. 
Daflir k«BB «aa mir znstiauiiena wem «aa Gest: MGmad- 
•itzlick msB voa jeder Form der ZwanfsbewtrtschaHaBf f^ 
wisser War cnkatcforicn and der Zwan^sjeaosscnschaftsMdtmf 
von Lieferantcakatcgoriea abgesehen werden." ZotrcSend Ist 
femer die Benrfeiliuij der Bedeutmg der Zahltmf an die lief»- 
rer; „Das Tenqto der Notenpresse ist nämlich die ander« 
wichtige Seite der AbBndnnjen der inländischen Lieferanten. 
Insofern bedeutet das Wiesbadener Abkommen mit seiner Liefe- 
rant von Sachwerten gar keinen Fortschritt . . . Wir fctenen 
nämlich das Wiesbadener Abkommen nnr auf Kosten einer noch 
■chümmeren lofbtian erf&Uen. Uns bleibt damit nnr «mehmende 
VerscbnUnnj und Armnt" 

Unter den freien westdentscben Bl&ttem. die für Rathenans 
Tat ein gut Teil Bewunderung hegen, steht an erster StcDe die 
,J='rankforterZeitang". Am la Oktober 1921 brachte üe 
im Handebteil einen Aufsatx ihrer Berliner Redaktion mit der 
vorsichtigen Überschrift: MVorläoflgea mm Wiesbadener Ab- 
kommen". Auch in diesem Organ einer Regierungspartei tritt 
der Zirietpalt in der Betrachtung offen zutage: PflichtmiSige 
große Bewnndenmg fOr Rathenans Tat, mit dem sich das Blatt 
geistig innig verwandt ffihlt, daneben aber die Erkenntnis von 
den ichlimmea, unentrinnbaren Folgen ffir Deutschlands Wirt- 
schaft Die iJ^rankfurter Zeitung" schreibt unter anderem: 

„Genau betrachtet, ist mit der Entlastung der deutschen 
Zahlungsbilanz erst ein schwacher Anfang gemacht Der Wert 
des Loucheur-Vertrages liegt auf ganz anderen Gebieten, tm 
Kommerziellen und GeffihlsnrfBigen .... Da es der lodnslrl»- 
bezirk Frankreichs ist wächst die wirtschaftliche Kraft des 
Landes wahncfaeinCdi auch nach «ufien, das franzfislscke Volk 
genießt also auch indirekten Nutzen .... Der prindue Vor- 
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t^ He^ freÜicb auf leltca der deutschen Indiutrte, die eine 
Ben« Aera der ,JCriegs"-Liefenuigea durchleben wird .... 
Nor ein beBtiminter Flügd der GroB- und Schwerindustrie tr&gt 
in seiner Freue MiSvergnfigtfaeit zur Schau; doch richtet sich 
diese vielleicht weniger gejen das Wiesbadener Abkommen 
selbst, als i^tßa die ans ihm hervorgehende Zuia mm entchlie- 
8un2 der Indnstriejnippen zu mehreren mit staatlicher Spitze 
Tsrseheaen Lelstungsverbänden bzw. Lieferungssyndtkaten: 
man erinnert sich noch der Kriegsorjanisation, als deren erster 
Urheber (auf dem Gebiete der Rohstoffe) derselbe Walthe*: 
Rathenau bekannt ut, dessen Wirtschafts- und Verhaadlungs- 
talcnt Ihn nun wieder nun ,J)iktator über Deutschland" gesetzt 
hat; man fürchtet aber auBerdem, daß aus den LieferverbSndeu 
allnt&hlich Steuersyndikate werden könnten .... Außerdem 
ist die Zablweise im Inlande so einzurichten, dafi die Schatz- 
veclwel- bzw. Motenschuld Pientc 210 Milliarden Papiermark- 
Wechsel, wovon 94 MUL durch Noten finanziert) mSglichsl 
wenig anschwillt, daß vielmehr eine Inlandsanleihe oder Ähn- 
liches zn Hilfe genommen wird, sobald eine ruhige innerpoliti- 
sche Lage es gestattet — damit die Inflation nicht noch kOnst- 
licb angetrieben wird. Ohnehin ist Gefahr vorliaadeD, dafi die 
Abziehnng von Waren im Werte von vielleicht 100 Milliarden 
Pa;neimark (so hoch kann man vielleicht die 7 Milliarden 
Goldmailt bei heutiger franzfisisch-deutscher Preisrelation ver- 
anschlagen) sehr cmpHndlfch den heimischen Konsum be- 
rfihrea, ihm den Markt bis zur Leere verknappen und die Preise 
verteuern wird .... Die Vorteile Deutschlands im Materiel- 
len mfisscn erstens darin gefunden werden, daß ein bestimmter 
Ansschnitf seines Indus triekörpers sich einer bestSndJgen, von 
Staats wegen garantierten und darum normal lohnenden Be- 
schäftigung erfreut, während gleichzeitig — ' ans anderen Ur- 
sacheo — sonstige Industriestaaten mit Konjonktutvchwierig- 
kciten und Arbeitslosigkeit periodisch zu rechnen haben; 
nrcitens darin, daß die nordfranzfisischen Lieferungen und 
Banten dch dereinst hoffentlich zu Nachlieferungen, zu dauer- 
haften CMchfiftsbczichnngen fiberleiteo. Hier setzt das ein, 
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was wir oben den gefShIsmäBigen Wert det Loacbenr-Ralbenaii- 
Abkommens nannten: Die Völker werden einander näherje- 
bracbt, die Wunden vernarben, die Kulturkreise durchdringen 
einander. Zwei KauQeulc baben sieb erstmals zusanunengesetzt 
und, ebenbürtig rerkebrend, ein Geschäft ab|{escblo*sen, das 
allerdings das Verhältnis von Schuldner zu Gläubiger vorQber- 
gebend auf den Kopf stellti das aber beiden Nationen das 
Schicksal der nächsten Jahre erleichtern kann. Wahrlich, es 
stünde besser in der Welt, wenn während der versäumten drei 
Jahre die Kanfleute, nicht die Politiker, alle Verträge ge- 
schlossen hätten." 

Viel Phrasen und Illusionen kennzeichnen di« Dar- 
Stellung der „Frankfurter Zeitung". Wieso kann Deutsch- 
land das Schicksal der nächsten Jahre erleichtert wergen? 
Sieht doch die „Frankfurter Zeitung" selbst nur dnen 
„schwachen Anfang in der Entlastung der deutschen Zahlungs- 
bilanz". Sie muO aber sofort hinzulügen, daB sich für die 
deutsche Finanzgebarung im Inland die Gefahr einer neuen 
empfindlichen Verschlechterung ergibt Angesichts des trost- 
losen Standes unserer Markvaluta machen Übrigens, wenigstens 
am Dollarstand gemessen, 7 Milliarden Goldmark nicht 100 MiU 
liarden Papiermark aus, sondern etwa 400 bis 450 Milliarden, und 
für unsere Lieferungen nach Frankreich kommt keineswegs bloS 
der Frankenstand in Betracht. Die „Frankfurter Zeitung" be- 
fürchtet mit Recht die groSe Gefahr einer schweren Benachteili- 
gung des heimischen Konsums, da die übrigens schon in Versail- 
les gezogene Grenze der Lieferpflicht sich als eine .JCautscbuk- 
bestimmung" erweist Ferner urteilt das Blatt ganz richtig, 
das Geschäft stelle das Verhältnis von Gläubiger und Schuld- 
ner vorübergehend auf den Kopf. Selbst wenn tatsächlich di« 
Groß- und Schwerindustrie im Wiesbadener Abkominen, wie 
die „Frankfurter Zeitung" schreibt eine neue Ära der Kriegs- 
lieferungen erblicken würde, könnten ihre wirtschaftspoliti- 
schen Führer doch ebensowenig wie die „Frankfurter Zeitung" 
über die Tatsache hinwegkommen, daß das Wiesbadener Ab- 
kommen, volkswirtschaftlich und politisch betrachtet, ein 
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Aus der inl&oditcheD Preiie 
auBerordcntlich schlechtes Geschäft ist, zu dessen Abschluß 
man den Präsidenten eines der gr&Sten Weltunteraehmim^en 
wirklich nicht gebraucht hStte. 

UngeKhr dieselbe dennokJratiscbe Richtung wie die »Frank- 
furter Zeitung" hält die unter Führung von Georg Bernhard 
stehende „V o s s i s c h e Z e i t u a g" inne. Allerdings besteht ein 
nicht unerheblicher Unterschied, und zwar darin, daß Georg 
Bernhard seine Ehre darin setzt, sich von keinem an Franzoien- 
Ireundlichkeit Übertreffen zu lassen. Am 7. Oktober gab das 
Blitt folgende Gedanken wieder: «Für diese Summen, die Ter> 
zinst werden und deren Gutschrift sp&ter in einem zehnjährigen 
Zeitraum nachgeholt werden soll, wird Deutschland also in der 
Tat, wie CS in der Pariser Presse ausgedrückt worden ist, der 
Bankier' seines französischen Gläubigers. In dieser VorschuS- 
regelung liegt natürlich auch die Hauptschwierigkeit der Durch- 
führung des Abkommens für Deutschland. Denn sie zwingt uns, 
Leistungen zu finanzieren, die über die ohnedies kaum erträg- 
lichen des Ultimatums noch weit hinausgehen . . . Niemand 
wird das anfierordentlichc Mafl der Zugeständnisse unter- 
schätzen, die Deutschland bei diesem Abkommen zu madien 
gezwungen war, und die GröBe der produktiven und finanziellen 
Aufgabe, die es uns stellt. Dennoch ist der Vertrag von Wies- 
baden ein großer europäischer Erfolg, wc3 er neue praktische 
— und wahrscheinlich die praktisch einzig möglichen — Vor- 
aussetzungen für die Wiederkehr eines wirklichen Friedens in 
unserem Erdtei) schafft" 

Hfiher geht's wohl nimmerl Nun ist das Wieebadener Ab- 
kommen sogar em großer — europäischer Erfolg. Schade, daß 
keine eingehendere Begründung für die Berechtigung eines so 
hohen Lobes angeführt wird. Eingehender beschäftigt sich 
Georg Bernhard in der von ihm herausgegebenen Zeitschrift 
,J* I u t u i" am 12. Oktober in einem Aufsatz „Der Rathenau- 
Pakt" mit dem Abkommen. Ich gebe daraus folgende auffällige 
Äußerungen wieder: „In dem Bestreben, der ihnen partei- 
mäßig nahestehenden Regierung zu helfen, sind die Regierungs- 
blätter zn einem Teil über die Schwierigkeiten des Wiesbadener 
■ BeparalloiupoUtlk iic 
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Abkommens leichter hiawegfeglitten, als es die Sache recht- 
fertigt . . . Die weitergeheadc Bedeutung des Abkommens 
liegt in dieser Richtung nur darin, dafi gewissermaßen die 
Fixierung einer Minimalsumme für solche Anrechnungen er- 
folgt ist ... . Der Vorteil, der sich für Frankreich schon aus 
dieser Gnindtatsache des Abkommens ergibt, ist klar .... 
Vom deutschen Standpunkt ans betrachtet, bedeutet daa natür- 
lich eine ganz außerordentliche Mehrbelastung, and zwar eine 
Mehrbelastung, die die Aufbringung der restlichen Reparations- 
zahlung fiberaus erschwert .... Deutschland wird durch die 
ihm auferlegten VerpQicbtungcn gewaltsam zu einer industriel- 
len Leistungstthigkeit emporgeschraubt, die seine Konkurrenz 
auf dran Weltmarkt immer günstiger gestalten und dauernd be- 
festigen muß .... Mit diesem Fortschritt würden sehr wich- 
tige Vorteile Hand in Hand geben, wenn Deutschland seine 
Lieferungen in vollem Umfange angerechnet bekäme . . . ■ 

Aber Frankreich will neben den Sachleistungen bares Geld 

Die Kritik bat hier zun&chst an die Äußerlichkeiten angeknüpft, 
daß Deutschland die Zinseszinsen vertiert, außerdem aber gegen- 
über dem Versailler Vertrag und dem Ultimatum noch insoweit 
benachteiligt wird, als in diesen Verträgen alle Vorleistungen 
mit 8 Prozent Skonto bewertet werden sollten. Das ist zweifel- 
los ein Nachteil. Und es ist an sich sehr bedauerlich, daß gerade 
in solchen Äußerlichkeiten auf franzftsischer Seite eine Klein- 
lictikeit gewaltet bat, die zu der Großzügigkeit des ganzen Ge- 
schäfts in einen offenbaren Widersprach tritt. Aber viel wich- 
tiger ist noch, dcS durch die Abmachung das wichtige Finan- 
zierungsproblem vollkommen zu Lasten der deutschen Schul- 
tern gebracht worden ist. Ich weiS nicht, ob hier von deutscher 
Seite alles versucht worden ist, um die Möglichkeit einer 
Änderung zu erzielen . . — Es mündet also auch dieser Teil 
wie so viele andere Teillragen des großen und gewaltigen 
Wiederaufbanproblems in das innerdentsche Steuerproblem 
ein ... , Hätten wir das System der Steuergemeinschaften 
der sich selbst verwaltenden Industriegruppen, so würde auf 
dem Wege der Naturalsteuer den in Frage kommenden Indu- 
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striegruppea die Lieferung der für Frankreich aotwendijen 
Waren als Nafuralleishmf auferlegt werden können .... So 
entsteht doch tfir die deutsche Volkswirtschaft ein Girfdproblem 
mindestens zu dem Teil, der den Bezug aasläsdischer Rdistofte 
ffir die Lieferung der französischen Waren umfaßt .... Und 
diese Devisen gehen ganz naturgemäß von denjenigen Beträgen 
ab, die die Industrie für die allgemeine Reparation zur Ver- 
ffigung stellen kann." 

In einer Reihe nicht unwichtiger Punkte kann ich Georg 
Bemfiard nur recht geben. Die Regierungsblätter sind tat- 
sächlich in ihrem blinden Eifer, der ihr nahesteheodeo Regie» 
rung zu helfen, über die vielen großen Schwierigkeilen des 
Wiesbadener Abkommens leichter hinweggeglitten, als es die 
Sache rechtfertigt. In der Hauptsache muß ich aber Georg 
Bernhard widersprechen. Von einer „Vereinfachung der bis- 
her übernommenen Verpflichtungen" kann beim Wiesbadener 
Abkommen ernsthaft keine Rede sein, auch nicht von einer 
weitgehenden „Konsolidierung". Leider Ist auch nicht, wie 
Bernhard behauptet, eine Minimalsumme von 7 Goldmilliarden 
Ur Sachleistungen festgelegt Was soll man aber dazu sagen, 
daß Bernhard bei der optimistischen Auffassung von dem 
Wiesbadener Abkommen gegenüber Versailles soweit geht, zu 
behaupten; „Deutschlands industrielle Leistungsfähigkeit wird 
emporgehoben and seine Stellung auf dem Weltmarkt dauernd 
befestigt?" — Warrun sagte Bernhard nicht lieber gleich: ,Je 
tiefer Deutschland in den Sumpf des Elends hineingestoßen 
wird, desto leichter wird es sich wtrtschalÜich und finanziell 
bewegen und erholen könnenl" 

Ich kann mir übrigens nicht vorstellen, daß die französische 
Regierung, der (wenigstens damals) soviel stärkere Vertrauens- 
Voten ausgesprochen worden sind als dem Kabinett Wirtb, wie 
Bernhard meint, „aus politischen GrÜmden Angst gehabt habe, 
die französische Öffentlichkeit mit der Diskaasion der Finan- 
derung zu beschäftigen". Nein, die Angst tag auf deutscher 
Seite, und Rathenaus schmerzliche Erlebnisse im Auswärtigen 
Ausschaß des Reichstags haben sie durchaus gerechtfertigt 
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ScUiefilich reitet Geor{ Bernhard sein altbekacntes 
Steckenpferd, wenn er seine Liebtingsidee der Steuerjemein- 
schaften Ton neuem empfiehlt Er hat eine ganz fehlgehende 
VorsteUuog von der Leistungsfähigkeit und Vielseitigkeit 
industrieller Verbände, wenn er meint, daß man Steuer- 
gemeinsehafteii auch ab Zwangsverbände für R e p a - 
r a t i o n fl leistungen heranziehen könnte. Wie schön wäre es, 
wenn man solche Allerweltsorgane besäße, denen man alle wirt- 
schaftlichen, finanziellen und womöglich auch alle politischen 
Sorgen Deutschlands aufladen könnte. Ist es nicht toll, daß 
die deutsche Industrie nicht schon lange solche Einrichtungen 
geschaffen hat? Wie lange wird Georg Bernhard noch darauf 
warten müssen? Wozu ist die deutsche Industrie überhaupt da?l 

Von den den Regierungsparteien zur Verfügung stehenden 
Zettungen blamiert sich in dieser Frage eigentlich das Organ 
der sozialdemokratischen Regierungspartei, der „V o r w ä r t s", 
verhältnismäßig wenig. Aber das, was er am 7. Oktober 1921 
in seiner Begrüßung des Wiesbadener Abkommens nieder- 
gelegt hat, genügt durchaus für die an sich nIcM verwöhnten 
Genossen. Man liest dort folgendes; 

,J}as Abkommen von Wiesbaden ist nur eine Ausführung 
des Dokuments von Versailles, gewtßl Aber der Geist von 

Wiesbaden ist nicht mehr der Geist von Versailles 

Durch die Unterzeichnung des Wiesbadener Abkommens gibt 
Deutschland einen neuen Beweis seines Erfüllungs willens, und 
es gibt ihn gerade demjenigen Volk, dem am hartnäckigsten 
von seiner Presse eingeredet worden ist, Deutschland wolle 
sich um seine Verpflichtungen drücken. Man darf also von 
dem Abschluß dieses Abkommens erwarten, daß es einer 
allmählichen weitergehenden Verständigung zwischen den 
beiden großen Nachbarländern den Weg bahnen wird." 

heilige Einfalt unentwegter Illusion istenl Wir können 
soviel Beweise unseres Erfüllungs willens geben, wie wir wollen. 
Wir können dann immer noch warten und warten und nochmal 
warten, aber erwarten können wir von Frankreich nichts, gar 
nichts, als wie neue Knechtung und Ausbeutung. Die Liebe 
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der Franzosen Rathenau gegenüber ist rein platonisch oder, 
noch besser gesagt, rein papieren, denn sie stellen su hSherem 
Ruhm Rathenaus nur einige Spalten ihrer Tafespresse zur Ver- 
fügung. Andere Vorteile hat aber Rathenau in der deutsch- 
franzÖsbchen Politik nicht geemtet Wiesbaden ist vorläufig 
keine Ausführung von Versailles, sondern bedeutet im Gegen- 
teil eine Auftürmung neuer Lasten auf den zusammengebroche- 
nen deutschen Packesel. Was soll uns der „Geist" Wiesbadens, 
wenn der geriebene Geschäftsmann Loucheur den braven 
Philosophen Rathenau immer wieder einwickelt?) 

Im Gedankenkreis der Regierung bewegt sich femer das 
Berliner „Ach tu br- Abendblatt", das am 11. Oktober 
1921 einem Aufsatz des früheren Staatssekretärs Dr. August 
Mülle r über „Wiesbaden und Oberschlesien" Raum gab, Dr. 
Müller weist darauf hin, daß das deutsche Entgegenkommen, das 
sich kaum mit der deutschen finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit vereinbaren lasse, auf Oberschlesien ziele. Das 
Wiesbadener Abkommen sei nicht zu erfüllen, wenn Oberschle- 
«teo verlorengehe. ,J)ie Gründe, die für das Abkommen sprechen, 
liegen alle auf politischem, wenn man will, moralischem Gebiet, 
insofern die Abmachungen zwischen Rathenau und Loucheur 
helfen kSnnten, über die nächstüo Jahre hinwegzukommen und 
so einer Zeit entgegenzuführen, in der die politische Sphäre, 
die zwischen Frankreich und Deutschland herrscht, gebessert 
ist." Aber von der Entscheidung über Oberschlesien, die ein 
Symbol für Europas Zukunft sei, hänge es ab, ob die Wiesbade- 
ner Vereinbarungen als ein Verdienst oder als eine Schuld ge- 
wertet werden müssen, die ihre unvermeidlichen Konsequen- 
zen nach sich zieht. 

August Moller hat recht: Rathenau hat den Franzosen mit 
dem Wiesbadener Abkommen ein groBes Entgegenkommen be- 
wiesen und das sieber nicht ohne politische Absicht. Ich bin 
Überzeugt, daß Müller die Erwart ung, d. h, die Illusion 
der Regierungsmänner richtig wiedergibt, wenn er sagt, da* 
Abkommen sollte einen „moraluchen" EinQuB hinsichtlich der 
Entscheidung über Oberschlesien ausüben, denn mit 
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aaderea als politischen Beweggrfinden ISÜt sich das Wiesbade- 
ner Abkommen ftberhaupl nicht halten. Unser Versprechen 
zur Mehrleutung vertr&gt sich wirklich nicht mit unserer wirt- 
schaltlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit MfiUer hat 
auch mit richtigem Gefühl prophezeit, daß das Kabinett Wirth< 
Rathenau unhaltbar werde, sobald die erwartete Wirkung des 
Wiesbadener Abkonunens ausbleibe. TatsEchlich ist die Wir- 
kung ausgeblieben, und das Kabinett ist gestürzt, hat sich 
jedoch leider im Fallen sofort wieder aufgerichtet und hat nun 
die Möglichkeit, weiter zu stolpern und sich weiter zu betätigen 
ob Kabinett der Illusionisten, ab Kabinett der Enttäuschungen. 
Auch ich erkenne wie Dr. August MüUer in der gewissenlosen 
Behandlung der oberscfalesischen Frage geradezu ein Symbol 
für die europäbche Zukunft Ich stehe nicht an, die von 
Dr. August Müller zum Schluß gestellte Frage zu bejahen: Das 
Wiesbadener Abkommen bt kein Verdienst des Kabinetts 
Wirth-Rathenan, sondern eine schwere neue Schuld, die noch 
weitere unvermeidliche Konsequenzen nach sich ziehen muß. 
Damit bt zugleich das Urteil auch über die Illusionen gespro- 
chen, die sich Dr. August Müller selbst gemacht hat, wenn er 
▼on den Imponderabilien sprach, die Argumente I ü r das Wies- 
badener Abkommen lieferten. Von einem 7-MiUiarden-Staats- 
vertrag kann man wirklich nicht erwarten, daß er uns fiber die 
nächsten schweren Jahre hinweghelfe, im Gegenteil, das Wies- 
badener Abkommen führt dahin, uns diese Zeit noch mehr zu 
erschweren, weil es sich um einen freiwilligen Pakt han- 
delt, von dem wir uns nicht so leicht wieder freimachen können. 

Ab weitere Rathenau freundliche Besprechung gebe ich 
einige Sätze aus einem Aufsatz des wirtschaltspolitbchen Mit- 
arbeiters der .leipziger Neuesten Nachrichten" 
vom 8. Oktober 1921 wieder: 

„Der Vorteil des neuen Abkommens besteht In der Verein- 
fachung des großen Zahlungsgeschäftes. Insoweit die Sach- 
lieferuDgen sofort auf die Reparationsfänigkeiten angerechnet 
werden, kann sich Deutschland den Umweg ersparen, durch 
äußerste Anspannung seines Exportes und seines Kredits die 
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•rforderlicben Devisen zu erwerben, um sie zur Zahlung zu ver- 
wenden; es exportiert vielmehr direkt nach Frankreich und 
bekommt den Exporterlös bis zu einem bestimmten Prozent- 
satz unmittelbar sofort gutgeschrieben. Das Abkommen, vor- 
ausgesetzt, daß es planmiBig durchgeführt wird, hat also aller- 
dings den Vorteil, daS es unsere Produktion auf Jahre hinaus 
mit reichlicher Beschäftigung versieht, daß es femer nnsere 
Nachfrage auf dem Devisenmarkt etwas weniger dringlich 
macht" 

Auch diese Zeitung ist, wie viele andere, eis Opier der 
Leichtgläubigkeit geworden. Die Brille eines rosenroten Opti- 
mismus des Berichterstatters scheint zugleich eine starke Ver- 
grOfierungskraft zu besitzen. Er sieht die Vorteile noch viel 
größer an als die anderen Freunde Rathenaus. Er geht sogar 
so weit, mit einer „Reparations-Hochkoofunktur", mit dem 
Erfolg einer wesentlichen Steigerung der Steuerkraft unserer 
Industrie zu rechnen. Als ob hinter dem grenzenlosen Finanz- 
elend nicht alles zurückbleibt und versinkt! 

Die .leipziger Neuesten Nachrichten" bringen dagegen unter 
dem 6. November 1921 einen guten Bericht ihres Pariser Ver- 
treters. Darin heißt es: ,iNur in Frankreich scheint bei Lou- 
cheur die Einsicht gedämmert zu haben, daß ein neues System 
gehuiden werden müsse, und dieser Erkenntnis entsprang das 
Wiesbadener Abkommen, das in Frankreich nirgends Anfech- 
tungen ausgesetzt war, wenn man von den unvermeidlichen 
Bedenken Poincaris absieht. Daß aber in Wiesbaden, abge- 
sehen von den mehr als berechtigten Einwendungen Deutsch- 
lands, das Reparationsproblem noch nicht annihemd gelöst 
worden ist, ist wohl jedermann klar, und diese Lösung bleibt 
so lange in die Feme gerückt, wie man glaubt, das Wiesbadener 
Abkommen und die Londoner Zahlungsvorschriften nebenein- 
ander bestehen lassen zu können. Diese Ungereimtheit wird 
man aus der Welt schaffen müssen, obwohl sie das härteste 
Stück Arbeit erfordern wird." 

Von besonderer Bedeutung ist es, daß auch die , J^ e t a 1 1 • 
arbeiter-Zeitun g", das Organ des sozialdemokratischen 
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„Deutschen Metallailieiter-Verbaiules", sich schweren Beden- 
ken jegen das Abkommco nicht verschlJsBen kann. Nachdem 
sie die Abmachunifea and ihre Termeintliehen Vorteile für uns 
zun&chst tua im Sinne Rathenaus dargestellt und ab „Mo- 
nument för unseren guten Willea" bezeichnet hat, siebt sie sich 
doch genötigt, folgende Aaastellungen hinzuzufflgen: 

■iDer Nachteil ist aber außerordentlich schwer für uns. Wir 
haben auf Gnud des Londoner Ultimatums jetzt )ährlich un- 
gefähr 314 Milliarden Goldmark zu leisten, auf Grund des 
Wiesbadener Abkommens, wenn es voll erffillt wird. auBerdem 
bis zum 1. Mai 1926 5,2 Milliarden Goldmark. Das heißt, dafl 
wir bei gleich hochbleibenden VerpOichtungen und bei voller 
Leistung nach dem Wiesbadener Abkommen in den nächsten 
4^ Jahren Geld und Werte in der GesamthShe von rund 
20 Milliarden Goldroark zu leisten haben. Das ist pro Jahr 
4,4 Milliarden Goldmark. Was diese Goldsumme in Papiermark 
ausmacht, mfissen wir an einer Berechnung zeigen. Nach dem 
Kursstand des amerikanischen Dollars, der reinen Goldwert 
darstellt, gilt die deutsche Mark gegenwärtig (am 3, November] 
2,2 Friedensplennige. Das heißt, den Wert von einer Goldmark 
machen 46 Papiermark aus. Wir haben also, gemessen am 
amerikanisch en Dollar, das 46fache der Goldmarksumme zu 
zahlen, also rund 200 Milliarden Papiermark j&hriicb. Das ist 
auf den Kopf der deutschen Bevölkerung pro Jahr mehr als 
3000 Papicrmark oder nach der Rathenauschen Annahme, daß 
«nr in Deutschland (ährlich über 36 Milliarden Arbeitsstunden 
verfügen, die gesamte Lohnsumme, die für Arbeiter 
und Angestellte in Industrie, Gewerbe, Handel und I.andwirt- 
schaft gezahlt wird. Nach diesem Verhältnis sind auf Grund 
des Londoner Abkommens in Papiermark 149,5 'und auf Grund 
des Wiesb&dener Abkommens (immer für den Fall, daß es voll 
erfüllt wird] 53,13 Milliarden Papiermark jährlich mehr aufzu- 
bringen. Darin liegt eine Belastung, die wir nach menschlicher 
Voraussicht unmöglich zu tragen in der Lage sind. Auch wenn 
man mit Recht einwendet, daß die innere Kaufkraft der Marii 
zurzeit noch höher steht als ihre valutarische Einschätzung an 
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der B6rse, wird an dieser Last nicht viel geändert, weil wir in 
absehbarer Zeil durch die Teuerung, also durch die innere Ent- 
wertung der Kaufkraft der Mark, so weit sein werden, daB 
dieses Exempel stimmt. TrSstlich ist lediglich, daB wir das 
Wiesbadener Hauptabkommen nur so weit zu erfüllen brauchen, 
wie das nach unseren sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnissen 
möglich isL Wir werden es bestimmt nur eine kurze Zeitlang 
befriedigend erfüllen können." 

Das „Korrespondenzblatt des Allgemeinen 
Deutschen 'Gewerkschaf tsbund es " 3ah sich aus 
verständlichen Gründen veranlaßt, das Abkommen zu loben, 
während es in derselben Nummer den „Wahnwitz der Entschei- 
dung über Oberscblesieu" verdammll Das Rathenau-Abkom- 
men diene der Vereinigung der Völker, und seine Vorteile über- 
wögen die Nachteile bei weitem, u. a. auch der, daß die deut- 
schen Arbeiter im Lande bleiben könnten. lUerüber hinaus 
muB der Verfasser, der sozialdemokratische Reichstagsabgeord- 
nete H. Silberschmidlf der im Wieder auftuiuministerium 
beamtet ist, aber zugeben, daß die deutsche Vorleistung Gber 
die Verpflichtung aus dem Versailler Vertrage hinaus eine un- 
günstige Belastung unserer Volkswirtschaft bedeute, die uns in 
den vor uns liegenden' Jahren besonders schwer treffe. Das 
bringe Gefahren für das Reich mit sich, die zur weiteren Geld- 
entwertung und zu einer im Verhältnis zur Summe stehenden 
Verteuerung der Lebenshaltung führen könnten. Es gehört zur 
Gewohi^eit social demokratischer Volksredner, daß dabei 
darauf bingewisen wird, diese üble Wirkung treffe nicht alle 
Volksgenossen gleichmäßigi denn je größer die Bestellungen, 
um so größer würden die Vorteile für die betreffende Industrie 
und desto größer der Nachteil für die Allgemeinheit sein. 

In derselben Richtung einseitiger Betrachtung bewegen sich 
natürlich auch die Ausfüfmingen der „Freiheit". Das 
Organ der Unabhängigen sieht ganz klar, daß die Einzelheiten 
des Wiesbadeher Vertrages das gute Prinzip sehr stark durch- 
löchern. Indem Deutschland für 65 Prozent der gelieferten 
Waren Gläubiger Frankreichs werde, mGsse es seinerseits die 

153 



icvGooi^Ic 



VI Du Urten det VOi 
Liefenuifen bezahlen: ,Ja Papiennark. Aber aucb diese Papier- 
mark müssen aufgebracht werden, und es ist bei der Finanz- 
misere, in der sich das Reich beCodet, ein Kunststück, das, wie 
wir bclSrchteo, wieder nur anter Inanspruchnahme der Noten- 
presse bewältigt werden kann .... Vermehrung des Papier- 
geldes aber bedeutet auch wieder Entwertung der Mark und 
Senkung des Reallohnes." „Vorteilhaft sieht die ganze Sache", 
das ist dieser Weisheit letzter SchluB, „in der Hauptsache für 
die Produzenten ans, und da kommt e« nun darauf an. zu ver- 
hindern, daB diese aus der Wiedergutmachung übertriebene Ge- 
winne ziehen." Die gehässige Bemerkung verliert ihre Spitze 
durch die zweifellos festzustellende Tatsache, daß gerade in 
den Kreisen der Produzenten die lebhaftesten Gegner des Ab- 
konunens sitzen. 

Diese Auswahl an Rathenau freundlichen Lesetrfichten der 
deutschen Presse mag genügen. Man sieht deutlicht mit 
welcher Hochachtung zahlreiche und durchaus nicht immer auf 
Seiten der Regierung stehende führende Blatter von Rathenau 
und seiner Politik erfüllt sind. Bei manchen leidet Lob und 
Bewunderung durchaus nicht unter der Feststellung schwer- 
wiegender Bedenken und unentrinnbarer Gefahren. Man trägt 
keine Bedenken, trotz mangelhafter Unterrichtung gewis'en Re- 
gierungshandlungen aar ans dem Grunde zuzustimmen, weil sie 
von parteipolitischen Freunden und GSnnem vorgenommen 
werden. Die Mitschuld an dieser schlechten Unterrichtung 
und Irreführung der Sffentlichen Meinung trägt int wesentlichen 
das Wiederaufbauministerium, denn es mußte schon mit der 
ersten amtlichen Kundgebung in Wiesbaden allen Bericht- 
erstattern den vollständigen Wortlaut sämtlicher Abkommen 
aushändigen, um sie vor den Gefahren einer schnellen und 
darum nur teilweise richtigen, grSStenteils aber falschen Dar- 
stellung zn bewahren. Dieser Verantwortung scheinen die Be- 
amten des Wiederaufbaoniinisteriums sich nicht bewußt ge- 
wesen zu sein, wenn sie nur ganz mangelhafte AuszSge aus dem 
Wiesbadener Abkommen an die Presse gaben. Bis zur Ver- 
ftffentlichung des vollständigen Wortlauts vergingen so viele 
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kostbare Tage, daß das Urteil der rathenaufreundlichen Press« 
scboa vorher feststand. Einen AnlaB, eine Berichtigung ein- 
treten zu lassen, glaubten die wenigsten RegieningsblStter zu 
haben, und zwar um so weniger, als die oberschlesische Frage 
in der öffentlichen Erörterung in den Vordergrund getreten 
war und alles andere zurückgedrängt hatte, Um so mehr muS 
man denjenigen hellhSrigen und scharfäugigen Bericbterstatlem 
und denjenigen gut geleiteten Blättern Dank wissen, die nicht 
lange Zeit brauchten, um den von amtlicher Seite uctemorome- 
nen Einlull ungs versuch zu erkennen und ihren Lesern klaren 
Wein einzuschenken. 

Um eine zutreffende und UefgrGndige Aufklärung seines Leser* 
kreises hat sich besonders der „Tag" yerdicnt gemacht Ich 
nenne vor allem die Aufsätze „Die Bedeutung des Wiesbadener 
Abkommens". „Ein empfindlicher Rechenfehler" und „Rathenaus 
Erfüllungspolitik" vom 9. und 11, Oktober sowie vom 18. No- 
vember. Aus dem ersteren Aufsatz gebe ich folgende Dar- 
legungen wieder: 

„Das Wiesbadener Abkommen enthält Bedingungen, die im 
privaten Geschäftsleben als gegen Treu und Glauben verstoSend 
bezeichnet werden .... Es geht also Qber die VerpQichtnn- 
gen aus dem Londoner Finanzdiktat um 133 Milliarden in 
4K Jahren oder um jährlich 30 Milliarden Papiermark hin* 
aus .... Wir werden die Kredite, die wir zur Erfüllung des 
Wiesbadener Abkommens benStigeui nicht zu S Prozent er- 
halten, sondern müssen wahrscheinlich das Doppelte anlegen. 
Man kann daher ruhig sagen, daO wir die gesamten Vorleistun- 
gen vfillig zinslos an Frankreich stunden. Somit bekommt 
Frankreich seinen Wiederauß>au von Deutschland umsonst 
finanziert, kann sich gegen Inflation schOtzen and seine Staats- 
einnahmen für andere Zwecke verwenden. Deutschland hin- 
gegen gleitet mit seiner Währung weiterhin dem Abgrunde zu. 
Auf die Vermeidung der franzSsischen Inflation ist in dem Ab- 
kommen jedwede Rficksicht genommen, auf die Besserung der 
deutschen Inflation aber gar keine . . , Die Kohlenlieterungen 
werden uns nicht zum Auslandspreis, sondern nur zum deut- 
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■eben Inlandspreis zuzüglich der TransporÜEosten angerechnet 
DeutschUnd hat aul den Fobpreis verzichten müssen . . . Das 
ist eine weitere finanzielle Verschlechterang um mindestens 
200 Millionen Goldmark oder 6 Milliar4en Papiermark für 
uns . . . Wir sind infolge des Wiesbadener Abkommens gezwnn- 
gen. 25% unseres Ausfuhrwertes in den nfichsten 4U Jahren an 
Frankreich zu liefern. Hierdurch werden wir wahrscheinlich 
von zahlreichen Auslandsm&rlEten abgedringt . . . Dann erhalten 
.wir keine Devisen zur Bezahlung unserer ReparatioosverpOich- 
tungen, und unsere Feinde haben die Möglichkeit, wieder neue 
ZwangsmaBnahmea gegeta uns zu ergreifen . . . Die Preise sollen 
vierteljährlich durch eine Kommission festgesetzt werden. Je 
nach der Konninktnr kann auch hierin ein schwerer Verlust 
für Deutschland liegen. So ist Deutschland gezwungen, seine 
Waren an Frankreich nicht nur zum groBen Teil vorschuBweise, 
sondern auch erheblich billiger zu liefern, als die französische 
Industrie gewillt oder imstande wäre . , . Durch das Wies- 
badener Abkommen werden höchstens lOX unserer erhöhten 
Leistungen tatsSchlich durch Sachleistungen abgedeckt . . . Was 
die Organisation der Sachleistungen anbelangt, so sdieint es, 
daß sich Herr Rathenau für eine gewisse Zwangswirtschaft ent- 
schieden hat, was im Interesse unserer Wirtschalt aufs leb- 
hafteste zu bedauern wfire . . . Diese Art des Abschlusses le- 
benswichtiger Verträge verstößt gegen die demokratisch-parla- 
mentarischen Grundsätze, die sich das heutige Deutschland 
aufgerichtet hat." 

Aus dem anderen „T a g"- Aufsatz „Ein empfindlicher 
Rechenfehler" bringe ich folgende zutreffende Äußerungen: 

„Wir wollen dahingestellt sein lassen, wie weit hier ein wirk- 
lich freies, nicht diktiertes Abkommen vorliegt, und nicht 
untersuchen, wie sehr sich der eine, vermeintlich freie Kon- 
trahent von der von keiner Philosophie angekränkelten Ge- 
schäftsgewandtheit des anderen hat einwickeln lassen .... 
Der Minister übersieht nur, daß die deutsche Industrie nicht 
in der Lage ist, den Gegenwert ihrer Leistungen ebensolange 
zu kreditieren, wie es Deutschland Frankreich gegenüber tun 
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will .... Wohl aber sind wir sicher, dafi Frankreich auf 
Jahre hinaus einen so groSen Teil der deutschen Produktion 
für sich beanspruchen kann, daß unsere WerktStigkeit in bezuj 
aul andere Länder, wo sie bessere Preise zu erzielen vermöchte 
als die durch das Wiesbadener Abkommen kfinstlich niedrig 
gehaltenea franzSsischen, erheblich beeinträchtigt wird. Leider 
macht das Abkommen die fremden Märkte zu einem guten Teil 
für die französische Produktion frei, die ihrerseits in der Lage 
ist, sich mit vervielfachter Kraft auf die Ausfuhr zu werfen. 
Uns dagegen verschließt das Abkommen die Auslandsmärkte 
in erheblichem Maße, indem es uns vorzugsweise für Frank- 
reich zu liefern zwingt, während wir doch nicht imstande sind, 
unsere Erzeugung in unbegrenztem Maße zu erhShen." 

Es ist unverkennbar, dafi diese Darstellungen von tiefgehen- 
dem Sachverständnis und richtigem Urteil zeugen. 

Nicht minder hoch rechne Ich es der „Deutschen 
Tageszeitung" an, daß sie für die Erörterung des Wies* 
hadener Abkommens zu wiederholten Malen ganze Seilen ihres 
Blattes eingeräumt und auch mir die Gelegenheit gegeben hat, 
meine Meinung zu sagen. Um mich nicht zu wiederholen, will 
ich eine Wiedergabe meiner Auffassungen in diesem Kapitel 
vermeiden und nur feststellen, daß die „Deutsche Tages- 
zeitung" auch ihrerseits das Übermaß des Entgegenkommens 
auf deutscher Seite gegenüber einem „Roßtäuscherverfahren" 
auf der anderen, wo man zunächst zum Scheine noch härtere 
Forderungen gestellt haben mag, entschieden verdammt. 

Besonders tief hat auch die ,J> e u t s c h e Zeitung" in 
ihrer Ausgabe vom 7. Oktober den Sachverhalt durchschaut: 

,J)as ganze Übereinkommen trägt den Stempel eines Diktats 
von Paris. In allen Absätzen kann man feststellen, wie Frank- 
reich bewußt jeden Vorteil auszunutzen verstanden und wie 
der deutsche Unterhändler Schritt für Schritt nachgegeben 
hat .... Wir haben also weiterhin durch Finanzleistungen 
Frankreich in für uns undurchführbarem Maße in seiner Wirt- 
schaft zu unterstätzen .... Es ist sehr wohl mSglich, daß 
hier die Ueberspannung unserer Kräfte vermehrt wird, so daß 
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gerade dieses Abkonunen, das tms vor eiaem Hinabgleiten in 
den Abgrund bewahren soUle, uns vielmehr eine noch einiger- 
nuBen erträgliche Basis in katastrophaler Schnelligkeit ver- 
lieren läSt .... Es fragt sich nur, inwieweit Ratheaan -Ue 
F i nanzlage Deutschlands und die demenlsprechende Prodoktioa 
der deutschen Industrie richtig eiageschitzt hat Hier scheint 
uns in vielen Zügen ein groBes Verkennen der organischen 
Möglichkeiten vorzuliegen, tmd es ist fast als sicher anmneh- 
men, daB die Wirklichkeit dieser etwas phantastischen Theorie 
Rathenaos gegenfiber sich wesentlich anders verhalten wird, 
als es die Schrittmacher und Anhänger Rathenans glauben an- 
nehmen zu dürfen." 

Nicht minder scharf in der Verurteilung des Abkommens geht 
Graf Westarp in der .JCreuz-Zeitung" vom 7. Oktober 
mit ihm ins Gericht. Er schreibt u. a.; ,Jn seiner Gesamtheit be- 
deutet das Abkommen eine neue schwere Schädigung Dentschr 
lands, die hätte vermieden werden sollen .... Bezeichnend 
ist doch auch, daB der Gedanke, das Abkommen nicht erst dem 
Parlament zu unterbreiten, franz&sischen Ursprungs sein dürfte. 
.... Herr Rathenau nahm in seinen Vorträgen, z. B, In 
München, sorgsam Rücksicht auf das Bedürfnis Frankreichs, 
seine Inflation nicht ins ungemessene steigen zu lassen; Deutsch- 
land wird durch diesen Vertrag gezwungen, über vier Jahre 
hindurch an seine inländische Industrie Erzeugnisse im Werte 
von etwa 1000 Millionen Goldmark mit Papiergeld zu bezahlen, 
um zu erreichen, daB es 350 Millionen weniger Auslandsdevisen 
für die Tributzahluugen zu erwerben braucht .... Alle Kri- 
tiker des Abkommens geben zu, daB es eine geradezu paradoxe 
Lösung enthält Das bis über die Ohren in Schulden sitzende 
Deutschland muB dem grÜSten seiner Gläubiger, Frankreich, 
inhalb Jahre hindurch den Kaufpreis für zwei Drittel ge- 
ger Leistungen stunden. Ein solches Abkommen kenn- 
net sich als eine Ausbeutung der Notlage des Schuldners; 
:hert dem Gläubiger, der es sich zu verschaffen weiß, Vor- 
gegenüber anderen Gläubigem des Schuldners zu, die noch 
unmittelbar vor dem sicher vorauszusehenden Termine der 
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ZahlunjauafSbi^keit des Schuldners nach jeder Richtung hin 
die schwersten Bedenken hervorrufen müssen." 

Der außenpolitische und gefühlamäBige Gesichtspunkt springt 
einem beim Lesen des Aufsatzes „Rathenau — Loucheur" von 
Dr. Eduard Stadtlerin der „Täglichen Rundschau" 
vom 6. Oktober in die Augen. Dr. Stadtler schreibt u. a.: 

„Rathenau begab sich nach Wiesbaden als leitender poli- 
tischer Kopf im Kabinett Wirth, nicht als Ressortminister. 

Da er persSalich mit Herrn Loucheur sich „verständigte", 
glaubte er in seinen persönlichen politischen Eignungen das 
Mittel gefunden eu haben, wie der deutsch-französische Gegen- 
satz heutigentags behoben werden könnte. Als beladener Geist 
setzte er sich damit im Reichskabinett durch. .... Die Ra- 
thenaasche (rankophile Verständigungspolitik war um so be- 
stechender, als sie kleine Tageserfolge versprach. War es z. B. 
nicht schon eine Errungenschaft. daB ein deutscher und ein 
französischer Minister mündlich konferierten? War das nicht 
ein Stück ,V31kerbund'l7 .... Gerade im Zusammenhang mit 
der Politik des Wiesbadener Abkommens ist die Mark kata- 
strophal gestürzt. .... Angesichts des geradezu auffälligen 
Fiaskos dieser Rathenauschen ZielpoUtik muB sogar die Frage 
aufgeworfen werden, ob nicht die Markentwertung durch 
Rathenau selbst mit in Rechnung gestellt worden isti Die in 
dieser Politik sich verhängnisvoll offenbarende Phantasterei 
Rathenaus ünden wir auch in anderen wichtigen Fragen des 
Wiesbadener Abkommens, z, B. in der Frage der praktischen 
Durchführung der Sachleistung. So schrumpfte ihm auch das 
künstlerische Problem des Wiederaufbaus des zerstörten Nord- 
Irankreichs, künstlerisch nach der architektonisch- wirtschaft- 
lichen wie nach der politischen Seite fiin, zum krassen Wider- 
Spruch einer „freiwilligen Leistung" der deutschen Industrie bei 
Schaffung eines staatsbürokratischen Zwangslieferverbands 
von Industrieverbänden zusammen." 

Am folgenden Tage brachte die „T ä g 1 i c h e Rundschau" 
unter der Überschrift „Wiesbaden und Indus triediktatur" eine 
Schilderung der früheren Gegnerschaft zwischen Wirth und Ra- 
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thenau und kritisierte mit Recht die auf Zwanfswirtschalt hin- 
auskuf enden Wirtschaftsorganisationen Rathenaus, Die „Tägliche 
Rundschau" steht nicht an, das Wiesbadener Abkommen ein 
.Aushängeschild für die innerdeutsche Durchfühnug alter Lieb« 
lingspläne des Industriediktators Rathenau" zu nennen. 

Die „Deutsche Allgemeine Zeitung" stellte sich 
am Morgen des 7. Oktober dem Abkommen zunächst günstig ge- 
genüber, da es durchweg den Stempel sachlicher GeschäftsnaäSig- 
keit trage, der französischen Volkswirtschaft wie dem deutschen 
und intemationaiep Geldmarkt gleichermaßen Erleichterungen 
bringe und die deutsche Industrie nicht zu schwer belaste. Das 
Blatt korrigierte aber diese Entgleisung eines allzu regierungs- 
frommen Mitarbeiters in der Abendausgabe des gleicfien Tages 
wie folgt: 

„Die ungenügende Anrechnung und die ungünstige Verzinsung 
der deutschen Vorleistungen sind es, die ein bezeichnendes 
Licht auf die Art und Weise werfen, wie Frankreich mit dem 
geschwächten Deutschland glaubt umspringen zu kSnnes. Im 
Privatleben würde ein derartiges Verfahren gegen Treu und 
Glauben verstoßen. Wenn ein Gläubiger in der glücklichen 
Lage ist, aus einem bis aufs äußerste ausgemergelten Schuldner 
tatsächlich Leistungen herauszupressen, dann wird es ihm nicht 
einfallen, diese Leistungen etwa nur zu einem Teile anzurech- 
nen; er wird froh sein. Überhaupt Zahlungen zu bekommen. 
Man hatte geglaubt, daß die Verhandlungen zwischen Loucheur 
und Rathenau in nüchterner, geschäftlicher Weise geführt 
würden und daß das Resultat eben auch den Charakter eines 
wirkUchen Geschäftes tragen würde .... Was bei den Wies- 
badener Verhandlungen herausgekommen ist, ist ein vollkommen 
einseitiger Vertrag zugunsten Frankreichs und zuungunsten 
Deutschlands." 

Das Stegerwaldsche Blatt „Der Deutsche" stellt fest, 
daß gegen die großen Gefahrenquellen, die in der Lösung des 
Problems liegen, Frankreich — wie das die politische Macht- 
verteilung leider mit sich bringe — sich einseitig gesichert und 
das Recht des Stärkeren weidlich gewahrt habe. 
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Wie diese*, lo hat auch ein anderes bekanntes Regicrunjs- 
or{[an die HiUeatelltinif ffir Ratiienau abgelehnt Ich denkcan das 
»Berli^erTageblat t", das durch die Feder des Dr. Franz 
Sllberstcinam7. und 8. Oktober eine Reihe schwerer Be- 
denken vorbrinjfen licS. „Bis jetzt", schreibt dieser« «haben wir 
mit den Sachleistnngsanforderunjen der Franzosen ^oße Ent- 
täuschungen erlebt, aber die Bemühungen Loucheurs um das Ab- 
kommen und das Wohlwollen, mit dem es in Frankreich auf- 
genommen worden ist, scheinen noch deutlicher hier einen 
Wendepunkt anzuzeigen. Und tatsichlich sind ja die Frank- 
reich Ton deutscher Seite gemachten Zugeständnisse enorm." 
.... Am folgenden Tag aber konnte man lesen: „Das Abkom- 
men, das Rathenau und Loucheur in Wiesbaden unterzeichnet 
haben, sieht nicht ganz so aus, wie man nach der Rede Rathe- 
naus aul der Münchener Tagung des Reichs Verbandes der Deut- 
schen Industrie hätte erwarten sollen .... Dadurch, daß der 
franzSsiscbe Zoll vom franzSsischen Inlandspreis abgesetzt wird, 
liefert die deutsehe Industrie tatsächlich tiel unter dem PreiSi 
den der franzSsische Industrielle für sich in Anspruch nehmen 
würde .... Frankreich erhält demnach seine Waren vcn 
Deutschland nicht nur vorschußweise, sondern auch beträcht- 
lich billiger als von seiner eigenen Industrie and füllt durch die 
exorbitanten Zollaulschläge auf Lieferungen im Mazimalbetrag 
von 7 Milliarden Mark seine Staatskassen .... Noch In einem 
zweiten Punkt sieht das Wiesbadener Abkommen anders ans, 
als erwartet wurde. Es scheint nämlich, als habe man den freien 
Verkehr zwischen franzSsischem Käufer und deutschem Lieferer 
nunmehr völlig ausgeschaltet und als solle nun doch von Orga- 
nisation zu Organisation verhandelt werden. Das ist eine seh^ 
überraschende Wendung .... Ob also das Wiesbadener Ab- 
kommen für uns erträglich sein vrird oder nicht, das wird von 
der Bewegung des Markwertes abhängig sein." 

Von der führenden Presse Bayerns, des zweitgrSßlen deut- 
schen Landes, stell« ich das Urteil der „Münchener 
Neuesten Nachrichten" an die Spitze, die in ihren 
Ausgaben vom 7. und 8. Oktober schreiben: „Der Pferde- 
f Bcp«mlaup«Utlk jgj 



icvGooi^Ic 



VI Du Urieil der Veit 
fuQ löSt sich Dicht verbergen; Frankreich will entscheidenden 
Einflufi aui die deuUche Wirtschaft behalten .... Zu Opti- 
mismus ist durchaus kein Anlaß gegeben." Die „München- 
Augsburger-Abendzeitung" geht mit Rathenau 
schärfer ins Gericht In ihrer Ausgabe vom 9. Oktober 
schreibt sie u. a.: „Denkt dieser Mann nur an den 
Wiederaufbau Nordfrankreichs? Steht ihm nicht die Ver- 
wirklichung weitergehender Lieblingspläne zur Aufgabe, be- 
trachtet er das Wiesbadener Abkämmen nicht nur als eine ~— 
für die deutsche. Wirtschaft Im jetzigen Augenblick allerdings 
sehr nützliche Staffel auf dem Wege zur Planwirtschaft, zur 
Wirtschaftsdiktatur? .... Sicher bt heute nur das eine: Der 
Geist von Versailles und London herrschte in Wiesbaden." 

Beide Münchener Presseorgane kommen zu demselben 
Schluß; Erst müssen die Ententeforderungen ermäSigt werden, 
dann hat es erst Sinn, die Frage zu entscheiden, ob es nützlicher 
ist, in Gold oder in unmittelbarer Arbeit zu bezahlen. 

In Sachsen haben sich wohl am schärfsten die „Dresdner 
Nachrichten" in der Kritik des Abkommens bestätigt In 
einem Aufsatz vom 8. Oktober betonen sie mit Recht, daß Rathe- 
nau zwar von ricbtigeo Grundgedanken ausgegangen bt, sich aber 
offenbar durch Loucheur bestimmen ließ, immer weiter nachzu- 
geben. So konnte nichts anderes als ein klägliches Ergebnb 
herauskommen. Auch in der Regelung der Preisstellung, in der 
Organisationsfrage für die Ausführung der franzSsiscfaen Be- 
stellungen auf deutscher Seile nehme Rathenau die Schwierig- 
keiten viel zu leicht 

Von den Blättern der Wasserkante schrieben die ,J1 a m - 
burgerNachrichten" vom 18. Oktober 1921 u. a.: 

„Mit diesem Abkommen hat Minister Dr. Rathenau das Ver- 
trauen auf seine staatsmSnniscfaea Fähigkeiten ganz gewiß nicht 
gefestigt. Wirklich, et war außergewöhnlich geschickt, dem 
verbissen feindseligen Frankreich einseitige Vergünstigungen 
vor den übrigen Alliierten in dem Augenblick zn verbrieten, 
da die Entscheidung über Oberschlesien fallen mußte und unsere 
einzige Hoffnung an England hing." 
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Daß des Kabinett sich in Wiesbaden auf einen frankophilen 
Kurs festgelegt hat, beweist mit zwingender Logik die „Rhei- 
nisch-Westfälische Zeitung" in ihrer Betrachtung 
vom 7. Oktober 1921: 

„Solche Bestimmungen dürfen wir nicht unterschreiben, da 
sie pervers sind . . . Wir leisten auf Stundung vorweg und 
müssen, weil wir es tun, eTh6ht selbst Auslandskredttc auf- 
nehmen, die uns aber keiner geben wird, weil eben durch unsere 
Vorwe gleis tungen die Kredilbasis weiter geschwächt wird . . • 
Wer aber verbiirgt zudem die dauernde Beschäftigung? Pafit 
den Franzosen irgend etwas nicht mehr, so haben sie einjährige 
Kündigungsfrist, während wir uns bis 1924 die Hände vertraglich 
banden, trotzdem keiner die Marktkonjunktur voraussieht! Von 
nennenswerten französischen Zugeständnissen vollends bSren 
wir nichts. Hingegen praktisch bedeutsamer und lehrreicher 
sind jene Klauseln, bei denen man die Rücksicht auf England 
herausfühlt. Was man franzSsischerseits von Wiesbaden erhofft, 
war eine Verbindung des englischen Reparationssystems mit 
franzfisischer Methode . . . Hier aber wird auch Wiesbaden — 
trotz Rathenau — zum Brettstein im großen Spiel der beiden 
Ententemächte , . . Man kennt Englands innere Krisen: Ab- 
satzstockung, Arbeitslosigkeit usw. Wiesbaden würde sie vet- 
schärfen, denn einmal macht es mehr oder minder finanzielle 
Aufträge an englische Wiederaufbaufirmen unmSglich, weil nun 
überflüssig; zum anderen beireit es die französische Industrie 
von ihren inneren Verpflichtungen und treibt sie — getreu Ra- 
thenaus empfohlenem Rezept — als neuen englischen Konkur- 
renten auf den Weltmarkt . . . Fällt, wie wohl vorauszusehen, 
diese englische Entscheidung im Sinne einer mittleren Linie 
zwischen beiden Standpunkteui so ergäbe sich das nach- 
gerade vertraute Bild einer englisch -französischen Verständigung 
auf deutsche Kosten, zu deren Zustandekommen wir durch 
unsere Wiesbadener Politik selbst die Wege ebneten, indem 
wir uns ohne Gegenkoozessionen festlegten auf eine Politik, die 
bisher von den möglichen Wegen gerade die schlechtesten Aus- 
sichten barg — auf Frankreich." 
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Die „DeutBcheBergwerkszeitun £', die anfönglicli 
(9. Oktober) geneigt Bchien, das Wiesbadener Abkommen als 
einen „Schritt auf dem rechten Wege" zu betrachten, ist schnell 
zu einer richtigeren Erkenntnis gelangt. Sie gab am 16, Oktober 
den weiter unten erwihnten Aulsatz von Dr. Hellferich wieder 
und rückte femer eine bezeichnende Seit? der Wiesbadener Be- 
■prechungen ins rechte Dchti indem sie ichrteb: 

„Es ist ein unerhörter Vorgang, daß der französische Minister 
Loucheur in Wiesbaden die Stirn hatte, die Wiederaufbau Ver- 
handlungen fOr die französische Rheinpropaganda auszunutzen 
und an einen deutschen Minister das Ansinnen zu stellen, ihn 
dabei xu unterstützen! Nichts anderes bedeutet ja sein hinter- 
h&ltiges Verlangen nach vorzugsweiser Berücksichtigung der 
rheinischen Industriel Diese Einmischung Loucheurs in An- 
gelegenheiten, die ihn nichts angehen, muB sich Deutschland 
verbitten. Die sonderbaren Schwärmer, genannt Kontinental- 
politiker, bauen auf Wiesbaden neue Hoffnungen. Ob sie die 
Tatsache nicht doch stutzig macht, daß Loucheur selbst in Wies- 
baden die letzten Endes auf die LosreiOung der Rheinlande ge- 
richtete Politik geradlinig fortsetzte?" 

Von mitteldeutschen Blättern meinte die >.M agdebur- 
gische Zeitung" am 8. Oktober, schon die allgemeine Be- 
lobigung des deutsch- französischen Abkommens in der feind- 
lichen Presse lasse die Vermutung zu, daß Rathenau aus dem 
Wortgefecht mit dem französischen Wiederaufbauminister als 
zweiler Sieger hervorgegangen sei, Das Blatt läßt es an einer 
gewissen Anerkennung des Abkommens nicht fehlen, kommt 
aber doch zu einer klaren Ablehnung der Vereinbarungen an- 
gesichts der einseitigen und drückenden Verpflichtungen für 
Deutschland. 

Der „Hannoversche Kurier" laßt seine Zurückwei- 
sung am 9. Oktober in folgenden Worten zusammen: „Kommt 
das Abkommen, wie seine Väter es doch gewiß wollen, in den 
nächsten 4^/, Jahren zu voller Auswirkung, so sind voraussicht- 
lich seine Folgen: siegreiches Vordringen der französischen In- 
dustrie auf den Auslandsmärkten (denn sonst werden die Fran- 
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zosen nicht viel in Deutschland bestellen); ZurückdrSajen du 
deutschen Ausfuhrhandels; vermehrte Erschwerunf der Gold- 
und Devisenbeschafhing für die Ultimatumszahlunges; fieber- 
haftes Überheizen der deutschen Wirtschaft ohne Mchrertraj, 
vielmehr unter dauerndem AbSufi deutschen VolktvermSgens, 
aus allen diesen Gründen Sinken des Markkurses." 

Die .^chlesische Zeitung" vom gleichen Tage meint 
von ihrem Standpunkt resigniert; „Nichts spricht in Wahrheit 
dafür, daS der Wiesbadener Geist ein anderer w2re als der von 
Versailles, der nun auch aus dem hochentwickelten Oberschle- 
sien ein Land voU Kampf und Qend gemacht hat und es nicht 
zur Ruhe kommen lassen will . . . Rathenan aber, der Wandelbare« 
der das Ultimatum schlechthin als unerfüllbar bezeichnete and 
unmittelbar darauf bereitwilligst aldi als Minister der Erfüllung 
dem Kabinett Wirth zur Verfügung stellte, der Vater der un- 
seligen Kriegswirtschaft, die das deutsche Volk demoralisiert 
hat, der geschiftige Tausendkünstler ... er fühlt sich berclti 
als der Mann, der unsere deutsche Industrie groSzügig organi- 
siert." 

Obwohl ihrer politischen Richtung nach der äuSerstea Linken 
zugehörig, findet die Wochenschrift .J) i c W c 1 1 b fl h n e" den 
Zeitpunkt, zu dem man das Wiesbadener Abkommen abge- 
schlossen hat, so ungünstig gew&hlt wie mSglich. In einem Auf- 
satz „Wirths Erfüllungspolitik" sagt Hans H e i k i n g zu dieser 
Frage: 

„Ans der Verkennung des Tempos, in dem wirtschaftliche 
ErwägUDgen auf die machtpolitische Orientierung der Entente- 
staaten einwirken kSuien, ist auch der ^schluS des Wies- 
badener Abkommens vor der oberschlesischen Entscheidung zu 
erklären. Entweder man wollte durch wlrtKhaftliche Zuge- 
stindnisse Frankreich zu Konzessionen in der oberschlesiscfaeo 
Frage geneigter machen, oder man war der oberschlesischen 
Entscheidung sicher — anders ist die BescUeuoigung des Ab- 
schlusses dieser Verhandlungen gar nicht ra erUlren. Beides 
war grundfalsch. Einfachste Vorsicht gebot, mit Frankreich zu 
verhandeln, aber das Abkommen nicht zu unterzcichneo, bevor 
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der Obente Rat geiproches hsUe — um so mehr, als Louclieur 
offiziell jede Verquickttng des deutsch-franzSsischen R^ara- 
Uonsabkommens mit der obenchlesischen Frage abjeldmt hatte. 
Von Wirths Fehlem iat dies der schwerste." 

Ab ScUnS der Obersicht ober die abtehnenden Urtdie der 
deutschen Tagespressc sei als Knriosnm ein Auszug aas der kom- 
munistischen JlotcnFahne" vom 7, Oktober 1921 wieder- 
gegeben, der CS Torbehalten blieb, Rathenan mit antiscmitiscbem 
Hohn und Spott m behandeln: 

I.Ist ein neuer Messias erschienen? Fast si^te man es ^u- 
ben, wenn man die Jubelhymnea des .Vorwärts' über das Wies* 
badener Abkommen liest. Die kapitaBstische Presse dämpft 
schon die Pauken, die den Messias Ratfaeoau umtosen. Sic 
möchte nicht, daß die französischen Kapitalisten stutzig werden, 
wenn der dabei in Deutschland allzu laut ist. In der Tat, es ist 
ein gutes Geschäft für die Bourgeoisie, das der Messias der A^G. 
getätigt bat. Ffir sieben Milliarden Sacbliefemngeii winken in 
Frankreich; ein kolossaler Absatzmarkt tut sich auf Tor den 
gierigen Augen des deutschen Kapitals. Die Schuldeoeintreibung 
tOr Frankreich wird das beste Gescfa&ft. das die Welt je ge- 
sehen." 

Angesichts der vorstehenden zahlreidien Presseauszfige kann 
man wirklich nicht b^aupten, die kapitalistische Presse habe 
das Abkommen mit Jubel begrSfit Die Haltung des führenden 
Blattes der Kommunisten hat aber den Kommunistenvertreter 
im Auswärtigen Ausschuß des Reichstages nicht gehindert, Ra- 
thenan beizuspriagen. 

Die periodisch erscheinenden deutschen Zeitschriften 
haben bisher bedauerlicherweise nur verhältnismäßig wenig über 
das Wiesbadener Abkommen geschrieben. Eine der eindrucks- 
vollsten Darlegungen befindet sich in Nr, 43 der „Wirt- 
schaftlichen Nachrichten aas dem Ruhrbe- 
zirk", dem amtlichen Blatt der Handelskammein Bochum, 
Dortmund, Dubburg-Wesel und Essen. Dort bat der hervor- 
ragendste deutsche Finaozpolitiker und gründlichste Kenner der 
ReparationspolitikiderReicbstagsabgeordneteDr. Helfferich, 
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eine der ersten größeren Arbeiten über den Gegenstand er- 
scheinen lassen. Helfferich ist einer der wenigen Wirtscbafts- 
kennen die den Verhandlungen im Auswärtigen Ausscbufi des 
Reichstages beigewohnt haben. Seine Darlegungen sind durch 
die Frische der Kritik, mit der er Rathenau begegnet, besonders 
wertvoll. Er weist nach, wie das deutsche Programm der Er- 
setzong unserer Goldzahlungen durch Sachleistungen in die Ka- 
muliening von Geldleistungen und Sachleistungen verkehrt 
wurde. „Durch das Abkommen sind unsere Verpflichtungen picht 
erleichtert, sondern erschwert, ist unsere Lage nicht verbessert, 
sondern verschlechtert worden . , . Die 65% unserer Sachlei' 
stungen an Frankreich, die uns in den nSchsfen 4Vt Jahren auf 
unsere Goldverpflichtungea nicht angerechnet werden und die 
sich bei der Höchstleistung von 7 Milliarden auf 4550 Millionen 
Goldmark belaufen, sind nichts weiter als toter Export. Einen 
solchen toten Export kann sich Deutschland in seiner schwerea 
Bedr&ngnis einfach nicht leisten . . i Man fragt sich vergeblich, 
wie ein Mann von der anerkannten geschäftlichen Klugheit des 
Dr. Rathenau sich zu einem solchen Abkommen hat bereitfinden 
kSnnen . . , Ein Abkommen, das die Notlage eines Landes wie 
Deutschland dahin ausnutzt, daß ihm seine vollwertigen Lei' 
stungen für eine Reihe von Jahren nur zu etwa einem Drittd 
angerechnet werden, kann ich nicht anders denn als ein wucheri- 
sches Abkommen bezeichnen . i . Die „Regierung der ErfOUuog" 
hat mit der Ratiflkation dieses Abkommens die Krisis der Er- 
füllung selbst ganz erheblich verschärft und erschwert" Im 
Reichstage hat dann flelfferich schärfsten Protest dagegen er- 
Iioben, daB die Regierung das Abkommen ratifiziert bat, ohne 
den Reichstag zu fragen. 

iJ) i e Bank" brachte im Novemberheft einen Aufsatz ihres 
Herausgebers Alfred Lansburgh, in dem es heißt: 

,J)er Wunsch, einen mSglichst großen Teil der Reparations- 
schuld in Ware statt Geld abzutragen, auch wenn dies nur um 
den Preis weiterer Opfer zu erlangen sein sollte, kann sehr 
t&richten, aber auch sehr vernünftigen Erwägungen entspringen. 
Er beruht auf Torheit, wenn er Warenleistung und Gsldlelstung 
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&I5 zwei wesensverschiadene Dinge voraussetzt, oU zwei hete- 
rogene ZaUungurten. von denen die eine leicht und die andere 
schwer zu bewirken sei .... Der Schuldner erkauft das 
Recht, seine Schuld nach einem fOr ihn gGnstigen Programm ab- 
xuarbeiteo, mit der Beschränkung, nur solche Waren liefern zu 
dfirfen, ffir die »ein Gegenkontrahent Verwendung hat, 
so daB nicht der Schuldner, sondern das rohstoffliefemde Aus- 
land den Heuptnutzen von der Nachfrage des Gliubigerlandes 
hat .... Das gibt zwar Gelegenheit zu einem gewaltigen 
Bauprogramm, bedeutet eine Blütezeit ffir die GrOnderci und 
Pro{ektmacherei and erzeugt das äußerliche Bild einer soge- 
nannten Hochkonjunktur; es gibt auch erwünschten Vorwandl, 
allerhand kfinstlicbe Konstruktionen, wie Leistungsverb&nde, 
ErffiUungasyndikate usw., planmäßig in die Wirtschaft einzu- 
schmuggeln. In der Wirklichkeit ist es aber ein Raubbau an 
- den nationalen Energien .... Ohne begleitende Anleihen 
und Steuern bleibt .Wiesbaden' unter dem Gesichtspunkt der 
Valuta unwirksam, mit Anleihen und Steuern ist es unter diesem 
Gesichtspunkt überfifissig .... Nichtsdestoweniger ist es eine 
offene Frage, ob es finanzpolitisch klug ist, gerade in den ersten 
Jaliren der Reparationsleistang die Welt ohne wirklich zwin- 
genden Grund von einem Druck zu befreien, den sie selbst fiber 
sich verhängt hat, indem sie Deutschland zu Zahlungen verur- 
teilte bzw. verurteilen UeB, die eine Zerrüttung des Weltmarktes 
unbedingt zur Folge haben muBten .... Im jetzigen Stadium 
der Dinge einen Weg zu weisen, auf dem Deutschland ver- 
meintlich zahlen kann, ohne den Weltmarkt zu genieren, beiBt 
die günstige Aussicht auf Milderung der Reparationsbedingun- 
gen verbauen und somit mehr das Interesse der Entente als 
dasjenige Deutschlands wahrnehmen .... Im flbrigen ist zu 
erwarten, daS dem Wiesbadener Abkommen, soiem es in Kraft 
treten sollte, keine lange Lebensdauer beschieden sein wird. 
Himgeborene Konstruktionen so kfinstlieber Art pflegen schon 
nach kurzer Zeit am Felsen der wirtschaftliches Wirklichkeit 
zu scheitern." 

Es sei dann weiter eine Abhandlung von Dr. Qemens 
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Klein in „Stahl and Eisen" von 17. Oktober erwähnt, 
die alle gegen das Abkommen vom wirtschaltlichen Standpunkt 
zu erhebenden Bedenken Cberslcbtlich zusammenfaßt. Am etn- 
drQcklichsten wirkt hier die folgende Betrachtung: „Es ist. wie 
man mit Recht gesagt hat, unter allen Umständen zu erwarten, 
daB Frankreich von äem Wiesbadener Abkommen dann in er- 
heblichem Maße Gebrauch machen wird, wenn es Gelegenheit 
findet, seine eigenen Erzeugnisse auf dem Weltmarkt abzu- 
setzen. Nimmt aber die Weltkrise schärfere Formen an, so 
wird Frankreich nicht dulden, daB deutsche Fabriken die Werk- 
stoffe zum Aufbau der zerstörten Gebiete liefern. Das Abkom- 
men iiberantwortet uns mit gebundenen Händen den Franzosen, 
während es diesen freie Hand l&fit. Frankreich wird also das 
Abkommen ausnutzen, wenn es uns schwer fällt, zu liefern; es 
wird mit seinen Bestellungen zurückhalten, wenn wir Waren- 
ausfuhr besonders dringend nStig haben. Das ist, neben der 
zeitweiligen Erhöhung der deutschen Finanzlast, die andere 
große Einseitigkeit des Abkommens, auf die ein Kritiker 
in der Presse hinweist: Deutschland darf soundso viel liefern, 
und Deutschland muß sich soundso viel anrechnen lassen. Die 
.notwendige Ergänzung aber auf der anderen Seite; so viel muß 
Frankreich, annehmen, diese Ergänzung fehlt. Und während 
uns das Abkommen einseitig, nach dem Gutdänken der Fran- 
zosen, ffir Frankreich zu arbeiten, zwingt, verschließt es uns 
die anderen Auslandsmärkte in erheblichem Maße, weil wir 
doch nicht hnstande sind, unsere Erzeugung unbegrenzt zu 
•ilifihcn." 

Beachtung verdient weiter die Erörterung, die Erwin Barth 
in der Wochenschrift der deutschen Sozialdemokratie „D i e 
N e a e Z e i t" anstellt. Ich will mich nicht darüber aufhalten, daß 
Barth manche Vorteile in dem Abkommen zn erblicken glaubt 
und sich dabei Irrt, sondern nur wenige beachtenswerte Sätze 
wiedergeben, die Barths Scharfblick und Urteil Ehre machen. 

„In der Hauptsache bandelt es sich darum, den franzfisischen 
Wiederaufbau durch besondere deutsche Unterstützung zu for- 
cieren. Frankreich hat ein großes Bedürfnis nach Bargeld; hohe 
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Militäraos^aben, Entschädigungen, Kriegspensionen, Scholden» 
dienst Iressen enorme Sununen .... Wir haben also bis 1926 
aus dem Wiesbadener Abkommen keine valutarisclte B«ssenin^ 
sondern eine Verschlechterung zu erwarten. Das ist ein ernster 
Einwand gegen das Abkommen .... Mir scheint aber, als 
wran wir, dem Gedanken der Kontinentalpolitik folgend, Frank- 
reich gegenüber zu einer großmütigen Geste ausgeholt haben, 
die einem wohlhabenden Staate besser angestanden hätte." 

Damit ist der Ratfaenauschen Reparationspolitik auch in den 
Kreisen der Mehrheitssozialdemokratie das verdiente Urteil 
gesprochen. Ja, Frankreich hat großen Geldbedarf, insbeson- 
dere für die riesig hohen MiUtärausgaben. So ist es also dahin 
gekommen, daß das entwaffnete, zertretene und ausgesogene 
Deutschland das letzte aufbieten muß, um den franzS^chen 
Militarismus zu füttern. Nach dem Bericht des Armceans- 
Schusses der französischen Kammer vom 29. November 1921 hat 
Frankreich am 1. Januar 1922 nicht weniger als 820 000 Mann 
unter den Waffen. 

Der frühere ReiclisauBenminister Dr. Simons hat in der 
„Deutschen Juristenzeitung" vom 1. November 1921 
das Wiesbadener Abkommen im Lichte des Friedensvertrages 
besprochen. Dabei sagt er u. a. von dem Abkommen, dessen 
Grundgedanken er zustimmt; „Schwere Bedenken sind dagegen 
mit Recht gegen das Abkommen erhoben worden wegen der- 
zeit des Abschlusses und wegen der Bestimmungen über die 
Anrechnung der Sachleistungen. Es scheint, daß Frankreich, 
das schon früher Deutschland gegenüber eine geschickte Ka- 
lenderpoUtik betrieben hat, auch hier einen Druck ausgeübt 
hat, um das Wiesbadener Abkommen noch vor der Entschei- 
dung Ober die oberschlesische Frage unter Dach und Fach zu 
bringen. Unzweifelhaft ist es für Deutschland ein erheblicher 
Nachteil, daß es die neuen Verpflichtungen hat übernehmen 
müssen, ehe es beurteilen konnte, wieweit die Zukunft eines 
seiner wichtigsten Produktionsgebiete ihm die Einlösung dieser 
Zusagen gestatten würde .... Vom Standpunkt des Endziels 
der deutschen Reparationspolitik wiegt das zweite Bedenken 
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schwerer , . . Diese 65%, für die Deutschland der Bankier 
Frankreichs wird, fallen also f&r den Zweck, unsere Geldver- 
pflicbtUDfen an die Entente zu verringern, gerade tn den ersten 
und schwierigsten Jahren aus. FSr Frankreich stellt es im 
wesentlichen nur Rechte fest, die ihm die Durchführung des 
Friedens von Versailles erleichtern; dagegen bringt es ffir 
Deutschland eine Erschwerung der Sachleistungspflicht, ohne 
seine Geldleistungspflicht entsprechend zu mindern." 

Wenn Herr Dr. Simons weiter schreibt, „dafi das Abkommen 
unsere Verpflichtungen aus Anlage IV des Art 233 in mehreren 
Punkten, namentlicti durch Fixierung erträglicher Gesamt- 
mengen und eine angemessene Preisberechnung, wesentlich 
mildert", so erscheint es mir fraglich, ob er den Text der Wies- 
badener Vereinbarungen im Wortlaut vor sich gehabt hat, als 
er seinen Aufsatz schrieb; denn sonst hätte er sich leicht fibcr- 
zeugen kSnnen, daB von einer Mildenmg der Reparationslasten 
durch eine „angemessene Preisberechnung" schwerlich die Rede 
sein kann. Er hält fibrtgens die zeitweilige Erhöhung unserer 
Geldverpflichtungen durch das Abkommen nur deshalb für un- 
bedenkhch, weil diese Verpflichtungen sich ohnehin bereits als 
unerfüllbar herausgestellt hätten und durch ein internationales 
Sanierungsprogramm beseitigt werden müSten. 

Stimmca des Atulmdes. 

Von der ausländischen Presse stehen selbstverständlich die 
IranzSsischen Blätter im Vordergrund unserer Aufmerksamkeit 
Trotz der Vereinbarungen der Minister Rathenau und Loucheur« 
die Verhandlungen geheimzuhalten, hielt sich die franzSsische 
Zeitungswelt nicht an diese Abrede gebunden. R&ckblickend 
kann man sagen, daB ihre Indiskretionen auf keine andere 
Quelle zurückgehen können als auf die französischen Unter- 
händler selbst, denn die französischen Zeitungsberichte erwiesen 
sich bei genauer Prüfung zum weitaus größten Teil als richtig. 
Es liegt nahe, daB Luucheur trotz seines Versprecher", die Ver- 
handlungen geheimzuhalten, keine Bedenken getragen hat, sich 
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der Preasehille zu bedienen; denn seit dem Kriege wetS maa 
im Ausland genau, wie leicht dch du deutsche Gemüt der frem. 
den Presse ötbct. 

Der gewissenhafte, zeitweise sogar ängstliche Rathenaa hielt 
treu und bieder an seinem Wort fest und verzichtete daher auf 
das ungeheuer wichtige Instrument der deutschen Presse, auf 
dem er nach Belieben hätte spielen kSnneo. Die Rücksicht Ra- 
thenaus auf Loucfaeur und seine Befürchtung, den Abschlufi des 
Wiesbadener Abkommens zo gefährden, ging so weit, daß er 
selbst damels das Schweigen nicht brach, als am 27. August 1921 
der „Temps" zur. großen Überraschung unseres Wiederaulbau- 
ministeriums die Ergebnisse der Verhandlungen in fast allen 
ihren Einzelheiten mitteilte. 

Unserem regieningsofaziSseo Nachrichtendienst, ^X^olffs Tele- 
graphischem Bureau, ist von deutscher Seite nichts mitgeteilt 
worden. Es muSte daher sein Wissen aus dem „Temps" 
schöpfen. Das W.T.B. konnte Ende August nur ganz magere 
Meldungen des deutschen Wiederaufbauministeriums bringen, 
aus denen lediglich das eine hervorging, daß eine Reihe von 
Sitzungen stattgefunden hat und daB man zu einem grundsätz- 
lichen Abschluß gekommen seL Statt da0 man den französi- 
schen Wortbruch zum Anlaß nahm, sich von der Geheimhaltung 
auch deutscherseits loszusagen und der deutschen Presse endlich 
reinen Wein einzuschenken, wurde der im Wiederaufbauministe, 
rium tätige Ministerialrat C u n t z e beauftragt, eine schwäch- 
liche Berichtigung in die deutsche Presse zu bringen, die von 
einem unvollständigen und deshalb unklaren Auszug des Ab- 
kommens im „Temps" sprach, der auch einige unrichtige und 
bezfiglich der Nebeoverträge veraltete Mitteilungen enthalte: 
das bekannte offiziöse Dementi, das sich aa Nebenpunkte hält 
und die Hauptsache öbergebt. 

Dafür, daß die französische Presse stets auf dem laufenden 
war, gab Philippe Millet einen Beweis, Er telegraphierte 
am 27. August von .Wiesbaden nach Paris an die Zeitung „Le 
Petit Parisien" den ihm bekannt gewordenen finanziellen 
Gesamtumfang der deutschen Sachleistungen in Höhe von 7 Mil> 
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liarden Goldmark. Er erwähnte bereits die für FraDkreich in 
Betracht kommende HSchstbelastun£ von 1 Goldmilliarde Jähr- 
lieh. Ebenso wußte er fiber die OrgaoisationsErage, über die 
Preis- und Zinsfrage Bescheid. Millet bedauerte damals, daß 
man Rathenau in Deutschland Widerstand leiste, denn ein Schei- 
tem der Politik Rathenau-Loucheur wfirde wiederum zu Zwangs- 
maßnahmen führen, die nichts anderes seien, als die „Fortftii-' 
rung des Krieges mit anderen Mitteln". — Also das barbarische 
Wort des Tigers Clemenceau war den Franzosen eben gut genug, 
um es in die friedliche Er&rterung zu Wiesbaden hineinzuwerfen! 
Ja, Millet ging weiter und drohte, falls Rathenau die oberschle- 
sische Frage aufwerfea würde, würde man die Verhandlungen in 
Wiesbaden sofort abbrechen, so daß es zu keinem Einvernehmen 
käme. 

Am 26. August brachte das „E c h o d e P a r i s", ein Blatt 
' der Opposition, (olgende Erklärung: „Eine ausländische Anleihe 
Deutschlands, welche die Sachwerte als Bürgschaft enthalten 
würde, wie sie vom Reichswirtschaftsminister Robert Schmidt 
vorgeschlagen sind, würde zur Erfüllung der deutschen Ver- 
pflichtungen vollauf genügen und würde Deutschland zugleich 
erlauben, sich im Innern zu konsolidieren. Aber da der Reichs- 
tag hiervon nichts wissen will und da man Frankreich keinen 
anderen ernsthaften Vorschlag macht, wird es wahrscheinlich 
. notwendig sein, zum Zwang der Gewalt zu greifen." 

Solche Einschüchterungs versuche verfehlten bei den deut- 
schen Unterhändlern nicht ihren Zweclc Deutschland sollte 
also das ^esbadener Abkommen nicht in den Kreis seiner poli- 
tischen Berechnungen einstellen, sondern offenbar diese Ange- 
legenheit ohne irgendwelche Rücksichten auf seine politische 
und wirtschaftliche Lage „rein geschäftlich" behandeln, wie es 
uns Rathenau in München denn auch ausdrücklich versichert hat. 
L o u c h e u r , der erfahrene Politiker, dagegen stand auf der 
H6he seines Könnens. Das beweist eine Mitteilung, die er Mitte 
September dem ,>l a t i n" machte, wo er, über die finanziellen 
Rückwirkungen des Wiesbadener Abkommens befragt, folgendes 
erklärte; „Während d«r Verbandlungen habe ich mich darum 
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{[eküinmert, was geschehen würde, wenn Deutschland Bankrott 
machen würde. Für den Fall würde Frankreich die Zollkontrolle 
über die Ein- und Ausfuhr übernehmen. — Nur England hat sich 
bisher grundsätzlich diesem Abkommen gegenüber feindlich ge- 
zeigt, doch scheint es nunmehr besser unterrichtet zu sein, such 
den Zusammenbruch Deutschlands zu befürchten und infolge- 
dessen die für Frankreich praktische Garantiepolitik treiben zu 
wollen. Es ist unbedingt notwendig gewesen, mit Deutschland 
Abmachungen zu treffen; denn sie erscheinen billig und den 
Interessen Frankreichs günstig." 

Damit hat ako Loucheur selbst genau dasselbe bestätigt, 
was Dr. Helfferich dem deutschen Wiederaufbauminister vor- 
gehalten hat, nämlich, daß sich Frankreich in einer Notlage 
behinden hat, sich mit uns über die Wiederaufbauleistnngcn zu 
verttSndigen. and daß es an den deutschen Unterhändlern ge- 
legen hat. wenn Deutschland diese Notlage nicht zu seinen 
Gunsten benutzt hat. 

Was England anlangt, so muß man, entgegen Loucheur, fest- 
stellen, daß die englische Regierung bis Anfang November noch 
keinen endgültigen Standpunkt in der Frage eingenommen hat. 
Sein Vertreter in der Reparationskommission hat jedoch wie- 
derholt Einwendungen gegen das Abkommen erhoben. 

Wenige Tage vor der Unterzeichnung des Abkommens, aber 
nach der Münchener Rede Rathenaus, schrieb das „J o u r n a 1": , 
,J)ie Durchführung der Abmachungen von Wiesbaden ist der 
beste Beweis der Zahlungsfähigkeit Deutschlands und wird auch 
dessen finanzielle Lage verbessern. Wenn Deutschland wäh- 
rend dieser vier Jahre mehr zahlen kann, als man von ihm ge- 
fordert hat, so kann es auch später nicht versichern, daß es 
seine Verpflichtungen nicht erfüllen kann." 

Hier enthüllt sich ganz schamlos die Raffgier, die der fran- 
zösischen Reparationspolitik das Gepräge gibt. Für genaue Be- 
obachter der französischen Politik, die ein gutes Gedächtnis 
und nichts vergessen haben, was seit dem WaffenstiUtand von 
CompiSgne über uns verhängt worden ist, bedeutet diese Äuße- 
rung des „Journal" keine Überraschung. Eine ganze Reih« 
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deutscher Publizisten bat mit groBer BefQrchtung derselben 
Auffassung Ausdruck verliehen, die das »Journal" mit aller 
Offenheit verkündet 

Es gibt zu denken AnlaB genug, wenn man ferner beobach- 
tet, welcher Umschwung sich in der franzSsiscben Presse zeigte*, 
als mit der Unterzeichnung des Abkommens für Frankreich ein 
neuer großer Erfolg gebucht werden konnte. „L e Petit 
Journal" sagte am 7, Oktober triumphierend: „Frankreich 
wird in vier Jahren für die schöne Summe von 7 Milliarden 
Goldmark Waren erhalten, ohne daß die Barzahlung beeintrKch- 
tigt wird," 

Philippe Millet schrieb am gleichen Tage, deutscher- 
seits würden große Anstrengungen nötig sein, um die erforder- 
lichen Mittel zu stelleo, mit denen die Leistungen bezahlt wer- 
den müßten. Nach einer Rücksprache mit Rathenau drahtete 
ferner Millet nach Paris, die vorgesehenen deutschen Organi- 
sationen würden bis zum 1. Dezember arbeitslähig sein; das 
Wiesbadener Abkommen habe einen genialen Mechanismus ge- 
schaffen, der ein HScbstmaß von Organisation mit der grfißt- 
m&glichen Freiheit für den einzelnen verbinde. „L e Petit 
P B r i s i e n" fuhr fort: „Man müsse den politischen Geist und 
den vollkommen guten Willen Rathenaus bezeugen und ihm An- 
erkennung zollen. Zum erstenmal seit dem Krieg sei man glück- 
lich, dem politischen Sinn und dem völlig guten Glauben eines 
Deutschen huldigen zu können, n&mlich dem Wiederaufbau- 
minister Rathenau." 

Es muß schon seinen Grund haben, daß einer der ver- 
bissensten Deutschen!einde auf einmal den deutschen Wieder- 
aufbaunüniater Rathenau zum Liebling der französischen Presse 
macht 

„L c Petit Journal" wußte weiter zu berichten: 
,3BtI)enau bat mitgeteilt, daß er nach Wiesbaden die notwen- 
digen Vollmachten mitbringen und keinen Widerspruch 
gegen die bisherigen strittigen Punkte erheben werde." 

Die Genehmigung zur Unterzeichnung war offenbar ein 
großes Geschenk, das Rathenau Loucheur nach Wiesbaden mit- 
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gebracht hat. Bedauerlich genug, daß die starke sachliche Op- 
position, die er in M&nchen und im Auswärtigen Ausschuß er- 
fahren hatte, kaum eineti Eindruck auf ihn gemacht hat. 

Das „Journal des D £ b a t s" schrieb am S, Oktober: 
..Wenn wir zwei Jahre Zeit gewinnen können, unsere heimge- 
suchten Landesteile viel früher als gedacht wieder instand zu 
setzen, so ist das ein Vorteil, der einen unberechenbaren 
Wert hat." 

Der „M a t i n" brachte am 7. Oktober die Mitteilung: „Frank- 
reich braucht Geld, um Bestellungen für den Wiederaufbau zu 
machen. Jetzt ist Frankreich von dieser Sorge befreit und kann 
seine Mittel für andere Zwecke verwenden.". 

Am 8, Oktober sagte der „Matin" in seinem Aufsatz, über- 
sclirieben „Die Vorteile": „Das Wiesbadener Abkommen ist 
weit entfernt, den franzSsischen Industriellen zu schaden. Es 
wird im Gegenteil zu einer Beseitigung der Wohnungsnot und 
der Industriekrise führen," Dasselbe Blatt leistete sich wenige 
Tage später eine unerhörte Presselüge, indem es eine Unter- 
redung mit Dr. Sorge, dem bekannten Direktor der Krupp- 
werke und Präsidenten des Reichs Verbandes der Deutschen In- 
dustrie, seinen Lesern vorsetzte. Nach einer ErklSrang 
Dr. Sorges war die ganze Nachricht des „Matin" von A bis Z 
erdichtet. 

Wenige Tage vorher hatte auch schon der „I n t r a n s i • 
g e a n t" gelogen, Hugo Stinnes habe dem Wiesbadener 
Abkommen zugestimmt. 

Der „T e m p s" faßte am 16. Oktober die Vorteile folgender- 
maßen zusammen; ,3rstens wird sich die Ausfuhrfähigkeit 
Deutschlands in demselben Maße verändern, wie man sich des 
Wiesbadener Abkommens für französische Zwecke bedient, 
zweitens der französische Schulden dienst entlastet Angesichts 
dieser günstigen Lage hat Frankreich ein offenkundiges Inter- 
esse daran, durch Vorausempfang einen möglichst großen Teil 
des Kapitals der Schuldforderungen von Deutschland hereinzu- 
bringen. Die Lieferungen, die Frankreich durch Ausnutzung 
des Wiesbadener Abkommens erhalten wird, bieten für dieses 
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Ziel eis begrenztes, aber wirksames Mittel, ohne nocb die Er- 
leicbtemnfen in Recbnim£ xu stelleo, die dem' franzfisischen 
Finanzwesen erwachsen kfinnen." 

•X'Echo de Paris" stellte am 7. Oktober die fiberaus 
schweren Bedingungen fest, die Deutschland auf sich nehme, 
indem es Busfahrtei „Wenn Deutschland das Wiesbadener Ab- 
kommen loyal durchfOhren will, dann muß es eben so schwere 
Opfer auf sich nehmen, wie sie ihm im Mai zu London auf- 
erlegt worden sind. Die Erfüllung des Abkommens wird auf 
die Dauer für Deutschland so schwierig, daß es sehr bald ver- 
suchen wird, sich seinen VerpHichtungen zu entziehen, wenn 
sieb die MSglichkeit da2u bietet" 

Nur P e r t i n a X , ebenfalk Mitarbeiter des „Echo", war 
unzufrieden; offenbar gingen ihm die Vorteile des Wiesbadener 
Abkommens noch nicht weit genug. 

Das trlournal de Reims" schrieb: „In vi^r Jahren Ist 
der industrielle Wiederaufbau mSglich. In zahlreichen Industrie- 
zweigen werden wir uns von der ausländischen Belieferung un- 
abhängig machen. Deutschlands Ausfuhr dient der Reorgani- 
sation unserer Industrie, die es der geinigen unterwerfen wollte." 

Eine Zeitlang schien es tatsächlich so, als ob Frankreich in 
Wirklichkeit nocb ein weiteres glänzendes Geschäft machen 
wfirde. Einer VerSUentlichuog des „T e m p s" vom 27. August 
kann man nämlich entnehmen, daB neben den Lieferungen an 
Industriematerial, Kohlen und Vieh ein viertes Abkommen ver- 
handelt worden ist, das für die Einfuhr von allen möglichen 
Waren aus Frankreich nachDeutschland hohe Kon- 
tingente vorsah, ohne Rücksicht auf die deutschen Bestrebungen, 
den Luxuskonsum durch Einfuhrverbote zu beschränken. Es 
ist bekannt, daß in Wiesbaden über diese Sonderfrage keine 
Vereinbarungen getroffen worden sind, offenbar deshalb, weil 
das deutsche Reichswirtschaftsministerium sich diese seinem 
Aufgabengebiet vorbehielt. Immerhin sind die von deutscher 
' Seite Frankreich gebotenes Vorteile so riesengroß, daß es er- 
klärlich ist, daß fast die ganze französische Presse sie anerken- 
nen muß. 
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Mit Naditeilen recbom mr gewisse Indnstrie- mul Handeb- 
kreise, die sich in der „F£d£rstioB des connmer» 
fsatsetindnstrielsayaDtitiiirobilisis** xnsaia- 
mengeschlossen haben. Diese Verein^nng erldärte in eiäcr -an 
Loocheur gerichteten Denkschrift das Wiesbadener Abkommen 
für anannehmbar, da die Lietemng von 7 GoUmilUarden dent» 
■eher Ware die gesamten Materialliefennigen für die zerstörten 
Gebiete aufzehre. Die Vereinigung veriangte MaSregehi da* 
gegen, daB die deutschen Sachleisinngen automatisch den Ruin 
des franzfistschen Wiederaufbaus herl>eiführen. 

Es ist angesichts der amtlichen franzSsbcben Pretsdiückerei 
Deutschland gegenüber durchaus richtig, daB manche Zweige 
der Iranzösischen Industrie die Befürchtung hegen müssen, dafi 
ihnen durch den deutschen Wettbewerb infolge des Wiesba- 
dener Abkommens das Leben sauer gemacht werden wird. Da- 
her haben neuerdings auch die Bauunternehmer und MetaQ- 
lieleranten nnd femer die Backstein* und Ziegelfabrikanten in 
Denkschriften an die französische Regierung ihre ernsten Be- 
denken gegen die Wiesbadener Vereint>arungen geäußert, Sie 
erkennen zwar die Gründe zur Umwandlung der immer zweifel- 
hafter werdenden deutschen Barzahlungen durch Warenliefe- 
rungen an und beanspruchen auch nicht das alteinige Recht für 
die Belieferungen der zerstörten französischen Gebiete. Allein 
die französischen Industriellen verlangen die Gewißheit, daB 
Bestellungen nur dann nach Deutschland gegeben werden, wenn 
die französische Industrie, die ihren Vorrang behalten mufi, den 
Bedarf nicht schnell genug decken kann. Daran knüpfen sie 
die Befürchtung, daB die französischen Industriezweige ver- 
schwinden werden, falls künftig mehr deutsche Waren für den 
Wiederaufbau herangezogen werden sollten. 

Vornehmlich sind es diese Denkschriften der französischen 
Industrieverbände gewesen, die in der Kammer dem Minister- 
präsidenten vorgehalten worden sind. Denn B r i a a d muBte 
sieb wiederholt mit dem Wiesbadener Abkommen beschäftigen. 
Dabei äußerte er unter anderem: «tWarum sollte Frankreich 
auf eine neue Zahlungsform mehr, die sich uns bietet, verncb- 
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ten? Wir haben uns doch nicht verpHtchtet. sondern uns eine 
Option, also ein neues Recht, einräumen lassen." Ein andermal 
rief Briand aus: „Mit Beunruhigung habe ich festgestellt, dafi 
Herr Rathenau nicht im neuen Kabinett Wirth erschienen ist; 
denn mit ihm hat Loucheur die Verträge von Wiesbaden ge- 
schlossen, welche uns nur Rechte verschaHen, aber 
keine Verpflichtungen auferlegen. Wir haben 
eingesehen, daß diese Verträge durchaus notwendig waren, um 
der Welt zu zeigen, dafi wir Deutschland gegenüber nicht den 
Unerbittlichen (wörtlich den „fntransigenten") spielen. Femer 
sind die Verträge auch wegen der finanziellen Lage und wegen 
der Valuta notwendig geworden." In der Debatte hielt der 
Kommunist C a c h i n dem Ministerpräsidenten vor, er treibe 
Deutschland gegenüber ein politisches Doppelspiel, und fragte, 
ob Briand künftig an der Wiesbadener Politik festlialten und 
auf die Methoden der Gewalt verzichten wolle. Darauf erwiderte 
Briand, das hänge ganz von Deutschland ab. Wenn Deutsch- 
land sqine Verpflichtungen erfülle, habe man keinen Grund, ihm 
Gewalt anzutun. Die Sprache Briands ließ in dieser Beziehung 
nichts zu wünschen übrig. Er wiederholte das früher schon ge- 
brauchte Wort: Frankreich habe „Deutschland an der Kehle" 
and werde schon wissen, sich bezahlt zu machen. Dabei spielte, 
er offen auf das deutsche Privateigentum, iqsbesondere auf daj 
der industriellen Kreise an, die nach Briandi Auffassung in der 
von ihm ausdrücklich erwähnten Deutschen Volkspartei ver- 
treten sind. 

Kein Protest der deutschen Regierung zur Zurückweisung 
dieser unerhörten Pläne Briands wäre scharf genug, allein wir 
wissen, daß wir von unserer Regierung eine derartige Antwort 
nicht zu erwarten haben. 

Interessant bt, daS der „Matin" einmal eine Nachricht 
gebracht hat, wonach auch den Deutschen aus dem Wiesbadener 
Abkommen grofle Vorteile erwüchsen. Das Blatt gab eine an- 
gebliche Mitteilung einer deutschen sozialistischen Zeitung wie- 
der, wonach die deutscheo Industriellen mit ihren Lieferungen 
nach Frankreich 300 bis 400 % mehr verdienen könnten als auf 
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dem deatschen Inlandsmarkt Diese Nachricht tiitff den Stempel 
der Erfindung an der Stirn. 

Außer der Kammer hat auch der Senat das Wiesbadener 
Abkommen erörtert. Am 16. November 1921 maßte Loncbenr 
vor den beiden Senatsausscbüssen für auswärtige Politik und 
f6r Finanzen unter dem Vorsitz Poiacar^ Rede und Antwort 
stdien. Lonchenr betonte dabei, daß die Abmachongen von 
Wiesbaden nicht Sicherheiten bringen, die sich im voraus be- 
rechnen lassen, sondern Hoffnungen und Aussichten« die zum 
Teil auf persönlichen Eindrücken beruhen. Die ganzen Fragen 
Ueßen sich mit einem Satze zusammenfassen: Darf Frankreich 
Zahlungen durch Leistungen nnd Üelerungen annehmen, oder 
muß es darauf bestehen, bares Geld zn erbalten? Wenn die 
Zahlungen durch lieferungen angenommen werden, wie es die 
Regierung für richtig halte, dann müsse auch der Weg gesucht 
werden, diese Lieferungen möglich zu machen. Sie müßten den 
Interessen Deutschlands angepaßt werden und dürften dabei die 
Interessen der französischen Industrie nicht schidigen. Der 
Minister meinte, daß das Wiesbadener Abkommen diese Vor- 
aussetzungen erfüllt. Sie könnten Deutschland die Möglichkeit 
geben< sich eines Teils seiner Schulden durch Arbeit zu erledigen. 
ohne daß die französische Industrie Schaden erleide. Sie er- 
möglichten den schnellen Aufbau zerstörter Gebiete, aber alle 
Vorteile seien hinfällig ohne die restlose Erfüllung einiger Be- 
dingungen, Zunächst sei die Zustimmung der Aüüerten zu dieser 
Politik Frankreichs notwendig. Die Haltung der britischen Presse 
könnte den Glauben erwecken, daß einige Einwendungen von 
Seiten Englands gemacht würden. Heute aber habe Frankreich 
die Gewißheit, daß das nicht der Fall sei. Die britische Regie- 
rung scheine übrigens entschlossen zu sein, darfiber nächstens 
eine Erklärung abzugeben. 

In England hat man begreiflicherweise die deutsch-fran- 
zösischen Verhandlimgen mit großer Aufmerksamkeit verfolgt; 
war doch die Vermutung nur zu berechtigt, daß Frankreich ver- 
suchen würde, den Löwenanteil aus dem Reparationsgeschätt 
für sich allein herauszuschlagen. Deswegen sahen die Eng- 
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länder die Wiesbadener Verhandlungen stets mit scheelen Aajen 
an. Zeitweise machte England sogar Miene, Frankreich ofEen 
entgegenzutreten. Man vermutete nämlich in England, Frank- 
reich gehe in seinen Verhandlungen noch weit über dJe Fragen 
der Reparationspolittk hinaus und versuche, Deutschland zu be- 
arbeiten und dahin zu drängen, einen besonders günstigen Ver- 
trag für die Einräumung eines denkbar groOen Eicfahrkontin- 
gents für französische Waren abzuschlieBen. Angesichts dieser 
nicht gerade freundlichen Haltung Englands faielt es Loucheur 
fGr geboten, einmal in London seine Aufwartung zu machen und 
die notwendige Aufklärung zu geben. Ob man seinen Worten 
völlig Glauben geschenkt hat, ist zu bezweifeln. Autfällig ist 
jedenfalls, daß die englische Presse sich in der Frage 
recht zwiespältig verhalten hat. 

Die ,|W estminster Gazette" schrieb am 7. Oktober: 
„Frankreich handelt klug, wenn es seine Vereinbarungen für den 
Fall trifft, daß Deutschland in der Reparationsfrage Bankrott 
macht." Dies stimmt fast wörtlich mit früheren Darlegungen 
Loucheurs Qberein. Das Blatt fährt fort: „Wenn die Kluft 
zwischen Frankreich und Deutschland durch geduldige und 
freundschaftliche Verbandlungen bis zu dem Grade überbrückt 
werden kann, so muß das in England Genugtuung hervorrufen-" 
— Am 10. Oktober druckte das Blatt eine Mitteilung seines 
Pariser Berichterstatters ab, aus der folgendes hervorgeht: Die 
Lage sei einfach die, daß Deutschland nicht in bar zahlen könne. 
Frankreich bähe daher mit Deutschland vereinbart, daß es in 
Waren zahlen solle. Deutschland bezahle in Waren nicht an 
die Alliierten allgemein, sondern nur an Frankreich. Die Soli- 
darität der Alliierten, die die Erfüllung des Friedensvertrages 
fordere, sei aufgegeben. Der Versailler Vertrag sei gerichtet. 
Frankreich handle außerhalb des Obersten Rates, außerhalb 
der Reparationskommission. Die Reparationskommission müsse 
ihr eigenes Todesurteil genehmigen. Jedermann wisse jetzt, daß 
die Bemühungen Deutschlands, das Geld aufzubringen, um die 
Alliierten In annehmbaren ausländischen Werten zu bezahlen, 
die mit deutscher Mark angekauft werden müßten, verhängnis- 
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voll waren. Di« Mark fiel, und mit der M«rk der Frank. AD- 
geroein werde eingesehen, daß diese Zahlungen unmSglich fort- 
dauern kBnnen. Die anderen Aüiiertea, insbesondere England, 
kennten deutsche Waren nicht annehmen. Für England sei es 
besser, die Iioffnungriose Schulden eintreibung aufzugeben zu- 
gunsten eüier Politik der Wiederherstellung des Handels in 
Europa, Das Londoner Abkommen verschwinde nach und nach. 
Die gesamte europäische Politik werde jetzt in neue Bahnen 
geleitet. Das Wiesbadener Abkommen bedeute, daß das Lon- 
doner Abkommen preisgegeben werde und dafi England nach 
sieben Jahren keine weiteren deutschen Zahlungen erwarten 
könne. Englands verwüstete Gebiete seien die veriorenen aus- 
ISndtschen Märkte. 

Am 24. Okiober berichtete die „Westminster Gazette": Die 
Reparationen seien nicht eine Frage zwischen Frankreich und 
Deutschland allein, sondern zwischen Deutschland und den Al- 
liierten. Frankreich bitte England und Belgien nicht mit einer 
vollendeten Tatsache kommen dfirfen. Dasjenige Land, das 
zuerst bezahlt werde, sei wohl das einzige, das etwas erhalten 
werde. Es mfifiten erst BCtrgschalten in ähnlichen Abkommen 
für die anderen Alliierten geschaffen werden. Angesichts der 
Washingtoner Konferenz sehe es so aus, als ob das Wiesbadener 
Abkommen bis zum Januar 1922 hinausgeschoben werde, wo der 
Bankrott Deutschlands allen Gläubigem klar vor Augen treten 
werde. 

Diese Mitteilung stimmt mit einer Meldung des „Daily- 
Telegraph" vom 18, Oktober überein, wonach erst sehr sorg- 
fältige materielle Abänderungen notwendig seien, bevor das Wies- 
badener Abkommen angenommen werden kfinnte. Das Blatt 
führt weiter aus: Auf britischer Seite bestehe keineswegs die 
Absicht, Frankreich bei seinem berechtigten Wunsch, den Wie- 
deraufbau setner zerstörten Gebiete mittels deutscher Unter- 
stützung zu beschleunigen, Schwierigkeiten zu bereiten. Zu- 
gleich suche jedoch das britische Schatzamt für Großbritannien 
das Maximum von erreichbaren Reparationen zu sichern, und aus 
diesem Grunde kfinne es — sei es zugunsten Deutschlands oder 
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Frankreichs — auf irgendwelche wesentlichen britischen Rechte 
nicht verzichten. Der britische Vertreter müßte sich daher in 
der Hauptsache von rwei Faktoren leiten lassen; 1. der etwaigen 
nachteiligen Wirkung des Wiesbadener Abkommens in seiner 
augenblicklichen Gestalt auf Deutschlands Zahlungsföhigkeit und 
2. von dem Umfang, in dem das Wiesbadener Abkommen Frank- 
reich Priorität gewährt 

DaB man auf englischer Seite wegen der Kachprfifung der 
LeistungsfShigkeEt Deutschlands und wegen des neuen Kurses 
in der ReparaliouspoUtik mit sich reden lassen wird, geht aus 
einer Rede Mac Kennas hervor, die er Ende Oktober in 
Chicago gehalten hat, die besagte, der Sturz der deutschen Mark 
■ei ein schwerer Schlag fQr den britischen Handel. 

»D a i 1 7 M a i 1" wußte unter dem 21. Oktober von Verband- 
lungen zwischen Rathenau und dem Berliner englischen Bot- 
schafter Lord d'Abemon zu berichten, die sich auf den Ab- 
schluß eines deutsch- engl: sehen Abkonunens beziehen. Rathenau 
soll dabei die Ansicht vertreten haben, daß Deutschland auf 
Reparationsrechnung Industrieerzeugnisse an Rufitaad liefern 
könnte, wSbrend Rußland diese Waren der britischen Regierung 
in Gold oder Rohstofflieferungen bezahlen sollte. 



Di« ReparaUontkmnmlnion. 

Wiclitiger ab die Pressestimmen des Auslands ist natürlich 
die Ansicht der Reparationskommission, in der alle 
an der Reparation beteiligten Regierungen der Alliierten ver- 
treten sind. Diese mit so vielen Vollmachten ausgestattete 
Kommission bat ilire vorläufige Auffassung in dem Beschluß 
vom 20. Oktober niedergelegt Dieser Beschluß lautet: 

„1. Die Reparationskommission erklärt sich ganz mit den 
allgemeioen Grundsätzen des Wiesbadener Abkommens 
einverstanden, wonach Vereinbarungen vorgeschlagen werden, 
um es Deutschland zu ermöglicheo, den gröDtmSglichen Teil 
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seiner Reparatlonsverpfticli tunken in Fonn von Waren und 
Naturalleistungen abzutragen, namentlich zu dem 
Zwecke, einen rascheren Wiederaufbau der zerstSrteii Gebiete 
herbeiznf ühr e n. 

2. Sie nimmt jedenfalls bestimmt an, daß das Abkommen von 
Wiesbaden Änderungen der Bestimmungen des Teiles VO des 
Versailler Vertrages enthalte, besonders des Artikels 237, Pa- 
ragraphen 12 und 19 des Anhangs II und des § 5 des Anhangs IV. 

3. Da die Reparaticnskomiaisaion nicht zuständig ist, der- 
artige Abänderungen zu billigen, beschließt sie, die Frage den 
in der Reparationskommission vertretenen Regierungen zu 
fiberweisen, und sie richtet gleichzeitig an diese eine Abschrift 
des Memorandums und dessen Anbanges, deren wohlwollende 
Prüfung sie empfiehlt. 

4. Unter Vorbehalt der Garantien, die die alliierten 
Regierungen gegebenenfalls ffir notwendig erachten können, um 
ihre Interessen zu schützen, empfiehlt die Kommisüon, daB 
Frankreich vernünftige Erleichterungen gewährt 
werden sollen, um seine Zahlungen für ergänzende Natnral- 
Ueferungea aufschieben zu können, die Frankreich wahrschein- 
lich während der nächsten Jahre erhält, wenn das Wiesbadener 
Abkommen befriedigende Resultate zeltigt" 

Es ist begreiflieb, daß die alliierten Regierungen nicht zu- 
gunsten Frankreichs auf ihren Anteil aus den deutschen Repa- 
rationsleistungen verzichten, wie er nach Artikel 237 de« Ver- 
sailler Vertrages festgesetzt ist, und daß sie femer daran fest- 
halten, daß nach § 5 der Anlage IV zu TeU VIII desselben 
Vertrags Frankreichs Anspruch gemindert wird, soweit es Re- 
parationslieEenmgen erhält. 

Was die englische Regierung selbst anlangt, so bat 
sie bis in den November hinein von einer Veröffentlichung ihrer 
Stellungnahme abgesehen. Am 8. November jedoch hat das bri- 
tische Auswärtige Amt den Bericht des Delegierten der Repa- 
rationskommission SirJohnBradbury Qber das Wiesbade- 
ner Abkommen veröffentlicht. Man darf wohl annehmen, daß 
dieser Standpunkt des britischen Delegierten völlig dem der 
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englischen Regiening entspricht. In dem Bericht heißt es: 
.Deutschland ist im Begriff, zu der ihm von der Reparationskom- 
missioo anferlegten Last noch eine neue zo übernehmen. Der 
Wnnsch der deutschen Regierung ist berecbtigt. die in Frank- 
reich geschaffenen offenen Wunden zu beseitigen. DeutscUand 
sieht politische Vorteile darin, durch die liefening von Waren 
sich eine Erleichterung in der Beschaffung ausländischer Devisen 
zu erkaufen. Die Tatsache bleibt jedoch beatmen, daß der mög- 
liche Umfang der hinzukommenden Lasten so groB ist« dafi es 
schwerlich ohne Schaden ffir die Erfüllung der Reparationslasten 
die neuen Verpflichtungen erfüllen kann. Die Folgen des Wies- 
badener Abkommens könnten sein, dafi während eines langen 
Zeitraums eine Bevorzugung Frankreichs und eine Benachteili- 
gung der anderen Alliierten eintrete. 

Daher veriangt der englische und mit ihm der italientscfae 
und belgische Vertreter in der Reaprationskommisston Bärg- 
schaften, die auf folgendes hinauslaufen: 

1. Nach einer gewissen Zeit soll keine neue Aufschiebung 
der SchuldeBzahlungen gestattet werden, und die Abtragung der 
aufgeschobenen Zahlungen mufi durch regelmäßige jährliche 
Ratenzahlungen erfolgen. Das Höchstmaß der (Frankreich) zu- 
gestandenen Zahlungsfrist wird von der Zeit abhängen, die man 
ffir notwendig erachtet, um den flauptzweck des Wiederauf- 
baues zu fördern, soll aber sieben Jahre nicht fiberschreitco. 

2. In k^em Fall soll der Gesamtbetrag des Frankreich ge- 
währten Zahlungsaufschubs den Betrag von 4 Milliarden Gold- 
mark überschreiten. 

3. Es soU eine Bestimmung geschaffen werden, nach der 
Frankreich auf das Konto der Reparationskommission Beträge 
cinzuzahlea hat, um den anderen Alliierten ihren Anteil zu 
sichern, den ihnen Deutschland schuldet." 

Das Vorgehen der britischen Regierung ist natöriich in 
Frankreich scharf angegriffen worden. 

Bei Einfügung dieser Bürgschaften kann nach Ansicht der 
britischen, italienischen und belgischen Vertreter das Wiesbade- 
ner Abkommen zur Beschleunigung der Lösung der Rcparationa- 
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fragen in einer ffir Frankreich vorteilhaften Weise beitragen, 
ohne daß dadurch die Interessen der anderen M&chte verletzt 
werden. Daher hat die Reparationskommission das 
Abkonunea den alliierten Refiertinjen einsttminig zur P r fi - 
fang emptohkn, allerdings mit der Einschränkung) daS im Falle 
der Genehmigung immerhin die besonderen Abmachungen Gber 
die Kohlenlielerungen und die Preise von der Re- 
parationskommission noch nachzuprüfen wären. 

In diteser Stellungnahme liegt eine Durchkreuzung der fran- 
zösischen Politik durch England. Belgien ond Italien. Dieser 
Schlag trifft jedoch Frankreich nicht alleiU) sondern auch 
Deutschland, da kein Anlaß zur Hoffnung gegeben ist, daß das 
gesamte Wiesbadener Abkommen für ungültig erklärt werden 
könnte. Man wird das Abkommen gelten lassen, soweit es un- 
günstig fGr Deutschland ist, und man wird es nur ändern, soweit 
nicht Vorteile für Frankreich einen Schaden für die alliierten 
Mächte in sich schließen. 

In dieser Beziehung scheint der Standpunkt der englischen, 
belgischen und italienischen Vertreter derselbe zu sein. Sie 
haben bisher noch nicht dargelegt, wie sie es mit der Frage der 
Anrechnung der 26prozentigen Ausfuhrabgabe auf die Wiedcr- 
aulbauliefeningen halten wollen. Es steht zu fürchten, daß sie 
in ihrem Bestreben, sich selbst keinen Vorteil entgehen lu 
lassen, die Anrechnung der 26prozeotigen Ausfuhrabgabe für 
alle deutschen Lieferungen für Frankreich verlangen. 

Die wichtigste der fremden Regierungen, bei der die Genehmi- 
gung oder Ablehnung des Wiesbadener Abkommens durch die 
Reparationskommission steht, ist die englische Regierung. Am 
29. November ist bekannt geworden, daß England Frankreich 
gewisse Bedingungen für die Genehmigung des Wiesbadener Ab- 
kommens stellt Nach einer Mitteilung des WXB, hat die eng- 
lische die französische Regierung darauf aufmerksam gemacht, 
daß Frankreich das interalliierte Finanzabkommen vom 
13. August noch nicht ratifiziert hat, in dem festgesetzt wurde, 
daß die Reparationssumme von einer Milliarde Goldmark, die 
Deutschland am 31. August bezahlt hat, verteilt werden solle. 
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erstens, um die Kosten des Beutzun|sbeerea zu bestreiten, und 
xweltens, um den Priori t£ts forder ungen Belgiens GenCge zu tun. 
Die britische Regienmf ersncht audi um Einzelheiten darüber, 
welche Schritte Frankreich zu tun gedenke, um die Interessen 
der übrigen GlKubiger Deutschlands zu schützen, wenn das Wies> 
badener Abkommen in Kraft gesetzt werden sollte. Noch deut- 
licher ist ein Aufsatz des sozialistischen , J> a i I y Herald" in 
London vom 1. Dezember. Dort beißt es: ,J)er französischen 
Opposition gegen ein Entgegenkommen an Deutschland wird 
von verschiedenen Londoner Blättern entgegengehalten, daß 
Frankreich mit dem Abschluß des Wiesbadener Abkommens 
eigenmächtig vorgegangen sei und dadurch seine Beziehungen 
zu England selbst gefährdet habe. England könne Frankreichs 
egoistische Politik nicht mehr unterstützen. 

Sollte Deutschland seinen ZaMungspflichten nicht mehr 
nachkommen, so werde sich England soi keiner Zwangsmaß- 
nahme beteiligen. Es sei im Gegenteil sogar zu erwarten, daß 
England Deutschland ermutigen werde, seine Zahlungen einzu' 
stellen, wenn Frankreich nicht in ein Moratorium einwilligen 
sonte." 

Wie angesichts so starker Anfeindungen wegen des Wies- 
badener Abkommens Briand am 6. Dezember 1921 im Senat 
zu Paris erklären konnte, das Abkommen sei ,.in der ganzen 
Welt gut aufgenommen worden, da es den guten Willen Frank- 
reichs gezeigt habe", ist unerfindlich. Briand kann aber auch 
die lebhafte Gegnerschaft im eigenen Lande nicht übersehen. 
die sich sowohl in den industriellen und anderen Kreisen Frank- 
reichs als auch in einigen Senats- und KammerausschGssen deut- 
lich zeigt 

Wenn ich mit diesen in- und ausländischen Äußerungen zum 
Wiesbadener Abkommen auch nur einen Ausschnitt aus der 
Kritik der Welt wiedergegeben habe, so zweifle ich doch weht, 
die verschiedenartigen Strömungen aufgedeckt zu haben, die 
dem Leser das Urleil erleichtern, inwieweit ich in den folgenden 
Abschnitten der Sache auf den Grund gehe. Ich will dabei 
etwas tiefer ■chOrfen, als die im Tageskampf stehende Presse 
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im allgemeinen vermag. Namentlich folge ich dem von Rathcnftu 
im Reichswirtschaftsrat dem deutschen Volk erteilten Rat, attch 
der Bestimmungen des Versailler ucd Londoner Machtspraciu 
zu gedenken. Zeigt aber die vorstehende Presseschau, daB ich 
mit meinen Bemängelungen von Rathenaus Politik nicht allein 
stehe and daß die verschiedensten Kreise und Parteiricbtangen 
an dieser Politik so starke Kritik Qben, daB das Urteil der Welt 
eher zu einer VemrtetluDg neigt als zu einer Anerkennung der 
Taten Rathenaus, so kommt weiter noch in Betracht, daß dessen 
Rolle in Wiesbaden noch mcht zu Ende gespielt war. Die 
nächsten Akte fähren uns nach LondoOi Paris und Cannes, und 
wir werden zu prüfen haben, ob Rathenau auf diesen neuen 
Schauplätzen seiner Tätigkeit das gutgemacht hat, was er In 
Wiesbaden verkehrt gemacht hatte. 
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Verkehrte und ridiiige Reparaiionspolifik. 

IHc ESnbnBe u VolhsTenn6<en. 

Im Kriej hatte das deutsche Volk wenigstens hervorragende 
militärische Führer, sonst hätten wir nicht nur politisch den 
Krieg verloren, soodeni wir hätten es trotz der Tapferkeit 
unserer Tmppen erleben müssen, dafi der Kampf in deutsche 
Gaue hineingetragen worden wäre. Durch die Revolution ist 
Deotschland völlig führer- und kopflos geworden. Wie ein Be- 
iessener taumelt es immer mehr in sein Elend hinein; denn das 
deutsche Volk hat seinen inneren Halt verloren. 

Pazifisten und Marxisten haben verkehrt gehandelt, als sie 
den Lockrufen eines Wilson gefolgt sind. Allerdings waren es 
verführerische VerheiSungen, einem demokratischen Deutsch- 
land, das den Militarismus abgeschworen habe, werde die 
MorgenrSte des ewigen Friedens leuchten. Hatte doch Wilson 
seine Friedensbotschaft mit den berühmten 14 Punkten der 
Welt verkündet und Deutschland zugesichert, daß es „keine 
Annexionen, keine Kontributionen, keine Strafhandlungen" zu 
erdulden habe. Auf dieser Grundlage ist der Vorvertrag vom 
5. November 1918 zwbchen dem Deutschen Reich und den 
alliierten Mächten abgeschlossen worden. Keine Woche ging 
darüber hin, und am 11. November 1918 kam es im Wald von 
Compiigne zu dem Waffenstillstands vertrag, der zweifellos 
schon einen Bruch der Wilsonseben Bedingungen bedeutet hat. 
Das war der Kaufpreis für den freien Rückzug der deutschen 
Truppen aus Feindesland bis über den Rhein. Im Ver- 
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■ ailler Vertrag aber achreit die leindliche Unehrlichkeit 
und der Bruch deg Vorvertrags geradezu zum HimmeL Ver- 
gebens sucht niaa in diesem labyrinthischen Diktat nach den 
14 Punkten Wilsons. Es schien eine Zeitlang, als ob das 
deutsche Volk noch einmal alle seelische Kraft zosammen- 
raffen werde. Der Reichspräsident E b e r t rief an einem Juni- 
tage 1919 einer tausendköpligen Volksmenge In der Wilhelm- 
Straße zu, nie würde Deutschland diesen Frieden annehmen) 
koste es, was es wollel Und sein Freund Scbeidemann 
sprach in der Nationalversammlung, die zu Füßen des bekannten 
Fichtebildes in der Aula der Berliner Universität tagte, den 
Fluch aus: „Die Hand soll verdorren, die diesen Frieden unter- 
zeichnetr Die deutsche Regierung hat dennoch unterzeichaett 
um, wie man sagt, „Schlimmeres zu verhüten". 

Wie weit die durch den Versailler Machtspruch übernom- 
menen Verpflichtungen gehen, war uns lange unbekannt Die 
sogenannten Pariser Forderungen vom 29. Januar 
1921 öffneten uns die Augen. Nicht weniger als 269 Milliarden 
Goldmark, nämlich 226 Goldmilliardeo als feste Leistung und 
12 % des Wertes der deutschen Ausfuhr als veränderliche Lei- 
stung, sollte Deutschland in 42 Jahren für Reparationen zahlen, 
nachdem es bereits von seinem Volksvermdgeo zahlreiche wert- 
volle Teile verloren hatte. Was ist uns nicht alles genommen 
wordenl Von unserem früheren Reichsgebiet ist im Westen 
ganz Elsaß-Lothringen, das Saargebiet und Eupen-Malmedy ab- 
getrennt worden. Im Norden verloren wir ein Stück Nord- 
icbleswigs und im Osten das Memelland, Danzig, die Hälfte 
von WestpreuBen, fast die ganze Provinz Posen sowie das 
Hultschinerland. Davon sind mehr als 5 Millionen deutsche 
Männer und Frauen, Greise und Kinder betroffen worden. 
Von unserm Ackerboden haben wir so viel eingebüßt, daß uns 
12,8 % der Weizenftäcbe, 16,4 % am Roggenertrag und 16.9 % 
von der Gersteoemte fehlen. Unsere Industrie hat — schon 
ohne den Verlust von Oberschlesien — schwer gelitten. Wir 
haben verloren 9 % unserer SteinkohlenfSrderung, etwa 16 % 
der Salinen, 20% der TextilindusUie. 23% der Stahlwerke. 
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31 % der Hochofenwerke und 75 % unserer Eisenerzsch&tze. 
Der Verlust wie^t um so schwerer, als Industrie und Handel 
zugleich die deutschen Kolonien, das sonstige deutsche Eigen- 
tum im Aaslande, die deutsche Handelsflotte und einen großen 
Teil rollenden Eisenbahmnalerials eingebüßt haben. Dazu 
kommen die Zwangslieferungen an Maschinen und Vieh, Kohlen 
und Koks, an FarbstoHen, Ammoniak und ' cbemisch-pharma- 
zeutischen Produkten. Femer ist auf dem Verlustkonto zu 
buchen der Aufwand des Reiches für die Abrechnung der Vor* 
krifegsschulden und der Verlust durch die Entwaffnung: Kurz 
der feindliche Raub am deutschen Eigen- 
tum hatte bereits zu Anfang 1921 das deutsche 
Volks vermögen und die Leistungsfähigkeit 
der deutschen Volkswirtschaft so stark 
verringert, daß Dr. Behnsen und Dr. Genzmer in ihrer 
Schrift „Die Folgen der Markentwertung für uns und die 
anderen" die GesamteinbuBe an deutschem 
Volksvermfigen auf 79 Milliarden Goldmark 
berechnet haben. 

Angesichts solcher Riesenverluste konnte kein Staatsmann, 
der sich seiner Verantwortung bewußt war, zur Annahme der 
Pariser Forderungen raten. Wiederum schien die überwiegende 
Mehrheit deg deutschen Volkes in der Ablehnung der un- 
geheuerlichen Bedingungen der Feinde einig zu sein. Der 
frühere Außenminister Dr. S i m o n s hat auf der zu Anfang März 
1921 in London abgehaltenen Konferenz 30 Milliarden Gold- 
mark als das Höchstmaß dessen bezeichnet, was Deutschland 
tragen könnte. Da unsere Unterhändler den feindlichen For- 
derungen nicht nachgaben, wurden die Verhandlungen ergebnis- 
los abgebrochen. Bei seiner Rückkehr nach Berlin erlebte 
Dr. Simons von einer unübersehbaren Volksmenge einen begei- 
sterten Empfang. Über die rheinische Bevölkerung und Wirt- 
schaft wurden nunmehr von den Feinden die als „S a n k - 
,t i o D e n" bekannten Strafmaßnahmen verhängt, um auf diese 
Webe das deutsche Volk für die Annahme der phantastischen 
Reparationslasten gefügig zu machen. 
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Mit ihrem Druck Auf die rheinische BeTSOceniaj und Wirt- 
schaft Gbten die Feinde die von ihnen erhoffte Wirkung nicht ans. 
Daher sprachen sie im sogenannten Londoner Ultima- 
tum Tom 5. Mai 1921 die Drohung aus, zur Besetzung des 
Ruhrgebiets zu schreiten, sofem die deutsche Regierung ni:ht 
innerhalb von sechs Tagen die neuen ReparationsbediDgaagen 
und noch eine ReiKe sonstiger Forderungen vorbehaltlos anneh- 
men würde. Jetzt wiederholte sich ungefähr dasselbe Scliau- 
spiel wie im Sommer 1919. Man brauchte nur einen Kabiaetts- 
wechsel TOrzonebmen, und es fand sich im Reichstag eine 
Mehrheit, die mit dem Londoner Ultimatum noch schlimmere 
Bedingungen und Lasten auf sich nahm, als die Pariser For- 
derungen bedeutet hatten. Es bedurfte nur neuer Verlockungen 
und Drohungen von außen her, und die Oberzeugung der soge- 
nannten politischen Führer unseres Volkes hatte sich vom Grund 
auf geändert. Wie mannhaft war doch die Erklärung, die der 
Reichstagsabgeordnete Trimbornim Namen aller Re^emogs- 
parteien des Kabinetts Fehrenbach-Simons gegenüber den 
Pariser Forderungen abgegeben hatte: „Die von unseren Geg- 
nern in Paris aufgestellten Forderungen sind für ma unerfüll- 
bar und unannehn^ar. Das deutsche Volk ist entschlossen, 
seine ganze Kraft anzuwenden, um die vertragsmäBig über- 
nommenen Forderungen innerhalb des Rahmens seiner Lei- 
stungsfähigkeit zu erfüllen. Weder die heutige noch irgendeine 
andere Regierung kann aber VerpfUchtungen übernehmen, 
welche diese Leistungsfähigkeit fibersteigen. Das deutsche 
Volk wird, des sind wir gewiß, die Kraft und die Geduld auf- 
bringen, auch die Zeiten zu überstehen, vor die uns Gewalt und 
Rechtsbruch erneut gestellt haben." Auch dem Mehrheits- 
sozialdemokraten Wels fiel es nicht schwer, für seine Partei foU 
gende Erklärung abzugeben; „Selbst wenn wir die Pariser Be- 
schlüsse gegen unsere eigeoe Überzeugung unterschrieben 
hätten und annehmen würden, dann wäre das auch nur ein Pro- 
visorium, denn es würde sich sehr bald herausstellen, daB wir 
außerstande sind, das, was wir unterschrieben haben, auch zn 
erfüllen. Weil wir das mit Sicherheit voraussahen und mit 
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Sicherheit voraussehen konnten, haben irir nicht unter- 
schrieben, weil durch die Annahme der Pariser Beschlüsse durch 
uns nicht ein Augesblick Ruhe geworden wäre," Da& die rechts 
von dem Fehrenbach-Simons-Kabinett stehenden Deutschnatio- 
oalen noch entschiedener aufgetreten sind, brauche ich wohl 
nicht zu betonen. 

Die gegenüber den Pariser Forderungen ausgesprochenes 
Meinungen und Ahnungen waren richtig. Durch die Annahme 
von Bedingungen allein kann man sieb keine Ruhe verschaKen, 
ja nicht einmal durch die Erfüllung. Das hat die Folgezeit deut- 
lich gelehrt, denn die Feinde führen noch ganz anderes gegen 
Deutschland im Schilde. 



IHe Pditik der EtWbai, 

Wie ganz anders klang es von der Tribüne des Reichstags 
am 10. Mai 1920, als der AnnahmeentschluB der neuen Regie- 
rungspartei Tom Zentrum bis zu den Unabhängigen feststand. 
Der neue Reichskanzler Dr. Wirth glaubte die Lage in die 
Worte fassen zu können; »Das Ja bedeutet, daß wir uns bereit 
erklären, die schweren finanziellen Lasten, die man Jahr für 
Jahr von uns fordert, in freier Arbeit zu tragen. Die Ab- 
lehnung aber würde bedeuten die Zwangsvollstreckung in 
unsere ganze Volkswirtschaft, würde bedeuten Sklaven- 
arbeit unter Aufsicht feindlicher Bajonette." Ihm sprang der* 
selbe Wels bei, der als Vertreter der Mehrheitssozialdemokratie 
gegenüber den Pariser Forderungen noch so kräftige Worte der 
Entrüstung gefunden hatte. Herr Wels führte aus: „Unter dem 
Druck angekündigter militärischer Gewaltmaßregeln, angesichts 
des drohenden Verlustes lebenswichtiger deutscher Landesteile 
in West und Ost ist das deutsche Volk zur. Annahme gezwun- 
gen , , Dieser Versuch allein kann den Weg üffnen, der 
aus dem Chaos einer militaristischen Gewaltpolitik heraus zum 
wirkUchen Frieden führt." Der Abgeordnete Trimborn gab 
xliesmal für das Zentrum allein eine Erklärung ab, die folgender- 
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mAOeD lauttle; ,fiei der Abw&gunj der Cifinde für und jegen 
die AbUhnonj haben wir ffir wahndieiiilich ö'achtet, doB d^s 
Deutsche Reich and das deutsche Volk bei der Annahme der 
Forderungen der alliierten Regierungen in seinem Fortbestand 
weniger gelährdet sei als bei den mit ihrer Ablehnung eintreten- 
den Wirkungen." Aach die meisten Demokraten schlössen sich 
jetzt diesem Standpunkt an. SelbBtverst&ndlich auch alle un- 
abhängigen Sozialdemokraten. Die anderen Parteien haben 
aber gegen die Annahme des Londoner Ultimatums gestimmt, 
mit Ausnahme einiger Mitglieder der Deutschen VolksparteL 
Das Ergebnis dieser die Reparationspolitik so einsctneidend 
beeinflussenden Abstimmung war, daS von 393 anwesenden 
Abgeordneten 220 mit Ja gestimmt faaben. 

Nun haben wir also mit den Lasten des Londoner Ultima- 
tums zu rechnen. Über die bereits im Versailler Vertrag ent- 
haltenen Bedingungen und die Kosten der Besatzung hinaus soll 
Deutschland nun eine finanzielle Kriegsentschä- 
digung von 132 Milliarden Goldmark leisten, 
deren Eodwert bei 5 Prozent Zins und 1 Prozent Tilgung 287 
Milliarden Coldmark erreichen soU. Die Gesamtschuld wird 
sich um den erst noch näher festzustellenden Betrag unse- 
rer großen Leistungen bis zum I. Mai 1921 ennäBigen, aber 
andererseits um den Betrag der belgischen Schuld an die Alli- 
ierten erhöhen. Das ist das Ergebnis der Zickzackkurspolitik, 
welche die deutschen Kabinette seit der Revolution gesteuert 
sindl Viermal jährlich sollen wir je 500 Millionen Goldmark 
zahlen und, auf weitere vier Termine verteilt, 26 I^zent unse- 
.rer Ausfuhrwerte. So sind also fast jeden Monat 2^1ilungen 
in Höhe ^on 500 und etwa 300 Millionen Goldmark fällig; nur 
die Monate März, Jon!, September und Dezember sind von 
Tribut Zahlungen frei. 

Dazu kommen noch ganz gewaltige andere Be- 
lastungen aus dem VersaillerVertrag. Eine gute 
Übersicht fiber deren H6he bietet der zu Ende November 1921 
den Mitgliedern des Reichstages zugegangene 2. Nachtrag zum 
Reichshaushalt für die Auslührung des Friedensvertragea. 
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Danach sollen für das laufende Rechnungsjahr vomtApril 1921 
bis Mirz 1922 folgende Summen Tom Reichstag bewilligt 
werden: 

1. für die Besatzungskoiten .... 5828.2 Millionen Mark 

2. fOr den Bedarf der interalliierten 

Kommissionen 727.4 „ „ 

3. f6r Leistungen ans dm Friedens- 

vertrag außerhalb der Reparationen 3256,0 „ „ 

4. ffir Aufwendungen fGr das Aus- 
gleichsverfahren einschliefil. Kars- 
Schwankungen 12000,0 „ 

5. für Ausgaben aus Anlaß des 
Friedensvertrages 4 064,6 „ „ 

25876,2 MUUonen Mark. 

Der Kundige weiß, daß mit diesen 26 Milliarden Mark die 
Ausgaben des Reichs für die angegebenen Zwecke schwerlich 
gedeckt sein werden. Der Reichstag ist nachgerade daran ge- 
wöhnt, außer dem Etat nicht nur eine oder zwei, sondern, wenn 
es not tut, auch eine dritte Nacht ragsfordenmg zu erhalten. 
Es braucht ja nur die Entwertung unserer Mark anzuhalten, und 
die Forderung der Regierung muß erhöht werden. Denn der 
Etat ist auf dem Umrechnungsverhältnis von 40 Papiermark 
^ 1 Goldmark aufgestellt. Wir haben diesen Stand leider schon 
lange verlasset: und müssen heute (November 1921) mit einer 
Umrechnung von 50 und 60, ja vielleicht bald wieder mit 70 Pa- 
piermark = 1 Goldmark rechnen. Es müßte schon sehr gut geben, 
wenn die Besatzungskosteo wirklich nicht mehr als 53 Mil- 
liarden Papiermark für das laufende Jahr betragen sollten. 
Denn, wie bereits oben erwähnt, sind uns in den 29 Monaten 
vom November 1918 bis März 1921 an Auslagen 7,3 Milliarden 
Papiermark entstanden, und außerdem sind uns von*den Fein- 
den noch Rechnungen in Höhe von 3,9 Milliarden Goldmark 
vorgelegt worden; das macht zusammen etwa 4,5 Milliarden 
Goldmark in noch nicht einmal 2'A Jahren aus oder fast 
1,8 Milliarden Goldmark auf das Jahr berechnet. Das ist die 
finanzielle Folge der Tatsache, daß statt 70 000 Mann, wie es 
«ttfänglicb hieß, etwa die doppelte Anzahl Soldaten nach dem 
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Rheinlande gebracht worden Bind, von den Angehörigen der 
fremden Soldaten ganz ZU schweigen, die auf deutsche Kosten 
dort leben und sich nach Kräften am Ausverkauf der Rhein- 
lande beteiligen. Im allgemeinen rechnet man auch jetzt noch 
mit einer Goldmilliarde jährlicher Besatzungslast Denn die 
feindlichen Truppen haben sich bisher kaum vermindert. Die 
Besatzungskosten sind zweifellos höher, als unsere ganze Re- 
parationsfähigkeit beträgt Der ehemalige Außenminister 
Dr. Simons hat ganz recht, wenn er einmal gesagt bat, es komme 
leicht dabin, daß der Schuldner in Sklavenarbeit für den Gläu- 
biger seine Schulden abdienen muB wie in primitiven Zeiten 
und daS der Aufseher mehr kostet, als der Sklave einbringt. 

Auch K e y D e s muS man zustimmen, wenn er am 19, Au- 
gust 1921 in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung" geschrieben 
hat: mEs ist tatsächlich an der Zeit, daß man sich überlegt, ob 
man nicht ein im Jahre 1919 zwischen Clemencean, Lloyd 
George und Wilson abgeschlossenes, in Paris unterzeichnetes 
Abkommen in Kraft treten lassen soll, wonach die von Deutsch- 
land für cGe Deckung der Besatzungslasten iährlich zu zahlende 
Summe auf 240 Millionen Goldmark zu beschränken ist, sobald 
die Alliierten die Überzeugung gewonnen haben, daß Deutsch- 
land die für seine Entwaffnung gestellten Bedingungen in be- 
friedigender Weise erfüllt hat." Alsdann muß man von den 
oben erwähnten Zahlen einmal festhalten, was allein die feind- 
lichen Kommissionen kosten. Bisher hat man nur eine Über- 
sicht in HShe von 727 Millionen für das laufende Etatsjahr. 
Davon erfordert die Reparationskommission allein eine Summe 
von 400 Millionen Mark. Was mag im Laufe des Jahres noch 
alles dazukommen? I 

Die unter 3. erwähnten Leislungea aus dem Friedensverträge 
außerhalb der Reparationen umfassen die Aufwendungen für 
die Entfestiguogen, für die Zerstörung von Kriegsmaterial und 
der Maschinen, die zur Herstellung desselben gedient haben, 
ferner für Rücklieferung von Vieh, Maschinen und sonstigem 
Material. 

Das Ausgleichsverfahren umfaßt diejenigen Beträge, die sich 
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aus der gegenseitigen staatlichen Abrechnung der Vorkriegs- 
schuld zwischen Deutschland und Angehörigen der feindlichen 
Staaten als Passivsalden ergeben. SchlieQlich gehören zu den 
inneren Aufwendungen aus Anlaß des Versailler Vertrages n. a. 
die Durchführung der Entschädigungsgesetze, die Wirtschafts- 
beihilfe für Beamte der besetzten Gebiete, die Kosten für die 
Durchführung der Liquidation deutschen Eigentums im feind- 
lichen Auslande, die Fürsorge für Angehörige der verlorenen 
Gebiete und die FlüchtlingsfOrsorge. 

Die grenzenlosen Forderungen der feindlichen Mächte be- 
deuten nichts anderes, als das deutsche Volk, nachdem man 
seine Wehrmacht gebrochen bat, auch noch seiner Wirtschafts- 
kralf zu berauben. Fühlten sich doch unsere Feinde vor dem 
Krieg nicht allein militärisch, sondern auch wirtschaftlich von 
Deutschland bedroht. Daher nutzten sie ihre durch den un- 
glückseligen Kriegsausgang gewonnene günstige Lage ans. Ihre 
Politik der Schwächung und Lähmung unserer Wirtschaftsmacht 
zieht sich wie ein roter Faden durch die Diktate von Compiigne, 
Versailles, Spa, London bis zum neuen Machtspruch von Genf 
über Oberschlesien. 

Als Dr. Rathenau als Wiederaufbaumiaister 
In das Kabinett Wirth berufen wurde, hatte sich bereits die 
Reichsregierung dem Londoner Ultimatum gefagt. Ganz 
Deutschland war nun darauf gespannt, was Rathenau als einer 
der führenden Männer auf dem Gebiet der Wirtschaft beginnen 
würde, um das Schicksal Deutschlands zu erleichtem. Die Ant- 
wort, welche Rathenau dem deutschen Volk gegeben bat, ist 
widerspruchsvoll. Zunächst hatte er im „Berliner Tageblatt" 
seine Meinung in folgenden Aufierungen dargelegt: 

„Ein zweites Versailles. Wehe den Besiegten und doppelt 
wehe denen, die aus der Geschichte nicht lernen. Heute steht 
nicht die Frage; Besetzung oder Nichtbesetzung, sondern Be- 
setzung sofort oder Besetzung später. Zwischen diesem Sofort 
oder Später liegt der Rest unserer Ehre und Existenz. Der 
Rest unserer Ehre ist, daB wir halten, was wir versprechen, 
und nicht versprechen, was wir nicht halten kfinnen. Der 

197 



icvGooi^lc 



Vn. Verkehrte und ricbtitfc RcpttrationipobÜk 
Zahlungsplan der Entente ist mit absichtlicher Sorglosigkeit ge- 
schrieben. Ein Dokument der Ironie, teils bestimmt, das fran- 
zösische Publikum zu täuschen, teils das deutsche. — Deutsch- 
land soll zahlen, aber nicht wieder hochkommen. Je mehr e> 
zahlt, also ausführt, desto tiefer soll es sich in Schuld ver- 
siricken. Die Fordenug soll in Frankreich nach viet in 
Deutschland nach wenig aassehen. Deutschland soll nie in der 
Lage sein, zu leisten, was es versprochen hat; es soll jedes 
Jahr winseln und betteln, entschuldigen und versprechen, und 
die anderen wollen je nach ihrer Isteressenkonstellation bann- 
herzigi schnSde, drohend oder vernichtend auftreten und das 
Recht zu jeder Repressalie und jeder Folter haben. Das ist nn- 
möglich, und deshalb dürfen wir nicht unterschreiben." 

Dieser Äußerung Rathenaus kann man nur zustimmen. Aber 
was soll man zu der Rede sagen, die er nur zwei bis drei Wochen 
später, Anfang Juni, im Reichstag gehalten hat, ab er Mini- 
ster geworden war? Damals sprach er nämlich folgendes: 

„Wenn ein Papier die Unterschritt meines Hauses oder 
meines Namens oder gar die Unterschrift meines Volkes nnd 
Reiches trägt, dann verteidige ich diese Unterschrift als meine 
Ehre und ab die Ehre meines Landes, Ich halte sie nur für er- 
füllbar, wenn wir entschlossen sind, uns in tiefe Not zu be- 
geben. Darauf kommt es an. Zwischen Michterfüllen und Er- 
füllen liegt d^r Faktor der NoL Die Not hätte ich gern vermie- 
den, die da kommen wird, wenn wir ehrlich erfüllen sollen. Ob 
man erfüllen kann, hängt von dem Maß der Not ab, in die man 
sich begibt. Es gibt keine absolute UnerfüUbarkeit, denn es 
handelt sich lediglich darum, wie tief man ein Volk in Not ge- 
raten lassen darf." So sprach Rathenau als Minister für den 
Wiederaufbau; anders hatte er geschrieben als Präsident der 
A.E,G. 

Wer Rathenau gekannt hat, für den war die Überraschnng 
nicht so groß, denn in seinen Schriften und in seinem Leben ist 
er immer wisder in die auffälligsten Widersprüche geraten. Wer 
sich in diese Seite des Rathenauschen Gedankenkreises ver- 
tiefen mSchte, der folge dem Aufsatz von Dr. Heinrich F r e n - 
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zel „Die politischen Bestsodteile des Mimi- 
stera Rathena u", den er in der von Graf Ernst zu Revent- 
!ow heraua£e£ebenen Zeitschrift nDer Reichswart" Nr, 28 vom 
9, Juli 1921 hat erscheinen lassen. Der Leser wird erstaunen 
fiber die Vielseitigkeit Rathenaus, der sich bald als Imperialist 
und Freund des Kaisers bekennt, bald als Demokrat sozialisti- 
schen Ideen hnldigt. 

Entschiedener als Rathenau ist D r. W i r t h , und zwar von 
TOmhereia, ffir die ErfQllung der auferlegten Lasten eingetre- 
ten. In einer im Juni 1921 zu Essen an der Ruhr abgehaltenen 
Tagung der Christlichen Gewerkschaften bezeichnete er das 
Kabinett als die .Jlegierung der Erfüllung" und rief aus; „W i r 
werden die verlangten festen Jahreszah- 
lungen in Hfihe von 2 Milliarden aufbringen, 
nur nicht den Kopf h&ngen lassen 1" Es ist 
bekaimt, daß das Kabinett Wirth kaum eine Gelegenheit hat 
vorübergehen lassen, ohne dem feindlichen Auslande den deut- 
schen Erfüllungswillen immer wieder von neuem zu beteuern. 
Das geschah allerdings in der festen Erwartung, daß die über 
das Rheinland verhängten ,3uihtiDnen" baldigst aulgehoben, 
und daß uns Oberschlesien verbleiben würde. Schon in der 
Re^emngserkUniog vom 10. Mai 1921 über die Annahme des 
Londoner Ultimatums ist von Dr. Wirtb folgendes wörtlich 
gesagt worden: „Nach seinem Sinn- und Wortlaut bildet die 
Abstandnahme von den .Sanktionen', insbesondere die Nicht- 
besetzung des Ruhrgebiets, die Grundlage der Annahme des 
Ultimatums. Daß wir bei dieser schicksalsschweren Entschlie- 
ßung unseren Blick auch auf Oberschlesiea richten, bedarf 
keinerlei Begründung. In dieser Hinsicht vertrauen wir fest 
auf das Ergebnis der Volksabstimmung." 

„Wir vertrauen fest." In diesen Worten tritt der politische 
Optimismus des Reichskanzlers Dr. Wirth offen zutage. Er ver- 
traut, er hofft, er erwartet vielleicht zuviel, als daß er die 
Schwierigkeiten richtig einschätzt und rechtzeitig die nötige 
Vorsorge trifft Die Wahl des Gesandten Dr. Rosen zum 
Außenminister ist für das Kabinett Wirth ein Fehlgrilf gewesen. 
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Dem aul dem Gebiet der äuQeren Politik so weni£ erfahrenes 
Reichskanzler muBte ein tüchtigeri ich mdchte fast sagen in 
gewisser Beziehung rücksichtsloser Mann gegenübergesetzt wer- 
den, der Dr. Wirth in die Anne fiel, wenn er sich ia unvorsich- 
tigen Äußerungen vergaß. Stall dessen trat in Dr. Rosen ein 
sehr vorsichtiger, bedächtiger, zurückhaltender, ja fast fingst- 
licher Außenminister in das Kabinett ein, der auch Dr. Ra- 
thenau gegenüber nicht die nötigen starken Worte fand, um 
seine Stellung zu behaupten und um auch ihn zum Vorteil des 
deutschen Volkes im Zaume zu halten. Das Vertrauen, das sich 
Kanzler und Wtederaufbauminister gegenseitig scfaenkten, 
steigerte sich, je mehr die beiden Männer zusammenarbeiteten. 
Sonst wären die Lobeserhebungen doch unverständlich, welche 
sich die beiden kurz nach dem Ausscheiden Rathenaus aus dem 
Kabinett in Mannheim und in Karlsruhe in so reichlichem Maße 
gespendet haben. 

Di« BekrSftIgtmg det ngnten Wnieni". 

Das Kabinett, das sich selbst die „Regierung der ErfüUung" 
genannt hat, setzte seinen Ehrgeiz darin, den guten Willen 
zur Erfüllung durch eine große Tat zu zeigen. Die deutsch« 
Regierang wollte ..die politische Atmosphäre ent^ten". Auch 
die Feinde sollten endlich guten Willens werden. Da durfte es 
auf deutscher Seite auf ein Opfer mehr oder weniger nicht an- 
kommen. 

So nährte das ICahiaett die große Erwartung, die hohe Illu- 
sion, es werde ihm durch weiteres Entgegenkommen und Nach- 
giebigkeit gelingen, die Feinde günstig für Deutschland zu 
stimmen. Die Befreiung der Rheinlande von den „Sanktionen" 
und die Erhaltung Oberscblesiens beim Deutschen Reich schien 
einen so hohen Einsatz wert zu sein. Mit dieser Absicht fuhr 
Dr. Rathenau im Frühling 1921 nach Wiesbaden. Es waren 
in erster Linie politische Gründe, welche das Kabinett bestimm- 
ten, die Verhandlungen, die Eh*. Simons nicht zu einem Ergebnis 
hatte bringen können, fortzuführen. Wenn Rathenau später im 
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Widerspruch zu sich selbst behauptet bat, es habe sich in Wies- 
baden um ein rein kaufmännisches Geschäft gehandelt, so ist 
hier der Wunsch der Vater des Gedankens. Denn da die 
Saat von Wiesbaden politisch fruchtlos geblieben ist. mußte 
man wenigstens versuchen, eisen wirtschaftlichen Erfolg daraus 
zu machen. Warum ist aber das Wiesbadener Abkommen für 
unsere Reparationspolitik in jeder Hinsicht ein Mißerfolg? 

Der Versailler Vertrag und das Londoner Ultimatum gehen 
fiber die Leistungsfähigkeit des deutschen Volkes and seine 
Wirtschaft weit hinaus. Daher dürfen wrir keine neuen Lasten 
auf uns nehmen, die dieses Maß noch flberschrelten. Das gilt 
erst recht für freiwillige Vereinbarungen. Das ist eigentlich 
selbstverständlich. Trotzdem ist das Wiesbadener Abkommen 
so gestaltet, daß es unsere schwierige Lage noch mehr er- 
schwert Denn wir müssen im Laufe der nächsten iü Jahre 
bb zu 4 Milliarden Goldmark, also bis zu 250 bis 300 Milliarden 
Papiermark, mehr an Frankreich lielem, als Versailles und 
London von uns forderten. Darin liegt der Haupt- 
fehler des Ra thenau-Pak tes, daß er sowohl 
in Frankreich als auch bei den anderen 
alliierten Mächten, ja vor der ganzen Welt 
den Eindruck erweckt, Deutschland könne 
«US freien Stücken noch mehr leisten, als 
ihm in Versailles und London aufgebürdet 
worden ist Diesen Schritt tat das Kabinett Wirth* 
Rathenau zu einer Zeit, in der das ganze Volk unter der Er* 
ffiUung der Reparationsverpflichtungea schmachtet, so daß die 
Regierung dl« Tomehmste Aufgabe darin erblicken müßte, für 
eine Milderung der untragbaren Lasten einzutreten. Wie steht 
Deutschland aber da, wenn es einst erklären muß, daß nicht 
nur die Zwangsleistungen, sondern auch die freiwillig übemom- 
menea Lasten von uns nicht gelragen werden kSnnen?! 

Dazu tritt der schwere Nachteil, daß wir in Wiesbaden 
auf wertvolle Rechte verzichtet haben, die 
uns Versailles noch übriggelassen hatte. Auch dadurch ist das 
Kabinett Wirth-Rathenau schwer belastet worden. Es müßte 
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eigentlich selbstverstandlidi sein, daß die deutsche Regieren^ 
die in Versailles und London geschaffenen Rechtsgrundlagen 
nicht nur zu erhalten, sondern immer günstiger zu gestalten 
. sacht Statt dessen opfert sie ein Recht nach dem anderen. 
Rechte, um die unsere früheren Regierungen lange gerungen 
haben. Das auffälligste auf diesem Gebiet ist der Verzicht auf 
die hohen Weltmarktpreise für unsere Kohlenlieferungen und 
das Zugeständnis, daB anch die auf dem Seeweg an die Feinde 
zur liefenmg kommenden Kohlen zu dem viel niedrigeren in- 
ländischen Papiermarkpreise berechnet werden können. So 
verzichten wir für die Lieferangen bis zum 1. Mai 1921 allein 
Frankreich gegenüber aaf eine Gutschrift von 200 Millionen 
Goldmark, also nach beutigem Gelde anf 10 bis 14 Milliarden 
Papiennark. Wieviel Milliarden mag uns dieser nnüfaerlegtc 
Schritt noch kosten, wenn Jahr für Jahr unsere Koblen- 
liefenmgen die wichtigsten Reparationslieferungen bleiben?! — 
Denn an eine Annäherung des inländischen Kohlenpreises an 
den Weltmarktpreis ist bei der Erschütterung unserer Valuta 
nicht so bald zu denken. Der für die Kohlen Frankreich gegen- 
über aasgesprochene Verzicht auf den Weltmarktpreis wirkt 
nicht nur auf alle anderen bezngsberechtigten Länder, nämlich 
auf Belgien und Italien, sondern auch auf En^nd, ja selbstver- 
ständlich auch auf den Grundsatz der Preisregelung für andere 
Reparationslieferungen. Mit weisem Vorbedacht und mit vol- 
lem Recht hatte das Kabinett Fehrenbach-Simons in Spa die 
Forderung aufgestellt, daß für alle Reparationslieferungen Welt- 
marktpreise bezahlt werden müssen. Das Kabinett Wirth- 
Rathenan hat hier ohne jeden ersichtlichen Grund nachgegeben 
und die Rechtslage des deutschen Volkes auch für die freiwil- 
ligen Wiederaufbaulieferungen gründlich verschlechtert, indem 
es sich mit der Anrechnung des franzSsiscben Inlandspreises 
einverstanden erklärt hat. Je weniger uns für unsere gold- 
wertigen Warenlieferungen und Arbeitsleislungen angerechnet 
wird, desto mehr entfernen wir uns von der Möglichkeit, die 
uns auferlegten Lasten zu tragen. Hier handelt es sich um 
hohe Milliardenverlaste, 



icvGooi^Ic 



Die BckrSftiJuol des „gutta WiUena" 
Aufierdein bringt uns die Fr:. cht- und Zoilrege- 
lung sowie die Behandlung der Frage der 
26prozentige& Ansfuhrabgabe im Wiesbader 
aer Abkommen eine weitere Verschlech te- 
r a n g unserer Lage, Nach dem VersaUler Vertrag ist es rech- 
tens, daB uns die Fracht vom deutschen Versandort bis eut 
deutschen Grenze gutgeschrieben wird. Von einer Zollzahlung 
und Auferlegung der 26prozentigeD Ausfuhrabgabe für Repara- 
tionslieferungen ist weder im Versatller Vertrag noch in den 
Londoner Bedingungen irgendeine Bestimm.:ng enthalten. In 
Wiesbaden hat man alles zugunsten Frankreichs geregelt vnd 
zum Schaden Deutschlands. Hier erstrahlt der unentwegte Er- 
föllnngswille des Kabinetts Wirth-Rathenau in hellstem Lichte. 
Deutschland Teiziditet, verzichtet, verzichtet) Wir Gbemeh- 
men die Fracht nicht nur bis zur Grenze, sondern sogar für das 
ganze franzSsische Wiederaufbaugebiet. Wir zahlen önen 
GoldzoU, der gegenüber der ehemaligen Friedenszeit um so viel 
hSber steht, als nunmebr die Warenprebe in Frankreich die 
ehemaligen Friedenspreise fiberschreiten, ja wir geben sogar 
den bisher gegenüber dem Londoner Ultimatum eingenomme- 
nen Standpunkt auf und erkIZren uns, da es die Feinde nun 
einmal nicht anders wollen, sogar mit dem Abzug der 26prO'> 
zentigen Ausfuhrabgabe einverstanden. Als ob es sich um ein 
freies gewinnbringendes Exportgeschäft handle. Allerdings hat 
man dabei einen kleinen Unterschied gemacht, daß nicht sofort 
die Abgabe für die ganzen Lieferungen abgezogen wird, sondern 
Jahr für Jahr nur für diejenigen Werte, welche uns gutgeschrie- 
ben werden. Würde man die Abgabe von den gesamten 
Lieferungen sofort abziehen, so wSre das gegenüber der Kredi- 
tierung unserer Leistungen eine ganz unerhörte Voraus- 
belastungl Ist doch die 26prozentige Ausluhrabgabe geradezu 
eine Strafe für die Vorleistungen. Mit Recht bezeichnete 
Dr, Helfferich die Lieferungen auf Grund des Wiesbadener Ab- 
kommens als toten Export. 

Femer ist ein völlig neuer Grundsatz im Ver- 
kehr zwischen Deutschland als dem Schuld- 
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VIL Verkehrte und richtige ReparationipoUtik 
Der- uad Frankreich als dem GläubigeriaDd 
eingefäirt worden, WUirend bisher nach ■ völkerrechtUcheD 
Grundsätzen wie nach den Bestimnranjen von Versailles) Sp« 
und London jede deutsche Zahlung und Lieferung sofort aner- 
kannt und auf dem Reparattonskonto gutgeschrieben worden 
ist, läfit sich das Kabinett Wirth-Rathenau dazu herbei, aal die 
sofortige Gutschrift aller unserer Leistungen zn verzichten und 
stellt für die Dauer von 16 Jahren den deutschen Kredit Frank- 
reich zur Verfügung. Es ist nicht nur „paradox", wie Rathenau 
meint, wenn das arme Deutschland des reichen Frankreich 
«Bankier" spielt, sondern es ist zu verurteilen, daß Deutsch- 
land in seiner fioanziellea and wirtschaftlichen Notlage noch 
solche unerhörten VerpfUchtungen auf sich nimmt, denn schon 
ein Darlehen von 1 Goldmtlliarde bedeutet beim heutigen Geld- 
stand viele Dutzende von PapiermÜliardeiL Ohne eine weitere 
Erhöhung unseres Fehlbetrages im Reichshanshalt von 161 Mil- 
liarden auf über 200 Milliarden oder ohne eine Steigerung unse- 
res Banknotenumlaufs um 40 Milliarden und mehr läfit sich die 
Finanzierung der zugesagten gewaltigen deutschen lieferunges 
gar nicht denken. Welche weitere Aufblähung unseres Geld- 
umlaufs und weicher neue Druck auf unsere Valuta mtifi die 
Folge sein71 

Dann hat das Kabinett Wirth-Rathenau den großes Feh- 
ler gemacht, Frankreich vor den anderen alliier- 
ten Mächten zu bevor zu gen. Nicht nur der Verzicht 
auf den Weltmarktpreis und auf die sofortige Gutschrift unserer 
Leistungen, sondern auch die Priorität, welche Frankreich von 
uns eingeräumt wird, aus unserem Produktionsüberschufi die 
von ihm benötigten Waren heranszuschöpfen, bevor wir an die 
freie Ausfuhr denken können,' bedeutet eine solche Bevor- 
zugung Frankreichs und eine solche Benachteiligung der ande- 
ren verbündeten Mächte, dafi diese SUaten es sich schwerlich 
gefallen lassen können. Ist es für andere Industrieländer er- 
träglich, dafi Frankreich durch den Bezug so billiger Kohlen 
aus Deutschland seine Wettbewerbsfähigkeit auf dem Welt- 
markt noch steigert und noch gröfiere Arbeitslosigkeit bei 
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seineo' ehemaligen Bundesgenossen faerbeiführt? Wird das 
England ruhig mitansehen, das schon seit langer Zeit unter sehr 
schwierigen Wirtschaftsverhältnissen zu leiden hat? Werden 
Länder wie Italien und Belgien damit einverstanden sein, daB 
sie im Falle unserer Zahlungseinstellung ihre Forderungen her- 
absetzen oder fallen lassen müssen, während Frankreich 
deutsche Waren in großem Umfange bezieht? Was soll aber 
aus unserer Wirtschaft werden, wenn die anderen alliierten 
Mächte nunmehr nach dem Wiesbadener Vorbild Sonderabkom- 
mea für sich verlangen? Zu welchen Preisen müßte sich dann 
wohl Deutschland Italien gegenüber verstehen, das noch niedri- 
gere Inlandspreise hat als Frankreich? Was soll aber gar aus 
unserer Ausfuhr werden, wenn von den alliierten Mächten 
allein fiber unseren ProdufctionsüberschuB verfügt werden 
würde? Frankreich kann allein schon bis zu 25 Prozent unse- 
rer Ausfuhr an sich ziehen luid uns von ausländischen Absatz- 
gebieten ablenken. Wenn die anderen Feinde ähnliche Rec!:te 
uns gegenüber erwerben, dann würde uns die Möglichkeit der 
Devisenbeschaffung und der Bezahlung unserer Einfuhrschulden 
ganz genommen sein. Es wäre der Tod unserer Wirtschaft. 

Zugleich belasten wir uns mit einer so schwerfälligen 
Zwangsorganisalion, dafi hierdurch die Ordnung 
unserer Volkswirtschaft im Innersten getroffen werden kann. 
Wir schaffen ein neues Werkzeug, das die Feinde nach Belieben 
in die Hand nehmen können, um aus der deutschen Wirtschaft 
noch größere Leistungen herauszupressen, ohne uns den vollen 
Wert unserer Leistungen und Lieferungen zu vergüten. Rathe- 
nau meinte allerdings, wenn wir uns die Kunst der Organisation, 
der Disziplin, Wissenschaft, Sachlichkeit, Arbeit und Pflicht- 
erfüllung erhalten, so würde unsere Wirtschaft wieder leben, 
gleichviel unter welcher Bedrückung. Ich halte diesen Aus- 
spruch für falsch, denn das Maß der Bedrückung ist bereits so 
riesengroß, daß uns alle unsere guten Eigenschaften und Tugen- 
den, die Rathenau nur zum Teil aufgezählt hat, nicht genügen, 
um uns wieder hochkommen zu lassen. Solche Reden Rathe- 
naus aber wirken auf das Volk wie Morphium. 
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ScUiefilich, aber nidit zuletzt liegt ein Fehler darin. daS 
Deutschland nur Verpflichtuageo fibemommen. 
während sich Frankreich nurRechte gesichert haL Der 
französische Ministerpräsident B r i a n d hat in der Pariser 
Kammer ausdrCcklich gesagt: »Wir erwerben nur Rechte, eine 
neue Option." 

Tatsächlich ist Frankreich nicht verpflichtet, zu bestellen, 
wenn es ihm nicht gefällt Die französische RegierungskucDt 
schätzt die Freiheit des Handelns. Wir aber begehen ans in 
ein neues Joch. Dr. Helfferichhat recht, wenn er erklärt, 
Frankreich wolle sich auf dem Rücken Deutschlands noch mehr 
entlasten, als der Versailler Vertrag es zulasse. 

Meines Erachtens wäre das Rathenaru-Abkommen ffir 
Deutschland nur dann annehmbar, wenn es ffir uns keine neue 
Belastung, sondern eine Befreiung von Lasten des Versailler nnd 
Londoner Diktats mit sich bringen wOrde. Allein, selbst wenn 
Wiesbaden an die Stelle von Versailles und London treten 
würde, wäre die Belastung von 7 Milliarden Goldmark fOr 4'A 
Jahre viel zu hoch, als daB vrir sie ohne weitere Erschütterung 
unserer Valuta zu tragen vermfichlen. 

Dafi wir mit unseren Feinden solche Abkommen treffen 
müßten, schiebt Dr. Rathenan mit Unrecht auf ,>den verlorenen 
Krieg". Nein, dieses freiwillige Abkommen ist hauptsäch- 
lich die Folge der falschen geistigen Einstellung des Kabinetts 
auf den übertriebenen Eriüllungswillen, nicht zuletzt die Schuld 
Rathenauti der weder die Haltung der verschiedenen Feinde 
zur Reparationsfrage richtig eingeschätzt noch die Folgen der 
Wiesbadener Vereinbarungen übersehen hat Daran ändert 
keine Verdunkelung des Tatbestandes, wie sie Ratbenau in 
seiner Rede im Reichs wirtschaftsrat versucht hat 

Es gibt in Deutschland viele, die Rathenan im Verdacht 
haben, daB er aus böser Absicht gegen das deutsche Volk so 
nachteilige Vereinbarungen getroffen hat Zur Bekräftigung 
dieser ihrer Ansicht weisen diese Leute auf einen Ausspruch 
bin, den Rathenan vor ungefähr zehn Jaliren einmal in der 
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OHentlicbkeit £ctan haben soll: ,J)reUiuiidert M&nner, von 
denen jeder jeden kennt, leiten die wirtschaftlichen Geschicke 
des Kontinents und suchen sich Nachfolger aus ihrer Um- 
gebung. Die seltsamen Ursachen dieser seltsamen Erscheinung, 
die in das Dunkel der künftigen sozialen Entwicklunif einen 
Schimmer werfeni stehen hier nicht zur ErwShnung." Ich bin 
der Überzeugunjf, daß Rathenau mit diesem Aussprach nichts 
Böses gemeint hat. Ich bin femer davon überzeugt, daß nun 
Rathenau unrecht tun %vürde, wenn man ihm eine bSse Absicht 
unterstellen würde. Nein, davon kann ernstlich keine Rede 
sein. Rathenau hat sich in seinen Darstellungen über die Vor^ 
ginge in Wiesbaden zwar dann nnd wann widersprochen, aber 
er hatte sicher den guten Willen, Deutschland zu helfen. Wir 
haben es allerdings zu bedauern, dafi der gute Wille Rathenaus 
allein nicht ausgereicht bat, um uns zu einem Erfolg zu führen 
oder wenigstens vor Schaden zu bewahren. Ich komme zu 
der Anschauung, daß hier des guten Willens viel zuviel gezeigt 
worden ist und daß die Bemühungen an der verkehrten SteUs 
eingesetzt haben. 

Es war falsch, daß das Kabinett Rathenau 
allein mit Loucheur verhandeln ließ. Es 
waren nämlich weder der Reichsfinanzminister dabei, 
noch der ReichsauBenminister. Es ist unbegreiflich, daß man 
ein in die deutsche Wirtschaft und in die deutsche 
Politik so tief einschneidendes Abkommen abschließen 
ließ, ohne daß die beiden genannten Minister, welche 
die Verantwortung mitzutragen haben, persönlich in Wies- 
baden mitgewirkt haben, ja bei der Überlastung des Kabinetts 
zweifle ich sogar daran, dafi alle Minister, welche bei der Be- 
schlußfassung zugegen gewesen sind, das Wiesbadener Abkom- 
men eingebend durchgearbeitet hatten. Ich habe vielmehr die 
Vermutung, daß sich das Kabinett auf den Vortrag Rathenaus 
verlassen hat und daß der Wiederaufbauminister dabei nicht 
viel ander« verfahren ist als im Auswärtigen Ausschuß des 
Reichstags, wo er auch bei weitem keinen erschöpfenden Be- 
richt gegeben hat. 
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Ferner ist zu bemängele, daB daa Kabi- 
nett die Bezeichnung des Wiesbadener Ab- 
kommens als f^ProtokoU" gebilligt hat In 
Wirklichkeit handelt es sich hier um einen wichtigen Staats- 
vertrag, der nach den geltenden Staatsrechten zu ratifizieren ist 
und der der Zustimmung nicht nur der beiderseitigen Regie- 
rungen, sondern auch der Parlamente bedarf. Es besteht kein 
Zweifel, daß man auf der deutschen, wahrscheinlich aber auch 
auf der franzSsischen Seite öffentliche Verhandlungen und eine 
tiefergreifende Kritik vermeiden wollte. Daher hat man die 
unzulässige Bezeicimung „Protokoll" gewählt Diese Behand- 
lung ist vom Standpunkt der deutschen Reichsverfassung aus zu 
verurteilen; sie ist aber auch vom Standpunkt des Etatrechts 
des Reichstags aus zu kritisieren. Eine Verhandlung im Aus- 
wärtigen Ausschuß des Reichstags genfigte nicht Wegen der 
durch das Wiesbadener Abkommen drohenden neuen Belastung 
des Etats mufite der Hauptausschuß und der ganze Reichstag 
dazu Stellung nehmen, denn das Rathenau-Loucheur* Abkom- 
men geht weit über die Lasten von Versailles und London hin- 
aus. Das sind die Gründe, weswegen die Deutschnationalc 
Volkspartei durch ihre Reichstagsfraktion folgende Inter- 
pellation zur Erörterung stellen Heß, 

„Das Wiesbadener Protokoll vom 6. Oktober 1921, betrettend 
deutsche Sachlieferungen an Frankreich, sowie das Wiesbadener 
Protokoll vom 7. Oktober 1921, betreffend die Rücklieferungen 
an Frankreich, sind von der Ende Oktober dieses Jahres zurück- 
getretenen Reichsregierung ohne Einholung der Zustimmung des 
Reichstags (Artikel 45 Absatz 3 der Reichs Verfassung] ratifi- 
ziert worden, obwohl diese Protokolle die Bestimmungen des 
Friedensvertrages von Versailles und des Londoner Ultimatums 
noch weiter zuungunsten Deutschlands abändern und für die 
nächsten fünf Rechnungsjahre den Reichshaushalt über die An- 
forderungen des Friedensvertrages und des Ultimatums hinaus 
mit erheblichen Ausgaben belasten. Übernimmt die gegenwär- 
tige Reichsregierung für diese verfassungswidrige Handlung 
ihrer Vorgängerin die Verantwortung? Gedenkt sie die nacfa- 
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Die ente GoUmilUarde 
trijlicfac Zuitimmung des Reichstags zu den Wiesbadener Pro- 
tokollen nachzusuchen?" 

Bereits bei der Beratung im Auswärtigen AusschuD des 
Reichstages, die wohl nicht ohne Absiebt erst xwei Tage vor 
der Unterzeichnung des Abkonimeiis zu Wiesbaden abgehalten 
worden ist, hatte die deutschnationale Fraktion den Antrag ge* 
stellt, das Wiesbadener Abkommen dera Plenum des Reichstags 
zur Verhandlung zu überweisen. Dadurch, daS die Regierungs- 
parteien nebst den unabhängigen Sozialdemokraten und Kom- 
munisten diesen Antrag gegen die Stimmen der Deutschnatio- 
nalen Volkspartei und der Deutschen Volkspartei zu Fall ge- 
bracht haben, haben sie sich des Bruchs der Verfassung mit- 
schuldig gemacht. 



IHccnf« GoldnUUu^d«. 

Die Tatsache, daß sich Kabinett und Regienmgsparteien in 
der Unterzeichnung des Wiesbadener Abkommens einig waren, 
ist um so mehr erstaunlich, als im Laufe des Sommers und Fräh- 
herbstes sich zwei Dinge von ganz besonderer Bedeutung für 
die deutsche Reparationspolitik entwickelt haben. Das ist zu- 
nächst die Entwertung der deutflcheu Reichsmark und außer- 
dem der Verlust Oberschlesiens. Nachdem kürzlich im Steuer- 
susschuß des Reichstags ohne Vertraulichkeit Qber die Vor- 
gänge bei der Aufbringung der ersten Goldmilliardenzahlung 
ÜT die Reparationskommission die Rede gewesen ist, kann ich 
hier offen darüber sprechen. Es ist in weitesten Kreisen be- 
kannt geworden, daß in den kritischen Maitagen, als das Lon- 
doner Ultimatum im Reichstag zur Erörterung stand, Staats- 
sekretär Dr. Hirsch die Abgeordneten zur Annahme der phan- 
tastischen feindlichen Forderungen ermunterte, indem er 
darauf hinwies, die deutsche Reichsbank verfüge bereits über 
ein „Fettpolster von Devisen", so daß uns die Zahlung der Gold- 
< milliarden nicht schwerfallen dürfte. Es vergingen nicht viele 
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Wochen, und man könnt« in der deutichen Tagespresse lesen, 
unsere Regierung habe bereits die Zahlung der ersten Gold> 
milliarde sichergestellt Als jedoch der Zahlungstermin des 
31. August 1921 immer näher rückte, schwirrten allerlei wilde 
Gerfichte von den Schwierigkeiten, welche die Bereitstellung 
der ersten Goldmilliarde mit sich brachte, durch die Berliner 
Luft, Die Gerüchte haben sich tatsächlich bewahrheitet Es 
war nicht möglich, eine Milliarde Goldmark zu zahlen, ohne 
ganz außerordentliche Hillsmittel in Anspruch zu nehmen. Das 
„Devisenfettpolster" bestand bei niberer Betrachtung nur aas 
160 Millionen Goldmark, In den vier Monaten Mai, Juni, Juli 
und August gab sich die Reicbsbank Mfihc, mSglicbst viele De- 
visen aufzukaufen, ohne die deutsche Reichsmark zu sehr zu 
belasten. Dennoch sank der Kurs der Reichsmark in dieser 
Zeit so stark, dafi der Dollar Ende August mit 90 Mark bezahlt 
werden mußte, während er Anfang Mai vor dem Londoner Ulti* 
matum 60 Mark gekostet hatte. Allein mit dem „Deviscnfett- 
polster" hatte die Reichsbank auf diese Weise nur 540 Millio- 
nen Mark zusammengebracht In ihrer Not wandte sie sich an 
Banken des neutralen, sogar des feindlichen Auslandes, um den 
Rest im Wege des Kredits aufzubringen. Allein sie brachte auf 
diese Weise nur 270 Millionen Goldmark zusammen. Ffir die 
fehlenden 190 Millionen Goldmark opferte sie einen wertvollen 
Teil ihres Goldschatzes, verpfändete femer einen Teil ihres 
Sitbervorrates und nahm außerdem noch inländische ICredit* 
geber in Anspruch, Dazu kommt daß noch eine andere Reichs- 
stelle für die Einfuhr von Lebensmitteln außerdem noch einen 
fast 200 Millionen Goldmark erreichenden Kredit nehmen 
mußte, um nicht zur selben Zeit den deutschen Devisenmarkt 
zu belasten. Der Gesamtkredit von 450 bis 500 Millionen Gold- 
mark ist uns schon so teuer zu stehen gekommen und so kurz- 
fristig gegeben worden, daß unsere Reichsbank auch nach dem 
31. August mit den Devisenkäufen fortfahren mußte. Dabei 
entwertete sich die deutsche Mark noch schneller ab in den 
früheren Monaten und erreichte einen solchen Tiefstand, daß 
zeitweise 303 Mark für einen Dollar bezahlt werden muSlen, 
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der vor dem Krieg zu 4,20 Mark zu haben war. Diese über 
alle MaBea ichnclle Entwertung der deutschen Mark im Aus* 
land ist, wie man deutlich sieht, nicht etwa wie die des russi- 
schen Rubels eine Folge der Inflation. Denn unsere Noten- 
presse konnte ihr Tempo unmSgUch so schnell steigern, wie die 
.internationalen B6rsen den Wert der Reichsmark herab- 
setzten. 

Weite Kreise des feindlichen Auslandes sehen die Entwer- 
tung der deutschen Mark, die Zerrüttung unserer Valuta mit 
großem Behagen, denn sie erblicken darin mit Recht sichere 
Anzeichen der Erschütterung unserer Finanz- und Wirtschafts- 
ordnung. Gerade diejenigen, welche nach der Vernichtung 
unserer militärischen Macbt an die ZerstSrung unserer Wirt- 
schaftskraft Hand anlegen zu müssen glaubten, fanden sich dem 
Ziele schneller entgegengefahrt, als sie es vermutet hatten. 

Als in der GarantiekcunmisBion und der Reparationskommis- 
sioo der Schleier über das Geheimnis der ersten Goldmilliarde- 
zahlung gelüftet wurde, soll man sehr viele lange Gesichter 
gesehen haben. Das hatten die Feinde doch nicht von Deutsch- 
land erwartet, dessen wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sie 
selbst noch in den Londoner Bedingungen so hoch bewertet 
hatten) 

Frankreich scheint sich am schnellsten von dem 
Schrecken erholt zu haben und versucht der Welt weiszu- 
machen, die Entwertung der deutschen Mark sei absichtlich (I) 
von der deutschen Regierung durch eine wiUkürliche Inflation 
herbeigeführt worden. Das ManSver aber sei durchschaut, und 
man werde nicht einen Pfennig von den Reparationsforderungen 
zurückgeben. So schrieb P o ! n c a r £ am 1. November in der 
iJlevne des deux mondes": ,J}eutschIaad fährt fort, sich syste- 
matisch durch eine ungeheure Noteninflation zu minieren." 
Sollten die Franzosen in ihrer Auffassung von dem Sozialdemo- 
kraten Scheidemann bestärkt worden sein, der einmal 
gesagt hat, das Sinken der Valuta sei nur das Werk gewissen- 
loser Spekulanten? 
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Außerdem war es auftällif, daß Frankreich alsb&ld neue 
Pi&nder für Deutschlands Reparationsleistungen verlangte. 
Anders war der Eindruck in E n £ 1 a n d und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Von dort blicken Industri- 
elle, Kaufleute und Wirtschaftspolitiker mit Aufmerksamkeit und 
wachsender deunnihigung auf die Vorgänge in Mitteleuropa. Die 
Entwertung unseres Geldes ist mit einer Schwächung unserer 
Kaufkraft und Konsumkraft verknüpft Je mehr der Wert 
unserer Mark fäUt, desto weniger kSnnen wir dem großen Pro- 
duktionsgebiet der Vereinigten Staaten und des englischen 
Weltreichs abnehmen, wenn sie uns keinen weiteren Kredit 
geben wollen. Vielleicht hatte Amerika wie En^and ohne den 
russischen Markt vorerst auskommen kennen; jedenfalls wäre 
diese Einbuße nicht so schmerzlich wie die weiterschreitende 
Verwüstung der Kaufkraft, die Polen, Österreich, Ungarn, Bul- 
garien und uuch Deutschland ergriffen hat. Selbst die Staaten 
wie Italien, Rumänien, Jugoslawien und die Tschechoslowakei 
sind bereits von der Geldentwertung stark angegriffen und in 
ihrer Konsumkraft geschwächt. Es handelt sich also nicht nur 
um den Verlust des russischen Marktes allein, sondern es kom- 
men über 100 Millionen Europäer hinzu, die nicht in den primi- 
tiven russischen Verhältnissen ein bescheidenes Dasein ge< 
führt haben, sondern die als industrielle Menschen mit der 
Weltwirtschaft verwachsen sind. Es ist wahrhaftig kein Wun- 
der, daß das Geschäftsleben in England imd den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, ja auch in vielen neutralen Staaten 
dabei ins Stocken geraten ist, daß mit der Geldentwertung 
Europas die Schwächung der Konsumkraft einhergeht. Denn 
die Weltwirtschaft ist auf ein wirtschaftlich starkes Europa 
eingestellt. Dazu kommt noch etwas anderes: Die Zerrüttung 
der Valuta schwächt auf der einen Seite die Kaufkraft und 
stärkt auf der anderen Seite die Verkaufskraft, wenigstens vor- 
übergehend, d, h. die Wettbewerbsfähigkeit in der Versorgung 
des Weltmarktes nimmt mit der Entwertung der Valuta zu. 
So sehen die allm&hUch immer besorgter werdenden, weit- 
blickenden Engländer und Amerikaner in Europa ein Ungeheuer 
212 



icvGooi^Ic 



Die ente GoidmilUarde 
faeranwachseo. das ibaen die Preislage fflr ihre Industrieerzeug- 
nisae auf dem Auslandsmarkt immer mehr verdirbt Die Auf- 
träge des Weltmarktes bleiben immer mehr aus, und neben der 
Kurzarbeit, welche Tausende von Fabriken schon lange haben 
einrichten mfisseui wächst sidt (Ue Arbeitslosigkeit zu einer 
wirtschaftlichen und politischen Gefahr grSBten Stils aus, 

In Deutschland dagegen hat die rasend schnelle Entwertung 
der Valuta zu einem teilweise entgegengesetzten Ergebnis ge- 
führt. Bei uns ist die Arbeitslosigkeit nicht gewachsen, sondern 
ganz erheblich zurückgegangen. Aufträge kommen von allen 
Lindem der Welt herein und bringen Beschäftigung, denn so 
billig und gut kann kein anderes Industrieland liefern. So 
kennen wir die merkwürdige Erscheinung verzeichnen, daB mit 
dem Zusanmienbruch unserer Währung ein Wiedererwachen 
unserer Wirtschaft verbunden ist. Man wäre versucht, von . 
einer neuen Blüte unserer Industrie zu sprechen, wenn man 
nicht allerorten bedenkliche Folgeerscheinungen erblicken 
würde, Deutschland versteht es trotz einer mit jahrelangen 
Erfabrongen arbeitenden Ausfuhrregelung nicht, den Goldwert 
seiner Waren zu sichern. Der gegenseitige Wettbewerb der 
deutschen Ausfuhrfirmen untereinander und der Wettbewerb 
ausländischer Firmen führai dahin, daß oft ein Teil von dem 
Goldwert unserer Waren verschenkt wird. Deutschland mufi 
diesem Treiben fast ohnmächtig zusehen, denn viele auslän- 
dische Firmen lassen sich in Deutschland nieder, kaufen zu den 
niedHgen Inlandspreisen Waren auf und kSnnen uns daher mit 
deutschen Waren empfindlichen Wettbewerb auch dann be- 
reiten, wenn die deutschen Exporteure in der Preisstellung 
unter sich einig sind. Dazu kommt, daß dem unlauteren Export- 
handel früher durch das offene Loch im Westen, jetzt aber 
durch den Ausfuhrdienst der Interalliierten Rheinlandkommis- 
sioo in Ems Vorschub geleistet yfird. Neuerdings ist auch im 
Osten dadurch ein Loch entstanden, daB Oberschlesieni feste 
Grenze verlorengegangen ist und durch die Neuregelung des 
Wirtschaftsverkehrs gewissermaBen eine flüssige Grenze ffir die 
Zeit von 15 Jahren geschaKen werden soll. So führen die teind> 
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lieben M&Snahmen immer mehr zu einer Ausbeutung Oeutsch- 
Unds und zu einer Schwächung nnserer Leistungsfähigkeit. 

Die Folge der feindlichen Eingriffe in die deutsche Wirt- 
Schaft ist, daß unsere Ausfidtr trotz zunehmender Mengen keine 
so hohen Werte ergibt, dafi wir unsere l^fuhr damit bezahlen 
k5anen. Wir mfissen vielmehr mit einer nicht zu deckenden 
Einfuhrschuld von 1 Milliarde und mehr Goldmark jähriich 
rechnen, während früher Einfuhr- und Ausfuhrwerte sich die 
Wage halten konnten. So steigt also unsere Verschuldung an 
das Ausland nicht nur wegen der unerhSrten Reparationslasten, 
die uns in Versailles und London auferlegt worden sind, sondern 
auch infolge der unglückseligen wirtschaftlichen Verhältnisse, 
in die uns der hauptsächlich durch Versailles und London ver- 
ursachte Zusammenbruch unserer Markwährung hineingeführt 
hat. Die Verschuldung, die sich aus der für unsere Volksemäh- 
rung und Indus trievrirtachaft notwendigen Einfuhr ergibt, ist 
allein schon so gewaltig, dafi Jahre und Jahrzehnte vergehen 
kfinnen, bis wir zu einer Stabilisierung unserer Valuta kommen, 
denn solange wir, wie es jetzt der Fall ist, mehr verzehren und 
verlieren, als wir schaffen und neu gewinnen, so lange kommt 
unsere Volkswirtschaft nicht ziun Ausgleich und nicht zur Ruhe. 
Jede Milliarde, Ja jede Million Reparationsiast, die von uns 
auch weiterhin gefordert wird, läOt uns mir noch tiefer sinken 
und nimmt uns immer mehr die Aussicht, einmal wieder empor- 
zusteigen. 



Der Veriost Obcrschleslcas, 

Deswegen bedeutet die feindliche Entscheidung über das 
Schicksal Ob er Schlesiens für uns einen ganz besonders schweren 
und nie ganz zu verwindenden Schlag. Das volkreiche Oberschle- 
sien war eine unserer reichsten Provinzen. Fast 25% der ganzen 
deutschen Steinkohlenversorgung gingen von Oberschlesien 
aus, etwa 8 % unserer Hochofen werke, 60 % unserer Zink- 
hütten und fast 80% unserer ZinkerzfSrderung lagen dort 
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Aber oodi wertvoller als die jetzige Produktion OberscUesiens 
ist siin fast unermefllicher Reichtum an BodensckStzen ver- 
schiedenster Art, insbesondere an Steinkohlen. In dieser Hin- 
sicht kann man Oberschlesien dem Ruhrrevier ^eichstelles. 
Fürwahr, Oberschlesien verdiente die Hilfe und Unterstützun|( 
des ganzen deutschen Volkes. Sie ist ihm gewährt wordeo. 
Deutschland sandte Zehntauseode von glühender Vaterlands- 
liebe beseelter junger Männer zum Schutze des Landes vor den 
raubgierigen Polen aus. So ist Oberschlesien vor der Zer- 
störung bewahrt geblieben. Ein zweitesmal ist Oberschlesien 
durch die Abstimmung gerettet worden, zu der hunderttausende 
gebfirtiger Oberschlesier aus allen deutschen Gauen herbei- 
geeilt sind. Aber hat auch die deutsche Regierung ihre Aul- 
gabe voll und ganz ffir Oberschlesien erfüllt? Hat sie die rich- 
tigen Amtspersonen an die richtige Stelle gesetzt? Hat sie 
ffir die notwendige und richtige Aulklärung gesorgt? Hat sie 
namentlich in Genf bei dem Vfilkerbund rechtzeitig und aus- 
reichend dafür gesorgt, daß das deutsche Recht an Oberschle- 
sieo geachtet worden ist? Hat der Reichskanzler nicht ge- 
rade in jener entscheidenden Zeit den schweren Konflikt mit 
der bayerischen Regierung Kahr hervorgerufen? Hat er damals 
nicht seine rednerische Kraft und seine ganze politische Stel- 
lung gegen die Rechtspartei der Deutschnatio aalen gerichtet? 
Der Reichskanzler bat auf das gute deutsche Recht vertraut. 
Er vertraut, er' hofft, er erwartet. Daß einem das gute Recht 
nur bleibt, wenn man es mit aller Kraft und aller Klugheit ver- 
leidigt, das scheint ihm nicht gegenwärtig gewesen zu sein. 

Ganz anders ist die L&sung der Fragen, als sie Dr. Wirth ffir 
die Unterzeichnung des Londoner Ultimatums und ffir seine 
ganze Reparationspolitik als Voraussetzung bezeichnet hatte. 
Oberschlesien bt bis auf kleine Reste Deutschland verlorenge- 
gangen, die „Sanktionen" aber sind bis auf die Rheinzotlinie be- 
stehen geblieben. Fürwahr, schlimmer ist bisher keinem Kanzler 
mitgesfdelt worden als Dr. Wirth. Er hat zwei buflenpolitische 
Niederlagen erlitten, von denen in früheren Zeiten schon eine 
einzige genfigt hätte,, einen Kanzler unmöglich zu machen. 
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Dr. Wirth aber besann sich bei alledem noch lui£« 
Zeit, ob er seinen Rücktritt erklären solle. Er besann 
sidi aber nicht eine Minute, als ihm von neuem die 
Kanzlerschaft angeboten wurde. Das deutsche Volk kann lioh 
beflfidiwfinschen, einen solchen Mann mit der GeschSf tsffihruntf 
des Staates betraut zu sehen. 

Daß da« Kabinett Wirth-Rathenau der Entscheidung dtt 
Obersten Rates der verbündeten Mächte über das Schicksal 
ObcrscUesiens mit so viel Vertrauen entfejensah, macht dies« 
nhisionspolitik deutlich. Jedermann kann es auch verstehen, 
daB, wenn ein Kabinett die Politik der Erfüllung auf die Fahne 
geschrieben hat, es in Verhandlungen mit dem schwierigsten 
Gegner Frankreich eintritt, um ihn versShnlicher zu stinmien. 
Gerade vor der Entscheidung über Oberschlesien war es zweck- 
m&Big, mit Frankreich inVerhandlungen einzutreten. Aber 
einen Abschluß über die Sachleistungen durfte man nur dann 
herbeiführen, wenn man der oberschlesischen Entscheidung zu- 
gunsten Deutschlands sicher war. Diese Vorsicht war um so mehr 
geboten, als Loucheur und die französische Presse wiederholt 
klipp und klar gesagt hatten, daß jede Verquickung der Wies- 
badener Verhandlungen mit dem Schicksal Oberschlesiens abzu- 
lehnen sei. Von wirklichen StaatsmSnnem wäre dieser fran- 
zSsiscbe Wink wabrscheinlfch verstanden worden. Daß sich das 
Kabinett Wirth-Rathenau daran nicht geketirt hat, ist eine un- 
verzeihUche Schuld. Oberschlesien wäre wahrUch ein großes 
Opfer wert gewesen. Wenn nur durch ein Wiesbadener Abkom- 
men die Rettung Oberschlesiens zu sichern war, so hätte schwer- 
lich jemand einen Stein auf das Kabinett werien k6nnen. So 
isoliert aber, wie die Verhandlungen zu Wiesbaden geführt wor- 
den sind, nämlich ohne Rücksicht auf dringende politische Erfor- 
dernisse, sind sie zu einem Opfer aus reiner Opferinst der Er- 
füllungspolitik geworden. Das muB aber auf das entschiedenste 
abgelehnt werden. Das arme Deutschland ist nicht in der Lage, 
sich solche Geschenke zu leisten, ohne irgendeinen Erfolg zu 
sehen. 

Das Wiesbadener Abkommen ist geradezu ein Schulbeispiel 
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für die verkehrte Art der bisheriten ReparationspoliUk. Es 
mußte anders gemacht werden. Aber wie? 

Die dMitsch«B FinaiuML 

Zunächat maSte von jeder Mehrleistung abgesehen werden. 
Auch die Freiwilligkeit kann nns die Lasten nicht leichter 
machen. Femer durften wir keineswegs uns zostehende Rechte 
verscherzen oder preisgeben, sondern muBten auf unseren Rechten 
bestehen. Wir durften also den Feinden gegenüber keinen Ver- 
zieht aussprechen, weder auf dem Gebiet der Preisregelung 
noch aal dem des Transports, des Zolls und der 26prozentlgen 
Antfuhrabgabe. Noch weniger dürfen wir, die wir selbst dem 
Audande gegenüber so stark verschuldet sind, dem einen oder 
andiaren Feinde borgen. 

Wir müssen vielmehr den Feinden fortgesetzt auf alle er- 
denldlche Weise klarmachen, wie trostlos unsere wirtschaftliche 
und finanzielle Lage ist Wissen die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, was für uns 2 MilUardeo Goldmark jährliche Repa- 
rationszahiungen bedeuten? Kennt England die Bestimmung 
der 26prozentigen Ausluhrabgabe? Versteht Frankreich eine 
Milliarde jährliche Besatzungskosten für das zusammenge- 
brochene Deutschland richtig einzuschfitzen? 

Greifen wir die scheinbar geringfügige Last der 26prozentigen 
Ausfuhrabgabe herausi Nach des Pariser Forderungen sollten 
es nur 12% statt 26% sein. In der durch das Londoner Ultima- 
tum herbeigeführten Verschärfung müssen wir — von den rhei- 
nischen „Sanktionen" abgesehen — auch hierbei eine Art Straf- 
mafinafame dafür erblicken, daB wir zur Pariser 269-MiIliarden- 
Geldforderung nicht sofort ja und amen gesagt haben. In der 
Abgabe an sich ist der Grundgedanke verwirklicht, daß Deutsch- 
land entsprechend der Besserung seiner wirtschaftlichen Ver< 
liiUtnisse im I^ule der Jahre eine unterschiedliche und voraus- 
sichtlich steigende Mehrlast außer den 2 Milliarden betragenden 
festen Beträgen auf sich nehmen soll. Ein solcher ,3es8erungs- 
scbein" hat bereits seit den Tagen von Versailles in den diplo- 
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matischea ErSrierungen eine RoUe gespielt. Auch tod Seiten 
des Kabinetts Fehreabach-Simons war trotz der Warnung des 
deutscboationalen Fflbrers H e r g t den Feinden ein Angebot Mr 
einen solchen „Beiserungsscfaein" gemacht worden. Ich bin 
sicher, dafi man dabei weder an eine 26prozentige noch an eine 
i2prozentige Ausfuhrabgabe gedacht hat; denn eine Aasfuhr- 
abgabe ist immer ein zweischneidiges Schwert. Ich kann an 
dieser Stelle nicht die tiefgreifenden StSrungen schildern, wdche 
die im Frühjahr 1920 eingeführte deutsche Ausfuhrabgabe, die 
zwischen 1 bis 10% als Höchttbetrag schwankte, im Durchschnitt 
aber etwa 6% erreichte, angerichtet hat. Ich will auch keine 
Zeit mit der Darstellung verlieren, wie bescheiden der finanzielle 
Erfolg unserer deutschen Ausfuhrabgabe gewesen ist Hier 
muß ich aber eine Wirkung der viermal so hoben 26prozentigen 
Ausfuhrabgabe hervorheben, an die man auf seiten der Feinde 
sicherlich nicht gedacht hat, als man sie Deutschland auferlegte. 
Es liegt nahe, dafi die Abgabe und damit unsere Reparations> 
leistung um so größer wird, je mehr unsere Ausfuhr wSchsL Wir 
haben daher, wenn wir unsere Reparationsleistungen niedrig hal- 
ten wollen, kein Interesse an der Steigerung unserer Ausfuhr. 
Allein wir befinden uns in der Zwangslage, dafl wir ausführen 
müssen, einmal, um die Einfuhr nach M5gUchkeit zu bezahlen, 
dann aber auch, um unsere ganze Produktion zu steigern und 
auf diese Weise m&glichst billig zu produzieren und mSglichst 
zahlreiche Arbeitskräfte zu beschäftigen. Deswegen kann kein 
verantwortlich denkender Wirtschaftspolitiker den Rat erteilen^ 
daß man mit Rficksicbt auf die 26prozentige Ausfuhrabgabe die 
Ausfuhr nach Möglichkeit unterdrücken soll; denn das wäre für 
unsere ganze Volkswirtschaft von den schwersten Folgen be- 
reitet Weiterhin ist zu bedenken, daß die 26prozentige Aus- 
fuhrabgabe den bereits erwähnten Passivs&ldo, der sich aus den 
viel größeren Einfuhrschulden gegenüber den bescheidenen 
Ausfuhrguthaben ergibt, ganz erheblich zu vergrößern geeignet 
ist und daß sieb auch aus diesem Umstand eine Verschlechterung 
unserer Valuta ergeben muß. Dabei rechnete man üblicherweise 
damit, daß Deutschland von einer Ausfuhr von 1 Milliarde Mark 
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an die Feinde 260 Millionen Mark abzufQhren habe, so daS uns 
etwa 740 Millionen Mark verbleiben. Diese Rechnung stimmt 
jedoch nur dann, wenn sich die Valutaverhältnisse zar Zeit der 
Berechnung der Ausfuhrabgabe und zur Zeit ihrer Aufbringung 
und Bezahlung nicht ändern. Das ist bei der ersten Rate der Aus< 
fnhrabgabe, die fOr das Vierteljahr Mai, Juni, Juli berechnet und 
am 15. November 1921 fällig war, leider nicht der Fall gewesen. 
Wir haben hierbei viehnehr nach der „Deutschen Außenhandels- 
Korrespondenz" vom 14. November 1921 folgende Beobachtung 
zu verzeichnen gehabt: DieAusfubr in der genannten Zeit ist vom 
Statistischen Reichsamt auf 16,2 Milliarden Papiermark berech- 
net worden. Die 26prozentige Ausfuhrabgabe betrug also hiervon 
4,2 Milliarden Papiermark. Bei der Umrechnung in Dollar nach 
dem durchschnittlichen Valutastand in den angegebenen 3 Mo- 
naten ergeben sich 65,5 Millionen Dollar oder nach der Gold- 
parität 275,1 Millionen Goldmark, Tatsächlich hat auch der 
Reichsfinanzminister Anfang November im Reichstag erklärt, 
am IS, November 1921 sei eine Reparationsrate von 275 Millio- 
nen Coldmark fällig; sie sei jedoch bereits durch Sachleistungen 
abgegolten. Hätten wir dagegen diese Summe auf dem Wege 
des Devisenkaufs oder des Kredits beschaffen mfissen, dann 
hätten wir in den letzten Wochen vor der Zahlung mit einem 
durchschnittlichen Valutastand von 250 Papiermark b: I Dollar 
rechnen mfissen; dann hatten uns die geschuldeten 65,5 MiUionea 
Dollar nicht weniger als 16,4 Milliarden Pafriermark gekostet. 
Mit anderen Worten: Wir hatten zum Ausgleich der Ausfuhr- 
abgabe von 26% von 16,2 Milliarden Papiermark eine um 
200 MiUioneo darüber hinausgebende Leistung vollbringen 
mfisscnl Einfach deshalb, weil inzwischen die deutsche Mark 
auf den vierten Teil ihres Wertes zu Anfang 1921 gesunken war. 
An eine solche Wirkung hatte sicherlich kein Mensch gedacht 
Welche unberechenbare Folgen können aber eintreten, wenn 
die Ober 4 Milliarden Reparations- und Besatzungslasten hinaus- 
gehenden Beträge auchnur für ein weiteres Jahr aufzubringensind?! 
Als der Dollar mit 303 Papiermark seinen bisher höchsten 
Stand erreicht hatte, war die Mark auf den 72. Teil ihrer 
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Friedeiuparitit. nimlicb auf 1^ Pfennig ihre« ehemaligen Gold- 
wertes gefallen. Es steht in der Macht der Feinde, ob sie die 
Entwertung unserer Reichawihrui^ noch weitertreiben woUca. 
JKc Folgen sind unfibersehbar. Schon in diesen Tagen, wo 
diese Schrift in Druck geht, hat der Banknotenunlaof den Be- 
trag von 100 Milliarden Mark wdt fiberschritten. Die InflaÜon 
läßt sich auch weiterhin nicht aufhalten, wenn nicht die durch 
den Druck auf die Valuta herbeigcffihrtc Teuerung und wenn 
nicht vor allen das Kraftzentrum des Valutadrucks, nämlich 
die Reparationsleiftuogen, sofort ihr Ende erreichen. Es steht 
in der Macht der Feinde. Bereits am 30. November 1921 bat 
die öffentliche Schuldenlast in Deutsdiland fiber 226 Milliarden 
Mark hetngen. Die Schulden sind in solchem Anwachsen bc« 
griffen, daS allein in den Tagen vom 11. bis 20. November die 
Schulden um 4 Milliarden 90 Millionen Mark und vom 21, bis 
30. November um S Milliarden 324 Millionen gewachsen sind. 
Die gesamten Ausgaben des Deutschen Reichs fflr den inneren 
und den Kontribntionsetat bat der Abgeordnete Dr. Helfterich 
angesichts der Entwertung unserer Mark auf den siebzigsten 
Teil ihres alten Wertes Anfang November 1921 weit fafiher als 
die deutsche Regienugi und rwar anf 400 Milliarden Papier- 
mark, berechnet. Diesen unser Vorstellongsvermfigen weit 
fibersteigenden Ausgaben des Jahres 1921/22 stehen, auch wenn 
aUe 15 Steuervorlagen der Regierung angenommen werden 
sollten, voraussichtlich noch nicht einmal 100 Milliarden Mark 
Einnahmen gegenfiber. Wollte man tatsächlich 400 Milliarden 
Mark von dem deutschen 60-Millionen-VoIk verlangen, so 
mfißten auf den Kopi der Bevölkerung fast 7000 Mark und, 
auf eine ffinfkSpfigc Familie berechnet, fast 35 000 Mark 
Steuern i&hrlich autgebracht werden. Das aber steht 
nicht in der Macht der Feinde, die Repara- 
tionen durch Steuern aufzubringen. 

Di« Notwandigkeft der AnlkUnuig dar Welt. 

Als Dr. Helfferich im Reichstag seine soeben erwähnte Rech- 
nung vortrug, ffigte er mit Recht hinzu, es sei eine leere Redens* 
220 



),.vGoo<^Ic 



Die Notwendigkeit der Aufklärung der Welt 
art, wir würden unsere ..Suize Leistungsfähigkeit in den Dienst 
der ErfIilIuni>spolitik stellen", wenn unsere ganze I^istungs- 
i&higkeit noch nicht einmal hinreiche, um den inneren Schulden- 
dienst EU Tersorgen. 

Es kann wahrhaftig nicht, wie es Brian d am 6. Dezember 
1931 im Senat getan hat, behauptet werden, Deutschland be- 
reichere sich durch einen betrfigerischeD Bankrott. 

Auch K e y n c 8 beweist in seinem im August 1921 in der 
,J)euticben Allgemeinen Zeitung" erschienenen Aufsatz, da8 
eine Deckung der Reparationen aus den Staatseinnahmen nicht 
zu erwarten ist. Er rechnete damals noch mit einem viel 
günstigeren Stand unserer Papiermark, als Halfferich es konnte, 
nSmlich mit 20 Papiermark gleich 1 Goldmark, Dabei kam 
Keynei zu dem Ergebnis, daS es notwendig wäre, zwei Drittel 
des Einkommens aus dem Volke herauszupressen, um neben 
den für die Staatsverwaltung nStigen Steuern auch noch Re- 
parationen zu leisten, „Aus dem Staatshaushalt ist eine 
Deckung für Reparationen nicht eher zu erwarten, bevor niclit 
die Ausgaben um die Hälfte vermindert und die Einnahmen ver- 
doppelt worden sind." Wenn Keynes mit dem heutigen Geld- 
stand hätte rechnen müssen, hätte auch er zu keinem anderen 
Ergebnis als Helfferich kommen können. 

Wieviel günstiger liegen die Finanzverhältnisse in Frank- 
reich! Die Ausgaben belaufen sich nach dem Etat zusammen 

auf 24,9 Milliarden Franken. 

Ihnen stehen an Einnahmen gegen- 
über 23,3 



So ergibt sich ein Defizit von . . 1,6 Milliarden Franken, 
gegenüber einem Fehlbetrag in Deutschland, der in die Hon- 
derte von Milliarden Mark gehtl 

Die erwähnten Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. 
Trotzdem gibt et Leute, wie den Abgeordneten Dr. Bemsteia, die 
da meinen, die Lage bessere sich durch den „politischen Kredit", 
den unsere Regierung im Auslande genieSe; man müsse auf die 
„Wiederkehr der Einsicht und Vernunft" In den feindlichen 
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Ländern rechnen. Wiederum ein betrQbendes Zeichen reiner 
lUasioQspoIitik. WSre doch erst einmal die Einsicht ulJ Ver- 
aunft in den führenden politischen Kreisen Deutsch]an''3 wie* 
der£ekebrtl Dann, aber erst dann vermScbte ich etwas hoff- 
nungsvoller in die Zukunft zu blicken und zu glauben, daß auch 
drauBen, außerhalb der deutschen Grenzpfähle, die Erkenntnis 
von unserer Reparation aunfähigkcit schneller vorankommt. 
Der „Tag" schrieb im November 1921 lUcht mit Unrecht, dafi 
Ratheaau es sei, der dieser Wahrheit, die in der ganzen Wdt 
auf dem Marsche sei, durch seine Äußerung auf dem Bremer 
Parteitag in den Weg getreten sei. Nach der Berichterstattung 
der „Vossischea Zeitung" vom 13. November erklärte n&mlich 
Rathenau ungefähr folgendes: 

es bedeutet vielmehr für alle Zukunft etwas, wenn 

wir vor der Gesamtheit der Erdbewohner zeigen, daß wir mit 
dazu beitragen wollen, die verzweifelten Verhältnisse Europas 
zu bessern und die furchtbaren Spuren des Krieges, das beste 
Agitationsmittel gegen Deutschland, zu tilgen. Künftige Ge- 
schfechter werden es uns Dank wissen, daß wir der deutschen 
Nation in der Welt freie Bahn machen wollen, indem wir die 
lAst auf uns nehmen, soweit wir können." , . . „Wenn man der 
Kritik an den Einzelheiten des Wiesbadener Abkommens den 
Deckmantel nimmt, so zeigt sich, daß die Angriffe dem Repara- 
tlonsgedanken als solchem gelten, den zu vertreten die bitterste 
Notwendigkeit, nicht etwa irgendwelche Neigung gebietet. Die 
Sabotage dieses Gedankens wird ja in Wirklichkeit nicht aus 
wirtschaftlichen, sondern aus politischen Gründen betrieben." 

Das arme, schwache Deutschland soll also nach Rathenau 
die verzweifelleo Verhältnisse ganz Europas beBseml Der 
„Tag" bemerkt hierzu: „Wir haben doch noch nicht einmal 
Kraft genug, uns selbst aus dem Sumpf herauszuziehen, in dem 
wir stecken. Tun wir nicht besser daran, zunächst einmal vor 
der eigenen Tür zu kehren, als daß wir uns immer wieder zu 
Aufgaben drängen, denen wir jetzt nodi nicht gewachsen sind?" 
Fürwahr, das ist keine passive Resistenz; denn hier handelt es 
sich) wie so oft bei Lohnkämpfen, keineswegs um vorsätzliche 
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un^ Qberlegte Verweijeniiif der Leiitungen, zu denen man an sich 
in ^er Lage w&re. Nein, die tatsächliche Schwache der ganzen 
deutschen Volkswirtschaft macht es uns unmCgUchi weitere 
Reparationen zu leisten, mag man die Fortffihruag unserer 
ErfGUungspoIitik noch so sehr wünschen. 

Was soll man aber zu der weiteren ErklSrung Rathenaus 
sagen: Die Kritik am Wiesbadener Abkommen sei eine „Sa- 
botage" am Reparationsgedankenl? War Rathenau, als er 
dieses häflliche Wort sprach, frei von Massensuggestion, die so 
manchen Redner befällt, wenn er Ton dem Beifall einer willig 
klatschenden ZuhSrerschaft umtost ist? War sich Rathenau 
in dem Augenblick bewuBt, welche Bedeutung das Wort »Sa- 
botage" in Deutschland allmählich angenommen hat? Handelt 
es sich bei der Kritik des Reparationsgedankens und des un- 
entwegten Erffillnngs willens wirklich um eine Schändung des 
Heiligsten und Höchsten unseres Volkes und seiner Politik? — 
Rathenau übt eine ganz unerhörte Kritik gegenSber denjenigen 
Männern, welche die Erfüllungspolitik des Kabinetts für falsch 
halten. Was würde wohl Rathenau zu der Abwehr des Vor- 
wurfs der Sabotage sagen, wenn er auf der Seite der Ange- 
griffenen stünde? Hat er doch Dr. Qnaatz, einem Reichs- 
tagsmitglied der Deutschen Volkspartei, der bei einer Kritik 
des Wiesbadener Abkommens bei weitem keinen so schaden 
Ton anschlug, die Beleidigung (.Denunziation" und ,J)emagogie" 
entgegengeschleudert, 

Wahrlich, es gibt im parlamentarischen Deutschland leider 
manche führenden Männer, welche keine offene Kritik ver- 
tragen können. Wer diese Schwäche nicht verbergen kann, 
täte besser, er bliebe den öffentlichen Geschäften fem. Denn 
die politischen Dinge sind heute zu verwickelt, als daB es auch 
nur einen Mann — und wenn er noch so universal gebildet 
wäre — gäbe, der den Rat und den Widerspruch entbehren 
könnte. Denn das ist eine Kennzeichnung des parlamentari- 
schen Lebens, daB in der ganzen Welt eine Opposition für jede 
Regierung geradezu zur Notwendigkeit wird, wie auf der Bflhne 
zum Spieler der Gegenspieler gehört. 
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VO. Verkehrt« und richlitfe Reparatioiupolitik 
Rathenau hat auch schon klüger gesprochen als in Bremen, 
wo er oHeabar dea Gepflogenheiten des Parteigez&nks zum Opfer 
fiel Ich erinnere an seinen Ende September an Norman Angell, 
den englischen Volkswirt, gerichteten Brief. Angell hatte Ratbe. 
nau gegenfiber die Notwendigkeit betont, der Welt zu zeigen, 
daß, wenn Deutschland überhaupt in der Lage wire, Repara- 
tionen zu leisten, dies nur durch einen umfangreichen Export 
zu bewerkstelligen sei Darauf hat ihm Rathenau in treffender 
Weise folgendermaßen erwidert: „Der Angelpunkt der Frage- 
stellung liegt in dem Problem: Ist ein deutscher Export in der 
erforderlichen Höhe mSglich, und ist er für die übrigen Nationen 
erträglich? DaS er für die übrigen Nationen unerträglich ist, 
bedarf keiner Erörterung. Immerhin darf aber auch die Tat- 
sache betont werden, daB er aus rein physischen Gründen an 
sich nicht möglich sein würde. Es stehen tu Deutschland nicht 
mehr als 36 Milliarden Arbeitsstunden zur Verfügung, und mit 
diesen ist es ausgeschlossen, einen Export, den die Franzosen 
auf 26 Milliarden berechnen, der aber in Wirklichkeit minde- 
stens 40 Milliarden betragen mfifite, um die Reparationsleistun- 
gen zu erschwingen, durchzuführen." 

Rathenau hätte gut getan, diese Rechnungen fortzuführen und 
zu sagen; „Wir haben jetzt einen reinen Export Yon hftchsteos 
4 bis 5 Milliarden GoUmark. Wir bleiben also um 85 bis90% hinter 
dem Export zurück, der allein uns in die Lage setzen würde, die 
Reparationslasten voD und ganz weiterzutragen. Also mflssen 
uns die Feinde 85 bis 90 % ihrer Reparationsfordenmgen er- 
lassen, wenn wir nicht noch tiefer ins Elend sinken sollen." 
Warum unterlieB Rathenau diesen Hinweis und Beweis? Wollte 
er sich keine „Sabotage" am Reparationsgedanken zuschulden 
kommen lassen? Hat er sich denn überhaupt — um in seiner 
Sprache zu reden — von einer „Sabotage" des Reparations- 
gedankens freigehalten? 

Ich lese in der .J'rankfurter Zeitung" vom 29. Oktober 1921 
einen Auszug aus seiner dort tags zuvor gehaltenen Rede: 
„Eins der wenigen Rechte, die uns im Friedensvertrag zuge- 
billigt worden sind, enthält Artikel 234, in dem es heißt, daß 
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Die Erfmratul d«r lodcaaantcB Gotdwerte 
von Zeit zu Zeit die Leistunfifähifkeit Deutschlands geprüft 
-werden muß. Den Staatsbankrott werden wir nicht anmelden) 
sondern die Prüfung unserer Leistungsfähigkeit zur Zahlung 
<ler Reparationen verlangen. Wir könnui auf die Dauer nicht 
in Gold zahlen, ohne solches im eigenen Land zu gewinnen, son- 
dern nur in Sachleistungen und in einem ffir uns möglichen 
Ausmaß." Richtigl In einem für uns möglichen Ausmaß. 
Das unterschreibe ich. Leider sagt Rathenau nicht, wie er das 
Ausmaß bemißt, w&hrend ich soeben angedeutet Iiabe, wie stark 
die Feinde in ihren Forderungen nachlassen müßten, wenn wir 
überhaupt einmal eine Atempause haben sollen. 

Jedenfalls tritt Dr. Rathenau mit dem Hinweis auf den Ar- 
tikel 234 des Versailler Diktats in den Kreis der Männer ein. 
welche schon lange die Revision des sogenannten Friedens- 
vertrages fordern. Hier liegt meines Erachtens ein mindestens 
ebenso positiver, wenn nicht für uns noch fruchtbringenderer 
Gedanke der Reparationspolitik, als ihn die bisherige Erlfillungs- 
politik des Kabinetts Wirth darstellt Eine Reparationspolitik 
mit der Endfolge einer Vernichtung der deutschen Wirtschaft 
liegt übrigens ebensowenig im Interesse des deutschen Volkes 
wie in den wohlverstandenen Befangen der alliierten und asso- 
ziierten Mächte. 

Di* Eriasmng der sogenannten G(ridwertc. 

Nach alledem kann meine Stellung zur Frage der Erfassung 
der sogenannten Sach- oder Goldwerte für die Zwecke der Re- 
paration nicht zweifelhaft sein. Zunächst ist zn betonen: Die 
inzwischen allgemein bekanntgewordene geheime Denkschrift 
des Reichswirtschaftsministeriums vom 27. Juni 1921, die dem 
bereits oben erwähnten Staatssekretär Professor Dr. Hirsch 
zugeschrieben wird, spricht von Goldwerten meines Erachten* 
mit ebensowenig Recht, wie man diese flüchtige Ausarbeitung 
selbst als eine Denk schrift bezeichnen kann, Goldwert be- 
sitzen heute nur diejenigen Werte und Gegenstände, die be- 
weglich sind und die bei ihrer Verwertung im Ausland gegen 



icvGooi^Ic 



Vn. Verkehrt« und richtqlB Reparatfamspolilik 
Gold oder gleichwertige Devisen ein^Uuscht werden können. 
Alle unbewe^chen VennÖfensstücke itellen nur Papierwert 
dar. Der Hamburger Exporteur, der neulich im SteuerauuchnO 
des Reichstages bemerkte; „Wenn die seit Kindesbeinen fest« 
Valuta zu schwanken anfängt, beginnt auch das Denken zn 
schwanken", hat recht Dean wenn die Schrift ein Ergebni» 
hat, so ist es die Bekräftigung der Überzeugung, daß es im deut- 
schen Grund und Boden, im städtischen Grundbesitz sowie in 
den gewerblichen und kaufmännbcheo Unternehmungen tat- 
sächlich überhaupt keine Goldwerte mehr zu besteuern gibt 
Warum? Wie kommt die Schrift zu einem entgegengesetzten 
Ergebnis? — Das Rätsel löst sich einfach dadurch, daS in dieser 
amtlichen Schrift die heulige Papiermark der alten Goldmark 
gleichgesetzt wird So heifit es z. B, in der Schrift, der reine 
Ertrag der I^andwirtschaft habe im Jahre 1913 2,64 Milliarden 
Mark betragen, während nach Einführung des Umlageverfahrens 
in der Getreidewirtschaft mit einem reinen Ertrag von 14 bis 
IS Milliarden Papiermark, also (I) mit dem 5^ — öfacheo des 
Friedensertrages, gerechnet wird. 

Waa müssen die an der Denkschrift des Reichswirtscbafts- 
ministeriums beteiligten Beamten glückliche Menschen sein. 
daB sie beute noch nicht von der Umwandlung der alten Werte 
unserer Reichsmark in Papier betroffen worden sindl Die Fik- 
tion, daß unsere Papiermark der alten Goldmark gleichwertig 
■ei, bt nichts anderes als eine Irreführung oberflächlicher Be- 
trachter und daher ein denkbar guter Agitationsstoff für die 
linksradikalen Elemente. Bei ehrlicher Betrachtung müBte man 
betonen, daB der innere Wert unserer Papiermark im letzten 
Jahre nur etwa ein Fünfzehnte! des alten Friedenswertes war. 
Infolgedessen ergibt sich, daß die deutsche Landwirtschaft mit 
15 Milliarden Papiermark ertrag nicht mehr buchen kann als 
1 Milliarde Goldmark. Da aber der ehemalige Friedensertrag 
2,64 Goldmilliarden gebracht hat, so haben wir also keinerlei 
Steigerung, sondern eine ganz beträchtliche Verminderung des 
Ertrage» auf weniger als die Hälfte des Friedensmaßes vor uns. 

Noch schöner ist die Begründung für die Wertsteigerung der 
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städtischen Wohn- uid Mietgebäude. Hier nimmt die Schrilt 
des Reichs wirtscbaftsministeriu ms zunächst ani das Reichs- 
mieteogesets, das immer noch der Annahme harrt, sei bereits 
ergangen und habe eine Steigerung der Erträge auf 180 — 200% 
der Friedensmieten gebracht. Die Schrift nimmt femer an, 
daß eine MieUteigerung um wettere 100 %, also auf 300 % der 
Friedensmiete, bald kommen müsse. Daraus wird dann gcfol' 
gcrt, die Wertsteigerung der städtischen Gnmdstücke betrage 
etwas mehr als das Doppelte des Friedens wertes. Hier 
wird also nicht nur mit der einen Annahme, daß 1 Papier- 
mark ^ 1 Goldmark sei, gearbeitet, sondern mit zwei 
weiteren Voraussetzungen) dafi die geplante b^w, noch eine 
neue Mietpreissteigerung bald beschlossen sein werde. Über 
eine solche Art von Beweisführung braucht man wohl kein 
Wort der Kritik mehr zu verlieren. Man weiß sofort, was man 
von der weiteren Behauptung zu halten hat, die gewerbUchen 
und kaufmännischen Untercehmungeo hätten ihre Erträge auf 
das Sechsfache der Friedenszeii gesteigert. 

Das Streben des Reichswirtschaftsministeriums geht nun da- 
hin, für das Reich einen großen Teil, nämlich vorerst 20 % vom 
Gesamtertrag der Wirtschaft, für Reparationslasten ia Anspruch 
zs nehmen and diesen Betrag dinglich zu sichern. Zu dem 
Zweck soll sowohl eine Belastung des landwirtschaftlichen 
Grund- und Gebäudebesitzes wie der städtischea Wohn- und 
Mietgebäude in Form einer hypothekarischen Sicherstellung an 
erster Stelle eingeführt werden. Dabei spielt man sogar mit 
dem Gedanken der Eintragung einer Goldgrundschuld an Stelle 
der allgemein auf Papiermark abgestellten deutschen Hypothek. 
Außerdem kann eine Bemerkung der Schrift nicht übersehen 
werden, aus der zu schließen ist, daß mit einer solchen 20pro- 
zentigen Belastung erst der Anlang gemacht werden soll, daß 
aber bei weiterer Lockerung oder gar völliger Aufhebung der 
Zwangswirtschaft neue Grundschnlden für Landwirtschaft und 
städtischen Hausbesits von Reichs wegen eingetragen werden 
sollen. 

Was dagegen die gewerblichen und kaufmännischen Unter- 
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Vn. Verkehrte «od .TichUtfe RepantiontpoliUk 
nehmimfen. nämlich die industriellen und gewerblichen, sowie 
.Bank- und Handelsbetriebe anlangt, so soll hier das Reich ttne 
Beteiligung von vorerst 20 % erhalten; femer soU bei jeder 
Kapitals Vermehrung auch der Anteil des Reichs entsprechend 
gesteigert werden. Da nun eine solche Beteiligung nur bei 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung durchführbar erscheint, 
spricht die Schrift des Reichs wirtschaftsministeriums von der 
Notwendigkeit einer gesetzlicheu Vorschrift, daß die anderen 
gewerblichen Unternehmungen gezwungen werden sollen, inner- 
halb einer bestimmten Frist sich in die Form von Aktiengesell- 
schaften oder G. DL b, fL umzuwandeln. Leider ist dabei nicht 
angegeben worden, ob man Handwerks- und fCleinhandels- 
betriehe zweckmSBiger in die Form von Aktiengesellschaften 
oder G. m. b. H. umzuwandeln gedenktl 

Offenbar haben die geistreichen Schriftsteller im Reichs- 
wirtschaftsmioisterium auch ein wenig an die gewissen Ge- 
fahren gedacht, die mit einer solchen Umwandlung von Privat- 
eigentum in Reichs eigen tum dem Ausland gegenfiber verbunden 
sein dfirften, denn an einer Stelle kann man lesen: ,J)ie Beteili- 
gung des Reichs an den KSrperac haften darf nicht Formen an- 
nehmen, die geeignet sind, die freie wirtschaftliche Betätigung 
des Unternehmers zu hemmen oder auch einen EinßuQ des 
Auslandes auf die GeschäftsfQhrung zu ermöglichen. Daher soll 
dem Anteil des Reichs ein Stimmrecht nicht gewährt werden. 
Lediglich am Ertrag und zugleich an dem sich steigernden Wert 
der Unternehmung soll das Reich zugunsten der Wiedergut- 
machung beteiligt werden." Den braven Beamten des Reichs- 
wirtschaftsministeriums scheinen jedoch die Bestimmungen des 
Versailler Vertrages nicht gegenwärtig gewesen zu sein, wo- 
nach alles Reichs- und Staatseigentum ffir die Erfüllung unserer 
Reparafions Verpflichtungen haftet, mag es sich um altes oder 
neues Reichseigentum handeln. Hier würde sich also das feind- 
liche Ausland schwerlich das Recht nehmen lassen, in die Tätig- 
keit der Unternehmer hineinzureden, wenn es kraft des Ver- 
sailler Rechtes Hand auf diese Pfänder legen würde. Man 
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Di« Erfastvntf der ■ogeDsnnten Goldwerte 
mafi ja auch wiasen, daß das Auslandi nicht zuletzt die feind- 
licfaen Kapitalisten, bereits ^roße Beträge deutschen Aktien- 
besitzes — schStzungs weise 10 bis 12 Milliarden Mark — er- 
worben haben, so daß es auf dem vom Reichswirtschaftsmini- 
sterium empfohlenen Weg wohl nicht allzu schwer sein dürfte, 
dem feindlichen Ausland fOr manche unserer besten GroBunter- 
nehmungen die Mehrheil in die Hand zu spielen. 

Es ist ferner interessant, zu erfahren) daß das Reichswirt- 
schaftsmimsterium die jährlichen Ertrtge der auf die an- 
gedeutete Weise erfaßten Sachwerte auf 17 Milltardeo Mark 
und die Vermögeoswerte selbst vorerst auf 285 Milliar- 
den Mark und für spätere Zeiten auf 382 Milliarden Mark 
schätzt. Der Appetit kommt gewfihnUch beim Essen. Daher 
wäre es nicht zu verwundern, wenn eine weitere Denkschrift 
des Reichswirtschaftsministeriums diese erstrebenswerten Be- 
träge bald auf 500 oder gar auf 1000 Milliarden Mark erhfihen 
würde. Femer sollen, und das ist das bemerkenswerte, die 
Erträgnisse und auch die erfaßten Werte selbst tn gewissem 
Umfang für die Reparationsp flicht herangezogen werden. Auch 
hier dürfte man es schwerlich in der Hand haben, nur einen 
Teil heranzuziehen; man wird bald Anlaß finden, noch mehr 
zu „erfassen". 

Was heißt überhaupt „heranziehen"? — Nichts anderes, als 
neues deutsches Reichseigentum den feindlichen Mächten zu ' 
fibergeben, sobald sich keine andere Reparationsleistung mehr 
eimAglichen läßt. Die erfaßten Sachwerte bilden nach Ansicht 
des Reichswirtschatlsministers eine geeignete Grundlage für 
Kredite, im Notfalle nach außen hin für die Auflegung einer 
Goldanleihe. So soll also ein Teil des Ertrages der Produk- 
tionsmittel der Wirtschaft für Reparationslasten sichergestellt 
und mobilisierbar gemacht werden. Außerdem hat man im 
Reichswirtschaftsministerium die Hoffnung, die Sachwerte 
werden den Fehlbetrag in der Goldbilanz des Außenhandels 
durch organisierte Beleihung so lange decken helfen, bis die 
deutsche Wirtschaft sie planmäßig durch erh&hte Sachleistun- 
gen auf dem Weltmarkt aasgleichen werde. Ja, daran ist nicht 
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VIL VerkelirU nnd ricbth!« Reparationspolitik 
zu zweifeln, daß man bei unseren verworrenen FinanzverfaÜlt- 
nisien nicht nur eine, sondern mehrere Mfiglichkeiten hätte, dl* 
privaten Sachwerte tfir die Bedürlnisse des Reichs heranzu- 
ziehen. Allein man ist sich im Reichs wirtschaftsministerium 
schwerlich bewußt, welche vielfachen Anforderungen bereits 
von Seiten des ReichsBnanznUnisters an die Vermögensbestände 
der Wirtschaft gestellt werden. 

Als man im November 1921 in Frankreich die Frage einer 
Steuer* und KonfiskationspoUtik erörterte, schrieb u. a. der 
„Temps"; ,3edeutet eine Besteuerung des Kapitals nicht das 
Gegenteil von politischer Klugheit und heißt sie nicht die wirt- 
schaftliche Wiederaufrichtung des Landes verhindern? Nehmen 
wir einmal an, daß 25 v. H. vom Vermögen der Privatpersonen 
in die Staatskassen wandern. Sind diese Personen Rentner, 
dann werden sie im gleichen Verhältnis ihre Ausgaben ver- 
ringem zum Schaden von Industrie und Handel, zum Schaden 
auch des Staates, da die Einkommensteuer im Verhältnis zum 
verringerten Kapital ebenfalls geringere Erträge bringen würde. 
Sind diese Personen aber Industrielle oder Handeltreibende, so 
werden die Folgen die gleichen sein. Außerdem aber werden 
Erzeugung und Verkauf zurfickgehen und eine große Anzahl 
von Arbeitern und Angestellten arbeitslos werden." Dem 
fügte der „Tag" hinzu: „Allerdings beziehen sich diese treffen- 
den Hinweise nicht aul Deutschland, sondern auf Frankreich, 
wo der Kampf für und gegen die direkten Steuern zurzeit aufs 
heftigste tobt Deswegen aber würden doch die Folgen einer 
Vermögenskonfiskation bei uns kaum andere sein, und der 
„Temps" könnte dann wohl einmal die Frage beantworten, wie 
Deutschland mit einer in ihrem Lebensnerv getroffenen Indu- 
strie noch weiter Kriegsentschädigung leisten soll?" Und die 
iJCölnische Zeitung" bemerkte mit Recht hierzu: „Das französi- 
sche Volk wird in federn Fall in dem Glauben gelassen, daß 
Deutschland die Wegnahme eines großen Vermögensteils gut 
ertragen könne, ohne in seiner Leistungsfähigkeit für die wei- 
tere Entrichtung seiner Kriegsschulden an Frankreich wesent- 
lich behindert zu werden." 
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Du KreditaDgebot der lodiutrie 
Es bt nicht möglich, die Kuh, diie man gern auf die Dauer 
melken mSchte, zu schlachten, um das Fleisch zu Terspeiseo. 
Das PriTBteijentum ist die letzte Reserve, die stellt in Reichs- 
eigentom umgewandelt werden darf, wenn man daran denken 
wül, die deutsche Volkswirtschaft am Leben zu erhalten. Daher 
müssen von jedem der Verantwortung bewußten Politiker alle 
darauf hinzielenden Maßnahmen abgelehnt werden. 



Daa Kredtangebot der Industrie. 

Es ist bekannt, daß selbst der Reichskanzler Dr. Wirth gegen 
diese Art der Erfassung der Sachwerte lebhafte Bedenken 
erhoben hat Daraus entsprang die Fühlungnahme mit der 
Industrie, die Erörterung der Frage, ob und auf welchen ande- 
ren Wegen es möglich sei, die nächste Reparationszahlung 
sicherzustellen. Bei der ersten oberflächlichen Erörterung dieser 
schwierigen Frage wurde von einem der Beteiligten der Ge- 
danke angedeutet, die Industrie könne vielleicht durch Anspan- 
nung ihrer ausländischen Geachäftsbeziehungen dem Reich Hilfe 
leisten. Man wähnte, dabei gewissermaßen zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlagen zu können, nämlich nicht nur, wie bei 
der inländischen Erfassung der Goldwerte, tatsächlich zu Papier- 
mark zu kommen, sondern mit Hilfe des Industriekredits 
in ausländischer Währung die notwendigen Devisen zu be- 
schaffen. Dieser Gedankensplitter scheint dem Reichskanzler 
so viel Freude gemacht zu haben, daß er sofort nach der ersten 
Besprechung mit den IndustrieveTtrctem einigen seiner Mit- 
arbeiter davon Mitteilung machte mit dem Erfolg, daß nach 
kaum 24 Stunden die „Vosstsche Zeitung" diese Mitteilung der 
Öffentlichkeit übergab. Die Veröffentlichung war in einer sol- 
chen Form gehalten, daß die überraschte Welt daraus entnahm, 
die deutsche Industrie habe ihre ausländischen Geschäfts- 
beziehungen zu einer Kreditaktion zur Verfügung gestellt So 
wurde aus einer gelegentlichen, nicht weiter vorbedachten 
Äußerung sofort ein großzügiger Plan der industriellen 
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Kredithilf« {entgeht Die)enig« Person, die an dieser 
scUimmen Indiskretion die Schuld -trägt, bat weder dem Reich 
noch der Industrie einen Dienst erwiesen. Das Hineinziehen 
unreifer Gedanken in die Öffentliche ErSrterunj kann nur zum 
Schaden aller Beteiligten ausschlagen. 

Zur Beruhigung der Öffentlichen Meinung wurde alsdann 
mitgeteilt, daß eine solche Kreditaktion nur unter drei Voraus- 
setzungen möglich sei Vor allem müßten sich auch die ande- 
ren Berufsstände, wie Landwirtschaft) Handel und Bankwelt, 
daran beteiligen; femer könnte nat&rlich nur von einer frei- 
willigen Kredilaktion die Rede sein; schließlich müßte mit der 
Mißwirtschaft in den staatlichen Verkehrsbetrieben und in der 
Finanz Wirtschaft des Reichs gründlich aufgeräumt werden. 

Als dann auf der gegen Ende des Monats September 1921 zu 
München abgehaltenen Tagung des Reicbsverbands der Deut- 
schen Industrie dagegen eingewandt wurde, daß man 
schwerlich auf dem Wege der Freiwilligkeit zum Ziele kommen 
könne, begann sich der Widerstand zu regen. Die einstimmige 
Annahme der Münchener EntschUeßung ist nur so zu verstehen, 
daß man ausdrücklich die Freiwilligkeit der industriellen I^dil- 
hilfe betont hat. Auch ich habe mich in München nur unter 
der Bedingung für diesen gefahrbringenden Schritt ausgespro- 
chen, daß es jedem Industriellen freigestellt werden muß, ob er 
sich daran beieiligen will oder nicht. Meines Erachtens erhöht 
die Treiwilligkeil unseren Kredit im Auslande, während vrir im 
Falle des Zwanges mit einer Minderung des Kredits zu rechnen 
haben. Der in der Presse vielbesprochene Münchener 
Beschluß des Reichsverbandes hatte folgendem 
Wortlaut: 

„Überzeugt von der Notwendigkeit, daß die deutsche Wirt- 
schaft nichts unversucht lassen darf, um den von Regierung und 
Parlament angenommenen Forderungen aus dem Londoner Ulti- 
matum nachzukommen, haben Präsidium und Vorstand des 
Reichs Verbands der Deutschen Industrie als berufene Vertreter 
der Industrie der Reichsregierung folgendes erklärt: 

Die Industrie ist zu Verhandlungen darüber bereit, wie unter 
S32 
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Das Kreditanfiebot der In^tstrie 
Aosnaizung des Kredits, welchen sie im Auslande {enieOt, der 
Reichsregienmg Gold oder Devben zur Verfügimj gestellt 
werden k6nnen. Die Voraussetzung aber ist, daß die fibri^n 
Kreise der Wirtschaft, Landwirtschaft, Handel. Banken und 
Bankiers in gleicher Weise sich betätigen und daß unverzüglich 
wirksame Maßnahmen durchgeführt werden, die die jetzige Fi- 
nanzmiflwirtschalt, als den Kredit des Reiches und der Privat- 
wirtschaft untergrabend, beseitigen." 

Bei der weiteren Behandlung der Frage innerhalb des 
Reichsverbandes kam man zu dem Punkt, wo man sah, für eine 
gleichm&Qige Beteiligung aller Unternehmer eigne sich nicht die 
Freiwilligkeit, sondern nur die gesetzgeberische Lösung. Für 
diesen Zweck hatte inzwischen der Reichswirtschaftsrat in 
seinem Reparation sausschuß einen von Dr. Hachenburg aus- 
gearbeiteten Entwurf angenommen. I^eser Gesetzentwurf ver- 
langte die fachliche oder territoriale Zusammenfassung aller ge- 
werblichen Unternehmer und Hausbesitzer in neue Kredit' 
Organisationen, die u, a. nach dem Muster der Unfallberufs- 
genoBsenschattei) gebildet werden sollten, und zwar derart, daß 
zugleich eine Solidarhaftung für den Auslandskredit herbei- 
geführt werden sollte. Ohne mich mit der Wiedergabe der 
Einzelheiten des Entwurfs aufzuhalten, will ich nur erw&hnen, 
daß nunmehr die Gegnerschaft gegen die Kredithilfe erheblich 
zimahm, denn jetzt wurde vor den bedenklich gestimmten Unter- 
nehmern das Bild einer neuen Zwangswirtschaft entrollt, und 
zwar in einer Ansdehnung, wie sie selbst im Kriege niemsJs 
bestanden hat Denn jetzt war die Kreditorganisatiun zum 
Greifen nahe, die zugleich die Dienste von SteuergemeinscLsf- 
ten übernehmen sollte und womöglich auch zu Repara- 
tioDsverpflichtungen herangezogen werden konnte. Dr. Hell- 
ferich verglich einmal die entworfene Konstruktion mit 
einem Ptunpwerk, mit dem es der Entente leicht ge- 
macht werde, unser Privateigentum zugunsten der Re- 
paration auszupumpen. Jedenfalls gefiel der Hachenburg- 
sche Plan nur wenig, und er bestärkte die Gegner einer 
Kredithilte der Industrie in ilu'em Widerstand. 
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Vn. Verkehrt« tmd richtiite Repantiontpolltik 
Es kam hinzu, daß seit dem Anftanchen dieses Gedankens 
im Sommer 1921 das Schicksal Cttierschlcsiens zu unseren Un- 
goBstea entschiedeo worden und auBerdem icfolge der Zahlung 
der ersten Goldmilliarde unsere Währung auf das bedenklichste 
ins Rutschen gekommen war. Damit verstärkten sich die Be- 
denken vor der Hereinnahme von Auslandskredit in auslSndi- 
scher W&hrunj auf das mächtigste, und zwar auch für den Fall 
einer freiwilligen Aktion. 

Es ist daher nicht zu verwundern, daB die Befürworter einer 
gesetzlichen Zwangsregelung mit ihren Vorschlägen nicht durch- 
kamen, ab Anfang November 1921 der Reichsverband 
seine Mitglieder in B e r 1 i n versammelte, um zu der neuen Lage 
Stellung zu nehmen. Nach lebhaften Auseinandersetzungen ge- 
langte ein Beacblufiantrag des bekannten Großindustriel- 
len Hugo Stinnea mit wenigen Änderungen zur Annahme. 
Dieser BeschluS besagt: 

„Der Reichsverband der Deutschen Industrie emdchtigt 
seinen für die Behandlung der Angelegenheit der Kredit- 
hilfe eingesetzten Ausschuß, der angemessen zu ergänzen 
ist unter Zuziehung der deutschen Banken, die Verhandlosgen 
zunächst mit der Reicbsre^enmg mit dem Ziele weitgehender 
geldlicher Stützung des Reiches für Reparatiocszwecke fortzu- 
se'.zen unter folgenden Voraussetzungen: Es maß gleichzeitig 
Sicherheit dafür gegeben werden, daß Reicbsre^erung und 
Reichstag eine sparsame Finanzwirtscheft auf allen Gebieten 
des Staatslebens unverzüglich eintreten lassen und das Wirt- 
schaftsleben von allen die freie Betätigung und Entwicklung 
schädigenden Fesseln befreien. Insbesondere müssen die Reichs- 
nnd sonst in öffentlicher Hand beßndlichen Betriebe derart be- 
handelt werden, daß sie nicht weiter dis öüentlichen Finanzen 
belasten, sondern sie entlasten. Ein Ziel unserer inneren Wirt- 
schaftspolitik muß sein, alle in der Wirtschaft vorhandenen 
nicht vollbeschäftigten Kräfte sicher zu produktiver Arbeil zu 
bringen. Die Industrie muß die Sicherheit haben, daß durch 
ihre Mitarbeit aus unproduktiven Unternehmungen Untcmeh- 
nmngen gemacht werden, die solche Erträge bringen, daß sie 
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Du KreditABlebot der Industrie 
zur Verzinsting und Tilgimg des geplanten Gelddarlehens aus- 
reichen mid die jetzt vorübergehend nnd freiwillig eistretende 
Industrie entlasten." 

Bemerkenswert ist an diesem Beschluß, daS damit auch 
innerhalb des Reichsverbandes der Deutschen Industrie die letzte 
Entscheidung keineswefs gefallen ist. Die Mitgltederversamm- 
laug hatte sich vorbehalten, erst dann endgültig Stellung zu 
nehmen, wenn sich näherer Aufschluß über den Umfang und 
die einzelnen Bedingungen der KredithiUe ergäbe. Auch iaso- 
fem hat sich der Reichsverband nicht die Hinde gebunden, als 
er an die Aufrechterhaltung seines Angebots wichtige Bedin- 
gungen geknüpft hat, welche die große Besorgais um die weitere 
Entwicklung der Finanzwirtschaft des Reiches und lun die 
Sicherheit etwaiger Kredite erkennen lassen. 

Der Antrag Stinnes ist im Reichsverband mit großer Mehr- 
heit angenommen worden. Es fanden sich fast alle grundsätz- 
lichen Gegner mit den Befürwortern der KredithUfe zusammen. 
Ich selbst habe mich nicht entschließen können, den Beschluß 
mitzumachen. Der stärkste meiner Gründe, die mich davon 
abhielten, liegt in der Tatsache, daß die Industrie selbst durch 
Verpfändung wichtiger Teile ihrer Produktionsmittel nicht die 
Gefahr vermeidet, welche mit einer Erfassung der Sachwerte 
für das Reich, also mit der Umwandlung von Privat- zu Reichs- 
«igeotum, verknüpft Ist, Beide Wege, die Erfassung der Sach- 
werte durch das Reich wie die Verpfändung von Produktions- 
mitteln an ausländische, nicht zuletzt an feindliche Kreditgeber, 
führen leicht in dieselbe Gefahr, nämlich zum Verlust unserer 
industriellen Produktionsmittel und Untemehmungsfreiheit 

Man hat deswegen in der Presse dem Reichsverband und den 
Industriellen oorecfat getan, wenn man sich mit dem Berliner 
Beschluß unzufrieden erklärte, die Industrie dieserhalb schalt 
oder ihr Unehrlichkeit vorwarL Der Reichsverband ist kein 
Parlament, das im Wege der Gesetzgebung über anderer Leute 
Hab und Gut verfügen kann. Hier herrscht Verantwortungs- 
gefühl nicht nur gegenüber Reich und Staat, sondern auch 
gegeofiber Beamten und Arbeitern wie gegenüber den Geld- 
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Vn. VerkelirU und lichtiite Repantioupolitik 
gebem. Angesichts dieser Verhältnisse kann den Industriellen 
ein wirtschaftlich und politisch so weitgehender EntschluS nicht 
leicht werden. 

Daher ist es auch verkehrt, daß am 22. November 1921 der 
Reichskanzler im SteuerausschuQ des Reichstags einen 
leicht herausEufOblenden Tadel gegen die Industrie über den 
Stand der Kredithilfe geäußert hat Man kann es dem Reichs- 
kanzler nachfühlen, daß es ihm persönlich wie dem ganzen 
Kabinett viel lieber gewesen wäre, vor die Reparationskommis- 
sion mit einer erlreulichen Nachricht bintreten zu können. 
Mit einem solchen Erfolg wäre die Stellung des neuen Ka- 
binetts Wirtb für einige Zeit gesichert gewesen. Aber es wäre 
auch die Reparationskrise nicht sofort, sondern erst später in 
ein akutes Stadium getreten. Dieses Bestreben war für die 
meisten Befürworter der Kreditaklion der Leitgedanke. Man 
sprach vielfach die Meinung aus, daß vorläufig die Feinde wohl 
von der Leistungs Unfähigkeit Deutschlands noch nicht ganz 
überzeugt seien. Männer wie Keynes, welche schon seit Mo- 
naten den baldigen Eintritt unserer Reparations Unfähigkeit vor- 
aussagten, seien weiBe Raben. Die feindlichen Staatsmäc^er 
seien im allgemeinen weniger durch theoretische Darlegungen 
ZU fiberzeugen als durch die Wucht der Tatsachen. Nun sei 
zu bedenken, daß die meisten Industrieländer der Welt, nament- 
lich England und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
wegen der Arbeitslosigkeit immer schwierigeren wirtschaft- 
lichen und politischen Verbältnissen entgegengehen. Man ver- 
mute, daß bei der Stärke des deutschen Wettbewerbes sich 
die Verhältnisse noch weiter verschärfen würden, so daß die 
feindlichen Staatsmänner im Laufe von einigen Monaten An- 
laß haben würden, aus eignem Antriebe einzugreifen und 
Deutschland einen Zahlungsaufschub und sonstige Erleichte- 
rungen zu verschaffen. Man brauche daher mit der Erfüllungs- 
politik nur noch kurze Zeit fortzufahren, und man habe bis 
zum nächsten Sommer das gewünschte Ergebnis. 

Leider fiel bald ein eisiger Reif auf diese Frühlingsträume 
deutscher Reparationspolitik, denn die von deutscher Seite be- 
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fragten ausUndiscben Geldgeber verhielten sich zunächst wort- 
karg. Uomlttelbar nach Kriegsende konnte man nsmentUcb io 
Amerika so viel Kredit haben, wie man wollte. Jetzt ist es 
leider anders. Man konnte jedoch aus den Ausländem so viel 
heraoshSren. daB vor dem Ausgang der Washingtoner Ab- 
rüstungskonferenz überhaupt keine ernsthafte Verhandlung 
fiber einen Ungfrisligen Kredit, sicherlich aber kein Abschluß 
möglich seL Anfierdem wurden bei genauer Nachforschung so 
geringe Kreditbeträge angegeben, daß die lange Zeit so hoch 
gespannten Erwartungen erheblich gedämpft wurden. Am weite- 
sten wollten noch gewisse Kreise in den Vereinigten Staaten 
gehen, welche unter der Voraussetzung, daß sich auch die wich- 
tigsten „Neutralen" an der Kredithilfe beteiligten, einen Betrag 
von SO Millionen Dollar für die deutsche Industrie in Aussicht 
stellten. Die darin liegende Schwierigkeit darf man nicht unter- 
schätzen; denn, wenn üblicherweise zum Kreditgeschäft zwei 
gehören, nSmlich einer, der den Kredit verlangt, und einer, der 
ihn gewährt, so muß man hier fast mit allen wichtigen Finanz- 
grSBen der Welt rechnen, wenn man nicht vorziehen sollte, statt 
«iner sogenannten großen eine kleine Aktion zu machen. Für 
«ine solche Regelung bestehen jedoch auch auf selten der 
deutschen Regierung die schwersten Bedenken. Der Reichs- 
kanzler bezeichnete es geradezu als ruinös für unsere Währung, 
wenn nur ein kurzfristiger Kredit von wenigen Wochen oder 
Monaten zu erreichen wäre. Nach der weiteren Äußerung des 
Reichskanzlers hat „der negative Charakter der Stellungnahme 
des Reichsverbandes gegenüber dem positiven Kern der Aktion 
bei den Mitgliedern der Reparationskommission sehr verstim- 
mend, enttäuschend und beunruhigend gewirkt". Die Repara- 
tionskonucission war zu dem Zweck nach Berlin gekommen, um 
die Sicherheiten für die Goldzahlungen am 15, Januar und 
15, Februar festzustellen. Zu anderen Verhandlungen war sie 
nicht ermächtigt. Daher hat sie die deutschen Darlegungen Ober 
die Unmöglichkeit der Zahlungen und über die Notwendigkeit 
eines Zahlungsaufschubs nur angehört, aber nicht zum Gegen- 
stand der Erörterung gemacht. Lieber hätte die feindliche 
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Vn. Verkehrte wid ricbtlKe ReparaU<Mi«po&tIk 
Kommission, die der Aktion des ReichsTerbands begreifliciier- 
weise eine ^^oSe Tragweite beigelegt hatte, etwas Bestimmtes 
und Endgültiges üh*x die Kreditaktion der deutschen Industrie 
gehört. Die Reparationskommission ist offenbar etwas klüger, 
aber keineswegs befriedigt abgereist 

Im Reichstag hat man aoschlieBend an den Kaozler- 
bericht die Frage der Kredithilfe erOrtert. aber keinen Beschloß 
dazu gefaßt Dagegen hat der ReparationsausscfauB 
des Reichswirtschaftsrates gegen Ende November 
seiee Meinung dahin aosgesprocheD, daS die unverzfi^che 
DurcbfOhning der Kreditaktion auf Grund des Beschlusses der 
Vollversammlung des Reichs wirtschaftsrats am 4. November 
1921 eine Lebensnotwendigkeit ffir Deutschland sei Entschlos- 
sene Maßnahmen gegen die innere Defizit Wirtschaft im Reich 
und besonders bei den Reichsverkehrsbetrieben seien daneben 
mit größter Beschleunigung in die Wege zn leiten. Dagegen 
lehnte der Reparationsausschoß die Verqttickui^ dieser und 
anderer als Bedingung gestellter Forderungen mit der Frage der 
Kredithilfe ab. 

Ich bin anderer Meinung. Die Notwendigkeit gebietet uns, 
das letzte, was wir noch in Händen haben und was uns nach 
dem VersaiUer Vertrag nicht streitig gemacht werden kann, als 
Sicherheiten für die Emähnmg und Wirtschaft unseres Volkes 
zu behalten. Wenn wir erst alles weggegeben haben, woran 
das Austand Interesse hat dann wird es uns schwer werden, 
noch Industrielle und Kaufleute im Auslände zu finden, welche 
uns Lebensmittel und Rohstoffe kreditieren, damit wir leben 
und arbeiten können. Auf FSÜe solcher äußersten Not müssen 
wir aber gerüstet sein. 

Einer der lebhaftesten Vorkämpfer der Kredithilfe der Indu- 
strie ist Direktor Hans K r a e m e r , Mitglied des Präsidiums 
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und des Reichs- 
wirtschaftsrates. Welche Gedanken ihn dabei bewegeni bat er 
gegen Ende November 1921 in einer Versammlung des Vereins 
Berliner Kaufleute und Industrieller vorgetragen. Dabei sind 
von seiner Seite so merkwürdige Anschauungen ausgesprochen 
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worden, daB sie festgehalten werden mOssen. U. a. meinte 
Kraemer, die gegenwärtige äeber halte Hochkonjunktur set 
der Vorbote einer vielleicht schon im Frühjahr hereinbrechen- 
den Katastrophe, wie sie sich heute noch niemand in Deutsch- 
land vorstellen könne. Industrielle Rohstoffe seien hScbstens 
noch bis April vorhanden. Femer erklärte er, die Sorge vor 
verbeerender Arbeitslosigkeit veranlasse Frankreich, eine Mil- 
lion Mann unter den Waffen zu behalten und von Deutschland 
ernähren zu lassen. Wir mOBten erfüllen, solange es irgend 
gehe. Mit dem Tag des Kreditangebots habe die „Offensive 
der Erfüllung" begonnen. Einem französischen Zeitungsbericbt- 
erstatter hat schlieSlich Kraemer auf die Frage, ob Deutsch- 
land am 15. Januar 1922 zahlen könne, erwidert: „Wir können 
nicht zahlen, aber ich hoffe, wir werden zahlen und länge; 
zahlen, als ihr es aushalten könnt." 

Offenbar ebi Vortrag voller Widersprüche! Ich teile mit 
Kraemer die Auflassung, daS man auf die jetzigen Wirtschafts- 
verhältnisse nicht bauen kann, sondern daB bald große Ver- 
änderungen eintreten werden. Ob wir dabei eine Katastrophe von 
unerhörtem Umfang erleben werden, lasse ich dahingestellt. 
Wenn aber Kraemer an eine so schlimme und baldige Kata- 
strophe glaubt, dann verstehe ich nicht, daß er unsere Repara- 
tionsfähigkeit so hoHnungsfreudig einschätzt Die nOffen- 
sive der Erfüllung" soll mit dem Tage des Kreditangebots be- 
gonnen haben; das bt ein stolzes Wort, das zugleich eine starke 
Drohung gegenüber der Wirtschaft der feindlichen Länder ent- 
hält Ich zweifle daran, daS dieses Wort auf feindlicher Seite 
einschlagen wird, denn wenn die Katastrophe unserer Wirt- 
schaft so nahe ist, dann wäre die „Oflensive der Erfüllung" 
nichts anderes als die kraftlose Offensive eines Sterbenden. 
Gerade die vielen Wirtschaftsnöte unseres Vaterlandes müssen 
zu einer vorsichtigeren Reparationspolitik Führen, als wir sie 
bisher betrieben haben. 

Wenn ich dies ausspreche, so bin ich sicher, daB ich damit 
keineswegs vereinzelt dastehe. Ich kann es nicht unteriasseo, 
bei dieser Gelegenheit Georg Bernhard zu widerspre- 
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cheo, wenn er versucht, die Gegnerschaft gegen das Kredit- 
angebat der Industrie allein auf deufschnationaler Seite zu 
suchen und die Welt glauben zu machen, es handle sich dabei 
nm nichts anderes als um eine parteipolitische Hetze. Es 
dürfte zwar zutreffen, daß auf deutschnationaler Seite die Zahl 
der Gegner der Kredithilfe besonders groß ist und daß inner- 
halb des Reichs Verbandes der Deutschen Industrie der deutsch- 
nationale Abgeordnete Dr. Hugenberg von vornherein die 
lebhaftesten Bedenken gegen das Kreditangebot vorgebracht 
hat. Allein es hat sich auf der Berliner Tagung des Retchs' 
Verbandes auch deutlich gezeigt, wie stark die Gegner des Ge- 
dankens auch in anderen politischen Kreisen zu finden sind. 
Es fiel damals besonders auf, daß als erster Gegner Dr. Sil- 
V e r b e r g aus Köln auftrat, die Bemhardsche Darstel- 
lung, es handle sich um eine einseitige deutschnationale 
Mache, mit Entrüstung zurückwies und sich selbst, der 
weder der Deutschnationalen noch der Demokratischen 
Partei angehört, als Gegner der Kredithilfe bekannte. Allein 
auch in demokratischen Kreisen, denen Georg Bernhard nicht 
fernsteht, macht sich die Gegnerschaft bemerkbar. So hat 
z. B. der Reichstagsabgeordnete Georg Gothein am 
22. November 1921 im „ft-Uhr-Abendblatt" einen beachtens- 
werten Aufsatz geschrieben, in dem er seine ablehnende An- 
sicht einleuchtend begründete: „Einen kurzfristigen Kredit auf- 
zunehmen, wie das jetzt die Reparationskonunission verlangt, 
heißt, der deutschen Industrie eine Schlinge um den Hals legen, 
die die ausifindischen Geldgeber im gefährlichsten Moment zu- 
tiehen kSonen. Mit dem Kredit von 1 Milliarde Goklmark 
würden wir nur eine ganz kurze Atempause gewinnen." 

Natürlich ist man im Lager der Marxisten und Kommunisten 
anderer Auffassung über die Kredithilfe. Die Kritik an derFinanz- 
wirtscbaft des Reiches, insbesondere an den FehlbetrSgen der 
Reichs Verkehrsbetriebe und femer die Forderung der Industrie, 
an diesen Untemelunnngen mitzuarbeiten, hat man in links- 
radikalen Kreisen als einen Angriff des Unteraehmertunis 
gegen die Arbeiterschaft betrachtet und daraufbin mit einem 
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Ge jenstoS geantwortet Die Vorstände des .Allgemei- 
nen deutschen Gewerkschaltsbundes" und 
des „Afa-Bundes" (Arbeitsgemeiaschalt (ür AnfeBtetlte) 
haben sofort gegen die Beschlüsse des Reichs Verbandes 
Einspruch erhoben und am 15. November 1921 wegen des 
wachsenden Finaczelends des Reichs und der unerträglichen 
Teuerung von der Regierung ein gesetzgeberisches Einschreiten 
verlangt nach folgenden Richtlinien: 

1. Beteiligung des Reiches an den Sachwerten. Die Aktien- 
gesellschaften haben 25 y. H. ihres Alctienkapitals auf 
das Reich zu fibertragen. Die kleineren gewerblichen 
Unternehmungen und die Landwirtschaft sind durch 
eine Steuer, die der Veränderung des Geldwertes an- 
gepaßt ist, in gleicher H&he zu betasten. 

2. Sozialtsienmg des Kohlenbergbaues. 

3. Wirtschaftliche Neuordnung der Verkehrsunter- 
nehmungen. 

4. Schärfste Erfassung der Exportdevisen durch Ausbau 
der AuSenbandelskontrolle. 

5. Beschränkung der Einfuhr auf das Lebensnotwendige. 

6. Erhöhung der Ausfuhrabgaben bis zur vfiliigen Erfassung 
der Valutagewinne. 

7. Beschleunigte Einziehung des Reichsnotopfers. 

8. Sofortige Einziehung der bisherigen Steuern, insbeson- 
dere der Einkommensteuer. Die Steuerpflichtigen müssen 
TCrpflicbtet werden, den Betrag ihrer eigenen Veran- 
lagung sofort an die Finanzämter abzuliefern. Bleibt 
diese Zahlung bis zu einer Grenze von 25% hinter ihrer 
Einkommensteuerpflicht zurück, so haben sie nach der 
definitiven Veranlagungsentscheidung des Finanzamtes 
den Rest mit 5% Zinsen abzuführen. Ist die Selbstvcr- 
anlagung unter diesem Betrage zurückgeblieben, so 
haben sie für diese Summe eine Verzinsung von 30% zu 
zahlen. Die Umsatzsteuer ist von den Steuerpflichtigen 
in monatlichen Abschlagszahlungen abzuführen. 

16 R»th«ugi B«pUBlluiupoUUk Oil 
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VII. Verkehrte und ricbtiii« Reparationipolitik 
9. Scharfe BeBteuerunj der durch Devisen- und Effekten' 

Geschäfte erzielten Gewinne, 
10. Kontrolle der privatwirtschaftlichen Monopole. 

Es ist bemerkenswert, diB demnadi auch die freien Ge- 
werkschaften eine Neuordnung der Verkebrauntemehmuntfen 
verlangen. Hierin ■timmen sie also mit dem Reichtverband 
flberein. Dagegen hält die Veii>Iendung, die von dem Gedan- 
ken der Erfassung der Goldwerte ausgeht, an. Die Linksradi- 
kalen können die Gefahr nicht sehen, die in der Umwandlung 
von Privat- in Reichselgentnm besteht Denn sonst w&rc es 
auch nicht begreiflich, daB der „V o r w & r t s" gegen Ende 
November 1921 schreiben konnte: „Es kommt darauf an, nicht 
die Industrie kreditfShig zu erhalten, sondern das Reidi kredit- 
tthig zu machen, und weil die vorgeschlagenen Steuern nicht 
dazu ausreichen, wird ihre Ergfinzung durch Erfassung der 
Sachwerte anerlilllich." Nein, die Erfassung der Sachwerte 
würde nichts nutzen, das Reich zu erhalten, sondern im Gegen- 
teil den Zusammenbruch bescEdennigen. 

Der Reichsverband der Deutschen Industrie hat sicher nicht 
die Absicht, die Lage dnrcli einen Streit mit Vertretern der 
Arbeiterschalt zu verschärfen. Daher hat auch auf seinen 
Antrag die Arbeitsgemeinschaft der indu- 
striellen und gewerblichen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer Deutschalands üch mit der 
Frage besch&ftigt. Aus der Auseinandersetzung der deutschen 
Volkswirtschaft mit den Gläubigerstaaten Deutschlands darf 
nicht ein Kampf zwischen deaUchem Kapital und deutscher 
Arbeit gemacht werden. 

Daß die Kreditaktion, vom auBenpolitischen Standpunkte 
aus betrachtet, gefährlich werden kann, bestätigt eine Ende 
November 1921 bekannt gewordene Denkschrift, welche 
ein SondernusschuB des Bundes britischer In- 
dnst riellcr veröffentlicht hat. Hierin vmrde zunächst zu 
unseren Gunsten dargelegt, doB der Londoner Reparationsplan 
undurchführbar sei und Erleichterungen notwendig erscheinen 
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lasse. Dftno aber macht die englische Industrie Abindenin£s- 
vorschl&gc f&r das Londoner Ultimatum, die unsere Aufmerk- 
samkeit verlangen und lebhafte Bedenken hervorrulen müssen. 
Es ist erkl&rlich, daB die engUscIie Industrie zunächst an ihre 
eigenen Sorgen denkt und nach Schutzmaßnahmen sucht. Da- 
bei kommt sie zunächst zu dem Vorschlag, die deutsche Re- 
gierung solle den verbündeten Regierungen Vorzugsaktien deut- 
scher industrieller Unternehmungen und Hypotheken für land- 
wirtschaftliche und Verkehrsbetriebe übergeben, um eine aas- 
reichende Kontrolle fiber die deutsche Industrie und den deut- 
schen Handel zn ermöglichen. Außerdem sucht die englische 
Denkschrift nach Wegen, für die Bezahlung der deutschen Schtild 
eine bessere Sicherheit zn schaffen, und meint, diese könne durch 
Verpflichtungen erreicht werdeni welche deutsche Privatpersonen 
den Alliierten gegenüber übernehmen. Femer verlangt die eng- , 
liscbe Denkschrift eine Ablenkung der deutschen Handelsflotte 
nnd vor allem der deutschen Ausfuhr von solchen Waren, die 
der englischen Industrie schädlich werden könnten. Die Ent- 
wicklung der deutschen Industrie soll in einer bestimmten 
Richtung festgelegt werden, die den Industrien der alliierten 
Mächte nur dienlich sei. So soll Deutschland den verbündeten 
Mächten Robstoffe wie Kohlen, Kali, Holz liefern; femer könne 
es sich an Wiederaufbau der zerstörten fCriegsgebiete betei- 
ligen und in bisher nicht entwickelten Teilen der Welt unter 
aüüerter Leitimg Anlagen und Bauwerke ausführen. Als eine 
wesentliche Voraussetzung dafür wird die Forderung gestellt, daß 
die Revision des Londoner Ultimatums zu eiaerOrdnung der deut- 
schen Finanzen führen müsse und daß Deutschland keine Ver- 
pflicbtungen auferlegt werden, welche die Inflation fortsetzen 
nnd die Mark weiter entwerten. 

Dem Grundgedanken der britischen Denkschrift, nämlich 
das Schicksal Deutschlands zu erleichtern und dem deutschen 
Volke Beschäftigung zuteil werden zu lassen, kann man wohl 
zustimmen. Er ist ein erfreuliches Anzeichen der sich Bahn 
brechenden Erkenntnis von dem Zusammenhang der Dinge, xu- 
gleich auch ein Beweis für die Stärke des Druckes, der auf der 
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enfltscheo Volkswirtschalt lastet Aber dentlicb enthüllt sich 
dabei die eDgliscb« Selbstsucht, Daher müssen die Vorschläge 
eine erhebliche Änderung erfahren, ehe sie ztun Gegenstand 
einer VerstSndigung gemacht werden könnten. Eine Voraus- 
setzung ist dabei, daß die Selbständigkeit der deutschen Unter- 
nehmen gewahrt bleibt und daB der Überfremdung vorgebeugt 
wird, wie sie in einem System von Vorzugsaktien oder Vor- 
zagshypothekcn liegen wfirde, also is Vorschlägen, die &bri- 
gens eine überraschende Ähnlichkeit mit dem Antrag auf Er- 
fassung der Sachwerte haben. Eine Kontrolle der deutschen 
Industrie durch die alliierten Michte ist unertriglich. Wir 
haben gesehen, wohin eine solche Kontrolle bei der Entwaff- 
nung und Rficklieferung von Maschinen und Anlagen ffibren 
kann. Wir müssen daher die Erhaltung der Selbständigkeit 
unserer Industrie fordern. Auch die Lieferung von Rohstoffen 
an erster Stelle ist nicht nach unseren Wünschen, sie liegt auch 
nicht im Interesse Englands, wie man an der übertrieben starken 
Versorgung Frankreichs mit deutschen Kohlen sehen konnte, 
durch die dem englischen Kohlenbergbau ein wichtiges Absatz- 
gebiet verlorengegangen ist. Wir legen mehr Wert auf die 
Ausfobr veredelter Erzeugnisse. Was schliefilich den Vorschlag 
anlangt, Deutschland beim Wiederaufbau von Ländern wie RuS- 
land usw. heranzuziehen, so verdient das durchaus eingehende 
Erwägungen. Denn es muB ein Versuch unternommen werden« 
die alle Industrieländer der Welt erfassende Spannung zu mil- 
dem. Vor allen enropäischen Staaten hat England seit 
Kriegsende eine schwierige wirtschaftliche Stellung. Die 
Entwertung der Valuta hat nnsem ausländischen Warenabsatz 
bcgOnstigt und den hochvalutarischer Länder geschädigt. Selbst 
wenn nur 1 Million englischer Arbeitsloser auf diese durch die 
deutsche Valutakonkurrenz herbeigeführte Stockung im Ge- 
schSftslei>en Englands zurückzuführen wäre, wfirde damit bei 
200 Arbeitstagen und 15 sh Tagesverdienst ein Lohnanslall von 
über 4 Milliarden Goldmark enUtehen. Das wäre eine ebenso 
groSe Schädigung Engtands, wie man sie Deutschland durch 
die Reparationszahlungen zugefügt hat Arnold Rechberg hat 
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am 25. November 1921 im nTa£" so^ar einen Schaden von etwa 
6 Milliarden Goldmark im Jahre für Englands Industrie heraiu- 
gerecboet. Das wäre ein Vielfaches des auf England entfallen- 
den deutschen Reparattonsanteils, Man kann es daher durch- 
aus verstehen, wieso dann und wann in der englischen Presse 
die vSlIige Streichung der deutschen Reparationslasten vorge- 
schlagen wird, um das Obel an der Wurzel zu fassen. 



Kredit. Moratoriom od«r KtnUkml 

Der Schwerpunkt der Reparationspolitik lag inzwischen 
wieder einmal in London. Sonst hätten die deutschen „Repa- 
ritionsrel senden" Havenstein, Hugo Stinnes und Rathenau im 
Herbst 1921 nicht nach England zu fahren brauchen. Sonst 
w&ren auch nicht die französischen Unterhändler Louchenr 
and Briand in London mit Lloyd George und dessen Mitaibri- 
ters zusammen gewesen. Trotzdem stand vorher Berlin eine 
Zeitlang'im Mittelpunkt des Interesse«, als das Garantiekomitee 
und dann die Reparationskommission an Ort und 
Stelle von der deutschen Regierung Auskünfte Ober die Vor- 
bereitungen zur Zahlung der nächsten, im Januar und Februar 
1922 Mig werdenden Raten einholte. Man darf wohl an- 
nehmen, dafi all die zahlreichen Fragen der interalliierten Kom- 
missionen von deutscher Seite eingehend beantwortet worden 
sind. Daß es dabei allerdings zu den notwendigen gmndsfltz- 
Ucben und gründlichen Auseinandersetzungen gekommen sei, 
BUiB H H"« wohl bezweifeln. Trotzdem mufi jedoch die Repara- 
tlonakommission die Überzeugung gewannen haben, dafi es pit 
der deutschen Leistungsfähigkeit fflr Reparationen sehr schlecht 
bestellt ist Gleichwohl hat diese Kommission an die deutsche 
Regierung cUe Förderung gerichtet, die bald fälUgen Zahlungen 
zu bewirken, und zwar nStigenlalls durch »Inanspruch- 
nahme ausUndischerKredite". Mit diesem Ver- 
langen bat dch die R^arationskommission aul denselben 
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Bollen der Erkenntnis unserer Zahlunjsuni&higkeit wie dat 
Reichskabioett jestellf. 

Man kann darüber streiten, ob DentscUand nach dem Ver- 
sailJer Diktat verpflichtet lit, außer dem Besitz des Reiches und 
seiner Eiozelstaaten sowie «ufier seinen Einnahmequellen auch 
noch seinen Kredit zu Reparationsleistungen zur Verfügung zu 
stellen. Darfiber steht im VcrsaiUer Vertraf kein Wort. Ich 
bin auch nicht der AuHassuog. dafi dies im S i n n der Ver- 
sailler Bedingungen liegt Denn bei dem öffentlichen Besitz 
und den Stfentlichen Einnahmequellen haben wir es mit ganz 
bestimmten EigentuntsrerhUtDissen oder annähernd gewissen 
Rechtsansprüchen des Deutschen Reiches zu tun. Diese Eigen- 
art des Rechtsanspruchs ist beim Kredit des Deutschen 
Reiches nicht gegeben. Der Kredit kann daher dem Eigentum 
und den Einnahmequellen nicht gleichgestellt werden. Die 
Rechtslage ist klar. Deswegen war meines Erachlens das 
Deutsche Reich schon nicht verpflichtet, für die erste Gold- 
milUarde Kredit aufnehmen zu lassen. Wenn dies trotzdem 
von der Reichsbank besorgt worden ist, so hat das 
Kabinett ohne rechtlichen Zwang darauf hingewirkt, um in der 
Bekundung seines guten' Willens zur Erfüllung noch etwas Be- 
sonderes zu tun. Ohnt Verbürgung der Reichsbank hätte das 
Deutsche Reich schon damals schwerlich Kredit bekommen 
können, da es den Kreditgebern keine anderen Sicherheiten 
h&tte geben kSnnen, als es sie bereits im V'ersailler Vertrag den 
Alliierten halte verpfänden müssen, nämlich sein Eigentum uitd 
seine Eianahmequeltcn. Durch die Machtsptfiähc 
vonVersailles und London ist der Kredit' des 
Deutschen Reiches vernichtet. 

In der Antwort, welche die Reichsregierung der 
Reparationakommission vor ihrer Abreise aus Berlin übergeben 
hat, ist der deutsche Recbtsstandpunkt in der Kredlitrage nicht 
eingehend begründet, sondern nur gestreift worden. Dieser 
Mangel mufi m. E. b&Id beseitigt werden, da. die KreditFrage 
uns noch fifters' beschäftigen dürfte. Die Aöt.wort hatte 
folgenden Wortlaut: ,J)i:e deutsche Regiehing geht davon aus, 
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dafi et an und für sich nicht dem Sinn der Bestimmungen des 
ZahlunjspUncE von London entspricht, zur Aufbringung der 
Jahresumuitäten zu dem Mittel des Kredits zu greifen. Sie 
ist aber, um einen Beweit ihres guten Willens zu geben, bereit, 
eine solche Kreditoperation vorzunehmen. Für die Fraget 
unter welchen Bedingungen ein Kredit genommen werden 
wärde, kommt es in erster Linie auf die Vorschläge desjenigen 
an, der das Geld herleihen soll. Die deutsche Regierung ist 
-bereit und bat auch bereits Schritte getan, um sich einen Kredit 
EU verschaffen. Sie bittet die Reparationskommission, sie liiet- 
bei unterttQtzen zu wollen. Sie ffihlt sich jedoch verpflichtet, 
schon jetzt darauf aufmerksam zu machen, daß . fär die Zeit der 
Rückzahlung des Kredit* eine auSerordenÜich schwierige L^ge 
mit Rfickiicht auf die sonstigen Verpflichtungen des Reiches 
entstehen wird, und sie erwartet von der Reparationskom^* 
mission, daS sie dieser besonderen Lage Rechnung tragen wird." 
Dieser Standpunkt der deutschen Regierung hat mroid in keiner 
deutschen Partei Widerspruch gefunden. Damit hatte das Ka- 
binett den richtigen Weg für die deutsche Reparationspolitik 
eingeschlagen; denn Deutscfüand ist es nicht möglich, sich mit 
eigenen Kr&ftcn ans der tiefen Reparationsnot zu befreien. 

Bedauerlich ist dagegen, daS der Reichskanzler Dr. W i r t h 
gelegentlich des Berliner Presseabends am 4. Dezember 1921 
einen Rückfall in die alte Politik der unentwegten Erfüllung 
hatte, indem er erklärte: „Wir marschieren die Richtung, die 
wir seit dem 10. Mal eingeschlagen haben. Wir sind wiUeUi 
auch heute noch die schweren uns auferlegten Verpflicbtungep 
«u erfüllen." OudH hat der Kanzler sich in kurzer Zeil mehr- 
fach selbst widersprochen; hatte er doch noch hii Aeinem 
ersten Rücktritt ausdrücklich erklärt, die Basis der Erfüllungs- 
politik habe sich durch die Entscheidung der oberschlesischen 
Frage erheblich verengert 

Zweifellos ist das Reparatlonsproblem nicht durch forfgc- 
«ftzte Betonung des „guten Willens" zu lösen. Wir müssen 
von dcp geradezu maßlosen Lasten von London und Versailles 
llfireit.w.erdsiL Dieser Politik dient nur derjenige, der der Er- 
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kenntnia des janxeo Volkes und der ganzen Welt Torarbeitet« 
daß Deutschland am Ende seines Kredits ist und nicht ungeheure 
Entschädigungen zahlen kann. 

Offenbar ist diese neue ungeschickte Rede des Kanzlers 
die Wirkung der tags zuvor eingetroffenen Mahnnote der 
Reparationskommissioa vom 2. Dezember 1921 gewe- 
sen, in der von der deutschen Regierung verlangt wird, daß sie 
alle ihre Aubnerksamkeit unverzfigUch den erforderlichen MaB- 
nahmen schenkt, um die fälligen Zahlongcn am Verfalltage 
stcfaerzustellen. Die Kommission fordert die deutsche Regie- 
rung dringend auf, entweder bei den Staatsbürgern, die noto- 
risch Besitz im Ausland haben, oder bei den ausläodischea Geld- 
verleihem alle Anstrengungen zu machen, um die erforderliche 
Erg&nzung ausifindischer Devisen zu erhalten. Die Reparationa- 
kommission sagt, sie sei fiberzeugt, die deutschen Schwierig- 
kelten seien eng mü der Baisse des Karswertes der Mark 
vcrknQpIt und trfigen mehr einen finanziellen als wirtschaft- 
lichen Charakter. 

Diese Note war von dem Iranzdaischen Reparatioaskonunis- 
tionsmitglied Dobois und dem englischen Bradbury unter- 
zeichnet. Seitdem ist für jedermann das Gerficht, infolge der 
Berliner Verhandlungen sei ein folgenschwerer Zwist in der 
Reparationskommission entstanden, als halllos erwiesen. Diese 
Einigkeit ist typisch; jedesmal wenn optimistische Deutsde 
auf Meinungsverschiedenheiten und auseinandergehende poli- 
tische Bestrebungen der alliierten Mächte grcßs Holfnungen ffir 
Deutschland setzten, ist in kurzer Zeit eine Enttäuschung ein- 
getreten. Auffällig ist aufierdem, dafi in der erwähnten Note 
vom 2. Dezember 1921 die französische Auflaasnng 
Aber die deutsche Finanz- und Wirtschaftslage zum Ausdruck 
gekommen ist Der franzSsiiche Politiker Lasteyrie bat 
als Berichterstatter im FinanzausschuS der Kammer bereits am 
B. November 1921 ausgerufen, in Deutschland sei nur ein Za- 
sammenbrucb des Geldwesens, aber nicht der Wirtschaft zu 
verzeichnen. Auch der Hinweis auf das deutsche Privat- 
eigentum im Auslud geht auf franzfeische Ansprache n- 
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rück. So hatte B r i a n d is den Oktaberverfaandlunjen der 
Pariser Kammer und des Senats mit der Beschlagnahme deut- 
schen Privateigentums insbesondere bei den Parteifreunden der 
Deutschen Volkspartei gedroht und dabei die Auslandsguthaben 
der am AuSenliandelsv erkehr beteiligten deutschen Firmen er- 
wähnt Dabei lieB sich Briand zu dem Drobwort hinreißen, 
Frankreich habe „die Hand an der deutschen Gurgel". 

Trotzdem hätte meines Erachtens Dr. Wirtb in seiner 
Antwort auf die Mahnung der Entente vom 2. Dezember keine 
Schwäche verraten, geschwelge denn sofort wieder Umkehr zur 
ErfOUongspoliUk geloben dfirfen. Im Gegenteil, er hätte nicht 
länger zSgem dürfen, Briand die ihm zukommende Antwort zu 
ertdlen. Denn so angünstig der Versailler Machtspruch für 
uns auch sein mag, das Privateigentum ist keineswegs vSllig 
vogelfrei. Zwar beifit es in Artikel 260, daß Rechte oder Be- 
teiligungen deutscher ReichsangehSriger an fiftentlichen Unter- 
nehmungen und an Konzessionen in einer Reihe ausdrücklich 
genannter fremder L&nder von den verbündeten Mächten er- 
worben werden können. Die Liquidation des deutschen Kgen* 
toms im Ausland erreicht nach deutschen Darlegungen auf der 
Brüsseler Sachverständigenkonferenz im Dezember 1920 den 
hohen Betrag von 9 Milliarden Goldmark. Das ist ein Überaus 
schwerer Verlust, der die Auslandsdeutschen, aber auch die 
ganze deutsche Volkswirtschaft getroffen hat, da das Gleich- 
gewicht in der deutschen Außenhandelsbilanz dadurch vSllig 
erschüttert worden ist Die Rücksicht auf das Privateigentum bat 
aber die verbündeten Mächte zu der weiteren Bestimmung des 
Artikels 260 geführt, d&ß die betroffenen Deutschen vom Reich 
entschädigt werden müssen. Eine ähnliche Vorschrift gibt es 
im Londoner Ultimatum, wo für die 26prorentige Ausfuhr- 
abgäbe dem Deutschen Reich die Entschädigung der Aus- 
fuhrfirmen zur Pflicht gemacht wird. In beiden Fällen wird im 
Ausland erworbenes oder durch Ausfuhr entstehendes deut- 
sches Privateigentum herangezogen. Aber an keiner Stelle des 
Versailler oder Londoner Vertrages findet sich irgendeine Be- 
stimmung darüber, da0 die feindlichen Mächte außer dem Reichs- 
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und Staatseigentum und dem Krongnt auch inländisches deutacbei 
Privateigentum zur Befriedigung ihrer Reparationaansprücbe 
heranziehen dürfen. Hier liegt die Grenze. Das hat auch Georg 
G o t b e i n im .Achtuhrabendblatt" vom 22, November bestä- 
tigt. In England scheint man sclion seif kngem die Gefahr fOr die 
Sicherheit des internationalen Handelsverkehrs, die schon so 
oft und so früh von deutscher Seite betont worden war, er- 
kannt zu haben; denn es ist im vergangenen Jahre ein Gesetz 
zustande gekommen, wonach die Liquidierung des deutschen 
Eigentums eingestellt wird. Es ist außerordentlich bedauerlich 
und für den Welt Wirtschaftsverkehr von grofiem Schaden, daB 
der alte Grundsatz der Unverletzlichkeit des Privateigentums 
nicht schon lange wieder in allen fremden Staaten zur vollen 
Anerkennung gelangt ist. 

Wenn nun der französische MinisterprSsident mit der Be- 
schlagnahme deutschen Privateigentimas im Inland drohte, so 
hätte man ihm sagen müssen, dal} er mit dem Gedanken eines 
Vertrags- und V5lkerrech tsbruchea spielt, wie 
ihn die Geschichte zivilisierter Völker wohl noch nie verzeichnet 
hat Infolge der Unterlassungssünde des Reichskanzlers ist 
B r i a n d am 6.. Dezember im Senat von neuem auf diese Fra^ 
zu sprechen gekommen: „Wir haben eine Geaeralhypothek auf 
Deutschland." So rief Briand aus und fügte hinzu: „Die fraor 
zfisische Regierung hatte 1871 keine fünf Milliarden, aber alle 
Bürger haben mit ihrer Unterschrift Bürgschaft geleistet. 
Deutschland wird sich hieran ein Beispiel nehmen mOssenJ" 

Auch von einer entschiedenen Zurückweisung dieser An^- 
Behauung durch den Kanzler hat man seither nichts gehört Wie 
könnte im Ernste von einer „Generalhypothek" auf ganz 
Deutschland die Rede seia?l Ausdrücklich sind nur die Ein- 
nabmequellen des Reiches und der Länder, femer die 26pro- 
zentlge Ausfuhrabgabe und das öffentliche Eigentum im Vcr- 
sailler und Londoner Vertrag als Pfänder bestellt Wenn femer 
Briand glaubt, das Frankreich vom Jahre 1871 dem gegenwärti- 
gen Deutschland als Muster und Vorbild rühmeii zu dürfen, weil 
damalt die französischen Bürger der Republilc in: ihrer Kriegs- 
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cntscbädifunfspflicht beigesprungen sind, so muß man hervor- 
heben, diu die Wohlhabenbett der deutschen Bürger dem Krieg 
und der Revolution zum Opfer gefallen ist. Aber das Frank- 
reich der Gegenwart könnte sich auch an dem Deutschland 
Bismarckscher Gründung ein Beispiel nehmen; denn 1871 hat 
die deutsche Politik sich mit erträglichen Kriegsentschädigungen 
begnügt, während das Frankreich der Neuzeit unersättlich ist 
und wie ein Vampir den Nachbar aussaugen möchte. 

Die Kundgebungen der französischen Regierung' wie die er- 
wähnte Note der Reparationskommission stimmten mit dem Gang 
der Presseerörterungen und der nichtamtlichen Verhandlungen 
in den Lindem der Alliierten nicht überein. DaB besonders 
in England die Kritik an der Reparationspolitik gegen Deutsch- 
land schon lange an die Grundfragen herangeht, weiß iedennaim. 
Der Engländer K e y n e s hat das Verdienst, als erster Aus- 
länder im Herbst 1919 mit seinem Buch über „I^e wirttehaft- 
Heben Folgen des Friedensvertrages" die ICritik gegen die sinn- 
losen Versailler Bedingungen begonnen zu haben. Derselbe 
Keynes hat abermals im August 1921 in der „Deutschen Allge- 
meinen Zeitung" das Wort ergriffen und das Londoner Mai; 
abkommen als eine provisorische Mafinahmfe gekennzeichnet. 
Eine Änderung werde bald nötig- werden, da zwischen Februar 
und August 1922 Deutschlands Zahlungsunfähigkeit vollstSncÜg 
werde. Selbst eine Anleihe erweüe sieb auf die Dauer als 
nutzlos. Mit der Lösung der Reparationsfragen hänge auch die 
Regelung der interalliierten Schulden anis engste zusammen. 
Von Frankreich und Italien lasse sich nicht erwarten, daB sie 
auf ihre eigenen vertragsmäBigen Rechte verzichteten, ohne 
gleichzeitig von ihren Verpflichtungen entbunden zu werdea. 
Allerdings sei diese Frage auch mit der AbrfistungspoUtik ver- 
knfipfli denn Amerika wolle keine Unanzietlen Erleichterungen 
denjenigen Lindern gewähren, die ihre EinkSnfte auf Kriegs- 
rOslongen verschwenden. AbrGstung und Verständigung mit 
Deutschland sollten die Bedingung Amerikas für die Streichung 
der Schuklen der Alliierten sein. Neuerdings empfiehlt Keynes 
die Herabsetzung der ganzen, durch das Londoner Diktat fest» 
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gesetzten deutschen Kriegslut von 132 auf 21 GoldmilUarden, 
von denen ledi^cli Frankreich und Belgien je 18 und 3 Milliarden 
erhalten sollen. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten H a r d i n g scheint 
sich in ähnlichen Gedankengängen zu bewegen. In seiner Bot- 
schaft an den Kongreß am 6. Dezember 1921 sagte er u. a.; 
»Handel und Warenaustausch sind nur mSgUch. w«nn die Na- 
tionen aller Erdteile in eine normale und stetige Lage kommen. 
Wenn eine Konsolidicrang und Regelung der gestundeten Zinsen 
ermöglicht werden kann, wird daa fOr die Amerikaner selbst 
von Vorteil sein." 

Schon vor dieser amerikanischen Kundgebung waren Dutzende 
englischer Pressestimmen bekannt geworden. dJe 
deutlich zeigen, daß Heynes' Ideen marschieren. Die Ursachen 
hierfür liegen nahe. Denn mit den Versailler und Londoner 
Bestimmungen ist nicht nnr die dmitschc Volkswirtschaft dem 
Untergang geweiht, sondern auch de« englische Kolonialhaadel. 
ja die ganze Weltwirtschaft ist aus den Angeln groben worden. 
Der Zusanmenbang zwischen deutscher MarkzerrQttung, unserer 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt, der Stockung im ganzen Gc- 
ach&ftsleben und englischer Arbeitskuigkeit l&Bt sich nldit 
bestreiten^ Daher ist es begreiflich, dafl die „Westnünster 
Gazette" am 8. November ffir die vfiUige Streichung dar 
Reparationen eingetreten isL Aaqoith hat in einer Rede 
erklärt, die Wiederherstellung Europas sei ron drei 
Maßnahmen abhängig, nämlich erstens von der Revision 
des Versailler Vertrages, zwdtens von der Streichung der 
alliierten Kriegsschulden und drittens von der Beseitigung der 
Zollschranken. Andere Stimmen hielten eine langfristige Anleihe 
in Form von Obligationen, die vom Völkerbund garantiert wer- 
den und in 30 bis 40 Jahren zurfickgezahlt werden sollten, lür 
besser als ein Moratorium, weil dann die Wechselkurse nicht 
in Mitleidenschaft gezogen würden. Der „Observer" meinte, fOr 
die nächste Zukunft bilde das Wiesbadener Abkommen die ein- 
zige Art der Bezahlung; eine gründliche Revision der Repara- 
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tionspoLitik sei für Englands Handel und Gewerbe eine Frage 
von Leben und Tod. 

Auch die franxdsischc Presse hatte schon im No- 
vember bemerkenswerte Auffassungen wiedergegeben, die als ein 
Fortschritt in der Reparationspolitik gewertet worden sind. So 
schrieb der „Temps" am 7. November, die einiige LSsung bestehe 
darin, daß aaefa die anderen Mächte auf einen Teil der Barzah- 
hmgen verzichteten und an ihrer Stelle Materiallieferungen nach 
dem Wiesbadener Abkommen annähmen. 

Den meisten PressesUmmen lag der Gedanke zugrunde, 
daO die im Versailler und Londoner Diktat befohlene Repara- 
tionspolitik der Entwickelung der Verhältnisse angepafit werden 
muB. Was aber das zweckmäßige und das notwendige 
ist, darüber bestand noch bis zur Konferenz von Cannes, die 
die Entscheidung bringen sollte, keine Einigkeit, weder 
auf der Gegenseite noch bei uns. Zweifellos ist ein Mann 
wie Hugo Stinnes mit ganz anderer Auffassung im No- 
vember in London gewesen als nach ihm Rathenau, über die 
Tätigkeit beider ist bisher in der Presse wohl mehr Unzutref- 
fendes als Richtiges veröffentlicht worden. Man darf fedoch 
wohl als sicher annehmen, daß die Frage der Gewährung eines 
englischen Kredits für Deutschland, sei es für unsere Industrie, 
sei es für unsere Relchsbank, schon bei dem Besuch von Stinnes 
in ablehnendem Sinne erledigt worden ist Ich glaube femer, 
daß Stinnes sich auch nicht um eüie langfristige internationale 
Anleihe bemüht bat, sondern nach seiner ganzen Tätigkeit und 
Erfahrung den entscheidenden Wert darauf gelegt hat, den Eng- 
ländern seine Anschauungen über die wirtschaftlichen Möglich- 
keiten eines Wiederaufbaues Europas, insbesondere Deutsch- 
lands und RuBlands, bekanntzugeben und Vorschläge für ein 
Zusammengehen der führenden Länder in der Lösung dieser Zu- 
kunftsfragen zu machen. Stinnes fiat sicherlich auf die Eng- 
länder Eindruck gemacht, wenn er darlegte, daß ein in seiner 
Wirtschaft und in seinen Finanzen gesundes Mitteleuropa für 
England und seinen Welthandel ein besseres Geschäft bedeutet 
als der 22 Prozent unserer Reparationsleistungen betragende 
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AnteQ Englands. Nach Lage der IKiige dürfte in den Verhand- 
lungen sowohl die russische wie die deutsche Eisenbahnlrage 
eine Rolle gespielt haben. Ferner wird Stisnes sich wohl für 
eise Verrmgeruog der Besatzungslasten, für ein langfristiges 
Moratorium und fGr die Revision der wichtigsten VersaÜler und 
Londoner Bedingungen mehr eingesetzt haben als für die Emp' 
fehlung des Wiesbadener Abkommens. 

Erheblich anders liegen nach meiner Vermutung die Dinge, 
was die Verhandlungen Rathenaus In London betrifft Eine 
weit links stehende Zeitschrift, nämlich die „Weltbfiline", 
schrieb am 8. Dezember: „Nichts kennzeichnet die Lage deut- 
licher, als daß der Vater des Wiesbadener Abkommens nun 
auch den Weg nach London netunen mufite." Das hört sich 
beinahe so an. als ob Rathenau den „Gang nach Canossa" habe 
antretea müssen. Ich stehe den Anschauungen der „Weltbühne" 
sonst fem: in diesem Punkte scheint sie mir jedoch einen Grund 
der Reise Rathenaus richtig herausgefunden zu haben. Tat- 
sächlich ist das Rathen au -Loucheur- Abkommen seit seiner 
Unterzeictinung zu Wiesbaden ein Stein des AnsloBes für die 
englische Politik. Die Gründe sind bereits oben eingehend er- 
wihnt. Es ist klar: Rathenau befand sich in der ZwickmfiUa, 
wenn er in London all das zu verteidigen hatte, was er den 
Franzosen an Vorrechten und Vorteilen eingeräumt hat Den 
Franzosen bat er u. a. billige Kohlen zum deutschen HSchst- 
preis versprochen, während in der englischen Öffentlichkeit ge- 
rade diese deutsche Kohlenpreispolitik immer schärfer ange- 
griffen wird. Hier stand Rathenau also zwischen zwei Feucmi 
die einen erträglichen Ausweg erschweren. Der Hauptpunkt 
der englischen Verärgerung gegen das Wiesbadener Abkommen 
dürfte iedocb wohl darin gelegen sem, daS die Franzosen sich 
beeilten, ihr Wiesbadener Schäfchen ins trockene zu bringen, 
während sie die Ratifizierung des Pariser Abkommens vom 
13. August 1921 über die Teilung der deutschen Zahlungen unter 
den Alliierten auf die lange Bank schoben. Wahrscheinlich 
sachte Rathenau die Engländer über diese Schwierigkeit da< 
durch hin wegzubringen, da& er ihnen nicht minder günstige An- 
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erbieten für deutsche Sachleistungen machte. Nach einem schon 
früher zwischen Rathenau und dem englischen Botschafter zu 
Berlin erörterten Plan wird dabei die Rolle Deutschlands beim 
russischen Wiederaufbau ein Gegenstand der Verhandlungen 
gewesen sein. Femer ist zweifellos von Rathenau den Fragen 
einer kurZ' oder langfristigen Aoleibe viel mehr Zeit gewidmet 
worden als von Stinnes; hat sich doch die Reicbsreglening noch 
Anfang Dezember an ein führendes englisches Bankunternehmen 
gewandt, .um die Januarrate 1922 durch Kredit zu sichern. 
Allein die Bank von England lehnte io einem an den Fi- 
nanzminister gerichteten Gutachten einen langfristigen engli- 
schen Kredit {Gr Deutschland ab und empfahl nur dann, wenn 
Deutschland besondere Sicherheiten und Garantien biete, Dar- 
lehen auf kurze Termine, Jedenfalls bat die praktische Prü- 
fung des deutschen Kreditgesuches die Engländer nicht so lange 
beschältigt wie die Franzosen ihre politischen Erörterungen 
Aber die Anleihefragen. Mit dem ablehnenden Gut- 
achten der Bank von England scheidet die An- 
leihefrage bis auf weiteres praktisch aus 
den politischen ErSrterungen aus. Dieses Er- 
gebnis kann im Interesse des Deutschen Reiches nur begrüßt 
werden, denn die Erfahrungen der Kreditnahme für die Auf- 
bringung der ersten GoldmilUarde sind so folgenschwer für uns 
gewesen, daB uns eine zweite derart schlimme Erfahrung er- 
spart bleiben muB. Dr. W i r t h hat darüber wohl anders ge- 
dacht, denn sonst hätte er schwerlich mit solcher Zähigkeit am 
Gedanken der Kreditbeschaffung festgehalten und nicht per- 
sönlich in die Verhandlungen des Reichswirtschaftsrats in so 
unheilvoller Weise eingegriffen. Dieserhalb hat Dr. Wirth zwei- 
fellos einen schweren Tadel verdient Die Kritik, die er Mitte 
Dezember dann auch im Auswärtigen Ausschuß des Reichstages 
erfahren hat, war so scharf, daS der Reichstagspräsident L 5 b e 
den Reichstag erst dann auseinandergehen lassen wollte, wenn 
Dr. Wirth ein neues Vertrauensvotum erhalten habe. Allein 
der Reichstag hatte zu viele eilige Aufgaben zu erledigen, als 
daß CS zur offenen „Feldschlacht" um Wirth gekommen wäre. 
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Infolgedessen ist der Kanzler ohne neuen Vertrauensbeweis 
geblieben. 

In der Folge ist dann nach der Ablehnung des Kredits die 
Frage der Herabsetzung der Zahlungen oder ihres Aufschubes, 
aber auch der MSglichkeiten der Besserung des deutschen 
Finanzwesens und der Stabilisierung des Markkurses in den 
Vordergrund der ErSrterung getreten. Der Begriff .Mo- 
ratorium" wurde geradezu zum Schlagwort für alle opti- 
mistischen Kreise, insbesondere für die breitesten Massen der 
Börsenspekulanten. Viele erblickten in diesem Zauber einen 
groBen Erfolg Rathenaus. In Frankreich verhielt man sich zu« 
n&chst noch durchaus ablehnend, aber auch in England 
wollte man etwaige Zugeständnisse an Deutschland an 
eine ganze Reihe schwerer Bedingungen knüpfen. Dazu 
rechnet die Beseitigung der auch meines Eracbtena an- 
greifbaren deutschen Politik der Hinschleppung des Fehlbe- 
trages im Reichshauahalt, namentlich bei den Reichsbetrieben, 
femer der Zwangswirtschaft mit ihrer künstlichen Niedrighal- 
tung des Preises für Brot aus Auslandsgetreide, femer für Kohle 
und dergleichen, alles Meßnahmen, die mit hohen Belastungen 
der Reichsfinanzen verknüpft sind. Dazu gehört femer die 
Frage der Steuern auf den Verbrauch, die zum Teil noch hinter 
der Belastung in den Ententeländem zurückbleiben, während 
allerdings unsere direkten Steuern auf das Einkommen, das 
Vermögen UJW. auch nach der Anerkennung der Gegenseite — 
gelegentlich Jer Sachverständigen-Konferenz in Brüssel — das 
erträgliche Haß überschritten haben. In diesen grundsätzlichen 
Fragen neuer Bedingungen für den deutschen Reichshaushalt 
sind sich offenbar die Engländer mit den Franzosen einig. Allein 
wie weit das MaS einer „Finanzkontrolle" des Deutschen 
Reiches gehen soll, ist schließlich auch in Cannes noch keines- 
wegs abgemacht. 

Immer mehr stellte sich heraus, daß Lloyd George in seiner 

Reparationspolitik über diese Teilfragen hinausgehen und sich 

lanz dem Gesamtproblem der europäischen Erfordernisse 

widmen will Davon hat seine in Cannes Brtand übergebene 
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Denkschrift und seine Durchsetzung der Cenueser Konferenz für 
den enropäiflchen Wiederaufbau ein endgültiges Zeugnis ab- 
gelegt Es Ist klar, daB die Franzosen sich eher mit den be- 
stehenden politischen und wirtschaftlichen VerhKltnissen und 
mit der Beibehaltung der maßgebenden Reparationsbestimmnn- 
gen zufriedengeben kSnnten als die Engländer. Denn die Fran- 
zosen haben ihre Militärmacht zu Lande aufrechterhalten und 
durch BOndnisse mit Polen und Jugoslawien gefestigt imd sind 
im Begriff, ihre Seemacht stark zu vergrSBem. Die überragende 
Machtstellung Frankreichs kann England weder politisch noch 
finanziell gleichgültig sein. Denn Frankreich ist beute schon 
England viel gefährlicher und bedrohlicher, als es Deutschland 
jemals nach seiner Macht und Absicht gewesen ist. Die Washing- 
toner Abrüstungskonferenz hat an der Weltgeltung der Iranz&- 
^chea Macht kaum etwas geändert Um so mehr muB England 
darauf hinwirken, hierin eine Ergänzung und Sicherung zu 
schaffen. 

Auch wirtschaftlich bat Frankreich keine so schweren 
Scliäden erlitten wie England, da seine Volkswirtschaft auf 
ganz anderen Stützen als die englische ruht. Dagegen steht 
Frankreich, nach seiner Währung und seinem Finanzwesen be- 
trachtet, nicht so gut wie England da. Diese verschiedenartige 
Lage der Entente macht ihre auseinandergehenden Bestrebun- 
gen auf dem Gebiet der Reparationspolitik verständlich. Frank- 
reich verlangt auBer den so oft betonten, von niemand 
mehr ernst genommenen „militärischen Sicherheiten" vor 
allem Bargeld, um seine Finanzn6le zu heilen. Der 
Aufbau der zerstSrten Gebiete erscheint der Pariser Regierung 
dagegen trotz Wiesbaden nicht so dringlich, um deutsdie 
Warenlieferungen eu bevorzugen. Anders Engtand, das auf 
seinen Anteil an den deutschen Reparationszahlungen, ohne üch 
selbst empfindlich zu schaden, verzichten kann. Denn im eng- 
lischen Staatshaushalt sfrielt die deutsehe Zahlung eine ganz 
untergeordnete Rolle. Viel wichtiger dagegen für die englische 
Wirtschaft und insofern auch für das englische Budget ist es, 
welche Bedeutung Deutschland mit seinem Handel und seiner 
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lodtutrie &tt Abnehmer and Lieferer Englands und seiner Kolo- 
nien gewinnen kann. Trotzdem liegen England viele Rück- 
slchten auf die Ententemacht Frankreich niher als eine einzige 
auf Deutschland. 

Den letzten AnstoB fOr die scUieBUch zum Ausgleich dieser 
abweichenden Auffassungen und Wünsche einberufene Kon- 
ferenz von Cannes hat das von der Rcichsregierung ei\d- 
lieh am 14. Dezember an die Reparationskommission gerichtete 
GesuchumZahlungBautschub gegeben. Das war der 
Ton aller Welt, auch auf der Gegenseite erwartete, folgerichtige 
Schritt in der Änderung der deutsdien Reparationspolitik, der 
gemacht werden mußte, nachdem das fCreditgesuch gescheitert 
war. Aufgefallen ist jedoch, daß Dr. Wirth in der Note weder die 
Gründe daffir dargelegt hat noch angab, auf welchen Betrag 
und auf welche Dauer sich das verlangte Moratorium erstrecken 
solL Diese näheren Auskünfte hat dann am 16. Dezember die 
Reparationskommission verlangt. Allein unbegreifUcherwusc 
hat das Kabinett nicht auf dem schriftlichen Wege sofort ge- 
antwortet, sondern liefi vierzehn Tage vergehen, bis es drei 
Unterhändler zur mündlichen Verhandlung nach Paris sandte; 
aber auch diese haben die verlangte Antwort nicht gegeben nnd 
bis zur Konferenz von Cannes hinausgezogen, die am 6. Januar 
zusammentrat. 

Dem Vernehmen nach war die Reichsregierung bereit, für 
einen Teil der f&lligen 500 Millionen Goldmark, falls nicht recht- 
zeitig doch das Moratorium für Januar bewilligt worden wäre, 
den schon so stark geschm&lerten Goldschatz der Reichs- 
bank in Anspruch zu nehmen. Die Regierung soll diesen Weg 
für die Aufbringung der Mittel äußerstenfalls für gangbar 
gehalten haben. 

Einen solchen Schritt wflrde ich für ein großes Un^fick an- 
gesehen haben. Zahlreiche Gründe sprechen dagegen. Zunächst 
leuchtet es ein, daß man mit den ganzen 900 bis 950 Millionen 
Goldmark der Reichsbank nicht viel Fälligkeitstage überstehen 
kann. Femer wäre es für unsere Währung von den schlimm- 
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•ten Folgen begleitet, wenn die Golddeckung der B&nknoten 
immer mehr schwinden und eine weitere Entwertung 
verursacht werden würde. Vor aUem eher wfirde die deutsche 
Regierung einen ins Verderben führenden Schritt auch 
•US dem Grunde machen, weil sie In der Heranziehung 
des Reichabankgoldes über die Verpflichtung der VersaÜler 
und Londoner Machtsprüche hinausginge und freiwillig Privat- 
eigentum opferte, während nur Öffentliches Eigentum haftet. 
Denn darüber bestehen weder auf deutscher noch auf ausländi- 
scher Seite Zweifel, daß die Reichsbank trotz ihres Namens 
kein Reichs- oder Staats vermSgen besitzt und verwaltet, soa- 
dera daB sis, wie schon bei der Besetzung MOlhausens 1914 
durch die Franzosen anerkannt worden ist, privatrechtlichen 
Charakter hat. Wohin wir aber k&men, wenn wir beginnen 
würden, Privateigentum in Reichseigentum umzuwandeln, habe 
ich mit den bedenldichsten Folgeerscheinungen bereits oben 
dargestellt 

Auch auf feindlicher Seite weiß man die Notwendigkeit des 
I^vateigcntums wohl zu würdigen. So hat erst gegen Ende 
Dezember die Pariser Tagung von Finanziers 
und Industriellen gegenüber dem kommunistischen 
Regime in RuBland betont, keine Handelsbeziehungen kfinnten 
zu einem Lande aufgenommen werden, kein Wiederaufbau 
könne beginnen in einem Lande, dessen Regierung nicht dafür 
garantiere, daB sie das Privateigentum achte. Leider lassen 
die verbOadeten Mächte diese Haltung, die sie von RuBland 
fordern, dem Deutschen Reiche gegenüber selbst vcnnissen. So 
UQt selbst die englische Handatsverwaltung von Ostafrika das 
gesamte dortige deutsche Privateigentum liquidieren, obwohl 
sie bei den gezahlten Schleuderpreisen kein Geschäft damit 
macht Sie treiben also eine zwiespältige Politik, wenn sie 
uns gegenüber nach wie vor gegen die v&lkerrechtlich ge- 
heiligte Unvcrletzlichkeit des Privateigentums verstoßen. Wird 
man endlich in Cannes dieses Unrecht eingesehen haben? 
Die Konferenz der Finanzminister der Alliierten soll wenigstem 
nach Presseberichten am 9. Januar einen Antrag auf Zwangs* 
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nußnabmen zur Erfassunj des deuUchen Besitzes abjeletutt 
haben. 

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß man sich 
bei der fitfentUchen Erörterung nicht immer der Schutz- 
bestimmuajcn des Veraailler Vertrages bewußt 
ist, die ffir die Heranziehung Deutschlands zu Reparations- 
leistanten geschaffen sind. Leider hat das Kabinett Wirth es 
an einer nachdrQcklicheo Betonung unserer Rechte fehlen lassen. 
Das geschah auch bei ganz selbstverständlichen Klarstellungen, 
z. B. über unsere ersten Lebtuogen in Höhe von 2 G o 1 d - 
m i 1 1 i a r d e n. IMe Feinde wollen offenbar darGber zur Tages- 
ordnung fibergehen. Daher muß Deutschland mit Entschieden- 
heit verlaageOi daß die Feinde unsere riesigen Leistungen und 
Liefeningen vor dem 1. Mai 1921 ihrem vollen Wert nach an- 
erkennen. Ferner hat die Gegenseite nach Artikel 235 eine 
Entscheidung darüber zu treffen, welche Mengen der von uns 
zwecks Vertragserfüllung verbrauchten Nahrungsmittel and Roh- 
stoffe auf die Summe dieser 20 Goldmilliarden anzurechnen sind. 
Das alles sind für uns wahrlich keine Kleinigkeiten. 

Die Überaus traurige Finanzlage des Reiches and der hoff- 
nungslose Stand der Mark Währung machen es notwendig, 
daß Deutschland zum Teil oder ganz mit den 
Zahlungen im Rückstand bleibt, sofern wir 
keinen ausgiebigen Zahlungsaufschub erhalten. Nur keine 
unsinnig« Angst vor neuen Gewaltmaßnahmen der Feindel Mit 
der Möglichkeit, ja Wahrscheinlichkeit des Im-Rfickstand- 
Bleibens haben die Feinde bereits im Versaillcr Vertrag ge- 
rechnet, denn Artikel 233 spricht dieses an sich selbstverständ- 
liche Recht dem Schuldner Deutschland ausdrücklich zu. Mag 
dann die Entente auch von ihrem Recht Gebrauch machen und 
die Zahlung nach d<r Entscheidung der Reparationskommission 
auf spätere Jahre verschieben. Auch mit einer Veränderung 
der Reparationsfähigkeit Deutschlands rechneten die ver- 
bündeten Mächte schon im VersaiUer Vertrag; denn im Ar- 
tikel 234 ist festgesetzt, daß die Reparationskonmiission von 
Zeit zu Zeit die Hilfsmittel und die Leistungsfähigkeit Deatsch- 
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lands zu prüfen hxt. Dabei muB der deutschen Regierung nach 
Billigkeit GchSr geschenkt werden, waa bisher eigentlich nie 
geschehen ist. Femer kann die Reparationskommistion nach 
demselben Artikel die Frist ffir die vorgesehenen Zalilangen 
verUngem und die Form der Zahlung ändern oder auch mit 
besonderer Ermächtigung der timtlichen in der Reparations- 
kommission vertretenen Regierungen die Zahlung ganz erlassen. 
Diese Bestimmungen stehen hn Zusammenhang mit Artikel 232, 
der ausdrücklich die flbereinsti mmende Ansidit des Feind- 
bundes bekannt gibt, wonach er anerkennt, daB die Hilfsmittel 
Deutschlands nicht ausreichen, um den vollen Ersatz aller 
Kriegs verhüte und Kriegsschiden zu gewährleisten. Also: 
wiederholt ist im Versailler Vertrag davon die R(»de, daß wir 
über unsere Leistungsfähigkeit hinaus für Reparationen nicht 
in Anspruch genommen werden k&nnen. Das entspricht dem 
alten rSmischen Rechtssatz; Ultra posse nemo obligalur. Es 
ist eine Selbstverständlichkeit, daß jeder nur so viel zu leisten 
gehalten ist, wie in seinen Kräften steht Es fragt sich nur. wie 
weit nach der Auffassung des Gläubigers die Kraft des Schuld- 
ners reicht Unter den jetzigen Umständen sind die Gläubiger 
zugleich auch die Richter. Das ist für uns ein Unglück, aber 
immerhin keine hoffnungslose Lage. Wir müssen zunächst 
unsererseits alles unterlassen, was, wie z. B. das Wiesbadener 
Abkommen, zu einer Trübung der klaren Erkenntnis tiniserer 
Leistongs u n fähigkeit fütiren kann. Wir dürfen im eigenen 
Interesse nicht großsprecherisch stärker auftreten, als wir tat- 
sächlich sind. Diese Einsicht ist auf der deutschen Seite zu 
fSrdem und nach diesem Ziel zu streben. Wenn aber die maS> 
gebenden Kreise Deutschlands sich immer noch nicht über die 
Grenzen unserer Leistungsfähigkeit einig sein sollten, ist das 
Spiel fürs erste verloren. 

Auch die Bewertung unserer Sachleistungen, 
mag es sich um Pflichtlieferungen auf Grund der Diktate, mag 
es sich um freiwillige Leistungen handeln. muB gründlich revi- 
diert werden. Vor allem darf ans dabei keinerlei Fracht und 
Zoll oder gar die 26prozentige Ausfuhrabgabe auferlegt werden. 
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Dem Unfug ist ein Ende zu nuchen, daB um z. B. Reparatioiu* 
vieh nur zu einem Teil unserer Produktions- oder Anscfaafionjs- 
kosten bewertet wird. Es gibt Betümmungen im Vers«Uler 
Vertrag genug, die unser Recht bei SacUieleningen toU und 
ganz anerkennen. Allein durch die feindliche Vertrags- 
auslegnag sind wir am unsere bescheidenen Rechte be- 
trogen worden. Die Preisregelung nach dem Versailler Vertra(< 
muB revidiert werden. Zur Zeit seines Absclilusses konnte man 
nicht annehmen, daS die deutsche Mark so stark entwertet 
werden würde und daS uns daher aus Sachleistungen nur so 
wenig gutgeschrieben wird. Wir müssen die von der deutschen 
Regierung in Spa aufgestellte Forderung wiederholen und ein 
für aOemal die Anrechnung von Weltmarktpreisen 
für unsere goldwertigen Waren verlangen. 

Wichtig ist, daB die von der Reparationekommission zu lor- 
demde Nachprüfung der deutschen Leistungsfähigkeit nicht auf 
die Frage eines Zahlungsaufschubes für das Jahr 1922 beschränkt 
bleibt, sondern daB man mindestens für eine Reihe von 5 bis 
10 Jahren eine Einstellung der Zahltmgen verlangt. In der 
Zwischenzeit muB die in Artikel 234 vorgesehene eingehende 
Nachprüfung unserer Hilfsmittel und Leistungsfähigkeit vorge- 

Wenn man leidenschaftslos die Dinge überblickt, muS man 
bekennen, daß wir, obwohl wir doch eine ganz andere und im 
atigemeinen hSherstehende wirtschaftliche Entwicklung als das 
uns benachbarte Deutsch-Österreich erreicht hatten. 
finanziell heute so tief stehen, wie Österreich vor einem Jahre 
gestanden hat Dabei brauchte Osterreich keine grOSeren Ent- 
schädiguagsbeträge zu zahlen und keine Reparationen im deut- 
schen Ausmaß zu leisten. Österreich muß froh sein, wenn es 
sich mit eigenen Kräften eine lebensfähige Wirtschaft gestalten 
kann. Ich bin sicher, daß unser Bruderland dazu nicht in der 
Lage ist, weil ihm nicht nur lebenswichtige Gebiete entrissen 
worden sind, sondern weil es geradezu gevierteilt ist. Obwohl 
min im allgemeinen die Verfiättnisse des Deutschen Reiches 
nicht so schlecht sind wie in Osterreich, so ist doch am deutschen 
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VoIks' und WirttehafUkfirper eia so froBer Aderlaß durch den 
Raab von EtsaB'Lothringcn, Oberscblesien, Posen, West- 
prcuBen usw. vor jesommen worden, dafi wir auf dieselbe schiefe 
Bahn der wirtschaftlichen und finanziellen Eatwicklun^ je- 
dr&njt worden sind wie Deutsch-Österreich. Wenn man nun 
auf feindlicher Seite schon lange erkannt hat, daB man das 
grenzentos mißhandelte Osterreich endlich schonen und unter- 
stützen muß, dann mfiSte man eigentlich auch ffir Deutschland 
zur Erkenntnis kommen, daß auch bei uns nicht mehr viel zu 
holen ist und daß auch wir nicht so stark belastet bleiben dfirf eiL 
Dr, Simons hat einmal das Bild angewandt: ,J)eutschIand 
Ist kein radioaktives Gebilde, das tinausgesetzt Energien aus- 
strahlt, ohne neue KrSfte aufzunehmen." 

Genag, mit einem kurzen Zahlungsaufschub 
allein ist uns nicht gedient, sondern wir 
brauchen langdauernde und wesentliche Ent- 
lastungen ans den ungeheuren Verpflich- 
tungen von Versailles und London. Deshalb 
ist eine allgemeine Revision zu fordern. 

Selbst wenn wir von allen unseren ReparationsverpfUchtun- 
gen, den Auftagen für die Besatzungsheere usw. Ixetreit werden 
würden, bliebe uns ein trauriges Los. Wir müssen viel mehr 
arbeiten, weil wir heute nach dem Wegfall ausgedehnter Reidu- 
gebiete noch weniger denn je in der Lage sind, uns in abseh- 
barer Zeit selbst zu ernähren. Femer künnen wir von einer 
ausreichenden RohstoUversorgung aus eigenen Bodenschitzcn 
fast in keiner Beziehung mehr sprechen. 

Zweifellos ist das Problem der Reparationspolitik 
für unser Wirtschafts, und Privatleben von 
so einschneidender Bedeutung, daß es sich ffir die Regierung 
tatsächlich schon lange verlohnt hStte, die zahllosen 
erschreckenden Wirkungen für die denkende, besonders die 
feindliche Welt gründlich zu ermitteln und klar darzustellen. 
Am auffitligsten ist der schwere Verlust, der die besitzenden 
Klassen durch die Geldentwertung infolge der Reparations- 
zahlungen getroffen hat. „Gold gab ich, nichts hab' 
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ich" muB heute derjenige teufzea, der sein ganzes Gut der 
Kriegsanleihe geopfert 'hat Aber auch die anderen Wert- 
papierbesitzer, die trfiher viel beneideten Rentner, die soge- 
nannten Privatleute, fristen heute ein kümmerliches Dasein. 
Um deren Lage k&mmert sich der Gesetzgeber viel xa wenig. 
Selbst der früher im allgemeinen befriedigende Ertrag der 
Landwirtschait, der Industrie, des Handwerks, des HanS' 
bcsitzes usw. ist heule so k&rglich, daB die meisten die Zähne 
zttsammeiibelScn mOasen, um der Überfremdung ihrer Betriebe 
zu entgehen. Niemand wird behaupten, dafi es den Beamten, 
Angestellten und Arbeitern gläozead gehe. Allein im Ver< 
gleich zu den selbst Wirtschaft enden Volkagenmsen haben sie 
in ihrem Einkommen und in ihrer Lebenshaltung meist keine 
so schwere Einbuße zu verzeichnen wie die hauptsächlich auf 
den Ertrag ihres Besitzes angewiesenen Schichten. Denn der 
Arbeitnehmer hat es fast Überall verstanden, die infolge der 
Geldentwertung eingetretene Schm&lerung seiner Lebenshal- 
tung vrieder durch Erhöhung der LShne und Geh&lter größten- 
teils auszugleichen. 

Kurz, die Lasten der Erfüllungspolitik hat das ganze deutsche 
Volk durch die unerhörte Schwichimg der Kaufkraft des Geldes 
kennengelernt Niemand ist davon verschont geblieben, weder 
hoch noch niedrig. Aber man kann nicht behaupten, daß alle 
gleichmäßig betroffen worden sind. Die darin liegende Un- 
gerechtigkeit ließe sich allerdings auf gesetzlichem Weg 
schwerlich überall beseitigen. Die Not des Volkes ist jeden- 
falls viel größer, als die Regierenden wissen. Stellen sie also 
endlich eingehende Ennittelungen an! Wahrscheinlich würde 
dann auch der letzte Marxist in der Regierung davon fiberzeugt 
werden, daß die Erffillungspolitik von vorn- 
hereinzumTodc verurteilt war. Diese Politik konnte 
innenpolitisch auch wegen des offenbaren Widerspruchs 
zwischen ständigem Erfüllungsstaauneln nnd immerwährendem 
Fortwursteln gar nicht das Ziel erreichen. Daher mußte außen- 
politisch zielbewußter vorgegangen werden. Was bat man aber 
von denjenigen zu halten, welche die „Erfüllung" stets im 
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Mnndc führen, aber in Wirklichkeit weder Wege noch Ent- 
scblouenheit kennen, das ganze Volk mSgUchat gleichmäßig 
duu zu bringen? Richard Calwer hat wahrlich recht, wenn 
er am die Wende des Jahres einmal erklärte, an dieser inkon- 
sequenten Haitang der Regierungsparteien scheitere Gberhaupl 
jede groBe Erffillun^. 

Daß dieterhalb irgendwelche „Errungenschaften der Revo- 
lution" geopfert werden sollen, hat man tatsächlich bisher von 
keiner linksstehenden Stimme gehCrt Wenn daher Dr. Rathe- 
nau wiederholt die „passive Resistenz" in der Reparations- 
politik venirteill hat, erßUirt man durch Calwer, wo sie zu 
suchen -ist Sollte Ratbeoau nicht auch an diesem Doppelspiel 
des Kabinetts Wirth ein wenig beteiligt gewesen sein? Wer 
im Glashause sitzt, soll nicht mit Steinen werfen. 

Allein auch außenpolitisch hat das Kabinett Wirth in einem 
entscheidenden Punkt versagt, nämlich gegenüber der L ü g e V o n 
Deutschlands Schuld am Weltkrieg. Dieses un- 
tätige, geradezu fatalistische Verhalten der Regierung fand 
selbst nicht bei allen Regierungsparteien Verständnis und Bil- 
ligung. Daher wurde der Kanzler Dr. Wirth bei seinem Be- 
such des rheinischen Zentrumsparteitages in Kfinigswinter 
gegen Ende 1921 veranlaßt, seine Gründe für das Verhalten des 
KablnetU darzulegen. Dr. Wirth soll dabei w6rtlich erklärt 
haben, er halte den gegenwärtigen Augenblick folgenschwer- 
ster Entschließungen fflr ungeeignet, um zu einem „General- 
angriff" auf diesem Gebiete zu schreiten. Erst müßten sich 
die Wogen des Hasses glätten, ehe unser Material mit Erfolg 
bekanntgegeben werden könne. 

Der jetzige Kanzler ist ein gewandter Redner und ge- 
schickt im Ausweichen. Seine rheinischen Parteigenossen 
dflrfte er aber nur kurze Zeit beruhigt haben. Denn um die 
Jahreswende begannen ausländische Blätter mit der V e r • 
öffentlichung von Kriegsurkunden, die Poincar^, 
den ehemaligen französischen Präsidenten, und seine willigen 
nssischen Helfershelfer schwer belasten, und ein Berliner Blatt 
ist ihnen kürzlich gefolgt. So wird von außen und innen her 
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die Deutschland eDtlastende Zahl von Schuldbeweiseii seit dem 
russischen SuchomliaowprozeO stiodig um wertvolle Stficke 
ergänzt Die deutsche Regierung schweigt sich jedoch immer 
noch aber ihre gewiß nicht kargen Stficke aus, offenbar des- 
halb, weil sie nicht nur aui feindlicher Seite ein Stimrunzeln 
fOrchtet, sondern weil sie ihre besten Freunde, nimlich zahl- 
reiche Führer der sozialistischen Parteien, in einem fflr die 
marxistisch-kommunistische Bewegung wenig vorteilhaften 
Lichte der Öffentlichkeit bloBstelleB und damit die „unentbehr- 
liche" Rcgierungskoalition gefährden wflrde. Allein die Inter- 
nationalisten vom Schlage des Abgeordneten Dr. Bernstein 
werden ihrer verdienten Kennzeichnung durch die vateri&ndi- 
■che Geschichtsschreibung nicht entgehen, nachdem sie in un- 
begreiflicher Weise auf ausländischen Kongressen die volle 
Schuld am Krieg der alten kaiserlichen Regierung, den Hohen- 
Eollem und der deutschen Bourgeoisie zugeschoben haben 
Dieser Landesverrat darf den Herren der Linken nicht ver- 
gessen werden. Der Zweck fflr diese marxistische Lfigenerfin- 
dung ist klar. Zur Milderung des schweren, aber gerechten 
Vorwurfs, dafi die deutsche Revolution und damit der entsetz- 
liche Kriegsausgang auf deutsche marxistische F&hrer wie 
Liebknecht, Ledcbonr, Dittmann usw. zurück- 
zoffibren ist, mußte als Entschuldigungs- und Agitationsstoff 
die krasse Lüge dienen, die früher herrschenden Klassen hätten 
die SchuM an dem viel grOßeren Unglück, n&mlich am Welt- 
krieg. Solange Dr. Wirth diesem Unfug ni'cht 
entgegentritt, macht er sich zum Förderer 
der marxistischen und der feindlichen Lü- 
genpropaganda und läßt nicht nur die bür- 
gerlichen Interessen, sondern die gesam- 
ten vaterländischen Notwendigkeiten im 
Stich. 

Ist für das Kabinett der auf der Londoner M&rzkonferenz 
gefallene Ausspruch Lloyd Georges noch nicht deut- 
lich genug, daß der Vertrag von Versailles hin- 
fällig sei, wenn die Anerkennung der deutschen 
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Schuld verweigert oder aufgegeben wird? Die Schuld* 
frftge ist der Kernpunkt in nnserer auf die 
Revision der Diktate hinzielenden Politik. 
Hier tat Eile und Grandliclikeit not. Das zeigte L, Rasch- 
d a u am 28, Dezember im roten „Tag", iadem er auf die neuen 
lügenhaften Erz&htnngen Brianda und Vivianl« auf der Wa- 
shingtoner Konferenz fiber die „deutschen Kriegsvorbercitofr- 
gen" hinwies. Raschdau tagt mit Recht: „Hier von «General- 
angrifT zu sprechen, ist eine Übertreibung, die gebraucht wird, 
um der Untätigkeit ein MSntelcheo umzuhängen. Nicht im 
Angriff, sondern in der Verteidigung befinden wir uns, und die 
Ansicht hat sich bisher als völlig irrig erwiesen, daB wir dank 
schweigender ZurQckhaltung puf versöhnliche Langmut tn Paris 
rechnen dürfen. Wir sind zu schwach, um der franzfisiscben 
Gewaltpolitik Widerstand zu leisten, aber wir kSnnen die 
SffenÜiche Meinung der Welt beeinflussen, der sich schliefilich 
auch Frankreich wird unterwerfen müssen. Diese Aufklärung 
und Auflehnung ist zur Zelt unser einziges Mittel, und ihre Be- 
deutung wird in unseren amtlichen Kreisen verkannt" Ich 
kann nur unterstreichen, was Raschdau Über die Notwendigkeit 
der onverzfiglicb zu beginnenden Bekämpfung der Schuldloge 
sagt Selbstverständlich dari der Aufkl&rungsdienst 
als Vorbereitung der Immer dringlicher 
werdenden Revision der feindlichen Machtsprfichc 
nicht auf die Schuldfrage beschränkt werden, sondera die 
Arbeit muß sich, wie bereits erwähnt, auf die uomensclilicfaen, 
ja geradezu grauenvollen Wirkungen der bisherigen Repara- 
tionsleistungen erstrecken. Femer müssen unsere sämtlichen 
Ansprüche auf Revision aufgestellt und Im einzelnen gut be- 
gründet werden, einscHlteBlicb der des Wiesbadener Abkommen», 
weil dieses trotz der wörtlichen EmpfeUung Rathenaus wirklich 
nicht als „Modell" für aDe künftigen Reparationsabmachungen 
betrachtet werden darf. 

Selbst wohlgesinnte Ausländer Überschätzen unsere Lei- 
stungsfähigkeit in Verwunderung erregender Welse. Dafür 
spricht das Anfang November veröffentlichte Buch des ehe- 
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maligeo iUlienischen MiniBterpräsidenten Nitti über ,J)u 
friedlose Europa". So vieles ist richtig, was er zur Kennzeich- 
nnnj der Macht-, Haß- und Rachepolitik Frankreichs sajt Auch 
der SchluBforderung der Revision der Verträge k&nnen wir nur 
ziutimmeo. Aber die MQliardenlasten, insgesamt 60 Goldmil- 
liarden, zu deren Forderung auch Nitti kommt, sind fOr uns 
unertrSgUch, selbst wenn dabei 20 als bereits geleistet gelten 
und weitere 20 in SachleistnngeD abgetragen werden sollen. 

Ein „Völkerbund für den Weltfrleden", der sich 
am 2. Januar 1922 in Paris gebildet bat und seinem Namen mehr 
Ehre machen will als der amtliche Völkerbund, dieses Instrument 
der nackten Gewaltpolitik der SiegermScbte, hat erklSrt: „Es 
muB ein neuer Weg gefunden werden." Diese Erkenntnis ist 
richtig und schien auch die Lloyd Georges zu sein, der 
mit seiner in einer Denkschrift zu Cannes dargelegten 
Politik einen neuen Kurs einschlug — vorausgesettt, daO er 
an diesem Kurs wirklich festhält In dieser Denkschrift Lloyd 
Georges ist vor allem die Erklärung bemerkenswert, daB Frank- 
reich aus den Reparationen beträchtliche Vorteile ziehe, 
während England nicht minder beträchtliche Opfer bringe. 
Diesem auf die Dauer unerträglichen Zustand will England ein 
Ende bereiten. Daher macht es Frankreich einen auBerordent- 
Ucb weitgehenden Vorschlag, nämlich den eines Defensivbänd- 
nisses, also einer Garantie für seine militärische Sicherheit und 
außerdem einen Vorschlag für einen gemeinsamen Wiederaufbau 
Europas, Mag man auch den Darlegungen Über die wirtschaft- 
lichen Vorschläge zustimmen, so kann man doch nicht umhin, 
dagegen zu protestieren, wenn behauptet wird, die wirkliche 
Gefahr, der Frankreich ausgesetzt sei, sei eine deutsche Invasion. 
Ist das nicht ein Widerspruch mit der Tatsache, daß Deutschland 
entwaffnet istV Viel einleuchtender sind die Gefahren geschil- 
dert, die sieb aus einem Wettrüsten Englands und Frankreichs 
zur See ergeben würden. SchlieBlich ist beachtenswert, daB 
Lloyd George die Rechte, insbesondere das Eigentum der ans- 
lindiscben Kapitalisten, geachtet wissen will, während man bis- 
her auf englischer Seite an der Beschlagnahme der 26 Prozent 
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des Eijeatunts der deutschen AusfuhrÜrmen festhält und auf 
französischer Seite tojar mit dem Gedanken des allgemeinen 
Raubes deutsches Privateigentums spielt. 

Der durch die englische Politik veränderten Lage pafite sich 
Rathcnau in seiner zu Cannes gehaltenen Rede im 
allgemeinen geschickt an. Er erklärte u. a.: 

.Jleutschland ist entschlossen, mit seinen Leistungen bis zu 
den Grenzen seiner Leistungsfähigkeit zu gehen. Es besteht eine 
Passivität der Zahlungsbilanz im Betrage von 2 Milliarden schon 
vor Zahlung irgendwelcher Reparation. Um das Defizit der 
ZaUongsbilanz zu decken, bestehen nur drei Möglichkeiten: 
Verkauf der Substanz des Landes, große auswärtige Anleihen 
oder Verkauf der Landeswährung. Solange die Währung eines 
Staates auf dem internationalen Markt aus dem Gleichgewich' 
gekommen ist, ist es unmöglich, irgendein Budget auf be- 
stimmte Zeit mit Sicherheit in Ordnung zu bringen. In diesem 
Augenblick ist unser Budget für 1922 in Ordnung, Es enthält 
sogar gewisse Überschüsse, dabei ist aber von den Repara- 
tionen abgesehen. Ich stelle unter Beweis, daS der Deutsche 
fernerhin eine schwerere Steuerbflrde trägt als der Bewohner 
irgendeines anderen Landes, insbesondere der Engländer oder 
der Franzose. Wenn ich von den bereits erwähnten 500 Mil- 
lionen für 1922 ausgehe, wenn ich femer ausgehe von Sach- 
leistungen von 1450 Millionen Goldmark und dann noch die 
inneren Kosten des Friedensvertrages nehme, so komme ich 
zu der Ziffer von 135,5 Milliarden Papiermark. Das Budget 
würde also etwa ISO Prozent neue Belastung erfahren und sich 
damit auf 218,5 Milliarden Papiermark belaufen. Um die 
Bilanz herzustellen, gibt es nur zwei Mittel: eine Verdoppelung 
oder Verdreifachung der Steuern oder eine Riesenanleihe, 
Meiner Schätzung nach besteht an Stelle eines Überschusses, 
einer nationalen Ersparnis vtw 6 Milliarden Goldmark vor dem 
Kriege jetzt ein Defizit von 1 bis 2 Milliarden Goldmark jähr- 
lich. So zehrt das Land sich allmählich auf; es lebt von seiner 
eigenen Substanz. Es hat weder die Mittel für Erneuerungen 
noch für die wirtschaftliche Ausstattung seines Bevölkerungs- 
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zuwachse«. Der gesamte Mehraufwand an Arbeitsstunden, wie 
er durch die gegebenen VerhSltnisse erfordert wird, beträgt 
etwa 9 bis 9,28 Milliarden. Ich möchte von einer unsicht- 
baren Arbeitslosigkeit iprechea, die darin besteht, daß 4 Mil- 
lionen Menschen Arbeit leisten müssen, die frfiher nicht nBtig 
war und die das Arbeitsergebnis gegen frSher nicht verbessert 
Und zwar alles dies vor irgendeiner Zahlung von Reparationen. 
Von einer Aufspeicherung von Reichtfimem kann mithin nicht 
die Rede sein. In jedem Falle aber ist Deutschland ' durchaus 
bereit, auf den Weg der Stabilisierung des Budgets zu treten, 
der Ihm vorgeschlagen ist; 

Die Eriiebung der ZfiUe auf Goldbasis soll erfolgen. Die 
Frage der Verkehrstarife wird 1922 geregelt werden, um das 
Defizit dieser Wirtschaftszweige auszugleichen. Der Abbau 
der Subsidien ist In die Wege geleitet. Die Kohlenfrage ist 
schwieriger, weil die Preise sich dem Weltmarktpreise immer 
mehr nähern. Was die innere Anleihe anbelangt, so wird sie 
in ernsteste Erwägung gezogen werden. Was die Garantien 
anlangt, so gibt es meines Erachtens Mittel, um der Reichs- 
bank eine größere Autonomie zu geben. Die Reichabank ist 
jetzt dem Reichskanzler unterstellt, der aber im Laute von 
50 Jahren nur einmal von seinem Eingriffsrecbt Gebrauch ge- 
macht hat Eine weitergehende VersellMt&ndlgung ist möglich. 
Es wäre aber sehr gefährlich, wenn man an Stelle der Verant- 
wortung die Überwachnag setzte. Das wflrde das freie Ver- 
antwortungsgefühl erschüttern und als Präzedenzfall die Zen- 
tralnoteabanken aller Staaten schädigen." 

,J)eutscMand glaubt", so erklärte Rathenan zum SchluB, „sich 
nicht nur nach Kräften der Wiederherstellung zerstörter Ge- 
biete des Westens, sondern auch mit Rücksicht auf seine 
geographische Lage und Kenntnis nachbarlicher Verhältnisse 
der Wiederherstellung von Ost- und Zentraleuropa widmen 
zu sollen." 

Mit Recht zeigt Rathenan die überaus drückende Notlage 
des deutschen Volkes und die unabwendbare Gefahr weiterer 
Verschuldung an das Ausland, die in Verbindung mit der un- 
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auQiallsaincD Zenflttunj unserer Währung zu ien denkbu 
schlimmsten finanziellen usd wirtschaftlicben Folgen fOhrt 
Ganz unbegreiflich und durchaus zu tadeln ist es aber, wenn 
Rathcnau behauptet, unser Reichshaushalt für 1922 sei im 
Augenblick in Ordnung und weise sogar — von Reparationen 
abgesehen — gewisse Überschüsse auf. Der Reichshaushalt ist 
bekanntlich nichts Feetstehendes mehr, sondern wird, auch 
nach Rathenaus Erkl&rung, mit der Erschüttening der Reichs- 
mark immer wieder von neuem umgeworfen. Wie kann man 
da von Ordnung sprechen? Femer dfirfte es selbst Heim 
Rathenau nicht möglich sein, Überscbfisse im Rrichshaasfaalt 
nachzuweisen. Es ist aber auch 'unklug, den Feind glauben 
zu machen, wir seien so reich, daB wir den finanziellen Bedarf 
des Deutschen Reiches, der Länder und Kommunen zu decken 
vemSchten. Dagegen kann man voll und ganz Rathenau zu- 
stimmen, wenn er behauptet, der Deutsche habe eine schwerere 
SteuerbQrde zu tragen als der Engländer, Franzose oder sonst 
irgendein Ausländer. Es ist aber durchaus fraglich, ob und 
wie lange der Deutsche eine so große Steuerlast tragen kann. 
wie man sie ihm jetzt zumutet 

Wenn Rathenau femer davon spricht, Deutachland sei 
bereit, auf den Weg der Stabilisierung des Budgets xu treten, 
so Ist das nichts anderes als eine Redensart, weil eine Stabili- 
sierung des Budgets so lange nicht erreichbar ist, wie die Repa- 
rationslasten auf Deutschlands Finanzwesen drücken. Auch 
was die geplante innere Anleihe anlangt, wird man nicht viel 
erwarten dürfen, weil die ZahlungsKhigkelt des deutschen 
Volkes durch die Steuerlasten bereits ausgeschöpft wird. 
Schließlich muß man es bedauern, daß Rathenau auf der Kon- 
ferenz von Cannes nicht die Schlußfolgerung aus seinen Dar- 
legungen gezogen hat. Wenn er bewiesen hat, daß uns schon 
fOr den eigentlichen Volkshaushalt 9 Milliarden Arbeitsstunden 
, fehlen, daß «dr daher dauernd von unserem VermOgen zehren, 
so konnte Rathenau bei der Besprechung der Reparationslasten 
tu keinem anderen Ergebnis kommen, als daß wir zurzeit un- 
fähig sind, Reparationen zu leisten, ohne die bedenklichen wlrt- 
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•diahliclien Folgen zu TeifröScm, imter deaen die |ux* Welt 
za leidra hat 

Es erbebt üch ntm die Fraje. ob die Kmifereiiz Ton 
C a B n c • eine Wendtmg in der Reparatioiupolitik der Feinde 
zum Bcueren bcdenlet. Ich Teniaf eine wesentficbe Erlelch- 
tentnf ifir DenttchUnd nicht m eriiennen, dem faifolfe des 
Rficktrittei Briaada iat die Konferenz Torzeitij abgebrochen 
worden, ohne zn dem vorbereiteten nnd erwarteten Sele it- 
(tthrt zn haben. Mach knrzcn Veriiandhinjen erklärte Uord 
George am 13. Jannar, die Reparationafrafc habe 
Tertajt werden mfissen. Soweit aber daa Ersuchen der 
dcutachen Regierong tan ein Moratorinm in Betracht komme, 
werde die Reparationskommisaion aofort eine Antwort ertcÜen. 

In der letzten Sitzung de* Obcrtten Rates in Cannes hat 
dann auch Duboia, der Vorsitzende der Reparationskoontission, 
der deutschen Delegation eine Entscheidung verlesen. 
Danach wird dem Deutschen Reich ein vorläufiger Zah- 
langsaufachnbffirdie am 15. Jannar und 15. Febniar 1922 
fälligen Raten gewährt, soweit diese nicht „durch geleistete 
oder noch n leistende Barzahlungen nnd durch SachUelemn- 
gen oder Einnahmen aus dem Recovery Act (dem von England 
erhobenen Eingangszoll auf deutsche Waren), die schon ein- 
gegangen sind oder bis zu den oben genannten Daten ein- 
gegangen sein werden, schon gedeckt sind". Die Bedingungen 



1. Während der Verzagsfrist z^t die deutsche Re^emng 
alle 10 Tage, erstmalig am 18. Januar, 31 Millionen 
Goldmark. 

2. Binnen 14 Tagen hat die deutsche Regierung der Repa- 
rationskommission einen angemessenen Refom- und 
Garantieplan betreffend das deutsche Budget und den 
deutschen Papiergeldumlauf sowie ein vollständiges 
Programm ffir die Barzahlungen und Sachlieferangen ffir 
das Jahr 1922 zu unterbreiten. 

X Mit der Entscheidung der Reparationskommission fiber 
das unter 2 erwähnte Programm geht die voriäufige Ver- 
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zujfsfriBt zu Eode. Die Reparationskommiuion kann la 
ihrer Eotscheidung voneheo, daß der Betrag, um den 
die deutichen Zahlungen während der Verzugslriat hinter 
den Raten des Londoner Ultimatums zordckbleiben, 
innerhalb von 14 Tagen fSllig werde. 
Das neue Zahlungsverlangen in Hdhe von 31 Millionen 
Goldmark alle 10 Tage ergibt eine monatliche Summe von 
93 Millionen und eine Jahressumme von 1116 Millionen GoU- 
mark. Gegenüber den Londoner Maiforderungen von 2 Mil- 
liarden festen Jahreszahlungen zuzüglich 26% der Ausfuhr- 
werte sowie den sonstigen Lasten könnte der erste Punkt der 
Entscheidung von Cannes als günstig angesehen werden, wenn 
nicht des Teufels Pferdefuß aus den Bestimmungen unter 
2 und 3 deutlich ersichtlich wäre. Außer den in zugelassenen 
Devisen zu zahlenden 31 Goldmillionen laufen nämUch die 
Sachleistungen an Kohlen usw, noch fort Femer werden die bis 
zum 15. Februar geleisteten Zahlungen und Sachleistungen 
sowie die Einnahmen aus der englischen 26prozentigen Aus- 
fuhrabgabe (Recovery Act) nicht angerechnet Infolgedessen 
wird Deutschland bis zum 15. Februar wahrscheinlich in stär- 
kerem Maße herangezogen werden, als die deutsche Regierung 
am 14. Dezember 1921 mit ihrem Angebot von 150 Millionen 
Goldmark zu beiden Zahlungsterminen zusammen der Repa- 
rationskommission vorgeschlagen hatte. Die vorläufige Ent- 
scheidung Aber unser Moratoriumsgesuch ist auch viel schlech- 
ter ausgefallen, als man es nach den Londoner Verabredungen 
zwischen Briand und Lloyd George erwarten konnte. In 
authentischer Foim hat der italienische Ministerpräsideot 
B o n o m i sich im Ministerrat über das Ergebnis der Vor- 
beratungen (olgendermaBen ausgesprochen: 

„Zuerst wollte England Deutschland ein zweijähriges Mora- 
torium gewähren und die Reparationen auf 250 Millionen Gold- 
mark und 1 Milliarde Sachleistungen bemessen. Infolge des 
von Frankreich ausgeübten Deckes ist der Aufschub auf ein 
Jahr herabgesetzt und der Reparatioosfaetrag auf 500 Millionen 
nad die Sachleistungen auf 750 Millionen (estgesetzt worden. 
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In Cannes wurde das eiof&hrige Moratorium bestSti^t, jedodi 
die Reparationen auf 720 Millionen Gold- 
mark und die Sachleistungen auf 1450 Mil- 
lionen Goldmark erbSlit." 

Diesen Vorschlägen sollen En^od und Belgien bereits zu- 
gestimmt haben, als in Paris die Kabinettskrise ausbrach. 
Außerdem scheint hinter den Kulissen vereinbart worden 2u 
sein, daß die Besatzunfskosten, von den amerikanischen Auf- 
wettdungen abgesehen, nicht mehr als 220 Millionen Goldmark 
zuzüglich eines noch später in Papiennark festzusetzenden Be< 
träges ausmachen sollen. Schließlich hSrte man, daß der 
Deutschland zu vergütende KoUenpieis auf der Grundlage der 
französischen Verkaufspreise berechnet werden solle. 

Besonders bedenklich ist jedenfalls der in Cannes von der 
Reparationskommission ausgesprochene Vorbehalt, daß sie 
innerhalb von 14 Tagen die im Rückstande gebliebenen Repa- 
rationsbeträge einfortlem kann. Sollte die Reparationskom- 
mission von diesem Vorbehalt Gebrauch machen, dann könnte 
nach einer von Dr. Helfferich in der ,J)euischen Tages- 
zeitung" aufgestellten Rechnung im Laufe des Februar der Fall 
eintreten, daß wir etwa 500 Millionen Mark auf einen Schlag 
zu zahlen haben. Femer sind die „finanziellen Sank- 
tionen" der Feinde nicht gering zu schätzen, die darauf hin- 
auslaufen, sich in die Souveränität des Deutschen Reiches und 
namentlich in unsere Finanzverhältnisse einzumischen. Nach 
der Entscheidung der Reparationskonmiission handelt es sich 
um drei Dinge, nämlich um 

1. einen Reform- und Garantieplan für den deutschen 
Reicbsbaushalt, 

2. einen Reform- und Garantieplan für den deutschen 
Papiergeldumlauf, 

3. um ein vollständiges Programm für die Barzahlungen 
und Sachleistungen für das Jahr 1922. 

Ich will kein Wort darüber verlieren, daß die deutsche Re- 
gierung gehalten ist, in der kurzen Zeit von 14 Tagen diese 
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Kredit, Moratornun od«r Reviaioa 
Aberaus schwierige Frage einer LSsun£ entjegeiuuführen, 
sondern auf die sieben Bedingungen aufmerksam machen, die 
nach den Beschlüssen der aBüerten Sachverständigen die Lage 
deutlich kennzeichnen und auf die bereits Rathenau in Cannes 
eingegangen ist. Es ist verlangt worden: die Berechnung der 
deutschen Zölle auf Goldbasis, die Erhöhung der Eisenbahn- 
und Posttarife, die Erhöhung des Kohlenpreises, die Ausglei- 
chung des Budgets, die Verhinderung der Kapitalflucht, eine 
Revision des Reichsbankstatuts und die Einstellung jeder weite- 
ren Ausgabe von Banknoten. Es erscheint wohl möglich, daß 
die eine oder andere dieser sieben Bedingungen sich erfüllen 
ISfit, und zum Teil war das schon vor Cannes angebahnt. Wie 
es aber möglich werden soll, sSmtliche zum Teil in vollem 
Widerspruch zueinander stehenden Bedingungen zu verwirk* 
liehen, wird selbst der beste Finanzpolitiker der Entente nicht 
zu sagen vermögen. 

Nach Lage der Dinge ist zu Optimismus kein Anlaß 
gegeben. . Frankreich ist mit 52% der Hauptgläubiger Deutsch- 
lands. Selbst wenn die anderen Mächte künftig ganz auf 
ihre Ansprüche verzichten würden, könnte man von keiner 
merklichen Erleichterung für IJeutschland sprechen. Wir 
können weder 4 noch 2 Goldmilliardcn zahlen. Und wer es 
glaubt und ausspricht, die Abtragung in Gestalt von Sach- 
leistungen in dieser Höbe sei für uns möglich, betrügt sich selbst 
und das Volk. 

Cannes hat uns keine Lösung des Reparationsproblems ge- 
bracht, sondern nur einen Aufschub seiner Entwirrung. Wenn 
gewisse Kreise in der Einladung Deutschlands zu der neuen 
Wirtschaftskonferenz in Genua, femer in der Aufforderung, 
die deutsche Regierung solle selbst Vorschläge für die Repa- 
rationszahlungen 1922 machen, und in dem recht bescheidenen 
Zahlungsaufschub eine Reihe von „Aktivposten" erblicken, so 
kann ich mich nicht zu diesen Optimisten rechnen. Durch das 
neue Kabinett Poincart kann leicht die Reparationspolitik um 
ein ganzes Jahr zurückgeworfen und die schönsten Pläne Lloyd 
Georges zunichte gemacht werden. Was kann uns eine Ein- 
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Va. Verkcliric und richtig* RepH^tiontpi^tik 
ladunft zu einer internationalen Wirtschattskonferenz viel Gute« 
bringen, wo tausend Personen aus allen L&ndem der Welt zu- 
sammenkommen, um sich aber ihre Ansichten der Wieder- 
^sundunj der Weltwirtschaft auszusprechen, ohne daS die 
notwendigen Maßnahmen dafür sofort getroffen werden? Wenn 
Cannes (flr Deutschland einen Erfolg oder, richtiger gesagt, eine 
Neuerung gebracht hat, so ist es eine Betonung der Sachleistung 
gen gegenüber den Devisenzahlungen. Allein vor einer Über- 
■ch&tzung dieser Änderung kann man nicht genug warnen. 
Vielleicht erblicken die Freunde Ratfaenaus daria einen Erfolg 
seiner Politik. Man muB aber wirklich fragen; War es tat- 
s&chlich Rathenau, der diese Wendung als einen Erfolg auf 
sein Konto buchen kann? War es nicht derselbe Rathenau, 
der ohne Rücksicht auf Deutschlands Leistungsfähigkeit in 
Wiesbaden noch Über die Londoner Lasten hinaus eine Zusatz- 
last von 6 Milliarden Sachleistungen für 4M Jahre an- 
genommen hat? — Wenn sich etwas zu unseren Gunsten 
Sndert, dann verdanken wir es vor allen Dingen der englischen 
Politik, Allein, was England vorerst in seiner Änderung der 
Reparationspolitik wünscht, genfigt bei w^tem nicht. Denn es 
ist bisher keine folgerichtige und zuverlfissige Politik gewesen. 
Hilft uns England nicht mit starken Mitteln, dann verdirbt es 
sich auch seine eigene Zukunft. 

Dr. Adolf Weber, Professor an der Universlt&t München, 
hat recht, wenn er am 4, Januar 1922 in den „Münchener 
Neuesten Nachrichten" gegenüber den Rathenausches Sach- 
leistungen seine warnende Stimme erhob, .gedeutet es für 
uns nicht eine große Erleichterung, wenn wir unsere Repara- 
tionsverpflichtungen statt in Gold In planmäßig festgelegten 
Warenmengen erfüllen dürfen? Rathenau bat auf diese Frage 
mit einem helltönenden Ja geantwortet; seine vielen Freunde 
innerhalb und außerhalb der Regierung haben für ein so kräf- 
tiges Echo gesorgt, daß die schwache Stimme derer, die anderer 
Meinung sind, kaum gehört wird. Dennoch muß mit allem 
Nachdruck gewarnt werden, einen zu hohen Preis für die Ver- 
wirklichung des Rathenauschen Projektes zu zahlen. 0er Preis, 
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Kredit, Moratorium oder Rerinon 
der in Wiesbaden festgesetzt wurde, war viel zu hoch. Den 
Beifall, den das Wiesbadener Abkommen ia Deutschland ge- 
funden hat, kann man vemQnftigerweise nur verstehen vom 
Standpunkt derer, die durch Zentralisieren, Normalisieren, 
Typisieren produktionstechnische Wunder erwarten." 

Das ist das bedenkliche, daß weder in London noch in 
Cannes an den Bestimmungen des Wiesbadener Abkommens 
wesentliche Änderungen vorgenommen worden sind. Es war 
die Rede davon, Frankreich insgesamt ffir die Dauer von 
drei Jahren Sachleistungen von 1250, 1500 und nochmals 
1500 Millionen Goldmark zuzugestehen und dazu kleinere 
Sachleistungen ffir Belgien und Italien zu fordern, so daß mit 
der Gefahr gerechnet werden muß, daß die Bedingungen ffir 
die deutschen Sachleistungen auf Grund der gefährlichen Wies- 
badener Abmachungen fibemommen werden. Hier rficht sich 
bei der Betonung der Sachleistungen im Jahre 1922 die Wies- 
badener Schuld Rathenaus. Denn nach den zwischen Rathenau 
und Loucbeur vereinbarten Bedingungen können unsere Sach- 
leistungen für Deutschland leicht Warenliefeningeo werden, 
die uns das Doppelte des angerechneten Preises kosten. Das 
Opfer, das Rathenau ia Wiesbaden fUr Sachleistungen gebracht 
bat, Ist unverständlich hoch. Die deutsche Regie- 
rung wird in ihren Reparations vorschlage n 
aocb XU einer Änderung der Wiesbadener 
Bedingungen kommen mflssen, wenn sie 
das Wohl Deutschlands Im Auge haL 
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vin. 
Nachwort 

Ich stehe am Ende einer schwierigen politischen Betrachtung 
und bin mir bewußt, nicht für alle zur Mitarbeit verpflichteten 
und berufenen Politiker Wege gefunden zu haben, die sie be- 
friedigen. Des liegt wohl nicht allein an mir selbst, sondern 
auch in der Sache, insbesondere in den auseinandergehenden 
Interessen der an der Reparationspolitik beteiligten Mächte. 
Ich bin auch nicht der Überzeugung, daß man unglückliche 
Diktate zum Heil Deutschlands, ja der ganzen Welt innerhalb 
kurzer Frist mit einem Federstrich „erledigen" kann. Die Re- 
parationspolitik dürfte uns wohl — fürchte ich — ein ganzes 
Menschcnalter beschäftigen. Um so mehr sollten m&glichst 
viele PoUtiker sich dieser Schicksalsfrage Deutschlands recht 
eingehend widmen, um die Re^erung zu beraten und zu warnen. 
Das Kabinett wird gut daran tun, keinerlei Vorschläge deshalb 
zurückzuweisen, weil sie vielleicht zufällig auf dem Boden oppo- 
sitioneller Kritik gewachsen sind oder weil sie zum Teil nicht in 
der Sprache ästhetischer Salons geschrieben sind und Geist 
-mit Galle mischen. Jedenfalls muß die Regierung von ihrem 
fatalistischen Piedestal endlich herabsteigen und Politik 
machen. 

Rathenau ist gewiß ein kluger Mann, aber N a p o • 
1 e o n I. war auch nicht dumm. Während der Korse vor 
vorüber hundert Jahren an Goethe die Worte gerichtet hat: 
,i}ie Politik ist das Schicksal", glaubte Rathenau 
im Herbst 1921 an diesem Satz eine Korrektur vornehmen zu 
dürfen und den versammelten Industriellen Deutschlands in 
München zurufen zu sollen; „Einst wird kommen der Tag, wo 
das Wort lauten wird: Die Wirtschaft ist das SchicksaL" — 

Wenn das Schicksal eines Volkes sich in den Höhen 
und Tiefen seines Weltenganges am deutlichsten aus< 
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Nacliwort 
pr&jt, dum kann das deutsche Volk nach Beiner tau- 
sendjährigen Geschichte Rathenaus Wort nicht zustimmen. 
Waren nicht immer und immer wieder politische Be- 
wegjrfindc maßgebend, majj es sich um die Annahme 
der rfimischen KaiaerwQrde, mag es sich um die Religions- 
k&mpfe, um den Siebenjährigen Krieg, um die Bismarckschen 
Reichsgrüodungskriege oder um die Novemberrevolution 1918 
gehandelt haben? Die Vergangenheit spricht klar gegen Ra- 
thcnau. Aber von der Zukunft erhofit er die Umkehr? Ra- 
thenau ist und bleibt ein Schwärmer, manche nennen ihn „Pro- 
phet". Allein die Menschen bleiben im innersten Kern so, wie 
sie sind. Das wird trotz Rathenau so bleiben. Daher wird 
auch künftig die politische Eigenart der V5lker maßgebend sein. 
Wenn Rathenaus Wort fSr das Kabinett Wirth Grundsatz 
wäre, dann wäre es klar, warum sich die Regierung von tätiger 
Politik fernhält. Denn wenn die Wirtschaft das Schicksal mehr 
entscheidet als die Politik es tut, dann flberläßt man zweck- 
mäßig der immer noch besser gefQhrten deutschen Wirtschaft 
die Entscheidung als der weniger gut geführten Politik. Damit 
spräche Ae Regierung eindeutig aus, daß sie von ihrer Politik 
weniger hält als von den Ffihrem der deutschen Wirtschaft Das 
ist zwar für diese schmeichelhaft, aber für das Ganze gefährlich. 
Denn leicht kommt man bei einer solchen Einstellung der Poli- 
tik gegenüber der Wirtschaft zu politischen Maßnahmen trotz 
der Erkenntnis, daß sie großen wirtschaftlichen Schaden 
anrichten können, weil man im Innern hofft: Je nun, 
die Wirtschaft hat schon mehr aushalten müssen, ale 
wird auch noch dieses tragen. Eine solche so lange 
schon getriebene „Politik auf dem RQcken der Wirtschaft" muß 
ein Ende haben, denn letzten Endes schneidet sie Riemen aus 
der Haut des eigenen Volkes. DieWirtschaftverlangt 
Schonung, wie das ganze Volk nach Schonung 
schreit Kurz, die Politik muß auch in Zukunft 
die Führung haben. Dazu aber; Ffihrcr herl 
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Anhang 



Protokoll -nm 
1931, bolrdleod 



ProtekolL 

n* Deottchc and die FnnzS- 
■iieb* Re^enuiit lind in der Ab> 
■lebt, den Wiederaufbau der ler- 
•tSrteii Gebiete m crleicbtera, 
abcrcintekomiDeii. die Beitim- 
mnntfen de« anliefsaden Mcmo- 
randanu nod «einer AolaiE« rn 
bectStigen nnd cd beacbten. 

Et ist vereinbart, daS in Falle 
der Unitimmi^eit iwiicheo den 
dcnttchen und fraoiOieben Tex- 
ten dei Protokoll*, de* Mcmo- 
raadttnu und ■eiscr Anla|{e dar 
frwufsiicbe Text tfilt. 

Za Urknad deuen haben die 
Untcrutchnetea, von ihren Re- 
^•ron^en mit tfehOri|!en VoU- 
nnchtcn venehen, dai i[e|{enwir- 
tlfe Protokoll nntcirclchnet iind 
Üt obMiitenannle Memorandnm 
•owie (eine Anlage paraphiert. 

Gcicbcfaen fa) doppeller Aot- 
fertifioni! zn Wicabaden, un 
«. Oktober 1921, 
in. RAtboDAK. I 



Die Dcutacbe Retfieruni hat 
4iren anidrückllcben Willen be- 
kundet, an dem Wiederanfbjn 
der lentfirien Gebiete durch 



Uctematf von Einrlchtool*- dnd 
BetriebafeSenilinden nnd voa 
Banato&en in mOilichet weilen 
Umlanle nütnwirkcn. 

Die FrancQaiacbc RetfiernniE bat 
von dieaer Eiklämnt mit dem Be- 
merken Kcnntnia genommen, daB 
ihr da* KriettuchÜanietctx vom 
17. Aril 1919 nicht crUnbe. den 
franxBaiacben OeachidiClcn eine 
bestimmte Verwendnojt ihrer 
Mittel vorm ichreiben, nnd daB 
infolKedcHen das tegenwErtlge 
Memorandnm keine AbiadenioC 
dci Geietcea herbeÜQhren kBnna. 

Demlemlfi iit loltcndea ver- 
einbart worden: 



Et wird in DeuUchland eine 
privatrechllichc Organisation ge- 
•cha&cn. welche die Liefentngen 
von Einrichtnngt- nnd Betriebi- 
gegenatinden nnd von Banttoffea 
zn bewirken bat, die von 
den [ranz6*iachen GetcbUigtea. 
deren Zti*ammcnEaasnn|{ in Crnp- 
pen In der aplter von der Fran- 
zftsiacben Regierunit n bcitim- 
menden Fom erioigen wird. be> 
■teilt werden. 

Die dem gegenwirtigen Memo- 
randnm beiitefagte Anla^ iteltt 
die Regeln aof. nach denen sich 
dicac Organkationen hinaicktUcfa 
der Feattelznng der Preiae nnd 
der Zablungsweiae ffir dl^ Waren 
m richten haben werden. 
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DI« Deutsche RcSiuunfl »teht 
■ui dem Standpunkt, diB. lofern 
«nl^eflen der AnHaMuntf. die eie 
vor dem Garant ie-Komilec Ter> 
treten hat, die Reparationskoiu- 
mlMion entscheideo (olltc, daB 
die in AutfOhning der Vcrpflich- 
tuaten des Teili VHI de* Frie- 
dcniTertrigs von Venaillea be- 
wirkten Liefeningen in die Aui- 
tidir im Sinne der Artikel 4 und 7 
des Zahlootfaplanes einzurechnen 
seien, es äu nur dann mfiitlich 
Min werde, die Verpflicbtaag«n 
das £«Scnwirti£en Memorandums 
nod seiner AoUSen zn erfüllen, 
wenn die Bestimmungen der Ar- 
tikel 4 und 7 des ZahlnnilspUns 
lOr die den Gegenstand des i*' 
jenwiiiitfen Memorandums bil' 
denden LieleruDgen mit f ölender 
MaBgabe anjtewend et werden; 

Die Berechnaag der im Arti- 
kel 4 vorgesehenen 26 v. H. und 
der 25 v. H, in Artikel 7 erfolgt 
in jedem einzelnen Jahre wlh- 
read der Dauer der Anwendung 
des gegenwSrtigen Memorandams 
nnd seiner Anlege nur von den 
Wert der Liderungen der in dem 
betreffendea Jihre Deutschland 
gut' and Frankreich zur Last ge- 
ichrieben wird. 

Der verbleibende TeU wird von 
DeuUcbland zum 1. Mal 1926 ab 
jlhrticb In H6he von 36 v. H bzw. 
39 T. H. der in dam betreSendeB 
Jahre für die genannten Llelenin- 
g«n erfolgenden Gutschriften ab- 
gedeckt. 

Mit anderen Worten, die in 
Anweodong der Bestlmmungan 
dce gegenwlrti^en Memorandums 
bewirkten Lieferungen werden 
fOr die Zwecke der DurchfOhnmg 
der Artikel 4 und 7 des Zahlun«*- 

51ent iedes Jahr nur In Hnbe 
irer Gutschrift In den Gesamt- 
betrag der deutachen Ausfuht 
em gerechnet. 

Da dic«e Frage znr ausschl'efi- 
liehen ZuttindigkcK der Repa> 
rationskommlMion und dvs Ga- 



rantie-Komitees gehört, iet sie 
ihnen von der Deutschen Regie- 
rung zu unterttrciten. Die Frao- 
zSsiscbe Regierung wird den An- 
trag der Deutschen Regierung bei 
den beiden Stellen unterstützen. 

m. 

Die Franz&iiscbe Regienmg 
wird der ReparationskommisslcMi 
die Annahme der übrigen Bestim- 
miugen des gegenwSrtigen Me- 
morandums und seiner Anlage 
vorschlagen, soweit sie die Re- 
paralionikommission angehen 
könnten. 

IV. 
IKe in den Anlagen lü, V and 
VI des Teils Vm des Friedent- 
vertrags von VcnaiDes vorge- 
sehenen Leittungen werden wei- 
terhin gemlS dem durch den Frie- 
densvertrag bestimmten Ver- 
fahren bewirkt. 

Die FranzGsische Regierung cr- 
klSrt ihre Bereitachalt. sich ihrer- 
seHs mit der Anwendung des im 
gegenwKrtigen Memorandum und 
seiner Anlage nach dem Vorbild 
der Vorscbmten des Artikels B 
des Zahlungsplans vorgesehenen 
Verfahrens ejnvcrslandcn zu er- 
kllren. solange dieses Verlafa-cn 
die gute Ansiflhrung der fOr den 
ViederBufben der zentCrten Ge- 
biete verlangten Lieferungen von 
Einricbtungs- und B e trieb igcgen- 
atlnden und von Baustoffen ge- 
wihrleistet. und unter Vorbehalt 
der vor der Unterze chnung des 
gegenwartigen SchriftstQcks «nl 
Grund der Anlage IV Obcrmlttel- 
ten festen Bestellungen, welche 
auch weiterhin nach dem Ver- 
fahren der Anlag« IV ausgeffibrt 
werden. 

Sie behlit sich ^cdoch vor. 
wenn s^c es fQr nQtzlieh befindet, 
unter Einhallnog einer Kflndi- 
guogsfrisl von einem Jahr zu dem 

tenannten Verfahren zurBckza- 
ehren. 

De Deutsche Regierung kann 
gleicherweis« nnlcr Qnhaltung 
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einer Fritl von etnain Jalirc die 
auf Grand de* jefenwirtitten Mc. 
mMkoduin* (ctToSencB Verein- 
bamng k&adiin, om m dem Vcr- 
lehrcD der Anlmge IV und de« 
Artikela 8 dct Z^bitaitplanM »- 
rflckzukelireii; die Kfiadijimtf 
kuui aber der FtanzfifUchcn Rc- 
I(ienui2 'etfcnfiber nicht tot dem 
1. Mai 1923 «ridirt werden. 

Solern ani VeranlaMantf der. 
einen c»dcr der aaderen Redicnm« 
das Verfahren der Anlage IV und 
de* Artikel* 8 de* Zahlöniteplant 
wieder anfitBnominen wbd, vcr- 
ziditet di« Dcnttche Retfierting 
daranf, hinaichlUch derAniIfilimnit 
der Anlatfa IV unter Benfonji auf 
die während der Anwendung des 
tfcgenwlrtiCen Memorandums ver- 
■Irlchene Zeil den AblaoE irgend- 
welcher Friilen geltend zn 
machen. 

Di« Beitinunanten dei Arti- 
Icela 8 de* 2!BUiing(plan«. die den 
Wiederanfbaa der zent&rien Ge- 
biete nicht betreten, werden 
durch da* gcgcDwirtike Memo- 
randum und acinc Anläjle nicht 
berflhrt 

V. 

Die FraniStische Regiemnif und 
die Deulach« Regtierangt verpflich- 
ten lieh, die notwendigen MaB> 
nahmen sn ergreifen, nm die Or- 
ganwationen, deren Bildung in 
Ziffer I dei gegenwirtigen Memo- 
randam* Torgetehen ist. fGr die 
Urkunden, die in Aual&hrung der 
beifEelQgtcn Anbge swi*cben die- 
len aulgeoommen werden, von 
Stempel-, Eintra gongt' und allge- 
mein von allen Ihnlichen Steuern, 
die vielleicht tonit dalOr n ent- 
richten wiren, m befreien. 

VI 
Die FranxQtitcbe Regierung vcr- 
nfUchtet aidi, d<e notwendigen 
Verfagn&gcn tu treffen, damit di« 
Ueferungen von Einriebt ongi- 
ond Betriebtgeeeostindcn und 
von Bautloffcn. die auf Grund dea 
gegenwärtigen Memorandumi und 



VIL 

Die etwaige Anwendung dea 
f 18 der Anlage H n TeJ Vm 
des Fried enavertrag« von Ver- 
aaillea darf nicht verhindern. daB 
die von F an A geachuldeten 
Sommcn in der durif Artkel VI 
der Anlage dea gegenwirtigen 
MemorandDmt vorgeaeheneaForm 
Denticbland gutgcicbrieben wer- 

Ebenao dGifen die Warcnvor- 
rfit«, welche die in Ziffer I er- 
wähs'.e privatrechlliche Organi- 
lation in Frankreich ffir kfinftige 
Lieferungen angeeammclt hat. und 
die GnUiaben. welche dieie Or< 
ganitatirn Iflr die Zwecke der 
Dnrchffibmng der Bettinunnngen 
der Anlage dci gegenvrirtifen 
MemoraDduma in Frankre'ch be- 
•itzt, nicht auf Gmnd dea oben 
erwShnten S 18 beichlagnahml 



Zwlachen P) 
eincraciti 

andererteita 

ist lolgendea vereinbart 

Artikel L 
A verpflichlet ^ch, vom Tage 
dea pTotokolla ab, dem der ge- 
genwirtige Vertrag beigefOgt ist, 
an F auf deaicn Beatellong ieg* 
lldie Lieferung von Einrlchtunga- 
nnd Bctricbigegcnitlnden und 
von Bauitoffen cu bewirken, die 
mit den Produktionsrnfiglichkeiten 
Dautichlandt, den Bedingungen 
seiner Rohst offvenorgung und 
mit leinen zur Aufrechterhaltnng 



(rBDiMsehen OeaehUictcn, i. _ 

ZI Her t de* HemonndBau toin- 
Kkana desltehe prlTalmhlllelie Or- 
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dc( «oziaUn und wirUchaKUchen 
Lebeoi notwendig en Inneren Be- 
dUrlnUien TercinW Ut. 

Von dem jegcnwlrt.gea Vei- 
trage sbd jedoch die in den An- 
latfett in, V und VI des Teilt VDI 
des Friedensvertrags von Ver- 
aaillei auigelfihrtea GegenstSnde 
■usge*chlaaien. 

Der Gciamtwert der Lei« tun- 
ken, die Deutscbland an Frank- 



wird, lowie der L.eferuoden. die 
Ton A u) F in Auafühmoii de» 
legenwbtigen Vertragi bewirkt 
werden, loll in der Zeit voiu 
1. Oktober 1921 bia zum t. Mai 
1926 lieben Milliarden Goldmark 
nicht QberachrcLteD, 

Artikeln 

Alibald nach der Unterieich- 
nuojt dei gegen wSrti|[en Vertragk 
wird eine Kommitiion gebUdet, 
die aich aus drei Mitgl edern m- 
■ammenietzt . einem Franzosen 
und einem Deutschen, um deren 
Beieichnung F und A ihre Re- 
gierungen bitten werden, und 
einer dritten, von den beiden Re- 
gierungen gcmeinschafllicb aus- 
gewiblten Person, dsren Amti- 
zeil aui ein Jahr bcschiSnkt wird. 
Wenn ein Ein ve ratin dnia über die 
Wahl der dritten Person n cht 
zustande kommt, ao wird um ihre 
Beieichnung der amtierende 
Schweizerische BundcsprSsident 
gebeten. Die Kommission kann 
■ach Be&nden Sachveritind ge 
mit beratender Stimme Euzichen. 

Die Kosten der Kommission 
und ihrer DIenstslellpn werden 
von A bezahlt, aber mit 50 v. H. 
F belastet. 

Die Kommistion entscheidet, 
unter BerOckalchtigung insbeson- 
dere der Voracbrillcn det Ar- 
tikels I, über jeden Sireit'sll der 
»rlacben den beiden Parteien 
darObcr entttebt. ob die EilUUung 
der Bestellungen des F dem A 
bllUgerweiae mfiglicb ist. 



Sie entscheidet ferner Über alle 
Preisiragen gem&B den in den 
Artikeln IV und V de« gegen- 
wärtigen Vertragt leatgcaetzten 
Richtlinien. 

Sie eaUcheidet fiber alle Mei- 
nungs verschiede nbelten, die ein- 
sehen F und A namentlich hin- 
tiehllich der Transport-, I4ele- 
ruDgs- und Abnahmebcdinguagen 
uaw. und Oberhaupt der Aus- 
legung det gegen wirtigen Ver- 
trags entstehen. 

Die Entscheidungen der Kom- 
mission sind endgültig, 

Arlikellll. 
Di« Waren tollen von guter 
marktgingiger BctchaSenbeit aein 
und den unter den Bedingungen 
und Vorbehalten der Artikel 1 
und II auigeitellten Bettellungt- 
Vorschriften, die als Grundlage 
für die Aultrige gedient haben, 

Vorbehaltlich von Abmachun- 
gen im EinzejiaU tind die Trans- 
porte mit den Mitteln und auf 
den Wegen ausiuffihren. die im 
Normalfalle als die vorteilhallea- 
ten von dem Versender gewShIl 
werden würden, wenn er die 
Tränt portkosten von Anfang bis 
zu Ende zu trafen hüte. 

Die Transport-, Lieferung!- , 
Abnahme- atw. Bedingungen 
sollen den Handelegebriucbcn 
cut sprechen. 

Artikel IV. 

Die Preise für gewShnliches 
Material und Seriengegenttinde 
werden durch die Schledtkom- 
mitiion nach folgenden Grund- 
litzeo fealgesetzt und auf die 
Bestellunüen des F an A ange- 
wendet, sofern nicht zwischen ' 
den beiden Parteien eine un- 
mittelbare Vereinbarung zustande 
kommt. 

Die Kommltalon letzt zunicbst 
für Waren ieder Art and Be- 
schaffenheit den Gegenwart det 
Iranzösitchcn Vorkriegiprcises 
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(entei Halbiahr 1914) In Gold- 
mark zum Satic TOn 1,235 Frank 
fOr die Goldmark fctL 

Sie betUmmt daratil lu Beginn 
jede» KilcDderriertclalu« lür 
deMen Dauer eüen Koctfiiienlen 
f9r die'Wuen d:r bczechncten 
Art und Beachaffenbeit, der EOr 
Waren vcrachiadeacr Art und B«- 
•cbaffenhcit Tenckieden icIn 
kann. Der Koeffirieot loll ao 
hock acin, daS man wenn man 
den Im vorhergehenden Abaats 
beeelchneten Goldmarkpreia da* 
mit mnltipliaert und daa crh«l- 
tcne &8ebnii in Franken um- 
rechnet, einen Wert erhllt. der 
dem NomalpreUe Ton Wa''en 
der hctreßenden Art nnd Be- 
■cbaSenheit auf dem inneren 
franzBiiichcn Markte bei Be^nn 
de* VierteUabrca abiOglicb a) der 
ZoÜjetlUe, b) der Tranaport* 
ketten itleichkommt. 

Bei dieser letzteren Bcrechnnnjt 
erfoÜt die Umrechnontf in Frank 
auf der Gmndlatfe dea durcb- 
•cbaittlicben amllicheii Kitrsea 
des GolddoUara an der Pariaer 
BiJrae wihrend der dem Beginn 
dea Viert^jabra vorangehenden 
beiden Wochen. 

Die abzusiebenden ZoIlfleUlle 
werden in der Weite berechnet, 
daß man die ZJtlle, die in Fradt- 
relch am I. JuU 1914 Hit ani 
Deutach land atammende Waren 
der betreffenden Art and Bc- 
(chaileBhail it^ten. mit dem oben 
beieicbneten KoefGcieoten mnltl- 
pliiicrL Der Abnt]{ toll jedoch 
den Betrag det bei Beginn daa 
Vierteljahri in Kraft bedndlicben 
Zollet für die entiprechende. am 
Dcntachland (lammende Ware 
nicht Bbcrtteigen. 

Die abtazjebendan Tranaport- 
kotlcn werden in einer Paotcbal- 
anmme avi dar Gmndlage der bei 
Beginn det Vierteljahrt fleheaden 
normalen E:*eoI>ahata-ife IQr die 
Strecke Aachen — Sl. Qnentin be- 
rechnet. 



Die Goldmarkpreita. die «ich 
ant der Moltiplikation d^r Gold- 
markpreite 1914 mit den bezeich- 
neten Koelfizienten ergeben, ver- 
ttehcn tich deutsch -bcl^cher 
oder deotjch-tranz5s tcberGrenz- 
bahnhof oder nordfranzStiscfaer 
Hafen, bia ea den fl&len der 
Seinem&ndung, diele eiaic- 
tchlotten. 

Sie feilen für alle Betlellniigen, 
die im Laufe des Vierteljahrt, tOr 
daa tie berechnet tiBd. erteilt 

Ihre TierteljShrliche RtTisioo 
erfolitt zu gegebener Zeh und so, 
daß die Erteilnng von Bettellnn- 
gen nicht TerzSgert wird. 

Die erste Prcltterie wird so- 
weit wie mSgl ch vor dem 1. Ok- 
tober 1921 aofgeticllt. am an! die 
Bettelloogan det letzten Vlertel- 
iahrei 1921 angewendet in wer- 
den; aie kann, wenn erforderlich, 
mit rflckwirkender Kraft vervoll- 
ttindigt werden. 

In den Fillen, in denen die aof 
die vontebende Weite feslM- 
tetzten Preise om mehr alt 5 v, H. 
niedriger sind alt die für die 
gleichen Waren in DeutschUnd 
gezahlten Preise, faal A das 
Recht, die bestellte LiefemnC 
nicht zn bewirken. Die in Ar- 
tikel H erwihnte Kommiaaioa 
entscheidet jedoch in den 'hr fon 
F ODterbreitcten Fillen darflber, 
ob die bestellten Waren in 
DenUchland Utsichlich nur zB 
Preisen bezogen werden kSnnen, 
die um 5 V. 11. b&her t-nd alt die. 
jenigen, die flemäO den Vrrtchrf. 
ten det gsgenwirtigeu Art'k'^lt 
TOrgetchriebcn worden aiod. E« 
wird aoBcrdcm beatimmt. daB der 
Wert der Lfcfenugen. deren 
Freit in dieter Weise hbiter den 
in Dcntscblaod Qblichen Preisen 
nrOckbleibt. 5 v. H det Werte* 
der während det belre&endaa 
Jahrea bewirkten Lieferungeo 
nicht Bberttelgen darf. 
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Artikel V. 

Die Preise lür Spezlalmatcriil, 
wie induitrielle Maichinen oder 
Einriehtuiigen, werden durch uo- 
mittelbare VentaDdijunit iwi- 
tcbea d^ii Bestell iTD und den 
Licferftnten vereinbart. 

Kommt bei Bolehem Spedal* 
materitJ. das in Anwendung der 
Anlafl« IV in die Deutschland 
fiberiJebenen Listen aulgenommen 
worden ist, die obcnerwihnle 
unmittelbare VerstEndi)iun|t nicht 
zustande, so kann die FranzSii- 
sche Regierung die Lieleruaj 
nach MaG<)abe des Verlahrens 
der Anlage IV durch Vermittlunl 
der RepualionsVommiasiDn be- 
anspruchen. 

Artikel VI. 

A erklSrt, d'.e Vorschrilteo des 
ZahlunflsplanB zu kennen, der der 
Deutschen Rejtierunil durch 
die ReparatioQskommissiOn am 
5. Mai 1921 mitgeteilt worden 
ist, und erklärt lein Einverstind. 
nis, sich auf Mitteilung von F 
durch die Buchung einer Summe 
in den Bfichern der Reparations- 
kommission zugunsten Deutsch- 
lands und zu Lasten Frankreichs 
bis zu deren HBhe hinsichtlich 
der in dem belreKenden Jahr ab- 
zudeckenden Summe als bezahlt 
zu betrachten. In diesem Falle 
gilt das einfache Benachrichti- 
gungsschreiben der Reparatlons- 
kommission an die Deot'che Re- 

Eierung über die Gutschriit der 
etre&enden Summe zugunsten 
Deutschlands als Entlastung des 
F gegenüber A IQr den ent- 
sprechenden Betrag. 

Artikel VIL 
Die Bezahlung der von A an F 
bewirkten Lieferungen findet In 
folgender Weise statt: 

l.F vetanlaßt zufunsten des A 
d:e Gutschrift von 35 *. H. 
des Wertes der im Laufe 
eines Monrts bewirkten Lie- 
ferungen in der durch obigen 
Artikel VI Torgcichriebenen 



Form, jedoch unter Vorbehalt 
der Vorschriften der Zif- 
fern 3 und 4 des gegenwärti- 
gen Artikels und des nach- 
stehenden Artlketi XL 

2. Ist Im Laufe irgendeines 
Jahres vom 1. Mai 1922 ab 
der Wert der von A an F ge- 
mlS den Bestimmungen des 
gegenwärtigen Vertrags be- 
wirkten Lieferungen niedriger 
als eine Mill:arde Goldmark, 
so wird der in vorslebeodtr 
Zißer I vorgesehene Prozent- 
satz der von F zngunsten von 
A zu veranlassenden Gut- 
schriften auf 45 V. H. erhaht. 

3. Der fihrliche Gesamtbetrag 
der auf diese Weise veranlaB. 
ten Gutschriften und der von 
der FranzCsichen Regierung 
vennlaSten Guttchrilten fGr 
die Leistungen, die Frankreich 
auf Grund der Anlagen ITI. V 
und VI zu Teil VH des Frie- 
densvertrages von Versailles 
erhält, darf eine Milliarde 
Goldmark nicht übersteigen. 

Erreicht oder übersteigt 
der Wert der Leistungen, die 
Frankreich in AusfShiung der 
Anlagen m, V und VI des 
Friedensvertrags erhält, im 
Laufe irgendeines Jahres in 
der Zeil vom 1. Mai 1921 bis 
zum 1. Msi 1926 eine Mil- 
liarde Goldmark, so darf 
während des betreffenden 
Jahres keine Gulsuhrift von 
F zugunsten des A für die 
von letzlerem bew.rktea Lie- 
ferungen veranlsQl werden. 

4. Die von F geschuldeten Sum- 
men tragen einfache Jahres- 
zinsen zu 5 V. H. vom Beginn 
des Monats an, der auf den 
Lieferungsmonat folgt; der 
Tel] dieser Summen, der 
nicht in der in obigen Zif- 
fern 1 und 2 vorgesehenen 
We'te bezahlt ist wird von F 
nach Mafigabe der in den 
nachfolgenden Artikeln Vm 
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in» XI fMllMCteted Bedin- 
taatea Tom 1. Mai 1926 ab 
mit 1 V. H. jibrlich ctufig- 
lieb der io jedem Jahre filÜ^ 
werdenden einfachen Zinsen 
abgetragen. 
5. Die lieleroogen, die imge' 
achtel der Beatimmiiniten de« 
ArtikeU I in der Zeit vom 
t. Oktober 1921 bU mm 
1. Mai 1926 Bber einen Ge- 
•amlwcrt Ton urbeo MilUar- 
dcn Goldmark hinatu bewirkt 
werden aollten, find dem A 
innerhalb Ton drei Monaten 
vom 1, Mai 1926 ab in der 
oben im Artikel VI Torfe- 
achcnco Wci*e n bezahlen. 

Artikel VIU 

Der Wert der SachIei*tan£eD 
nnd der Ton F cagnnatcn dea A 
in der im Artikel VI Torgeaehc- 
□en Form veranlafiten GuUcbrif- 
ten darf znaaounen eine Milliarde 
Goldmark )ihrlich nicbt fib er- 
steigen. 

Der in Artikel XI tfcmacbt* 
Vorbchehalt findet aal den vor* 
•tehendcB Abi atz Anwendnnl. 

Artikel IX. 

Am I. Mai 1936 erfolgt ein 
Rcchnongaabschliifl über die Be- 
trige, die dem A wc|{en der aeit 
dem :. Oktober 1921 bewirkten 
Sacbliefeningen, [Gr die lu seinen 
Giuuten keine Gutschrilt veran- 
laßt iat, noch ](escbvtdet werden; 
der Saldo nebst 5 t. H. Zinsen 
nnd Zinseslinsen wird an A oaler 
Vor behalt der Be Stimmungen des 
nachalehenden Artikels XI in vier 
Halbiahrsraten, am 30. Joni nnd 
31. Deicmbcr 1936. am 30, Juni 
und 31. Dezember 1937 abge- 
tragen. 

Artikel X. 

Das Dcbelkonlo des A tr&jt 
ebenso .wie aein Kreditkonto 
iihrtich S V. H. einfache Zinsen. 

Falls von F Ober die in den 
. ArUkcln VII, VUI und IX fest- 
gesetzten Grenzen htnaus Za*i- 
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langen geleistet werden sollten, 
so ist der SbcrschieBende Betrag 
TOB den Zahlung en abonziehcn, 
die F im Laufe dea fidgcnden 
Jahres an A cn bewirken haL 

Falls der Wert der anl Grand 
dcrVorachriften des gegenvArtigen 
Vertrags für die im Laufe irgend- 
eines Jahres zwischen dem 1. Mai 
1926 nnd dem 1. Mai 1936 be- 
wirkten liefemngen anznreclinen 
ist, znsaaunen mit den während 
deraelben Zeit iihriicfa abzu- 
tragenden Snnimen eine MiOiard« 
Goldmark fibersleigt, so wird der 
fibenchieSendc Betrag anl die 
lolgcndcn Jahre vorgetragen und 
im Laufe dieser Jahre insoweit 
abgetragen^ als der Anrtcbnnngs* 
wert der Lielemngen In einem 
dieser Jahre zusammen otit der 
in dem betreKcnden Jahre abzn- 
traitenden Snmme hinter einer 
Milliarde znrfickbleibl. 

Die vorstehenden Bcstimnnn- 
gen nnlerÜegen jedoch dem im 
Folgenden Artikel XI vorgesehe- 
nen VorbehalL 

Artikel XL 

Die Zahlungen, die F jedes 
Jahr in Ausführung des gegen- 
wirtigen Vertrags an A su leisten 
hat. dürfen niemals so hoch sein, 
dafi, wenn man ihren Betrag zu 
den in demselben Jahre von der 
Französischen Regierung als Ent- 
gelt für die Leistungen an Frank- 
reich auf Grund der Anlagen Dl, 
V und VI des Teiles Vfll des 
Friedensvertrags von Versailles 
gemachten Zahlungen hinzurech- 
net, man einen Gesamtbetrag er- 
hUt, der den Anteil Frankreichs 
(52 T, H.) an den in dem be- 
treffenden Jahre von Deutschland 
oder zu seinen Gunsten bewirkten 
Zahlungen zur Abtragung der 
Anouitil, wie dies der Artikel 4 
des Zahlungsplans bestimmt, 
übersteigt. 

Artikel Xn. 

F kann sich jederzeit durch 
Vorausleistung befreien. 
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WlMbadaner FrotokoU vom 

7. Oktaber 1921, bctnSmd St 

Rleklldanuigm tud dl* VUh- 

■ad KoU«aII«l«rBB|*B an 

Fränkisch. 

PntokolL 

Dia Deuttchc ond die FruuO' 
siidie Re|ierun( kommen Bber- 
ein, die Beatimmunileti dar u- 
liegenden Vereinbarung nntär 
dem Vorbehalt dar Zuttimmaaf 
der Reparatioaikominiisioa au 
betUtilen and lu beachten; 

Kapitel L Induitriematerial. 

Kapitel IL Rollende* Eiien- 
bahnmateriaL 

Kapital m. Tiere. 

Kapitel IV. Kohle. 

Et twiteht anßerdein Einvcr- 
•tlndnii über foljandei: 

1. Um den von der Deutschen 
und der FranzSiischcn Regienind 
bcidcneili bekundeten wunssE 
auf Herabietaunil der Autjahen 
zu erfCIlen, welche die Tltigkait 
der venchladenen, in Anwen- 
dung dee Artikel« 238 dei Fne< 
deuvertraji von Veiaaille* und 
der sich darauf bciiehendeo Pro> 
lokollc eingeactsten Kommiaaio- 
nen veruraachen, verpflichtet lich 
die FraniOaiache Reitienintf, in 
dem franzBaiacben Rflcldieie- 
rungsdienate nar daaieQfjfe Per- 
aanal zu behalten, daa onbedLn^t 
a8ti|( iat. um den Empiang und 
Traniport der in ADWcndunjt dar 
anliedenden VereinbarvoK lu U<- 
femden Gedeoatiüda und Tier« 
•icberiui teilen, 

Diesea Peraonal aoll kOnltiifbin 
in dem Mafia einfescfarinkt «rer- 
den, in dem Deulachland die 
durch die tfanannte Vereiobtrung 
vorjjeschrieoenea Liefemn||en be- 
wirkt, jedoch nur inaoweit, ab 
diel« aUmlhlichen Eintchrinkun- 
|en dem normalen Geichiftabe* 
trieb dea RflckUcferunSadienale* 
nicht Mhaden. 



Die anliegende Vereubarunf 
bezieht aich aaiachlicfilich auf die 
von Deuttchland in AualübrunJ 
der Beilimmuntlen dei Ar- 
tifcela 238 des Friedeniver trade 
von Versaillea iteacbuldelen Rück- 
lieferungen. Sie finden iosbeaoa- 
dere keine Anwcndund auf die 
aua EbaB-Lothrin|[en vor dem 
11. November 1918 weMefGhrten 
Sachen, deren ROckUctenioiI auf 
Grund dea Arlikela 60 dea tf(- 
nanoten Friedenavertraga tfc- 
•chuldet wird. 

3. Die (ejenwirtige Verein- 
barung ateht dem Rechte Frank- 
reich* nicht entgegen, die RQck- 
lieferung von imXanle der Feiad- 
aaligkelten aua acinam Gebiet 
weggefahrten Gegenttioden nnd 
Tieren lu betreiben, die aich am 
11. November 1918 oder aptter 
auf dem Gebiet irgendeinea an- 
deren Lande« all Deutachlaod be- 
fanden haben aollten. 

Deutacbland wird keinerlei 
Einspruch irgendwelcher Art er- 
heben, fall* Frankreich von ir- 
Stn deinem anderen Lande als 
eutachland die Rficklieferung 
von au* Frankreich im Laufe der 
Feindaeligkeiten weggefahrten 
Gegcnatlnden oder Tieren oder 
statt dessen einen Ersatz erhalten 
sollte. 

Es iat vereinbart, daß im Falle 
der Unalimmigkeit zwiachco den 
deutschen nnd franzflsiacben Tes- 
ten dea Protofcotia und der An- 
lage der franzSsiache Text g:lt. 

Zu Urkund dessen haben die 
Unterzeichneten, von ihren Re- 
gierungen mit gebSrigen Voll- 
machten versehen, da« gegen- 
wirtige Protokoll unterzeichnet 
und die obengenannte Verein- 
barung paraphiert. 

Geachchea la doppelter Aus- 
fertigung zu Wiesbaden, den 
7. Oktober 1921. 

gez. Lonehanr. 

7. Oktober 1921. 
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KapUai I. 
hdnitricsiatcTlaL 

Abkommen llb«rdi«Sub. 
• titulloD. 

Die Deulscbc uid dii FranEfi- 
■icb« Regierung haben unter Vor- 
behalt der Znitimmung der Re- 
paratioDikoininiuion lo^endei 
Tereinbart: 

Artikel I. 

Am 6, Deiember 1921. nacbt« 
12 Uhr, endigt die Racklielcrung 
Vfln Induitriematerial. 

Deutacbland bleibt im Be*i(z 
deijenlgen im Artikel 23B ani- 
gefübrteD und auf leineni Gebiet 
befindlichen Induitriemateriali, 
für welche» Frankreich vor dem 
vorgenannten Zeitpunkt «nen Ab- 
ruf nickt erteilt hat 

Artikel IL 

Zum Eriatz lür das in Deutach- 
land verbleibende Material 

1, liefert Deutichland inner- 
halb der auf die Unterzeichnnng 
det gegenwärtigen Vertrages fol- 
genden acht Monate 120,000 
Tonnen Induitriematerial, du 
sieb nach Gewicht und Katego- 
rien in derselben Weise lusa-n- 
mensetzl wie dasjenige Material, 
deiaen Veriand oder Abruf vor 
dem 6. Dezember 1921 erfolgt i»l. 
(Die in Betracht kommenden Ka- 
tegorien sind die in den Wies- 
badener und Frankfurter Büros 
abUchco.) 

Dieses Material wird von 
Frankreich in den VorrGten und 
Lagern der Deutschen Regierung 
auigewihlt. 

^ soll nach MSglichkelt neu, 
es kann aber auch gebrsucht 
•ein, solem es sich in vollkom- 
men betriabsf&higem Znsland be- 
findet. 

Sofern »ch unter den genann- 
ten VorrSten und Lsgern nicht 
tine genfigcnde Menge Materials 
in vollkommenem Betriebszustand 



finden sollte, verpflichtet sich die 
Dentsche Regierung, neues Ma- 
terial lu liefern. 

Das Material wird von Frank- 
reich den HandelsgebrSacfaen 
entsprechend abgenommen. 

Nach gegenseitiger Verein- 
barung zwischen Deutschland 
und Frankreich kSnnen Substi- 
tutionen unter den verschiedenen 
Kategor en vorgenommen werden. 

Biese Substitutionen müssen 
mSglichst gleichwertig sein. 

Dieses gesamte Material wird 
von Deutschland und auf seine 
Kosten bis an die französische 
Grenze nach Frankreich geliefert, 
wobei die etwaigen Zollgebühren 
Frankreich zur Last fallen. 

2. bekennt sich Deutschland 
Frankreich gegenüber als Schuld- 
ner einer Summe von 158 Mil- 
lionen Gold mark, welche ein- 
lache Jahresrinsen von 5 v. H. 
vom 7. Dezember 1921 ab trigt. 

Das Kapital und die Zinsen 
dieser Schuld werden in ffinf 
gleichen Jahresraten vom 1. Mai 
1926 ab abgetragen. 

Im Laufe eines jeden der in 
Betracht kommenden fünf Jahre 
wird der Betrag der fiUigen 
Jahresrate bis mm geschuldeten 
HOcbstbetrage gegen irgend eine 
ffillige Schuld Frankreichs (Ka- 

Bital und Zinsen] gegenflber 
eutscUand aufgerechnet. 

Die Autrechnung erfolgt tu- 
nicbst gegen den aus Zinsen be- 
stehenden Teil der Schuld. 

Insoweit die Zahlung durch Auf- 
rechnung nicht genügen würde, 
um die vorgenannte Schuld 
Deutschlands, deren Kapital sich 
auf ISS Millionen Goldmark be- 
lauft, zu tilgen, hat die Deutschs 
Regierung sie in barem Getde cu 
bezahlen. 

Artikel IIL 

Das Gewicht det seit dero 

I Msi 1920 Eurückgelleferieo 

Materials ebenso wi> deijenigen 

Materials, für daa die FrantAsi- 
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•cbe Rctfiemnj vor dem 6. Dc- 
■•mber 1921 Abrufe erteilt, «rird 
Ton den in Aiullilirunl de* obigen 
AriikeU II Ziffer 1 von DeuUch- 
Und in lielernden 130000 Tonnen 
in Abznit gebracht. 

El fUt all Tcreinbari daß das 
Material, ifir das die Abrufe vor 
dem 1. Mai 1920 erteilt worden 
sind, nicht von den obilen 
130000 Tonnen abxuzieben tat. 

Ferner werden, um dem von 
Deutschland aus Frankreich wef- 
^efäirten und dann nach Elsan* 
Loihrinlen verbrachten Material 
(ohne daB dadurch Qber die 
Rechlilatfa dieses Material* im 
Hinblick auf den Friedenivertra|{ 
entschieden wird) Ruchnun|{ su 
trafen, abfindungsweise 30 000 
Tannen Ton den 1 20 000 oben- 
erwikaten Tonnen in Abxnl fe- 
brachl. 

Artikel IV. 

ffia zu dem Tatfe, an dem die 
industrielle RackUeferunit Ul- 
Sichlich beendet lat, bleibt das 
bisherige VeHahreo in Gellung. 

Artikel V. 
Nach Autfahrung der in dem 
Jegcnwirtigea Kapitel Torgei*be- 
nen Lielernngen bat Dentschland 
die Bestimmungen des Artikels 
238 des Friedensvertrags vonVer- 
■ailka bciflgUch der RSckUeie- 
mng von uidustriematerial cr- 
KUll. 

Kapftel n. 



Abkommen aber die Sub- 
stitution. 
Die Deatach« und die Fran- 
iMtcb« Regierung haben vorbe- 
btlllich der Znatlmmnng der Re- 
paralionskommiidon folgendes 
vereinbart: 

ArtiktIL 

AnBcr dem am 1. lull 1931 anl 

Grund dea Artikel* 338 des Frle- 

denavettrages von Versaillei und 

der Waflenttillttnndaabkoiitmen 

* Bepuaiinnfiioltttk 



bereits am Frankreich lurfickge- 
lielcrten normalspur^en rotten- 
den Eiaenbahnmaterial nnd von 
Deutschland aa Frankreich; 

1. ohne Verzug surfick zulief em 
6200 französische Fabnenge (Gü- 
ter- oder Personenwagen), die ur> 
sprflnglich KriegatMnte waren; 
diese Wagen mOssen in gutem 
Unferhaltuagszustand übergeben 
werden; der Unterbau ist nach 
dem Urtprundsmodell wiederher- 
instellen, wobei notwendige neu« 
Teile französischen T^ps von den 
französischen Netzen geliefert 
werden, die ihreneite im Ans- 
tauach entaprechcnde neue Teile 
deutschen Trpa crhalUn; 

2. zn liefern 4500 naue Vagen 
nach folgendem Vcrteilnags- 
•cUfiwel: 

2000 zweiachsige Sturzwageo 
zu 20 Tonnen, französi- 
scher Elnheitstyp, mit 
klappbaren Kopfwinden, 
wovon 1350 mit Schrau- 
benbremse und Brems- 
h&uachcn und 650 mit 
Handbremse, 

3000 zweiachalge Plaltform- 
WBgen m 20 Tonnen, 
franzAsischer Einheitstyp, 
mit volUtindig nieder- 
klappbaren Seitenwinden 
und Handbremte, 
500 Wagen ohne Winde zu 
40 Tonnen mit beweg- 
lichen Lenkachsen, fron- 
zOsiacher Einheilst yp, 
t^ttformlinge 18,50 m, 
mit Handbremse und 
durchgehender Bremse, 

4500 Wagen, die nach den vom 
französischen Mbibte- 
rium I&r Öffentliche Ar- 
beiten gelieferten Ptfiaen 
und Angaben und oattr 
seiner Oberwachnng ge- 
mlfi den bei den frän- 
zOaiacben Eisenbahn- 
netzen gebrlachlieben 
Obemak mcheitimmnagen 
zu erbanea sind. 
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Artikel II. 
Der franiSaiiche Miniater iür 
SSeatliche Arbeiten verpQicht^t 
rieh, der Dettttcben Regierung 
koatenloi eine Sammla^ von 
PUneo für jeden unter Z Her 2 
det Artikel* I erwähnten Watfea- 
typ zn liefern. Die VervieUUli- 
iunfi dieaer SauunlunA und die 
anderen Anifabeu, die etwa nStitf 
werden, 2ehen aber lu Lasten der 
Deulichen Re^ieruD|!. 

Artikel II f. 
Die Ko«ten der im letzten Ab- 
tatz dea Artikela I Torfeaebenen 
Uberwachnog tfehen zu Lasten 
der Deutschen Regierung. 

Artikel IV. 

Eine aui franzfiaischen nnd 
deutschen Sachverstindlfen he* 
siehende Komm ssion wird inner- 
halb von zwei Wochen nach der 
Unterzeichnung des Protokolls, 
dem die fteHenw&rtiite Vereiuba- 
run]{ bei^efQflt ist, in Paris zu- 
sammentreten. 

Diese Kommission hat 

a) die Lieferfristen für die 4500 

neuen, in Z Ser2 des Artikels] 
erwähnten Wagen festzusetzen, 

b) die im letzten Absatz des Ar- 
'tikels I vorgesehene Über- 

wacbunji festzusetzen und zu 
organisieren, 
c} den Anstauach der in Ziffer 1 
. des Artikela I Torgeschenen 
Teile zu organisieren. 

Artikel V. 

Hach Aualülinin)! der im obigen 

Artikel I Torgesehenea Liefemn- 

6 an. Ton rollendem Material hat 
Deutschland die Bestimmungen 
de* Artikel! 238 de* Friedens- 
Tertrags von Versailles beiQgÜch 
der Rficklieferung von rollendem 
Material erfOllt. 

Knpftcl m. 
Tier*. 

■EHe Deutsche und die Franzö- 
sische Regierung sind sich, unter 

sau 



Vorbehalt der Zustimmung der 
Reparationakommiss^on, darüber 
einig geworden, die Tierlieferun- 
gen auf Grund des Artikels 238 
des Friedensvertragea von Ver- 
sailles und der §§ 2a und 6 der 
Anlage IV zu TeU VUI des ge- 
nannten Vertrages wie folgt zu 
regeln: 

Artikel L 
Aufier dem, was Frankreich 
seit der Wiederaufnahm« der 
Ablieferungen durch Deutschland 
schon empfangen hat. werden nb- 
fiodungs weise noch geliefert: 

1. 62 000 Pferde, 

2. 25 000 Rinder, . 

3. 25 OOO Schafe, davon »0 
SchafbSckc, 

4. 40000 Bienenvölker in Stroh- 

Diese Lieferungen werden unter 
den in den beigefügten Anlagen I 
[Pferde) II Rinder), m (Schafe) 
und IV (BieneUTSIker) vorgesehe- 
nen Bedingungen bewirkt. 

Artikel IL 

Deutscblcnd verpSicblet sich, in 
einer Frist von 3 Monaten vom 
15. Oktober 1921 ab alle Tiere 
abzuliefern, die unter nament- 
licher Angabe der deutschen Be- 
sitzer in den Listen aufgefObrt 
aind, die an Deutschland vor der 
Unterzeichnung des Prolohoüs, 
dessen Anlage die gegenwärtige 
Vereinbarung bildet, übermittelt 
worden sind. 

Diese Rücklieferungen werden 
neben den im Art kel I bezeich- 
neten Abfindungsmengen (tusEc' 
fQhrl. 

. Artik«i m. 

Deutschland verptlichlet sich, 
außerdem zu liefern: 

1. ZwelftansendfOnfhundert 
(12500 Pferde, und zwar drei- 
hundert vi e rundste b zig (374) 
Hengste, im übrigen je zur 
Hälfte Stuten und Slutfohlen, 

2. fünfhundert (500) Kaltblut- 
stuten und Stutfohlen. 
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Dieac LlcIerua(cD werden oater 

d«a in dar AnUge I (Plerdc) vor- 

letehenen Bedingungen bewirkt. 

Artikel IV. 

Frukreich bebUt eich vor, lOr 
j»deD nicht gelietertaD Hen^M Ton 
des in Artikel QI erwähnten dr«l- 
haDdertvierundsiebiig (374) dr«i 
TUre, und «war eine Stute, «in 
Stnlfohlen tiad einen WalUch xn 
fordern. 

Artikel V. 

Frukreich Ut di.mit einvcr- 
itandeo, dafi die im Jahre 1920 
Ober die im g 6 der Aalatfe IV zu 
Teil Vm dei FriedeiMV«rtra£ei 
von VerMillca bettlmniten Mcn- 

Em hinaai jEcUeteTten aiebrebn- 
ondertdreinndfflnfzig (1753] Stu- 
ten und Stulfohlen als ToUer Er- 
aals [tlr die fSnfhundeTtIflntunil- 
liebiitf (97^ ichweren Znithengetc 
betrachtet werden, die teils auf 
Grund det § 6 (dreibundertund- 



«iebsif) (373) noch zu lielem eind. 
Artikel VL 

Die in den Artikeln I und II 
vorgctehcnen Lielernngen werden 
TOsDentachland uiieDtgettlich be- 
wirkt. Nor die oben In Artikel QI 
Torgesehene oR • paratlonslief crun- 
tfen werden tfcmlS den in der 
Anktfe IV in Teil Vm de« Frle- 
dentvertragea too VenaiUe* Tor- 
gceehencB Bedlngongen tfnt ge- 
schrieben. 

Nach AusIObrnng der Lieferun- 
gen gcmlB der AHikel I. n. HI 
des gctfenwSrtigen Kapitell hat 
Deutschland die Bestimniungcn 
dei Artikels 23S de* Friedeu- 
vertrade* und die VorechHflen 
der Anlage IV m Teil VDI dei 
MBanntenVerlrages bczflglich der 
Tierlii.femngen mm Zwecke der 
Rackliefcrang und der Repara- 
tlonallefemog erlfillt. 

Artikel VIL 
Zutantmeasetiong 
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Bcsoldungtabatufung ffir dl« Mit- 
glieder dieser Kommissionen Uei- 
ben so besteben, wie tie bis jetzt 
durch die franiftnscba Oberkom- 
mission fiir die ViehrOcklieiernng 
featgesclit waren. Das gleiche 
gilt iQr die Besoldungen des Z«n- 
tralpersonab det Oberkommis- 
sion. 

Alle Ausgaben der [raniSsi- 
•eben MisiioB fflr die Viehrfick- 
lieferung bleiben m Lasten 
DeulscUands. 

Die am 15. Juli 1921 varbUebe- 
neiLRfidkstindc werden bis zum 
^U. Dezember 1921 besahlt; die 
Reparationskommission aetzt den 
Betrag der Deutschland gntm- 
■chreibenden Summen feil. 

Die monatlichen Ausgaben nach 
dem 15. Jnli 1921 werden Im 
Fiiligkeitimonat bezahlt. 

Vom 15. JnU 1921 ab wird nur 
ein Fünkel der Kosten der Pferdc- 
übernah m eko mm isiionenDeutieb- 
land gnt geschrieben unter Aui- 
ichluB aller anderen Ausgaben, 
sei' ei der franzSsiachen Ober- 
kommission für die Viehr&ck- 
lleferung, sei es der Viebfiber- 
nabmekommisrionen. 

Artikel vm. 

Die obigen Bestimmungen sind 
vom 15. Juli 1921 ab anwendbar. 

Sie beziehen sich weder auE 
die Ueferungen von Vollblot- 
odcr Halbbluthengrten noch auf 
die von dem franzSaischen Land* 
wirtsdiaftsminiiterlum geforder- 
ten FUche, 

Anlag« I (Plenla). 
A. Budchnug d«r TWa, 
a. Reparation, 
Fflr die auf Konto Reparation 
gelieferten Tiere gelten die frflhc- 
ren Bediognngen und Protokolle, 
insbesondere heiflglich der Ver- 
teilung auf die verichiedenen 
Rassen det Alter*, der verschie- 
denen ngentcbaften. der Haupt- 
mingel, der Ablieferung, de* 
Transportes nsw. 

201 
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b-Rficklielerunl. 

Die 62000 kl* EtmU lOr die 
Raddieferuntf abzugebeoden 

schweres Zni!p[erde nüiien zur 
Hälfle Stuten und Wallsche um- 
fusen, tmd zwar: 

180D0 Stuten oder StnlloUen 
van 18 Monaten bii zu 7 Jahren 
mOMcn zur Zucht geeignet and 
den auf Konto Reparation (An- 
laje IV KU Teil VUI des Friedem- 
Tertrafiei) jeli eierten Stuten und 
StntfoElen entiprechen. 

44000 KaltblutloUen oder Wal- 
lache von 1 bit 10 Jahren. Bei 
dieser Tierart wird man bei der 
Ucbemahm« bcionder« aaf die 
Elgenachatten der Tiere und ihre 
Eiennntf ntr Arbeit Wert lejen. 

B. Art dar liBlnnalm. 

Di« Pferdelicfentnten lind ohne 
Unterbrechnu^ fortiuietsen and 
•ollen wenlgitena 3300 monatlich 
betragen. 



C 

Die cndäültiic Uebemahme der 
Pferde criolitt an! dem bezeich- 
neten Grenzfibergabebabahof un- 
ter den Iflr die nach den SS 6 nnd 
2a der AnlaHe IV zu Teil Vm det 
Friedensvertraiiea von Venaillet 
gelieierten Tiere vorfeaehencn 
Bedingungen. Von dietem Bahn- 
hof ab iteheD die Tran*portko«teo 
zu Lasten der FranzSaiichen Rc- 
gientng. 

D. I1«r* mit HMptmlBgtln. 

Die Tiere mit HauptmHngebi 
werden ebenso behandelt, wie e* 
iGr die aul Grund der S§ 6 und 2a 
der Anlage IV übernommenen 
Tiere in Kraft ist. 

Die Deutsche Regicruni( kann 
die Zurückiendonit «ine* mit 
Hanptmingeln behafteten Tieres 
nach Deutschland vcrlaniteD! die 
Transportkosten g^hen zu ihren 
Lasten, es sei denn, daS es mCg- 
lich ist. zum Rflcktransport Leer- 
züge zu verwenden. 
292 



Die ZnrOcksendung nach 
Deutschland wird nnr ausnahms- 
weise erfolgen; gnindaltzlich wer- 
den Hauplmlngel eine Prcis- 
kerabeelzönd nm K mr Folge 
haben d. h. Ur sechs festgestellte 
und durch die Oberkommis^oo 
anerkannte HanptmingelfUle 

schuldet Dentschland ein Plerd 
Ober die 62000 in Artikel I ange- 
gebenen hinaus. 

Anlage n (Rinder). 

A. Bazdcbnnng der Tiar*. 

Diese Tier* soUen zur RlUle 

aus trScfatigen KGhen und zur 

Hilfte ans tricbtigen Firsen von 

18 Monaten Us zu 7 Jahren bc- 

Zwei Drittel jeder Art sollen 
der „schwarzbunt en" Rasse und 
ein IDrittel der „rotbonten" Rasse 
angehSren, unter AnsschluS der 
Simmenlhaler Rasse und des 
H&heoviefas. 

B. Art d«r LtebrwigmL 

Die Rinderlicferungen werden 
nach einem Programm, welches 
spfiter nach den BedOrlnsscn 
zwschcn der Deutschen und der 
Franzfisischen Oberitommisaion 
aufgestellt wird, angenommen. 

C. UcbenukmcbcdlBgnnfen 
Die endgSltige Uebenahme der 
Rinder erfolgt auf dem bezeich- 
neten Grenzübergabebahnhof un- 
ter den ffir die nach den 88 6 und 
2a der Anlage IV zu Teil Vm de. 
Friedensvertrages von Versailles 
gelieferten Tiere vorgesehenen 
Bedingungen. Von diesem Bahn- 
hof ab gehen die Transportkosten 
zu Lasten der FranzSslschen Re- 
gierung. 



Falls MauU und Klauenssnche 
die Lieferungen zeitweilig unmög- 
lich macht, kann Frankreich von 
Deutschland die Verschiebung der 
Ueferangen oder die Zahlu^ des 
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ebct GctfeniUnd der 

lUuuUii Abfisdunf bildet und 
du In der Zeil, «ihreiid der die 
LiBtenintfen einfcs teilt werden 
mnflten. zu liefern feweMn wire. 
Bei der Beitimmunii de« Werte« 
de* Vieh« werden die letzten 
durch die Rep»ratioiukommii*ion 
feittfefetiten Prelle zuflnutde ic- 
Udt. 

r&Ui Maul- und Klauenieuche 
u der Grenu fcitifeitellt wird, 
mnfl Deutichland auJBer den oben 
{enannten KontinjenteD 20 v, H. 
dM EBektivbeiUndai der ver- 
leuchten Züge lielem. 

Falb Verwerfen oder Tod von 
Kllbem unterwctfi fettseitellt 
wird, mnB DcuticbUod auBerdem 
15 T. K der Tenrorfencn Tiere 
Ucfem: dieie Zahl entipricht den 
bei den ReparationalicfeniDjen 
anerkanntcnNachlaßkoe [fiiienten. 

Aalatf« m (Scbnia). 
A. BcnlGlmuitf 4w 11*r*. 
Die Mntterschale müiien hin- 
lichtlich dei Gewichtet, dci Al- 
ten, der Raiien, der Wolle und 
im alttfemeincD ■l.aitUcher ande- 
T«n ^tfenicbaften den in den 
frfilieren Protokollen und lieber- 
•inkommen feitleietzten Bedin- 
trajcn enttprechen. 

B. Art d«r UaUmnien. 
Di« Schaflieferuntfen werden 
nach einem ip&ler ^m E^vemeh- 
ra«n iwUcheo der Deuticben und 
der FrauStUcbcD Oberkomnüi- 
■ion Icstzuietnndea Programm 
bewirkt 



Die endgaltitfe Uebemahm« der 
Schale erfolfit auf dem beteich- 
Dclen Grenzfibergabebahnbol un- 
ter den fUr die nach den 8K ^ und 
2a der Anlage IV zu TeÜ VIH des 
Friedenavertragei von Versaillei 
^lieferten Tiere vorgeiriieneo 
Bedlntfunilen. Von dieiem Bahn- 
hof ab itehen die Traoiporlkoiten 



zu Lasten der Franzöiiichen Re- 

D. Maol- nnd KUaenscvclw. 

Die in der vorberd'h enden An- 
la^a lOr Maul, und Klauenseuche 
vorgesehenen Vorichrilten tfeltcn 
auch ffir die Schafe. 

Anlagt IV (BianmiTSlkar). 
A. Lieiarfrlrien. 

Die Lielcnintf muB zwischen 
dem 15. September und 15. Okto- 
ber 1921 unter den von der Repa* 
ratianiltommiiiion beitlmmlenBe- 
dingnnden erfolgen. 

I^ Lieferunjl von 20000 Bie- 
nenvölkern kann jedoch Im Lanfe 
dei Jahre I 1922 zu geeigneter 
Zeit erfolgen. 

B, Ob«malmitb«dlugnngcn. 

Di« endgültige Uebernabme der 
Bienenvölker erfolgt auf dem be- 
lelclweten Greozübergabebaho- 
hof unter den ffir die nach den 
S$ 6 und 2a der Anlage IV tu 
Teil Vm dei Friedenivertragei 
von Veraaillei gelieteiten Tiere 
vordciebenen Bedingungen. Von 
dieiem Bahnhof ab geben dfc 
Traniportkoiten zu Lasten der 
Franzöiiichen Regierung. 

Knpllel IV. 

Kohl«, 

Die Deutiche Regierung erklirt 
sieh bereit, die folgenden Beilim- 
mungen, die die FranzOüiche Re- 
gierung der Reparationikommii- 
■ion zur Genehmigung vonchli- 
gen wird, anzunelüieD; 
1. 

Die Deutiche und die Franzö- 
liicbc Regierung lind lich einig 
Qbcr die Auilegung dei R 6 der 
Anlage V zu Teil VlII dei Verlra- 
gel von Veraaillei hiniichtl ch der 
Retfeln fOr die Feitielzung der 
Preise für die über Rotterdam, 
Antwerpen Gent oder alle ande- 
ren nicht deutschen Hifeo be- 
wirkten Kohtenlieferungco. Diese 
203 
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ReSeln vaA die in Abt. t du le- 
ttannlen § 6 feitgelejteo. 

Die in Abi. s dei S 6 ffir di« 
deutachea Staat iBagehOriJea er- 
wftbnteD Preise lind ii» von den 
deutschen Grofiverbraucliern 2«- 
sahltea, d, h. nach dem deflen- 
wärligen Stand der deuticen Ge- 
■ctitfebuntt die durcb den Reictu- 
kohlenverband TerSBentlicblen 
Fiel«. 

AU Llelerbedin jungen itelten 
analog die iQr die deutschen 
GroBvErbraucher bi Kraft beflnd- 
licbea. Im besonderen werden 
di« auf dem Babnwege lur Ver- 
sen dunit kommenden Kohlen auf 
. der Zeche abgenommen nnd die 
Bul dem Waaserweite zur Ver*Qn- 
duntf kommenden in den HUeo 
de* Rheins oder des Rbcin-Herne- 
Kanalt. 

Die Eisenbahn - Verwaltunflen 
erkennen für die Kohlen, deren 
Tramp orte sie auBZufQhfcn ha- 
ben, die Gewichte als richtig an, 
die sich ans den Verwiegungen 
auf den Zechen und In den H&ten, 
wo derUmtchlag auf Eisenbahnen 
staltfindet, ergeben. 

n. 

Dcntscbland erkllrt, dnfi es 
obige Auslegung des % 6 der An. 
läge V nur Iflr die LieUrungen t,a 
Frankreich annimmt, sich dagegen 
das Recht vorbehilt, die beson- 
dere Lage jeder Interessierten 
Macht in prUlen, 

m. 

Die Deutsche und die Franzö- 
eische Regierung genehmigen das 
anliegende am 3. und 20. Septem- 
ber 1921 Ew'schen dem Office des 
honillires sinistries du Nord et 
du Pas-de-Calais und dem Rhei- 
nisch -Westfili sehen Kohlen-Syn- 
dikat getroCene Abkommen Ober 
den Transport der fOr Frankreich 
bestimmten Reparalionskohlen 
auf dem Wasserwege. 
IV. 

Deutschland kann jede Menf« 
Kohl« ausl&hren. wenn es die Lie- 



{anugsprograBime auf Grund der 
Anlage V, «rie sie die Repa- 
rationskommission festsetzt, so- 
wohl in benig auf Sorten als auf 
Mengen vollständig erfüllt 

Dieses Recht kann sich auf jede 
Kategorie von Kohlen d«sseH>ett 
Reviers besonders erstrecken; da- 
bei wird man, abgesehen von 
Koka und Briketts, alle Kohlen, 
die sich nur durch die Art ihrer 
Aufbereitung (Auslese Slebnng, 
Waschung) unterscheiden, als m 
derselben Kategorie gehSrig an- 
sehen. 

Was die Briketts anbelangt, so 
wird Deutschland der Export h'«i- 
gegeben. wenn es geliefert hat; 
einerseits die in den Programmen 
der Reparationskommission fest- 
gesetzten Brikettm enges und an- 
derseits die in denselbes I^o- 
grsmmen vorgesehenen Mengen 
Brikett-Feinkohlen, letztere aber 
nur in dem Umfao'ie der bisheri- 
gen Anforderungen. 

Das auf diese Weise Deutsch- 
land zuerkannte Ausfuhrrechl lu- 
dert in nichts die Befugnisse der 
Reparatiooikomraission, die von 
Deatschland nicht gelieferten 
Kohlenmengen voreutragen oder 
Zu streichen. 

Deutschland kann fem er alle 
auf den Programmen der Repa- 
rationskommission stehenden Sor- 
ten und Mengen ausfGbren. auf 
deren Lieferung das empfangsbe- 
rechtigte Land verzichten sollte. 

In den beiden oben angefGhr- 
tcn Fillen zahlt Deutschland an 
die Repar".tionskomm'asion unter 
den von der letzteren genehmig- 
ten Formen und Bedinguntfen in 
Anrechnung auf die durch Ar- 
tikel IV des Zahlungsplanes fest- 
gesetzten Zahlungen den Wert der 
getitigfen Ausfuhr berechnet zum 
deutschen Inlands preis auf der 
Zeche, wie er oben in Art, I 
Abs. 2 festgesetzt ist. 

Die vorstehenden Bestimmun- 
gen gelten nicht ffir die vor dem 
1. Juli 1921 abgeschlossenen vmA 
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von du ReparationtkomminioD 
(eachmijtcn Auifuhrvertrij«; 
derea Auiffihnuit ((«scbiebt wai- 
ter nach deren jeweiligen Bedin- 
gungen. 

Die alUierteD Mgcble verpOicb- 
ten lieh, die von Deutichluid in 
Auilübrung der AnInge V gelie- 
ferten Kohlen nur für ihren eige- 
nen Bedarf und denjenigen ihrer 
Kolonien und Protektorate zu ver- 
wenden. Sie machen tich für sich 
und :lire Kiufer verbindlich, diese 
Kohlen nicht an andere Lfinder 
abzutreten. 

FSr den Fall, daS Deutschland 
die für den Bedarf der Saar- 
Eieenindustrie erforderlichen 

Mengen Koki und Kokikoblcn ' 
nicht zu dsn deutschen Inlanda- 
^eii2o liefern würde, behält eich 
Frankreich vor, fQr dielen Bedarf 
einen Tel ie:ner Reparationtkoh- 
len lu verwenden. 

VI. 

Deutichluid kann beider etwai- 
gen AuifChrung der von der Fran- 
zSaiichen Regierung gemEB Arti- 
kel 299 det Vertrages von Ver- 
aaiUes aufrecht erhaltenen Vor- 
kriegavertrige eine HSchstmenge 
von ISOOGO Tonnen mouptlicb auf 
die Frankreich in den Program- 
men der R eparat ionikommiiiion 
znfeteilten Mengen anrechnen. 

FOr die Breonitoffe, die so in 
Ausführung der Vorkriegs vertrage 
geliefert werden, wird Frank- 
reich nur mit den Summen be- 
lastet, welche es wirklich ge- 
legentlich dieser Lieferungen ein- 
nimmt und die Deuticbland von 
den Empiängern an das Office 
des HouilUres sinistries für Rech- 
nung der IranzSsischen Finanz- 
vcrwaltnng Oberweisen liQl. Diese 
Ueberwe:«ingen umfassen anBer 
dem in den Vorkriegsvertrigcn 
aufgefahrten Wert fOr die in Aus- 
führung dieser letzteren wirklich 
gelieferten Mengen iede EntschS. 
digung, die dem deutschen Teil 



zugesprochen wird, sei es durch 
gfltllclies Ue hereinkommen sei m 
durch Entscheidung des gemisch- 
ten Schicdsgericbtshofs, Deutsch- 
land wird für dieselben Bctrige 
erkannt. 

VIL 
Es herrscht Einverstlndnis dar- 
über, daß im Vorstehenden unter 
der BEzeicbnung „Kob'e" alle Ka- 
tegorien von Brennstoffen zu ver- 
stehen sind, die Deutschlaiid zu 
liefern hat, mit Ausnahme der in 
S 8 der Anlage V des Vertrages 
von Versailles bezeichneten Koh- 
len-Nebenprodukte. 

Anlag« n Kapitel IV, 
Ab!mmmao, 

Zwischen dem Büro der zer- 
störten Krhlengruben. das im Na- 
men der FranzSsischen Regierung 
handelt (und im gegenwärtigen 
Vertrage mit den Anfangsbuch- 
staben O. H. S. bezeichnet iit). 

einerseits 
und dem Rheinisch .Westfälischen 
Kobleosyndikat. das im Namen 
der Deutseben Regierung bandelt 
(und im gegenwlrtigen Vertrage 
mit den Anfangsbuchstaben K. S. 
bezeichnet Ist), 

wird folgendes vereinbart: 
Artikel L 

Die für Frankreich bestimmten 
deutschen Reparalionskohlen- 
trans Porte, die auf dem Rhein 
auszuführen sind, werden teils von 
dem O. H. S., teils von dem K. S. 
ausgeführt. 

Artikel II. 

Das 0. H. S. wird dem K. S. 
am 15. jeden Monats de Tonnage 
bekanntgeben, welche es sich ver- 
pflichtet, im folgenden Monat zu 
transportieren: 

1. Ithein aufwSrts, 

2. nach Rotterdam, 

3. nach den belgischen Häfen. 

Artikel in. 
Die von dem 0. H. S. auszufüh- 
renden Transporte kSnnen fol- 
gende ProzestalUe der b jeder 

2es 
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der bezeicbDetcD Ricbtuagen m 
bafSrdenulea Guamttoonatfe er- 

1. Rhein aufwIrU 60 v. H.. 

2. nach Rotterdun 30 v. H. 

3. nach den beldiielien HÜen 
35 t. H. 

VlcrteljUirUcIi wird eine Nach- 

Crfiftintf der von den beiden Tei- 
in beorderten Tonnage Tor|e- 
nonuoen, um jcgebenenlalli durch 
Aen^emnd der ProienItfiUe bei 
den klUuti(ea Traniporten die 
featjeelelllan AtufUle Inioweit 
anrauiileicben. ala lie nicht auf 
die Schuld der Partei, bei der die 
AualUIa entitanden aiod. zurilck- 
zolohren alncL 

Ein etwaiger Auagleich wird 
tuter BerÜckiichtignng der Ge> 
samtheit der von den beiden Tei- 
len anf den vertchiedenen Wegen 
befSrdertcn Tonnage (tattfinden, 

Artikel IV. 
Da« 0. H. S. führt die ihm su- 
fallenden Trasiporle mit Trani- 
portmitteln lelner Wahl unter 
den in den nacbiold enden Ar- 
tikeln beKichneten Vorbebollen 

Artikel V. 
Da« 0. H. S. wird gnindsStzUcb 
nur die Ton Franioeen betriebe- 
nen Schiffe verwenden, d. b. 
«olehe, die Eigentum von Fran- 
Eoien oder von Franzoicn fOr 
nicht weniger al« 6 Monate in 
Zeitmiete genommen «ind. 

Artikel VL 

Wenn eine Erginning notwen- 
dig wird, ao werden die Belrach- 
tongen aof dem freien Markte 
von Duisburg von dem Vertreter 
de« 0. H. S. im ElnventKndnis 
mit dem Vertreter de« K, S. vor- 
genommen. Bei gleichem Preite 
wird der Vorzug in erster I-inie 
den im Sinnt von Artikel V von 
Frantoien betriebenen Schiffen 
gegeben; in zweiler Linie den im 
gleichen Sinne von den dem K. S. 
naheilchcnden Gruppen bctriebe- 
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nen Schiffen. Wenn ningekehrt 
Befrachtungen auf dam Dniibni- 

ftr Markte Ui den Teil der an 
rankreicfa auf dem Rhein n lie- 
fernden Reparationtkofalentmai- 
porte notwendig lind, der auf da« 
K. S. entfUlt, «o wird der Vertre- 
ter de« K. S. die Verfrachtungen 
im Einverttindni« mit d«m von 
dem 0, H. S, bezeichneten Ver- 
treter vornehmen. Bei gleichem 
Prelle wird der Vorzug in enter 
Linie den im Sinne de« Artikel« V 
von den dem K. S, nahe «tchen- 
dcn Gruppen betriebenen Schiffen 

J «geben werden, in zweiter Uide 
en im gleichen Sinne von Fran- 
lOtCB betriebenen Schiffen. 

Artikel VU. 

E« wird aufdrQcklicb baetinunt, 

daB die fdr daa 0. H. S. und die 

für da« K. S. bcfSidernden Sebi&e 

in den Ladehlfen vdbtinriig 

g eiche Bchandlnng erfahren «ol- 
n ohne daB ein Vorzug <rgecd- 
welcber Art, zu we««en nun«ten 
e« auch immer «ein mfige, >tatt- 
Gndet. Zu diesem Zwecke «oll die 
Verteilung der Ladungen und der 
LadepUtze und die Keihenlolg' 
der Beladung geinein«am von den 
Vertretern de« 0. .H. S. ond du 
K. S. bewirkt werden. 

Die VerUdnng in die Klline 

wird durch Vermittlnng ^ei IC S. 

nnd aul «eine Koiten anageführt. 

Artikel Vm. 

Das 0. H. S. Ut frei, snm 
Schleppen der Klhae, die «ein« 
Tran«porte au«fflhren, Schlepper 
«einer Wahl zu verwenden. 

Artikel ÖL 
Db« O. IL S. betorgt für den 
Teil der TraA«porte, den e« aus- 
fahrt, da« Leichtem und Umladen 
auf da« Land auf Eisenbahnwa- 
gen, auf Letchter oder anf See- 
■chiffe. (owobl in den dcut«ch«n 
Rheinhifen «U luch in den hoUIn- 
diechen und belgischen Hifen< In- 
dessen wird dei Umladen J«r La- 
dung der Kibne auf da« Land 
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oder in Eisenbahawageo von dem 
K, S. vor^enonunen, wenn M lich 
um Kibne bandelt, die iür einen 
deutichen Hefea aus einem andc. 
ren örnnde aU dem dee Watiec- 
(tande* tfecbartert worden lind. 

Hinticbtlich der venchiedenen 
Umladungen vom Kahn aul Eiien- 
tuhnwaScn, Leichter oder See- 
ichiS« findet der gleiche Gmnd- 
tatx der GleichbehandluDd italt, 
wie er vorher in Artikel VO hin- 
sichtlich der Belftdung der Kihne 
fettgcle^ Ut. 

Artikel X. 

Da* K. S. bezahlt dem 0. H. S. 

die Ton dem letzteren aosgefOhr- 

ten Tranaporte und Arbeiten; 

■) bei Traniporten rheinani- 

wSrta zu den gleichen Prei- 

■en and Fristen wie die 

Traaiporte und Arbeiten, die 

von den dem K. S. nahe- 

•tehenden Gruppen aatSeffibrt 

b) bei Traniporten nach Rotter- 
dam und den belttiachen 
Hafen EU Bedingungen, die 
tfemeintam nul der Grundlafle 
der Durch« chn'ttiprcise der 
von dem O, H. S. und dem 
K. S. abgeicblosaenen glei- 
dien Vertritfe oder, mangels 
aolcher. des Durcbtchnif t* der 
laufenden bciahlten Preise 
in bestimmen sind. 
Die vorstehenden Zahlungen er- 
folgen in der Wihrung, die fOr die 
Bezahlung der verscbie denen 
Transporte gilt. 

Die solcherweise bezahlten 
Summen werden auf Reparations- 
konto verbucht. 

Artikel XL 
Du 0. H. S. und das K. S. er- 
kennen an, dafi das grSßte Inter- 
esse an Umleitungen beladencr 
Kihne und am Austausch Iserer 
Kihne eintreten kann. 

Die beiden Teile verpflichten 
sich daher, ihre Vertreter in den 
Rhe'nhilen mit den nStigen Wei- 
sungen tu verschen, daS, wenn 



ein derartiges Verfahren dem ge- 
meinsamen Interesse entspricht, 
sie sich nach besten Kriften dar- 
über «Inigen. 

Artikel XIL 
Das K. S. wird dem 0. R S. die 
ffir die französischen Rheinschlep- 
per notwendigen Bunkerkoblen 
zu den gleichen Preisen und Lie- 
ferl»dingungeD abgeben, wie den 
ihm nahestehenden Gruppen. Der 
Preis wird anl Reparationskonto 
((ntgebracht. 

Artikel XUI. 

Das 0. H. S. darf anfier der im 
Artikel II bezeichneten Tonnage 
in Frankreich Kanalkihne für den 
direkten Transport von Kohle 
von den LadehSIen nach Frank- 
reich frei belrachten. In anderen 
Lindern wird die Befrachtung fOr 
solche Transporte Im Einver- 
stindnis mit den Vertretern des 
0, H. S. von dem Vertreter des 
K, S. besorgt. 

Für die direkten Transporte 
zahlt das K. S. dem Transpcwteur 
vorschuBweise den TeU der 
Fracht, welcher auf das Syndikat 
entfUIt und der anf Reparationa- 
^konto gutgeschrieben wird. 

Artikel XIV. 
Im Falle über die Anwendung 
dieses Vertrages Streitigkeiten 
entstehen sollten. So erfolgt die 
Entscheidung im Vege du 
Sch'edsverfabrens. Von 'edem Teil 
wird ein Schiedsrichter ernannt; 
wenn diese sich nicht elnlflen kSn- 
nen. so wird ein dritter Schieds- 
richter von dem Sebweiter Bon- 
des-Prisf deuten ernannt. 

Artikel XV, 
Vorübergehende MaSnahmen. 
Dieses Abkommen tritt am 1. Ok- 
tober 1921 in Kraft, die bei- 
den Teile verpflichten sich aber, 
es vom 1. August ab soweit als 
irgend mSglich 'n Anwendung n 
bringen. Die Befrachtungen Iran- 
297 
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zOttichcr Schiffe lolleii isdcHcn 
von dem K. S. durch Vermitldunt 
dei Vertrete» des O.H.S. er- 

Geacbeben in doppelter Aiufer- 
tigung Paria, den dritten Septem- 
ber 1921. 

Der Direktor dei Office de« 
Houillires Siniitrin. 
gez. Aron. 
EHen, den zwauigsteit Sep- 
tember 1921, 
Der Direktor dei Rbeiniscb-Veit- 
fUlscben KobleiuYodlket). 
get. LabMD. 

III. 
Vvrordiiiiiig In AuUknmg de« 
t 9 d«i AoifUirangigeMts«« com 
FriedentTcrtrkga, betreuend die 
AntordcniEg von Tuende !ertiii- 
gen ud W«U«!ttug«m Ur dM 
WiedcnnnHra (mit Araiahme der 
Anl-rdcrtingeii von Vieh), lowla 
betrcBand AniordamngM tar 
DarcUahrting toh MäBnabmen 
ral den Gebieten der Abrtbttuj 
und der Bi-iunicbUIabrL Vom 
22. Jnl] 1921. (Relcbi-GaetsbL 
S.948.) 

Auf Grund de* g 9 dei Aualüb- 
rungigetetzei zum Friedensver- 
träge vom 31. August 1919 
(Reiche-GesetzbL S. 1530) wird 
mit Zustimmung des Relcbsrats 
und des vom Reichetag gew&hlten 
Ausschusses foljieDdes angeord- 
net: 

A, Anfordern von Warenllelcmn- 

gra nnd Workle'stugon tSr den 

modennban (mit Ausnahme der 

' Anforderaog von Vloh). 

I. 

Freie Vereinbarung. 
8 1. 

Die lür den Wiederaufbau er- 
lorderl cheo Warcnlieiemogen 
und Werkleistungen sind nach 
Möglichkeit auf dem Wege freier 
Vereinbarunil aufzubringen. 

Soweit diese Lieferungen nnd 
Leistungen auf dieeem Wege nicht 



in geeigneter Weise beacbafit 
werden kfinncn, werden e'.e nach 
MaOgabe der nachfolgenden Be- 
stimmungen von Leistung! verbin- 
den oder Inhabern der Betriebe 
angefordert. 

IL 

Die Leiitungaverbinde. 

8 2.' 

Die Linder sind Leistun^er- 
l>Snde für Anforderungen jeder 
Art. 

Sie sind ermächtigt, die von 
ihnen aufzubringenden Le:sfungen 
von rechtsfähigen UnterverbSn- 
den oder von den Inhabern der 
Betriebe aniulordern und zur Er- 
füllung ihrer Leistungspflicht 
Gegenstände- zu beschlagnahmen 
und zu enteignen. 
»3. 

Die angemessene Verteilung der 
anzufordernden Leistungen auf die 
Linder erfolgt durch dea Retchs- 
minislcr fOr Wiederaufbau nach 
Anhörung der Ausgleichstelle der 
Linder (A.d.L.}. 
84. 

Der Sitz der Ausgleichstelle ist 
Berlin. 

Die Ausgleichstelle setzt sich 
aus Vertretern der Linder n- 
sammen. 

S5. 

Die Einberufung erfolgt feweilig 
durch dea Reichs minist er ffir 
Wiederaufbau. Sie muß erlalgen, 
wenn mindestens drei Mitglieder 
der Ausgleichstelle es beantragen. 

Der Reichs minist er für Wieder- 
aufbau fahrt in der Ausgleich* 
stelle den Vorsitz. 

Er kann die im Abs. 1 und 2 ge- 
dachten Befugnisse einem Hit* 
glied der AnlorderungsbehSrde 
übertragen. 

Im übrigen gibt sich die Aul- 
gleichstelle ihre Geschiftsordnong 

8 6. 

Der Reicbiminister für Wieder- 
aufbau kann nach Anhfirung der 
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Anttflciclu teile der Linder fOr die 
Anfordcrun Jan und für die Durcb- 
fülinmj einzelner Arten von Lei- 



neben den Lindem su Leistunj*- 
verbSnden beitimmen. 

BeMehen Ißr die belieSenden 
WirtiEhiftilweige FachTerbinde 
oder ' InfereMenvertrclunden, ao 
lind auctt diese vor der Bildung 
dea La attinSsverbandei zu bflrcn. 

Land' und foratwirlachattliche, 
■tewerbUcbe und kaalmSanische 
Betriebe oder Verbinde, welche 
•ich aua aolcben Betrieben lu- 
aammenaetzcn. kCnnen mit Ge- 
nehmidnnit dea ReicIiBininiater« 
fOr Wiederaufbau Le »tnn^aTer- 
binde der vortfedaebten Art 
bilden. 

Erhebt die HiUte derieni^en 
Betriebe, die der Reicbaminitter 
für Wiedctaulbau zn «inera Lei- 
atungiverbande zuaai 

achließen beabsichtigt, ode 
mindeateoa einem Jahre tot dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung 
bestehender Fach verband Ein- 
(prucb jte^en die Silduntf dea Lei. 
■tun^erbandea, ao iat der im $ 9 
dea AiufQbrunA'ifeaeliea zum 
Frieden* vertrage vom 31. August 
1919 erwähnte AuaachuB des 
Reichatads zu hOren, Der Ein- 
spruch Mt keine aufschiebende 
mAvat. 

Ffir lUfl im Abi. 1 und 3 aoffie- 
ffihrten Leiatungaverbinde |(elten 
die Vorschriften der S9 ? und B, 

S 1. 
. Die Beatinunnnit zum Leiatunita- 
verband iat widerruflich. Der 
Reicht minist er fOr Wlederanfban 
bnl den Leiatuntfa verband aafzu- 
lAsen, sobald der in der SatzuoJ 
TorSesehaoe Zweck erreicht lal. 
BescblieBt ein Leistuntfs verband 
seine Auflfltunt, so kann der 
Reicht minister fOr Wiederaufbati 
nach Znst'mmunit des RclcbstaitS'' 
autschussea den AuflSsungibe- 
■chluB als recht sun wirksam be- 
zeiclinen. 



Die Satzung des Verbandea be- 
darf der Bestitiguml durch den 
Reichs minist er für W ederaufbao. 

Die Satzunit muB die Gewihr 
bieten, daS die andeforderlen Lei- 
stungen nur an Betr ebe verfiebcti 
werden, welche nach Ruf und 
Leistnnjfif&liigkeit hierzu geeignet 

Der Vorstand des Laistungs- 
verbandes ist verpflichtet, dem 
Reichs minist er für Wiederaufbau 
auf Verlanden Auskunft zu geben. 

Bei den BeichluBtassungen dea 
Vorstandes und des Verbandes 
hat der Vertreter des Relchsmioi- 
sters für Wiederaufbau beratende 
Stimme. Der Vertreter des Reichs' 
ministers für Wiederaufbau kann 
Beschlüsse wegen Verletzung dea 
Gesetzes oder der ASentlicben 
Interessen beanstanden. 

Für de Auflesung des L«i- 
stungsverbande* darf dia Satzung 
keine strengere Vorachr ft al* die 
einfache Stimmenmehrheit vor- 
schreiben. 

8 8. 

Wird ein Leistung» verband Ge- 
bildet, so kann der Reichsmin'tler 
für Wiederaufbau bestimmen, daB 
simtliche Betriebe, welche sich 
mit Leistungen der fraglichen Art 
gewerbsmiBig befassen und ihren 
Sitz im Deutschen Reiche haben, 
Mitglieder des Verbandes sind. 
In ZweifelsliUen entscheidet über 
die Zugeherigkeit eines Betriebes 
zum Verbände der Reichsminister 
für Wiederaufbau nach AnhSrung 
der obersten LandeabehCrde. 

in. 

Die Anforderung. 
8 9. 
Die AnforderungsbehSrde kann 
die aufzubringenden Leistungen 
von den Leistungsverbinden oder, 
falle von diesen die Leistung 
nicht bewirkt wird, von den In- 
babern der Betriebe anfordern. In 
diesem Falle haben die Leistungs- 
verbtade die AnforderungsDe- 
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bCrde Vit Ansuchen bei der Am- 
wahi der Betriebe zu nnterttfiUen. 
Die LcigtiinjiTerb&nde haben 
ffir eine anj{eineMene VertcÜnng 
der aafmbrinfeDden Letituiid"> 
innerhalb ihre* Bereich* zu sor- 

Sen, FalU inoeibalb elnef Ver- 
andei binnen einer anjemeiie- 
nen Fritt keine Einigunit erfoltfl, 
nimmt der Reicbtminitter tOr 
Vicdcraufbati die Verteilunit vor. 
S 10. 

Getenatlnde. wekhc Bacb 8 Bll 
der ZiTÜprozeDordnnn< iiDplbid- 
bar sind, kSnncn nicht and^or- 
dert werden. 

8 11. 

Einer nach dieaer Verordnung 
mllstigen AnlorderunK ist ohne 
Veraof, entiprechend den Wei- 
mnjen der Anlorderungibehftrde. 
Fo^e Ca lebten. 

8 12. 

Die AnforderungibehOrde kann 
die Durchfahrunii der Anfocde- 
röuE Ie|E«<<Qt>«'' 3en im 8 ^ iE^- 
dachten Leiituo^l verbinden und 
gedeoflber den Inhabern der Be- 
triebe durch Ordnun^ittraien hii 
zum Betragfe von einhunderttau- 
tend Mark lOr iedea Fall erzvnn- 

Sen. Die gleiche Befugnis haben 
le Linder gegenOber den nach 
8 2 Abi. 2 gebildeten Untenrer- 
binden und gegenüber den In- 
habern der Betriebe. 

Dieic in Abi. 1 aufgelflhrten 
Straten kSnnen nur nach vorauf- 
geiEan'ener Androhung verhlngt 
werden. Ihre DurcbfGhmng erlolft 
im Wetfe des Verwallungszwangca 
nach MaBgabe der landesrecbt' 
liehen Vortcbrjlten. 
8 13. 

Der Bescheid, durch welchen 
die im 8 12 gedachten Strafen 
verhingt werden, ist dem dnrch 
die Strafe Betroffenen znxn- 
atellen. 

Gegen den Bescheid kann bin- 
nen zwei Wochen von der Zuttel- 
Inng ab die Entichcidnng de* 



Reichs Wirts ehaltsgcrichU nachge* 
sacht werden. Die ZweckmUlg- 
keit der Anforderung unterliegt 
der Nachprüfung dorch dasReicht- 
wirtichaltigeri^t nicht Die tai- 
Scheidung des Reichs Wirtschaft s- 
gerichts ist endgOlti^ 

Die Anrufung des Reichiwirl- 
schaftagericbls hat keine aof- 
•chiebende Wirkung. Das Reicbs- 
wirtacbaftsgerichl kann tedoch 
nach AnhSrung der Anforderangs- 
behSrde anordnen, dafl die Durch- 
ffihrung der verUngten Strafe 
einstweilen einzustellen sei. so- 
fern hierdurt^ nieht die recht- 
zeitige Dnrchffihrung des Anfordc- 
mngsTerfahrens gefihrdet wird. 
8 W. 

Eine Anforderung kann wider- 
rufen werden. Besteht die Lei- 
stung in der Herstellung eines 
Werkes and Ut die Herstellung 
zur Zelt des Widerrab bereit* 
beendet, so gilt der Widerruf als 
idcht erfolgt, wenn der Leistungs- 
verpflichtete dem Widerrufe bin- 
nen zwei Wochen, nachdem er 
ihm zugcjfangen i*t. widerspricht. 
8 15. 

Die AnlorderongsbehSrdc hat 
bei den Beatimmangen Über die 
Abnahme die bestehenden Han- 
delsgebriache nach Möglichkeit 
zu hErficksichtigen. 

IV. 

Die Vergatang. 

8 16. 

Die VergQtung. welche dem In- 
haber dea leistnngspflichtigen &«• 
triebes zu gewiwen ist, hat mit 
bandelsfiblichen Fristen in barem 
Geld« oder mit dem ElnverstinJ- 
nisse des Empfingers auf andere 
Weise zn erfolgen. 

Neben einer angemessenen Ver- 
gßtung ffir den Wert der Leistung 
sind die im Werte nicht einge- 
schlossenen notwendigen Kosten 
zu erstatten, welche dem Lei- 
stnngspflichtigcn durch die Lei- 
stung Mitalanden sind. 
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S 17. 

Im Falle dci Widerruli der Ad- 
fordenmg hat der Lclstuogipfiich- 
tije einen Aniprucb aul eine sn- 
gemetiene Enttch&ditfuDA. 

Entgangener Gewinn wird ihm 
nicht creelzt. Soweit lieh hicraua 
im ciuelnen Falle eine betonderc 
Hirtc ergibt, kann der Reicha- 
ninMer für Wiederaufbau Im 
Einvernahmen mit dem Reicbt- 
minitter der Finanzen einen Sas- 
sen oder teilwelaen Enatx dea 
antgantanen Geirinnt bewilligen. 

§ 18. 
Soweit eine Vereinbarung Aber 
die nach H » "»d 17 Ab«. 1 zu 
gewihrenden Veri9tuQtfen nicht 
zu erzielen iit, erfolgt Ihre Feat- 
ietiuD|t durch die Anforderuogi- 
behOrdc. Ut die Lcietunü von 
einem Leittnngaverband angeior- 
dert worden, lo hat die Aniorde- 
rungabehCrde vor der Feiteetiung 
der Vergfitung den Leiatungaver- 
band zu hSten. 

8 19. 

Gegen die Feitaetzung der nach 
den i% 16 und 17 Aba. 1 zu ge- 
wlhrenden VergStuogen kann bin- 
nen lecha Monaten von der Zu- 
•tellung des Fettaetzungibeicbei- 
dea an die Entacheidung dei 
Reicbawirtichaftagerlchtt nachge- 
■ucht werden, du endgültig hier- 
flbcr befindet. Die Auazahlung 
der nicht (trittigen Betrige gc- 
mifi 88 16 und 17 Abi. 1 wird 
hierdurch sieht aufgehalten, 

8 20, 

Die AnforderungibehSrd« ge- 
wEhrt den Leiitungaverblnfen 
und den Inhabern der Betriebe 
angemeuene VorachBase. 

Sie cratattet den Leiilungavor- 
blnden die im einzelnen Falle 
durch d.c Aufbringung der Lci- 
atung nachweialich entatandencn 
notwendigen beiooderen Aua- 
Ugea. 



S 21. 
Im Falle der Enteignung Snden 
auf die FciUetntng der zu ge> 
wthrenden Entichldigung die Be- 
itimmungen der 8g 16 bia 20 «nt- 
aprechende Anwendung, 



SchlaBbeitimmuDgen. 

S 22, 

Streitigkeiten, welche «ch ana 
AnlaS der Verordnung fiber die 
bereite geregelten F&Ue liinaue er. 
geben, enladieidct ebenfalla end- 
gültig dae Reichawdrttcheltage- 
richt, loweit nicht die ordent- 
lichen Gerichte zuatlndlg lind. 

Die Nachprüfung der Zweck- 
mlßigkeit einer Anforderung 
bleibt auch in diesen Fsllen dem 
Reichewitticbaftigericbt entzogen. 

Die Anrufung dea Reichawirt- 
■chaftagericbU bat auch \a dieaea 
FiUcn gegenüber der Durcblflh- 
rung dea AnforderungiTerfahreai 
keine auftda«bende Wirkung. 
S 23. 

Soweit der Relcbaminiater ffir 
Wiederaufbau »elbit eine An- 
forderung erlSBt, Bnden die m 
die AnforderungibehCrde gelten- 
den Beatimmungen entiprechendc 
Anwendung. 

8 24. 

Der Reichiminiater Iflr Wieder- 
aufbau kann Autfflhrungabeitlm- 
mungcn zu dieaer Verordnung er- 
laiaen. 

Die Regierung der Linder oder 
die von innen bcatimmten Landee- 
zentralbeherden ccinaaen die Air 
Durcbffilirung der den Lindem 
obliegenden Leiftungen erlorder- 
Üchen AuafühntngibestünoiungeD. 

8 25. 
Ke Verordnung tritt mit dem 
30. Juni 1925 insoweit außer fCraft 
all nach dieicm Zeilpunkt auf 
Grund dieaer Verordnung oen« 
Anlorderuagaverfahren nicht ein- 
geleitet werden dSrfen. 

801 
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